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Einleitung. 


Der  Name  „Volks Versicherung“  ist  die  Bezeichnung 
für  eine  von  der  „Victoria  zu  Berlin“,  Allgemeine  Ver- 
sicherungs-Aktiengesellschaft, im  Jahre  1892  eröffneten  Ab- 
teilung der  Lebensversicherung  für  minder  bemittelte  Klassen 
mit  folgenden  Merkmalen:  Wegfall  einer  ärztlichen  Unter- 
suchung des  aufzunehmenden  Versicherungskandidaten,  nied- 
rige Versicherungssumme  (obere  Grenze  1500  Mark)  und 
Teilung  der  Prämie  in  kleine,  meist  wöchentliche,  von 
Einnehmern  in  der  Wohnung  des  Versicherungsnehmers 
ahzuholenden  Baten.  Sie  ist  eine  den  Bedürfnissen  kleiner 
Leute  besonders  angepasste  Form  der  kleinen  Lebensver- 
sicherung, welche  auch  schon  vor  der  „Victoria“  aber  unter 
anderen  Bezeichnungen  von  der  Gesellschaft  „Friedrich 
Wilhelm“  in  Berlin  und  noch  früher  von  einigen  anderen, 
allerdings  in  sehr  primitiver  Form,  in  Deutschland  geboten 
und  genommen  wurde. 

Dieser  Versicherungszweig  ist  schon  öfter  in  kleineren 
und  grösseren  Arbeiten  Gegenstand  wissenschaftlicher 
Untersuchung  gewesen,  wie  aus  dem  beigefügten  Literatur- 
verzeichnis zu  ersehen  ist.  Auf  die  hauptsächlichsten  Er- 
gebnisse dieser  Veröffentlichungen  wird  in  der  vorliegenden 
Arbeit  teils  hingewiesen,  teils  werden  sie,  wo  das  unserer 
Untersuchung  zu  Grunde  liegende  Material  andere  Besul- 
tate  liefert,  einer  Kritik  unterzogen  werden.  Grundsätzlich 
unterscheidet  sich  die  vorliegende  Arbeit  von  jenen  durch 
die  historische  Darstellung  des  Stoffes.  Diese  empfiehlt 
sich  erstens,  weil  eine  Bearbeitung  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung der  kleinen  Lebensversicherung  in  Deutschland 
noch  nicht  existiert,  zweitens  aber,  weil  ein  Urteil  über 
Tatsachen  und  Zustände,  von  denen  man  sieht,  wie  sie  ge- 
worden sind,  gerechter  ausfallen  wird,  als  auch  die  genaueste 
Enquete  über  ihren  gegenwärtigen  Inhalt.  Ein  Urteil  über 
die  Frage  der  Volksversicherung  im  allgemeinen  und  im 
besonderen  über  die  deutsche,  ist  das  Endziel  dieser  Unter- 
suchung. 
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Ein  erstes  Kapitel  behandelt  die  Entstehung,  Entwick- 
lung und  Ausbreitung  der  Einrichtungen  der  kleinen  Lebens- 
versicherung in  Deutschland.  Die  Darstellung  dieses  Ent- 
wicklungsganges ist  nicht  ohne  theoretische  und  praktische 
Schwierigkeiten.  Sie  ist  hier  derart  unternommen,  dass 
dessen  wichtigste  Phasen  durch  Beschreibung  der  in  histo- 
rischer Folge  auftretenden  hervorragenden  Versicherertypen 
gekennzeichnet  werden.  Im  zweiten  Kapitel  sind  die  ge- 
schäftlichen und  finanziellen  Betriehsergebnisse  besonders 
für  die  Jahre  1902 — 11  diskutiert,  im  Dritten  ist  ein 
Ueberblick  über  den  Stand  der  Volksversicherung  im  Aus- 
land, speziell  in  England  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  gegeben,  im  Vierten,  dem  wichtigsten  Kapitel, 
sind  auf  Grund  neueren  Materials  und  teilweise  neuerer 
Methoden  die  beiden  brennenden  Fragen  der  Volksver- 
sicherung des  annormalen  Abgangs  und  der  Verwaltungs- 
kosten beantwortet  und  endlich  im  fünften  Kapitel  die 
neuere  Entwicklung  der  Volksversicherung  in  Deutschland 
behandelt. 

Als  Quellen  haben  der  vorliegenden  Arbeit  in  erster 
Linie  die  Geschäftsberichte,  Tarife,  Versicherungsbeding- 
ungen und  sonstige  Materialien  und  besondere  Aufstel- 
lungen sämtlicher  die  Volks  Versicherung  betreibenden  Ge- 
sellschaften gedient.  Zu  besonderem  Dank  bin  ich  der 
Victoria  zu  Berlin  für  ihr  grosses  Entgegenkommen  ver- 
pflichtet. 


I.  Kapitel. 


Entstehung,  Entwickelung  und  Ausbreitung  der 
Einrichtungen. 

Die  Sterbekassen. 

Die  Vorläufer  der  von  den  Versicherungsgesellschaften 
betriebenen  kleinen  Lebensversicherung  sind  die  sogenannten 
Sterbekassen,  eine  Einrichtung,  die  sich  in  der  Geschichte 
sehr  weit  zurück  verfolgen  lässt.  J.  vanSchevichavenbe- 
richtet  in  seinem  Werke  „Vom  Leben  und  Sterben“  l)  von 
einer  solchen  im  alten  Rom,  die  wohl  die  älteste  ihrer 
Art  sein  dürfte.  Es  sind  dies  die  sogenannten  „collegia 
tenuiorum“  (d.  h.  Vereinigung  von  Leuten  niederen  Standes), 
die  nach  den  vorhandenen  Statuten  aus  dem  Jahre  133 
n.  Ohr.  ihren  Mitgliedern  gegen  ein  Eintrittsgelt  von  100 
Sesterzen  (ca.  22  Mk.)  und  einen  monatlichen  Beitrag  von 
5 As  (ca.  28  Pfg.)  im  Todesfälle  eine  zur  Deckung  der 
Begräbniskosten  bestimmte  Summe  Geldes  (funeraticium 
genannt)  von  300  Sesterze  also  ca  66  Mk.)  zahlte.  Bei 
Nichtleistung  des  Beitrages  ging  das  Recht  auf  die  Ver- 
sicherungssumme verloren  und  auch  im  Falle  des  Selbst- 
mordes fand  keine  Auszahlung  statt.  Durch  Zuwendungen 
reicher  römischer  Bürger  war  es  diesen  Vereinigungen 
später  möglich,  die  Leistungen  zu  erhöhen,  sodass  diese 
sich  bald  mehr  den  Kapitalzahlungen  unserer  heutigen 
Lebensversicherungsgesellschaften  näherten. 

Im  Mittelalter  finden  sich  solche  Eürsorgeeinrichtungen 
für  die  Befriedigung  des  bei  einem  Todesfall  eintretenden 
Kapitalbedürfnisses  zur  Bestreitung  der  durch  die  letzte 
Krankheit  und  das  Begräbnis  entstandenen  Kosten  und 
eventuell  zur  Linderung  der  ersten  Not  (wenn  z.  B.  der 

1)  Leipzig  und  Wien  1898.  S.  3. 
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Ernährer  gestorben  war)  und  sogar  in  gewissen  Fällen  zur 
Gründung  einer  neuen  Existenz  gewöhnlich  im  Anschlüsse 
an  berufsgenossenschaftliche  Organisationen  (den  Gilden, 
Zünften),  zuerst  gar  nicht  getrennt  von  deren  übriger 
Tätigkeit,  indem  einfach  die  Begräbniskosten  von  der  be- 
treffenden Gildekasse  getragen  und  Zuwendungen  daraus 
an  die  Witwen  und  Waisen  der  betreffenden  Gildenmit- 
glieder gemacht  wurden,  in  späterer  Zeit  aber  als  mehr 
oder  weniger  selbständige  vom  Zunftzwang  losgelöste 
Sterbekassen. 

Auch  heute  haben  diese  Sterbekassen  in  Deutschland 
noch  eine  grosse  Verbreitung.  Ueber  das  Sterbekassen- 
wesen in  Preussen  existiert  in  Nr.  11  der  Zeitschrift  für 
Versicherungswesen1)  eine  Arbeit,  aus  der  zu  entnehmen 
ist,  dass  am  Schlüsse  des  Jahres  1899  in  Preussen  insge- 
samt 8684  Kassen  bestanden.  1549  davon  waren  allge- 
meine Sterbekassen,  d.  h.  solche  Kassen,  welche  ohne 
Unterschied  des  Berufes  Mitglieder  aufnahmen,  1105  Vereins- 
sterbekassen (von  Krieger-,  Landwehr-  und  Schützen  vereinen) 
und  980  Berufssterbekassen,  d.  h.  solche  Sterbekassen,  welche 
für  Berufsgenossen  und  deren  Ehefrauen  errichtet  sind. 

Wie  jedoch  verschiedentlich  da  und  dort  wegen  Zahlungs- 
schwierigkeiten erfolgte  Zusammenbrüche  und  sehr  viele  Be  Vi- 
sionen mit  nachfolgenden,  die  Mitglieder  enttäuschenden  Sa- 
nierungen zeigen,  haften  den  Sterbekassen  vom  Standpunkt 
einer  ausgebildeten  Versicherungstechnik  und  -Wirtschaft 
Mängel  an,  die  in  vielen  Fällen  ihren  Zweck,  den  Bei- 
tragszahlern im  Augenblick  eines  bestimmten  Bedürfnisses 
eine  Summe  Geldes  zu  sichern,  illusorisch  machen.  Die 
Hauptschwäche  dieser  Kassen  beruht  auf  einer,  das  Sterb- 
lichkeitsgesetz ignorierenden  und  eine  gerechte  Verteilung 
der  Lasten  auf  die  Mitglieder  ausser  Acht  lassenden  Bei- 
tragserhebung. Es  sind  dafür  bei  den  Sterbekassen  drei 
verschiedene  Methoden  in  Anwendung:  1.  das  Umlagever- 
fahren, 2.  die  Erhebung  von  vom  Eintrittsalter  unabhängigen 
mehr  oder  weniger  willkürlich  gewählten  Durchschnittsbei- 
trägen und  3.  die  Berechnung  der  Beiträge  nach  einer 
Sterbetafel  und  ihre  Abstufung  nach  dem  Alter.  Bei  dem 
Umlageverfahren  wird,  wie  der  Name  sagt,  bei  Tod  eines 
der  Mitglieder  das  auszuzahlende  Sterbegeld  einfach  auf 
die  übrigen  umgelegt.  Solange  der  Bestand  der  Mitglieder 
durchschnittlich  noch  jung  ist,  Sterbefälle  also  verhältnis- 


1)  Jahrgang-  1906. 
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massig  noch  selten  eintreten,  kann  eine  Kasse,  ohne  die 
Einzelnen  zu  sehr  zu  belasten,  hohe  Sterbegelder  auszahlen. 
Mehren  sich  mit  zuhnehmendem  Alter  des  Bestandes  aber 
die  Todesfälle  und  findet  kein  entsprechender  Neuzugang 
statt,  so  müssen  die  Mitglieder  nicht  nur  öfter,  sondern 
auch  zu  grösseren  Leistungen  herangezogen  werden.  Dies 
hat  zur  Folge,  dass  viele  Unzufriedene,  besonders  wenn  sie 
jung  und  gesund  sind,  der  Kasse  den  Rücken  kehren, 
Neuaufnahmen  erst  recht  ausbleiben  und  daher  der  Pro- 
zentsatz der  Sterbenden  und  damit  erst  recht  die  Beiträge 
immer  höher  werden,  sodass  schliesslich  niemand  mehr 
zahlen  will,  die  Kasse  sich  auflösen  muss  und  dann  gerade 
diejenigen  das  Nachsehen  haben,  die  ihr  am  längsten  treu 
gewesen  sind.  Die  meisten  Zusammenbrüche  von  Sterbe- 
kassen sind  auf  diese  falsche  Methode  zurückzuführen. 
Bei  dem  System  der  für  alle  Lebensalter  gleichhohen  Durch- 
schnittsbeiträge, die  entweder  versicherungstechnisch  rich- 
tig oder  falsch  berechnet  sein  können,  ist  jedenfalls  immer 
auszusetzen,  dass,  wegen  des  Unterschieds  in  der  Sterblich- 
keitsgefahr verschiedenaltriger  Personen  die  jungen  Ver- 
sicherten zu  viel,  die  Alten  zu  wenig  bezahlen.  Mag  bei 
diesem  System  im  Falle  der  richtigen  Berechnung  der 
Durchschnittsprämien  die  Kasse  lebensfähig  bleiben,  unge- 
recht ist  es  immer.  Die  3.  Methode,  Abstufung  der  Bei- 
träge nach  dem  Alter,  ist  allein  einwandfrei.  Nach  ihr 
verfuhren  von  den  genannten  8634  Kassen  Preussens  nur 
277  oder  7,6  °/0,  nach  den  beiden  ersteren,  oft  zur  Insol- 
venz führenden  und  immer  ungerechten  Methoden  3357 
oder  92,4  °/0. 

Neben  diesen  versicherungstechnischen  Mängeln  war 
von  jeher  und  ist  vor  allem  heute  in  einer  Zeit  regen 
Verkehrs  der  Sterbekassenversicherung  eine  andere  Unzu- 
länglichkeit eigen : Der  beruflich  oder  örtlich  und  sachlich 
begrenzte  Wirkungskreis  der  Kassen.  Beruflich  ist  ihre 
Tätigkeit  und  Wirksamkeit  beschränkt  bei  den  Berufs- 
sterbekassen, örtlich  bei  den  Vereins-  und  Allgemeinen 
Sterbekassen,  d.  h.  erstens  es  existiert  ein  Kreis  von  Per- 
sonen, und  darunter  viele  Versicherungswillige,  welchen 
grundsätzlich  und  praktisch  die  Möglichkeit  fehlt,  sich  bei 
einer  solchen  Kasse  ein  Sterbegeld  zu  sichern  und  zweitens 
geraten  die  Mitglieder  der  Kassen  bei  einem  Wechsel  von 
Wohnsitz  und  Arbeitsstätte,  beim  Austritt  aus  der  der 
Kasse  zugehörigen  beruflichen  oder  anderen  Körperschaft 
in  erheblichen  Nachteil,  da  ja  in  diesen  Fällen  meist  der 
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Anspruch  auf  das  Sterbegeld  verloren  geht.  Sachlich  ist 
die  Tätigkeit  beschränkt,  weil  es  bei  den  Sterbekassen  an 
der,  wie  sich  später  zeigen  wird,  im  Versicherungsgewerbe 
nun  einmal  notwendigen,  wirksamen  Propaganda  und  an 
sonstigen  für  eine  erfolgreiche  Ausbreitung  des  Versiche- 
rungsgedankens erforderlichen  Voraussetzungen  (z.  B.  der 
Beitragserhebung  in  kleinen  Baten)  fehlt. 

Von  grosser  Bedeutung  für  die  Versicherung  des 
kleinen  Mannes  auf  sein  Leben  und  das  seiner  Ange- 
hörigen war  es  daher,  als  die  grossen  Aktiengesellschaften 
und  Gegen seitigkeitsver eine  daran  gingen,  die  Segnungen 
der  Lebensversicherungen,  wegen  der  für  die  Höhe  der 
Versicherungskapitalien  gezogenen  unteren  Grenze  — meist 
3 — 500  Taler  — lange  nur  ein  Privileg  der  Wohlhabenden, 
auch  auf  niedrige  Beträge  auszudehnen,  den  Minderbemit- 
telten also  Gelegenheit  gaben,  sich  zu  versichern  nach 
einer  Auswahl  von  Tarifen  zu  liberalen  Bedingungen  auf 
ein  mit  unbedingter  Sicherheit  garantiertes  Kapital  und 
gegen  gerecht  und  streng,  versicherungstechnisch  bemessene, 
in  kleinen  von  Einnehmern  in  der  Wohnung  des  Versicher- 
ten abzuholenden  Baten  erhobene  Beiträge,  wie  es  die 
Lohn  Verhältnisse  und  die  geringe  moralische  und  wirtschaft- 
liche Sparkraft  der  niedrigen  Volkskreise  verlangt.  Dass 
es  aber  in  Deutschland  von  primitiven  Anfängen  bis  zur 
heutigen  ausgehildeten  Form  der  kleinen  Lebensversiche- 
rung und  ihrer  ansehnlichen  Verbreitung  eines  Stückes 
organisatorischer  und  versicherungstechnischer  Arbeit  be- 
durfte und  erst  eines  allmählichen  Heranreifens,  bedingt 
durch  politische  und  wirtschaftliche  Verhältnisse,  der  in 
Betracht  kommenden  Volksschichten  für  den  Versicherungs- 
gedanken und  seine  Durchführung  soll  im  folgenden  zu 
zeigen  versucht  werden. 

Die  „Thuringia“. 

Die  erste  Lehensversicherungsgesellschaft,  welche  die 
Versicherung  kleiner  Kapitalien  auf  den  Todesfall  in  ihrem 
Betrieb  aufnahm,  ist  die  „Thuringia“,  Versicherungsgesell- 
schaft zu  Erfurt.  Ihre  Leiter  richteten  bei  ihrer  Grün- 
dung im  Jahre  1856  auch  eine  Abteilung,  damals  „Grosse 
Vereinssterbekasse“  genannt,  zur  Versicherung  eines  Sterbe- 
geldes in  der  Höhe  von  50,  100,  150  und  200  Talern  ein. 
Die  Prämien  dafür  waren  in  vierteljährigen  (nach  Ab- 
kommen mit  dem  Agenten  auch  in  monatlichen)  Baten 
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entweder  5,  10,  15,  20  Jahre  lang  oder  bis  zum  60.,  65., 
85.  Lebensjahre  zu  zahlen.  Aufgenommen  wurden  Per- 
sonen vom  15.  bis  zum  60.  Lebensjahre  und  nur  nach 
vorausgegangener  ärztlicher  Untersuchung.  „Die  Prämie 
bei  vollkommen  gutem  Gesundheitszustände“1)  zahlbar  bis 
zum  65  Lebensjahre  betrug  z.  B.  bei  einer  Versicherungs- 
summe von  50  Talern  für  das  Eintrittsalter  25  38  Silber- 
groschen jährlich.  Dies  ist  der  46.  Teil  der  Versicherungs- 
summe. Verglichen  mit  heutigen  Verhältnissen  z.  B.  mit 
dem  entsprechenden  Tarif  l85  der  „Victoria  zu  Berlin“ 
dessen  Prämie  für  das  gleiche  Eintrittsalter  den  29.  Teil 
der  garantierten  Versicherungssumme  und  den  69.  der 
wahrscheinlichen  (seit  20  Jahren  geleisteten)  Höchstaus- 
zahlung mit  Gewinnanteil  beträgt,  muss  die  Versicherung 
teuer  genannt  werden,  da  ja  die  obligatorische  ärztliche 
Untersuchung  eine  Auswahl  der  Risiken  traf,  eine  Ueber- 
zahl  verlustbringender,  vorzeitig  eintretender  Sterbefälle 
also  nicht  zu  erwarten  war  und  von  einem  kostspieligen 
Einziehen  der  Prämien,  weil  diese  in  grösseren  Baten  er- 
hoben wurden  wie  heute,  nicht  die  Bede  sein  konnte.  Der 
Grund  dafür  mag  darin  gelegen  haben,  dass  mangelnde 
Erfahrung  in  der  Sterblichkeit  der  für  diese  Versicherung 
in  Betracht  kommenden  Volkskreise  die  Unternehmer  in 
der  Tarifierung  gerne  etwas  zu  hoch  greifen  liess  und  dass 
tatsächlich  die  damalige  Sterblichkeit  grösser  war  als  heute. 

Sehr  engbrüstig  waren  noch  die  Bestimmungen  über 
die  Bespektfrist  für  -die  Zahlung  der  Prämie,  bei  halb- 
oder  vierteljährlichen  Baten  14  Tage,  bei  jährlichen  30  Tage, 
über  den  Verfall  der  Police  nach  Ablauf  dieser  Zeiten, 
wenn  der  Versicherte  mit  der  Zahlung  noch  im  Rückstände 
war,  ohne  die  Möglichkeit  einer  späteren  wieder  Inkraft- 
setzung und  über  die  Ausnahmefälle  der  Verpflichtung  der 
Leistung  gefasst.  Der  Versicherer  war  davon  ohne  weiteres 
frei,  wenn  irgendwann  während  der  ganzen  Dauer  der 
Versicherung  im  Anmeldeschein  gestellte  Fragen,  Angaben 
im  Geburtsschein,  Gesundheitsattest  oder  in  den  über  den 
Sterbefall  beigebrachten  Beweisen  sich  als  falsch  heraus- 
stellten. Nur  der  „volle  Wert  der  Police“  (Prämienreserve) 
wurde  vergütet,  „wenn  der  Versicherte  sein  Leben  durch 
die  Hand  der  Gerechtigkeit,  durch  Zweikampf,  durch 
Selbstentleibung  und  ausschweifenden  Lebenswandel,  nament- 
lich durch  Trunksucht,  durch  mutwillige  und  gefahrvolle 

1)  Prospekt  der  „Grossen  Vereinssterbekasse“. 
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Handlungen  oder  Unterlassungen  verkürzte  oder  verlor“.1) 
Versiclierungsteclmiscli  war  ein  Fortschritt  dieser  Versiche- 
rung gegenüber  der  Versicherung  bei  Sterbekassen  die 
Abstufung  des  Tarifes  nach  dem  Eintrittsalter  die  Bildung 
richtiger  Reserven  „unter  Zugrundelegung  der  Prämien- 
tafel nach  feststehenden  mathematischen  Regeln  ermittelt 
und  von  der  bezahlten  Prämie  zurückgestellt“  1)  ferner  die 

Tab.  1. 

„Thuringia“ 

Begräbnisgeld- Versicherung  (früher  grosse 
Vereinssterbekassa  genannt) 


V ersi  cheru  n gsb  e stand. 


im 

Jahre 

Policen 

V ersicherungs  - Summen 

Durchschnittl. 

Höhe 

1857 

296 

66  000 

223 

1858 

935 

185  385 

198 

1859 

1 815 

267  855 

204 

1860 

2 265 

445  575 

197 

1865 

5 686 

1 375  118 

241 

1870 

6 833 

1 609  383 

236 

1880 

9 177 

2 277  283 

248 

1890 

8 782 

2 223  865, 04 

253 

1900 

8 861 

2 366  789,68 

267 

1910 

7 827 

2 197  402, 81 

281 

Möglichkeit  des  Umtausches  einer  Police,  die  bereits 
fünf  Jahre  bestanden  hat,  gegen  eine  prämienfreie  auf  das 
„Kapital,  welches  dem  vollen  Wert  (Prämienreserve)  jener 
alten  Police  entspricht“  lautend  und  endlich  die  Festlegung 
von  Bestimmungen  über  eine  Beteiligung  der  Versicherten 
am  Gewinn. 

Dieser  erste  Versuch  einer  Versicherung  kleiner  Be- 
träge auf  den  Todesfall  nach  dem  Muster  der  Grossen 
Lebensversicherung  war,  was  seine  Inanspruchnahme  durch 
das  Publikum  betrifft,  wie  aus  Tabelle  1 hervorgeht,  von 


1)  Versiclierungsbedingungen  für  die  „Grosse  Vereinssterbekasse“ 
der  Thuringia  aus  dem  Jahre  1856. 
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einem  bescheidenen  Erfolg  gekrönt.  Die  Thuringia  erklärt 
selbst,  dass  sie  auf  die  Ausdehnung  dieses  Geschäftszweiges 
keinen  besonderen  Wert  gelegt  hätte.  Die  finanziellen  Er- 
gebnisse daraus,  dürfen  auch  kaum  befriedigt  haben.  Ein 
Detailhandel  wie  die  Versicherung  kleiner  Beträge  erfordert, 
wenn  er  lukrativ  sein  soll,  den  Massenbetrieb.  Darauf  war 
diese  Versicherungsform  mit  ihren  mancherlei  technischen 
Schwerfälligkeiten,  wie  z.B.  der  kostspieligen,  umständlichen 
und  manchem  unbequemen  ärztlichen  Untersuchung,  und 
sonstigen  Mängeln  wie  der  den  Verhältnissen  des  kleinen 
Mannes  schlecht  angepassten  Erhebung  der  Prämien  in 
grösseren  Baten  nicht  zugeschnitten  und  dazu  fehlte  der 
Gesellschaft  bei  der  damaligen  politischen,  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Lage  Deutschlands  wohl  überhaupt  die  Initiative. 
Eine  Vorsorge  für  die  Zukunft  setzt  eben  eine  gewisse 
Buhe,  Ordnung  und  Sicherheit  auf  diesen  Gebieten  in  der 
Gegenwart  voraus.  Diese  Vorbedingungen  waren  in  den 
50  er  und  60  er  Jahren  in  Deutschland  nicht  vorhanden. 
Die  wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  der  „Grossen 
Vereinssterbekasse“  liegt  darin,  dass  sie  den  ersten  kleinen 
Schritt  zu  einer  energischen  Verbreitung  der  Idee,  sich  den 
beim  plötzlichen  Eintritt  des  Todes  entstehenden  Bedarf 
einer  Summe  Geldes  zu  sichern,  in  den  unteren  Schichten 
der  Bevölkerung,  zu  einer  Versicherung  des  Volkes,  dar- 
stellt. Es  war  allerdings  vorerst  nur  ein  ganz  kleiner 
Schritt  und  er  war  verschieden  je  nach  der  Auffassung  der 
Entstehung  der  „Volksversicherung“.  Nimmt  man  diese 
einfach  als  die  Weiterausdehnung  der  für  die  Lebensver- 
sicherung bestehenden  Einrichtungen  über  die  gezogene 
untere  Grenze  der  Versicherungssumme  hinaus,  auf  wirt- 
schaftlich schwächere  Kreise,  so  war  dieser  erste  Schritt 
mit  der  Bemessung  der  niederigen  versicherbaren  Summen 
getan.  Fast  man  aber  die  „Volks Versicherung“  als  die 
notwendige  Ergänzung  zu  und  den  reformatorischen  Ersatz 
für  die  Versicherung  bei  Sterbekassen  auf,  so  bestand, 
abgesehen  von  der  versicherungstechnischen  Vervollkommnung 
die  Neuheit  der  Versicherungsart  darin,  dass  sie  im  Gegen- 
satz zum  beschränkten  Wirkungskreis  der  Sterbekassen  für 
die  Allgemeinheit  zugänglich  war  und  in  den  Dienst  ihrer 
Ausbreitung  eine  Organisation  von  bezahlten  Agenten  trat. 

Die  Thuringia  nennt  ihre  grosse  Vereinssterbekasse 
heute  „Begräbnisgeldversicherung“.  Seit  1898  ist  deren 
Bestand  in  stetiger  Abnahme  begriffen,  und  dürfte  in 
absehbarer  Zeit  ausgestorben  sein. 
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Der  „Allgemeine  Deutsche  Versicherungsverein“. 

Ende  der  50  er  und  in  den  60  er  Jahren  schufen  ver- 
schiedene andere  Lebensversicherungsgesellschaften,  die 
„Germania“  in  Stettin,  die  „Friedrich  Wilhelm“  in  Berlin, 
ähnliche,  jedoch  in  ganz  bescheidenem  Umfange  gehaltene 
Einrichtungen  zur  Versicherung  eines  Sterbegeldes.  Von 
grösserer  Bedeutung  war  erst  wieder  die  Aufnahme  des 
Betriebes  der  kleinen  Lebensversicherung  durch  den  auf 
dem  Prinzip  der  Gegenseitigkeit  gegründeten  „Allgemeinen 
Deutschen  Versicherungsverein“  in  Stuttgart  im  Jahre  1875. 
In  seiner  Abteilung  „Sterbekasse“  versicherte  die  Gesell- 
schaft gesunde  Personen,  vom  17.  bis  55.  Lebensjahr  zu 
Summen  von  anfangs  150-900,  später  von  100-1000  Mark, 
erst  nach  2 dann  nach  3 Tarifen  auf  den  Todesfall  und 
nach  1 auf  den  Todes-  und  den  Erlebensfall  im  60.  und 
65.  Lebensjahr  — (Gemischte  Versicherung).  Zur  Mög- 
lichkeit die  bei  einem  Todesfall  nötig  werdende  Summe 
Geldes  sicher  zu  stellen,  trat  mit  Auszahlung  des  Kapitals 
hei  Lebzeiten  des  Versicherten  im  höheren  Alter  die  der 
Altersversorgung.  Die  Sicherstellung  eines  bestimmten 
Kapitals  hei  Erreichung  eines  gewissen  Lebensalters  war 
aber  nicht  nur  in  Verbindung  mit  der  Todesfallversicherung 
sondern  auch  schon  als  reine  Lebensfallversicherung  möglich. 
Diese  Abteilung,  „Versorgungskasse“  genannt,  wurde  im 
Jahre  1879  eröffnet.  Sie  hatte  den  Zweck,  „den  Mitgliedern 
oder  den  durch  dieselben  versicherten  dritten  Personen 
ein  Kapital  oder  die  hiernach  sich  ergebenden  Kenten 
nach  Zurücklegung  eines  bestimmten  Lebensjahres  oder 
heim  Eintritt  in  das  Militär  auszuzahlen“1).  Es  konnten 
sich  dabei  alle  Altersklassen  einschliesslich  50  beteiligen. 
Die  Termine  der  Auszahlung  des  versicherten  Kapitals 
waren  das  18.  20.  25.  30.  40.  50  und  60.  Lebensjahr. 
Diese  Versicherung  ist  im  gewissen  Sinne  ein  Vorläufer 
unserer  heutigen  Kinderversicherung,  die  ja  auch  haupt- 
sächlich 2)  Erleb ensfallversicherung  ist,  zumal  sie  auch  noch 
unter  Rückvergütung  der  gemachten  Einlage  im  Falle  des 
höheren  Todes  abgeschlossen  werden  konnte. 

In  der  gemischten  und  Erlebensfall- Versicherung  tritt 
das  jeder  Versicherungsart  anhaftende  Sparmoment  be- 
sonders stark  hervor.  Sie  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
geeignet  die  Sparkasse  zu  ersetzen.  Die  Frage,  welche 


1)  Statuten  des  A.D.V.V.  v.  1879. 

2)  d.  h.  praktisch. 
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von  beiden  Institutionen  für  die  minderbemittelten  Klassen 
vorteilhafter  ist,  ob  die  Versicherung  mit  ihrem  Beitrags- 
zwang und  der  unbedingten  Garantie  für  ein  bestimmtes 
Kapital  nach  einer  gewissen  Zeit  oder  in  einem  gewissen 
Bedarfsfälle,  oder  andererseits  die  Sparkasse,  in  die  Er- 
sparnisse zu  beliebiger  Zeit  und  in  beliebiger  Höhe  einge- 
legt werden  können  und  die  dem  Sparer  jederzeit  freie 
Verfügung  darüber  lässt,  kann  mit  allgemeiner  Giltigkeit 
nicht  entschieden  werden.  Die  sichere  Garantie,  nach  einer 
gewissen  Zeit  auch  wirklich  ein  bestimmtes  Kapital  ange- 
sammelt zu  haben,  ist  ein  entschiedener  Vorteil  der  Ver- 
sicherung. — Auch  hat  die  unbedingte  Beitragspflicht  sehr 
oft  günstige  Wirkungen,  indem  sie  den  Versicherungsnehmer 
zum  Sparen  und  damit  zur  Massigkeit  und  Enthaltsamkeit 
zwingt.  — Bei  anderen  aber  schlägt  dieser  Zwang  zu  ihrem 
Nachteil  aus,  da  der  Versicherungsnehmer  immer  erhebliche 
Verluste  erleidet,  wenn  er  einmal  die  Prämienzahlung  über 
die  Respektfrist  hinaus  einstellen  muss.  Ebenso  hat  die 
freie  Verfügbarkeit  über  die  Einlagen  bei  der  Sparkasse 
für  diesen  Sparer  eine  wohltätige,  für  jenen  eine  gefährliche 
Wirkung  und  die  Freiheit  im  Einlegen  der  Ersparnisse  zur 
Folge,  dass  mancher  sehr  viel,  mancher  aber  auch  sehr 
wenig  hinbringt.  Insofern  allerdings  wird  die  Sparkasse 
von  der  Versicherung  an  Bedeutung  und  Leistung  überragt, 
als  bei  dieser  das  Sparmoment  mit  dem  Versicherungs- 
moment vereinigt  und  diese  Verbindung  naturgemäss  geeignet 
ist,  zur  Befriedigung  einer  Mehrzahl  von  Bedürfnissen  zu 
dienen. 

Besondere  Beachtung  verdient  wegen  ihrer  Eigenart 
die  vom  Allgemeinen  Deutschen  Versicherungsverein  einge- 
führte Militärdienstversicherung.  Sie  bestand  lange  Zeit 
als  einziger  Typus  und  wird  für  kleine  Beträge  auser  von 
ihr  auch  heute  nur  noch  von  einer  einzigen  Gesellschaft1) 
betrieben. 

Das  Kapital  ist  bei  dieser  Versicherung  nur  im  Falle 
der  Einstellung  der  Versicherten  in  das  Deutsche  Heer 
oder  die  Kriegsflotte  zahlbar.  Es  wird  diejenige  Prämie 
bis  zum  Ende  des  18.  Lebensjahres  des  Versicherten  er- 
hoben, welche  nach  dem  Erlebensfall  Versicherungstarif 
bezahlt  werden  muss,  wenn  das  Kapital  nach  Erreichung 
des  18.  Lebensjahres  ausbezahlt  werden  soll.  Stirbt  der 
Versicherte  vor  Erreichung  des  17.  Lebensjahres,  so  werden 


, Arminia“  in  München. 
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nur  die  Prämien  zurückvergütet,  vorausgesetzt,  dass  die 
Versicherung  3 Jahre  in  Kraft  war.  Die  Versicherungs- 
summe wird  in  4 Paten  je  am  Anfang  bei  Einjährig 
Dienenden  jeden  Quartals  ihrer  Dienstzeit,  bei  2jährigen 
jedes  Halbjahres  ausbezahlt.  Weiter  bestimmen  die  Statuten: 
„Sämtliche  für  den  Militärdienst  Versicherte  bilden  eine 
besondere  Klasse  der  Abteilung.  Unter  diesen  werden 
diejenigen,  welche  in  ein  und  demselben  Jahre  geboren 
sind,  je  einer  Altersklasse  zugeteilt.  Das  Vermögen  einer 
solchen  Altersklasse  besteht  aus  dem  für  die  Versicherten 
derselben  jeweils  bezahlten  Prämien  den  hieraus  erzielten 
Zinsen  und  etwaigen  besonderen  Einnahmen  nach  Abzug 
der  durch  die  Militärdienstversicherung  erwachsenden  Ver- 
waltungskosten. Die  Abrechnung  über  das  Vermögen  einer 
solcher  Altersklasse  erfolgt  je  auf  den  31.  Dezember  des- 
jenigen Jahres,  in  welchem  die  Versicherten  ihr  25.  Lebens- 
jahr zurückgelegt  haben.  Von  dem  bis  zu  diesem  Termin 
angewachsenen  Vermögen  erhalten  diejenigen,  welche  bis 
dahin  nicht  in  das  Heer  oder  die  Kriegsflotte  eingestellt 
wurden,  oder  deren  Erben,  die  für  sie  eingezahlten  Prämien 
zurückerstattet.  Zu  dem  noch  bleibenden  Pest  des  Ver- 
mögens werden  5 °/0  Jahreszinsen  aus  dem  bereits  an  die 
Versicherten  ausbezahlten  Versicherungssummen  berechnet 
und  es  bildet  die  sich  hiernach  ergebende  Summe  den 
Gewinn,  welcher  unter  diejenigen  Versicherten,  welche  beim 
Militär  gedient  haben  oder  deren  Erben  nach  einem  gleichen 
Prozentsatz  ihrer  Versicherungssumme  und  nach  der  Zahl 
der  Tage  ihrer  aktiven  Dienstzeit  zur  Verteilung  gelangt. 
Bei  dieser  Gewinnverteilung  werden  den  Einjährigen  während 
eines  Jahres  je  ein  Tag  ihrer  aktiven  Zeit  für  2 solcher 
Tage  und  denjenigen,  welche  mehr  als  900  Tage  aktiv 
dienen,  während  der  weiteren  Dienstzeit  je  2 Tage  für 
einen  gerechnet.“  Durch  diese  Bestimmungen  ist  erreicht, 
dass  diese  Versicherung  tatsächlich  gegen  das  Risiko  zum 
Heere  oder  zur  Marine  ausgehoben  zu  werden,  versichert. 

Sie  unterscheidet  in  ihren  Leistungen  aber  nicht  nur 
zwischen  Eingezogenen  und  Befreiten  sondern  auch  unter 
jenen  wieder  zwischen  solchen  mit  längerer  und  solchen 
mit  kürzerer  Dienstzeit. 

Wie  die  Mannigfaltigkeit  der  Tarife  und  Versicherungs-  * 
möglichkeiten  so  bedeuteten  auch  die  Versicherungsbe- 
dingungen dieser  Einrichtungen  des  A.D.V.V.  einen  ent- 
schiedenen Fortschritt  gegen  über  dem  Institut  der  Thuringia. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Gesellschaft  um  deren 
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Ausgestaltung  entsprechend  den  gemachten  Erfahrungen  sehr 
bemüht  war.  So  war  es  ursprünglich  dem  Antragsteller 
freigestellt,  sich  einer  ärztlichen  Untersuchung  zu  unter- 
ziehen. Tat  er  dies  nicht,  so  wurden  beim  Ableben  inner- 
halb der  ersten  B Jahre  nur  60  °/0  der  eingezahlten  Beiträge 
zurückerstattet.  Personen,  deren  Leben  in  ihrem  Beruf 
besonders  gefährdert  war,  zahlten  10  °/0  der  Prämie  mehr, 
wenn  sie  nicht  zugleich  in  Abteilung  3 gegen  Krankheit, 
Unfall  und  Invalität  versichert  waren.  Die  Statuten  von 
1879  nahmen  dann  Personen  nur  nach  vorausgegangener 
ärztlicher  Untersuchung  auf.  — Die  in  gefährlichen  Berufs- 
arten tätigen  wurden  einer  höheren  Altersklasse  zugeteilt. 
Der  Attestzwang  wurde  aber  bald  wieder  aufgehoben  und 
bestimmt,  dass  an  diejenigen  Mitglieder,  welche  bei  der 
Aufnahme  kein  Attest  über  ihren  Gesundheitszustand  bei- 
bringen,  im  Falle  des  Todes  nur  geleistet  wird:  a)  in  den 
ersten  3 Jahren  keinerlei  Zahlung,  b)  im  4.  Jahre  1/3 
c)  im  5.  Jahre  2/3  der  Versicherungssumme  d)  vom  6.  Jahre 
an  das  volle  versicherte  Kapital.  Endlich  wurde  diese 
Karenzzeit  noch  dahin  geändert,  dass  im  1.  Jahre  1/5,  im 
2.  Jahre  2/5,  im  3.  3/5,  im  4.  4/5  und  nachdem  4 Jahre  die 
volle  Versicherungssumme  zur  Auszahlung  kam. 

Diese  mannigfachen  Aenderungen  in  den  Aufnahmebe- 
stimmungen veranschaulichen,  wie  schwierig  aber  auch  wie 
wichtig  das  Problem  der  Bisiken-Auslese  zu  einer  für  alle 
Kreise  des  Volkes  bestimmten  Versicherung  kleiner  Kapi- 
talien ist.  Dass  die  Versicherer  sehr  bald  auf  den  Gedanken 
kommen  mussten,  in  der  kleinen  Lebensversicherung  im 
Gegensatz  zur  Grossen  von  einer  ärztlichen  Untersuchung 
des  aufzunehmenden  Versicherungskandidaten  abzusehen, 
leuchtet  ein.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  viele  Ver- 
sicherungslustige aus  Scheu  von  der  ärztlichen  Untersuchung 
den  Gedanken,  eine  Versicherung  einzugehen,  wieder  fallen 
lassen.  V or  allem  wird  man  einer  solchen  Schamhaftigkeit 
beim  weiblichen  Geschlecht  begegnen,  aber  auch  begreiflich 
finden.  Allein  auch  Männer,  setzten  sich  nicht  gerne  der 
Gefahr  aus,  event.  erfahren  zu  müssen,  dass  sie  an  einem 
körperlichen  Gebrechen  leiden  und  das  ihnen  nach  ihrer 
Konstitution  zu  urteilen,  kein  langes  Leben  mehr  beschieden 
sein  wird.  In  der  Versicherung  auf  kleine  Beträge  stehen 
ferner  die  Kosten  der  ärztlichen  Untersuchung  in  keinem 
Verhältnis  zur  niedrigen  Versicherungssumme  und  oft  ganz 
kleinen  Prämie.  Nach  dem  Tarif  I das  A.D.V.V.  von  1879 
betrug  z.  B.  die  Prämie  für  100  Mark  Versicherungssumme 
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beim  Eintrittsalter  20  monatlich  20  Pfg.,  jährlich  2.21  Mark. 
Die  Kosten  eines  Attestes  müssten  sich  also  auch  wenn 
die  Untersuchung  oberflächlich  vorgenommen  wird,  auf  das 
2 bis  3 fache  der  Jahresprämie  stellen.  Einem  glatten 
Verzicht  auf  die  Untersuchung  steht  aber  die  Befürchtung 
entgegen,  dass  sich  eine  Ueberzahl  schlechter  Bisiken  zur 
V ersicherung  drängen,  die  Durchschnittssterblichkeit  erhöhen 
und  die  Prämie  verteuern  würden.  Die  Gesunden  und 
daher  Langlebigen  hätten  dann  erheblich  mehr  zu  zahlen 
als  ihrer  Lebenserwartung  entspricht,  eine  Tatsache,  gegen 
die  z.  B.  Berufsgruppen,  von  denen  die  Sterblichkeit  als 
notorisch  günstig  gilt,  wie  die  Landwirschaft,  immer  stark 
Front  machen,  und  der  auch  eine  Entwicklungstendenz 
der  Versicherungstechnik,  die  fortschreitende  Ausbildung 
der  Gefahrenklassifikation,  entgegensteht.  Man  ist  daher 
auf  den  Gedanken  gekommen,  dass  bei  Wegfall  der  ärzt- 
lichen Untersuchung  von  der  Aufnahme  in  der  Versicherung 
das  versicherte  Kapital  innerhalb  einer  gewissen  Karenz- 
zeit nicht  voll  zur  Auszahlung  gelangt  und  die  Leistungen 
im  Versicherungsfalle  während  dieser  Zeit  mit  der  Ver- 
sicherungsdauer allmählich  ansteigen.  Die  Lösung  des 
Problems  hat  den  V orzug,  dass  sie  die  peinliche,  umständ- 
liche und  kostspielige  Kontrolle  der  ärztlichen  Untersuchung 
vermeidet  und  die  Aufnahme  in  die  Versicherung  erheblich 
erleichtert,  also  ein  fundamentales  Erfordernis  einer  wahren 
„Volksversicherung“  erfüllt,  ohne  damit  die  Nachteile  des 
Wegfalls  dieser  Kontrolle  stark  zur  Geltung  kommen  zu 
lassen.  Es  ist  interessant  zu  sehen,  wie  die  Erfahrungen 
der  Praxis  des  A.D.V.V.  zu  dieser  Lösung  geführt  haben. 

Neu  an  der  Sterbe-  und  Versorgungskasse  des  A.D.V.V. 
und  ein  kleiner  Schritt  näher  an  die  moderne  „Volksver- 
sicherung“ waren  ferner  die  Einführung  eines  Tarifs,  bei 
dem  sich  die  Versicherungssumme  nach  festen  monatlichen 
Beiträgen  richteten,  die  Erweiterung  der  Bespektfrist  für 
die  Zahlung  der  Prämien  auf  allgemein  30  Tage  und  die 
Möglichkeit  einer  Wiederbelebung  bereits  erloschener  Ver- 
sicherungen innerhalb  zweier  Monate  nach  Ablauf  dieser 
Frist  durch  Nachzahlung  der  schuldig  gebliebenen  Beiträge 
in  doppelter  Höhe.  Dagegen  war  eine  Umwandlung  der 
Police  in  eine  prämienfreie,  wie  sie  die  Thuringia  schon 
erlaubte,  nicht  vorgesehen.  Noch  nicht  10  Jahre  laufende 
Versicherungen  erloschen  ohne  weiteres  bei  Unterlassung  der 
Prämienzahlung,  bei  Unterbreitung  falscher  Anträge  und 
Atteste,  beim  Aufenthalt  im  Auslande  länger  als  drei 
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Monate,  ohne  vorherige  Vereinbarung  mit  dem  Verein,  beim 
Eintritt  in  den  Kriegs-  uud  See  dienst,  bei  längerer  Frei- 
heitsstrafe, bei  Uebertritt  in  einen  gefährdeten  Beruf,  und 
wenn  das  Leben  des  Versicherten  verkürzt  war  durch 
Zweikampf,  Selbstmord,  Trunksucht  und  durch  die  Hand 
der  Gerechtigkeit.  War  dagegen  in  allen  diesen  Fällen 
die  Police  10  Jahre  in  Kraft,  so  erhielten  die  Mitglieder, 
oder  deren  Erben  bei  Eintritt  des  Versicherungsfalles 
30  °/0  der  eingezahlten  Jahresprämien  zurückvergütet.  Diese 
Bestimmungen  lassen,  wie  man  sieht,  an  Liberalität  dem 
Versicherungsnehmer  gegenüber  noch  zu  wünschen  übrig. 

Tab.  2. 

Entwicklung 

der  Volksver sich  erung  des 
Allgemeinen  Deutschen  Versicherungs -Verein 
a.  G.  in  Stuttgart 


Jabr 

Bestand 

des 

Policen 

L am  Anfang 
5 Jahres 
Versiche- 
rungssummen 

Jahres- 

prämie 

Reserve 

Gewinn 

1875— 1.  VI.  1877 
1877  — 31.XII.77 

12  467 

2 515  956 

? 

? 

? 

1.1.78— 31. XII.  78 

12  904 

2 459  607 

9 

9 

9 

1.1.79— 1.VI.80 

12  789 

2 453  186 

? 

? 

? 

1.  VI.  80 — 1.  VI.  81 

11  710 

2 312  625 

? 

9 

? 

1.1.81— 31.XII.81 

12  146 

2 545  185 

93350 

140947 

1815 

1882 

11  850 

2 212  143 

100286 

169865 

119 

1883 

12  194 

2 269  319 

105749 

284413 

11709 

1884 

13  804 

2 536  368 

106715 

328203 

1924 

1885 

15  205 

2 743  188 

119501 

386472 

3191 

1890 

19  151 

3 788  892 

206683 

558825 

34319 

1900 

40  765 

9 091  048 

? 

? 

? 

1910 

47  971 

11  246  708 

505907 

2851266 

249  257 

Tabelle  2 zeigt  die  Entwicklung  des  Versicherungs- 
bestandes, die  Prämieneinnahme  und  die  Ueberschüsse  der 
Abteilung  der  „Sterbe-  und  Versorgungskasse“  an.  Der 
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Zuspruch  von  Seiten  des  Publikums  war  grösser  als  bei 
der  „Thuringia“.  Weitere  Kreise  konnte  die  Versiche- 
rung aber  doch  noch  nicht  erfassen. 


Anmerkung:  Der  Vollständigkeit  halber  sei  hier  eingefügt, 
dass  im  Jahre  1878  eine  Sterbekasse,  die  Schutz  und  Trutz,  Sterbe- 
kasse für  Militär-,  Krieger-  und  andere  Vereine  ins  Leben  trat,  die 
zum  erstenmale  wöchentliche  Beiträge  im  Minimalbetrage  von  5 Pfg. 
erhob.  An  diejenigen,  welche  sich  bei  der  Aufnahme  einer  ärzt- 
lichen Untersuchung  nicht  unterzogen,  wurde  bei  Tod  innerhalb  der 
ersten  Hälfte  der  Versicherungsdauer  nichts,  innerhalb  der  zweiten 
Hälfte  die  halbe  und  erst  nach  dem  1.  Jahre  die  volle  Versiche- 
rungssumme ausbezahlt.  (Siehe  Kohl,  a.  a.  0.  S.  4).  Näheres  über 
diese  Sterbekasse  ist  nicht  mehr  in  Erfahrung  zu  bringen,  da  sie 
nicht  mehr  existiert.  Ihr  Bestand  ist  im  Jahre  1904  von  der 
„Deutschland“  übernommen  worden. 


Die  folgenden  Versuche  der  deutschen  Versicherer, 
die  Lebensversicherung  in  den  untersten  Klassen  zur  Ein- 
führung zu  bringen,  unterscheiden  sich  wesentlich  von  dem 
bisher  behandelten.  Gegenüber  der  Versicherung  bei 
einer  Sterbekasse  hatten  die  Einrichtungen  der  Thuringia 
und  des  A.D.V.V.  zwar  den  entschiedenen  Vorzug,  dass 
sie  versicherungstechnisch  meisterten,  woran  die  unsicher 
fundierten  und  falsch  verwalteten  Sterbekassen  litten  und  viel- 
fach zu  Grunde  gingen,  eine  richtige  und  gerechte  Erhebung 
der  Beiträge  und  deren  mathematisch  definierte  Verwal- 
tung und  dass  sie  die  Tarife  mannigfaltiger  und  die  Be- 
dingungen des  Versicherungsvertrages  liberaler  gestalteten. 
Auch  war,  wie  erwähnt,  die  Tatsache  neu  und  von  Be- 
deutung, dass  die  Versicherung  bei  den  Gesellschaften 
jedermann  zugänglich  war  und  sogar  jeweils  ein  Agenten- 
apparat für  ihre  Ausbreitung  tätig  war.  Allein  bei  beiden 
Instituten  waren  die  behandelten  Einrichtungen  doch  nur 
mehr  oder  weniger  sorgfältig  gepflegte  Abteilungen  eines 
grossen,  eine  Beihe  von  anderen  Branchen  umfassenden 
Betriebs.  Die  kleine  Versicherung  wurde  nur  so  nebenbei 
geführt.  Das,  woran  es  fehlte,  war  der  Glaube,  dass  auch 
die  Versicherung  kleiner  und  kleinster  Beträge,  wenn  ratio- 
nell und  grosszügig  betrieben,  ein  dankbares  Geschäftsge- 
biet sein  kann  und  infolgedessen  die  Initiative  zu  einem 
zielbewussten  und  energischen  Hineintragen  des  Versiche- 
rungsgedankens in  die  untere  soziale  Schicht.  Allerdings 
haben  in  Deutschland  auch  lange  Zeit  notwendige  Voraus- 
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Setzungen  dafür  gefehlt:  Das  geeignete  Versicherung  s- 

publikum.  Dieses  erstand  erst,  als  mit  dem  Aufblühen 
der  Industrie  in  den  70er  Jahren  ein  wirtschaftlich  und 
intellektuell  emporstrebender  Arbeiterstand  heranwuchs, 
dem  durch  gute  Lohnbezüge  viel  bares  Geld  zufloss.  Da 
fehlte  es  dann  auch  nicht  an  wohldurchdachten  und  guten 
angelegten  Projekten  erfahrener,  weitblickender  Versiche- 
rungsmänner, diesen  Handarbeitern  die  Segnungen  der 
Lebensversicherung  zu  bringen.  „Arbeiterversicherung“ 
heisst  jetzt  die  kleine  Lebensversicherung,  nicht  mehr 
Sterbegeld-  oder  Sterbekassenversicherung,  weil  ihre  Gründer 
vor  allem  die  Bedürfnisse  und  Lebensverhältnisse  der  Ar- 
beiterklasse im  Auge  hatten. 

Angeregt  und  ermutigt  zur  energischen  Inangriffnahme 
des  neuen  Gebietes  waren  die  deutschen  Versicherer  durch 
die  kolossale  Entwicklung,  welche  die  kleine  Lebensver- 
sicherung (industrial  Insurance  = „Arbeiterversicherung“) 
in  den  industriell  vorgeschritteneren  Ländern  England  und 
Nordamerika  genommen  hatte.  In  diesem  Zusammenhang 
und  wegen  späterer  Vergleiche'  und  Hinweise,  ist  es  not- 
wendig, auf  diese  Verhältnisse  Englands  und  Nordamerikas 
kurz  einzugehen. 

In  England  war  im  Jahre  1854  die  „industrial  insu- 
rance“ durch  die  „Prudential  Assurance  Company“  in 
London  eingeführt  worden.  Diese  Gesellschaft  hatte  ihre 
Aufmerksamkeit  auf  einen  Parlamentsbericht  über  Ver- 
sicherungsgesellschaften zugewendet,  in  welchem  die  Anre- 
gung gegeben  wurde,  dass  die  Wohltaten  der  Lebensver- 
sicherung auf  die  breiten  Massen  des  Volkes  ausgedehnt 
werde,  besonders  auf  die  Klasse  der  Lohnarbeiter  und 
Handwerker.  Schon  im  Jahre  1850  hatte  ein  anderer 
Bericht  die  Unsicherheit  der  bestehenden  Sparinstitute  der 
mittleren  und  arbeitenden  Klassen  und  die  grossen  Ver- 
luste, welche  diese  bei  jenen  schon  erlitten  hätten,  als  das 
Resultat  von  Ueberblirdung,  falscher  Rechnungsweisen  und 
Betrug  nachdrücklich  betont.  Andere  in  den  Jahren  1847 
bis  1854  angestellte  Untersuchungen  über  die  Geschäfts- 
praxis der  Sterbekassen  (Burial  Clubs)  und  Arbeiterhilfs- 
kassen (Friendly  Societies)  förderten  sehr  Unerfreuliches 
zutage.  Sie  ergaben,  dass  diese  Institute,  ähnlich  wie  in 
Deutschland  die  kleinen  Leute  durch  grosse  Versprechungen 
anlockten,  ihre  Ersparnisse  einzulegen,  dass  aber  die  ver- 
sprochenen Leistungen  und  die  Einlösung  der  eingegangenen 
Verbindlichkeiten  gar  nicht  sicher  garantiert  werden  konnten, 
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da  sie,  ohne  Rücksicht  auf  die  Gesetze  der  Sterblichkeit 
berechnet,  erwartungsgemäss  viel  zu  hoch  normiert  waren. 
In  diesen  Missständen  Wandlung  zu  schaffen,  machte  sich 
die  „Prudential“  zur  Aufgabe.  Es  ist  bemerkenswert,  dass 
die  Anregung  an  die  privaten  Versicherungsgesellschaften, 
den  breiten  Massen  die  Lebensversicherung  zu  vermitteln, 
vom  Parlament  ausging.  Das  ist  überhaupt  das  charakte- 
ristische an  der  englischen  Privatversicherung,  dass  sie 
vielmehr  das  Vertrauen  des  Staates  und  seiner  gesetz- 
gebenden Körperschaften  geniesst,  wie  es  z.  B.  in  Deutsch- 
land der  Fall  ist.  Hier  ist  man  versucht,  immer  genau 
den  umgekehrten  Weg  zu  gehen,  wie  es  hier  in  England 
geschah:  Man  misstraut  den  privaten  Versicherern  und 
fordert  die  Verstaatlichung  des  Versicherungswesens. 

Seit  1854  stellte  also  die  Prudential  Policen  über  ganz 
kleine  Beträge  aus,  liess  die  Prämien  im  Durchschnitt  wöchent- 
lich nicht  mehr  als  loPfg.  betragend,  durch  ein  Heer  von 
Agenten  bei  den  Versicherten,  meist  Arbeitern,  am  Zahltag  in 
der  Wohnung  pünktlich  abholen  und  zahlte  die  Kapitalien  im 
Versicherungsfall  prompt  aus.  Eine  ungeheuere  Beliebtheit 
errang  sich  diese  Versicherung.  Nach  dem  Assekuranz- 
jahrbuch von  1888  verfügte  diese  Gesellschaft,  der  bald 
andere  nachahmten,  im  Jahre  1881  über  einen  Versiche- 
rungsstand von  4 821414  Policen  über  908  595  468  Mark, 
Kapital.  Die  Prämien-Einnahme  betrug  in  diesem  Jahre 
87  729  677  Mark,  die  Zahlungen  für  Todesfälle  13  050  940 
Mark,  die  Verwaltungskosten  17  454  668  Mark,  darunter 
7 217  214  Mark  Gehälter  für  die  Agenten.  Man  beachte 
die  hohen  Verwaltungskosten  dieser  Branche,  die  46  °/0 
der  Prämieneinnahme  absorbierten. 

Einen  ähnlichen  Aufschwung  versprach  die  nach  dem 
Muster  der  englischen  Gesellschaften  im  Jahre  1875  in 
Amerika  eingeführte  „Industrial  insurance“  zu  nehmen. 
Nach  kaum  9 Jahren,  seit  der  Einführung  durch  die 
Prudential  of  America  in  Newark,  die  4 Jahre  lang  allein 
den  Zweig  betrieb,  waren  im  Jahre  1884  bei  vier  Gesell- 
schaften zusammen  schon  1 092  529  Policen  über  466  684  058 
Mark  Kapital  in  Kraft. 

In  Deutschland  sind  im  Jahre  1880  zwei  Gesellschaf- 
ten dazu  übergegangen,  den  Arbeitern  die  Lebensversiche- 
rung zu  vermitteln:  Die  Wiener  „Patria“  am  Anfang  und 
der  „Nordstern“  gegen  Mitte  des  Jahres.  Des  besseren 
Verständnisses  und  der  klareren  Uebersicht  wegen,  wird 
der  „Nordstern“  zuerst  behandelt. 
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Der  „Nordstern“. 

Der  „Nordstern,  Lebensversicherungsaktiengesellschaft“ 
in  Berlin  rief  gegen  Ende  des  Jahres  1880  eine  Tochter- 
gesellschaft „Nordstern,  Arbeiterv ersieh erungsgesellschaft“ 
ins  Leben,  mit  dem  Zweck  „Kapitalien  mit  Beziehung  auf 
den  Gesundheitszustand,  den  Eintritt  des  Todes  oder  eines 
gewissen  Lebensalters  von  Arbeitern,  resp.  von  Personen 
aus  den  gering  bemittelten  Klassen  der  Bevölkerung  unter 
Berücksichtigung  der  besonderen  Yerhältnisse  des  Arbeiter- 
standes zu  versichern.“1) 

Die  neue  Anstalt  war  in  Anlehnung  an  die  wohl- 
organisierte und  bewährte  Muttergesellschaft  noch  mit 
einem  besonderen  Aktienkapital  von  8 Millionen  Mark, 
welches  mit  staatlicher  Genehmigung  auf  1 5 Millionen 
Mark  erhöht  werden  kann,  ausgestattet,  und  daher  gut 
und  auch  den  Interessen  wenig  bemittelter  Kreise  in 
weitem  Masse  entgegenkommend  fundiert.  Um  nämlich 
dem  Einwand  entgegenzutreten,  dass  diese  „Arbeiterver- 
sicherung“ betrieben  von  einer  auf  dem  Erwerbsprinzip 
basierenden  Aktiengesellschaft  Gewinne  aus  den  Taschen 
armer  Leute  zöge,  und  sich  die  Aktionäre  daran  bereicher- 
ten, wurde  deren  Dividende  von  vornherein  statutarisch  in 
der  Weise  begrenzt,  dass  diese  bei  20  °/0  Bareinzahlung 
und  80  °/0  Deckung  durch  Solawechsel  niemals  mehr  als 
2 °/0  des  Aktienkapitals  erhalten  sollten  und  aller  darüber 
hinausgehender  Gewinn  an  die  Versicherten  zurückfallen 
sollte.  Diese  uneigennützige  Bestimmung  verdient  volle 
Anerkennung.  Sie  ist  ein  bedeutender  Schritt  der  An- 
näherung an  das  Gegenseitigkeitsprinzip. 

Es  war  jedoch  schon  bei  der  Gründung  des  Unter- 
nehmens eine  Bewegung  im  Gange,  welche,  wenn  sie  weiter 
um  sich  greifen  sollte,  hemmend  auf  die  Entwicklung  einer 
privaten  Arbeiterlebensversicherung  einzuwirken  drohte: 
Die  staatliche  Regelung  einer  Arbeiter-Kranken-,  Unfall-, 
Alters-  und  Invalidenversicherung.  Für  die  beiden  ersten 
Gruppen  standen  die  Gesetzentwürfe  bereits  in  Aussicht. 
Der  „Nordstern“  legte  seinen  Standpunkt  über  die  Mög- 
lichkeit einer  Kollission  seines  Unternehmens  mit  dieser 
staatlichen  Versicherung  in  einer  Reihe  von  Erklärungen, 
wie  folgt,  nieder. 

1)  Aus  einer  Erklärung  der  Gesellschaft  an  die  Oeffentlichkeit,  abge 
drucktin  den  Annalen  des  gesamten  Versicherungswesens  11.  Jahrg.  1880, 
Seite  210. 
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„Vorab  gellt  die  Gesellschaft  von  der  Anschauung 
aus,  dass  die  Frage  der  Arbeiterversicherung  unabhängig 
von  der  Haftpflichtfrage  oder  der  Frage  der  Unfallver- 
sicherung zu  lösen  ist.  Das  soziale  Elend,  welches  den 
Arbeiterstand  dadurch  trifft,  dass  der  Arbeiter  vorzeitig 
arbeitsunfähig  wird,  oder  die  Familie  frühzeitig  ihren  Ver- 
sorger verliert,  ist,  soweit  es  durch  Unfall  bei  Ausübung 
des  Berufes  herbeigeführt  wird,  verschwindend  gering  gegen 
das,  welches  dem  Arbeiterstand  erwächst  aus  allen  sonstigen, 
Gesundheit  und  Leben  schädigenden  Einflüssen.  Die  Ver- 
sicherung für  den  Fall  frühzeitiger  Invalidität  oder  vor- 
zeitigen Absterbens  überhaupt  ist  dasjenige,  was  zu  er- 
streben ist,  und  die  Verpflichtung  hierzu  mitzuwirken,  wird 
der  Arbeitgeber  umsoweniger  von  der  Hand  weisen  können, 
als  jene  Gesundheit  und  Leben  schädigenden  Einflüsse 
ebenso  wie  Unfall  in  der  Hauptsache  mit  der  Ausübung 
des  Berufes  verbunden  sind.“1)  Weiter  nennt  die  Gesell- 
schaft die  Gründe,  die  sie  bewTogen  haben,  die  Kapital- 
versicherung auf  den  Todesfall  (später  unter  Einschluss 
der  Altersversorgung  durch  Auszahlung  der  Versicherungs- 
summe bei  Erreichung  eines  bestimmten  Lebensalters)  an 
Stelle  der  bestehenden  Einrichtungen  von  Arbeiterkassen 
zur  Versicherung  von  Invaliden-  und  Witwenrenten  zu 
setzen.  In  der  Natur  dieses  Versicherungsgeschäftes  liege 
es,  dass  die  wirkliche  Höhe  der  Opfer,  welche  die  Renten- 
versicherung erfordert  meist  erst  dann  erkannt  werde, 
wenn  es  zu  spät  ist,  wenn  Vermögen  und  Verpflichtung 
der  Kassen  in  derartigem  Missverhältnisse  stehen,  dass 
bereits  fällige  Verbindlichkeiten  nicht  mehr  erfüllt  werden 
können.  Bei  den  Knappschaftsvereinen  Preussens  beständen 
so  bereits  (im  Jahre  1878)  eine  Unterbilanz  von  95  Mil- 
lionen Mark.  Während  ferner  für  den  85jährigen  Arbeiter, 
um  eine  Invalidenrente  von  100  Mark,  eine  Witwenrente 
von  100  Mark  und  eine  Waisenrente  von  50  Mark  ver- 
sichern, ein  jährlicher  Beitrag  von  50  Mark  erforderlich 
sei,  könne  für  50  Mark  jährlich  ein  Kapital  von  1500  Mark 
versichert  werden,  eine  Summe  also,  welche,  wenn  auch 
nicht  in  allen,  so  doch  in  einer  grossen  Zahl  von  Fällen 
völlig  ausreichende  Hilfe  gewährt,  während  dies  bei  einer 
Rente  von  100  Mark  jährlich  oder  8l/3  Mark  monatlich 
niemals  der  Fall  ist.  Es  käme  hinzu,  dass  bei  der  Inva- 


1)  Aus  einer  in  den  Annalen  für  das  gesamte  Versicherungs- 
wesen XII.  Jahrgang  1881  S.  44  abgedruckten  Veröffentlichung. 
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lidenrente  dem  Versicherten  die  Gegenleistung  verloren 
geht,  wenn  er  stirbt  oder  aus  seinem  Dienstverhältnis  tritt, 
bevor  er  invalid  geworden  ist  und  dass  ebenso  bei  der 
Witwenrente  die  Gegenleistung  ausfällt,  wenn  die  Frau 
vor  dem  Arbeiter  stirbt,  während  bei  der  Kapitalversiche- 
rung dem  Versicherten  die  Gegenleistung  in  allen  Fällen 
sicher  sei. 

Was  den  ersten  Vorwurf  gegen  die  bestehende  Kenten- 
versicherung der  Arbeiterkassen  betrifft,  so  begründet 
deren  schlechter  finanzieller  Stand  allein,  soweit  er  auf 
versicherungstechnisch  unrichtigen  Kechnungsweisen  beruht, 
noch  kein  Verdammnis  der  Kentenversicherung  zu  Gunsten 
der  Kapitalversicherung.  Er  würd&  durch  mathematisch- 
korrekte Kechnungsmethoden  vermieden  worden  sein.  Dem 
anderen  Grund  aber  für  die  Substitution  von  Kenten  durch 
Kapitalien  muss  man  beipflichten.  In  der  Tat  wird  der 
einem  Lohnarbeiter  mögliche  Aufwand  für  eine  Kenten- 
versicherung seiner  Witwe  in  den  seltendsten  Fällen  aus- 

Tab.  3. 


„Nordstern“ 


Arb  ei  terv  er  Sicherung. 


Jahr 

Bestand 

Durchschnitt- 
liche Yersich.- 
Summe 
M 

Prämien- 

Einnah- 

men 

Ji 

Y erwaltungs- 
Kosten 

Ji 

Police 

Yers.-Summe 

Ji 

1881 

5917 

3 250  964 

549 

111  162 

29  948 

1882 

8 801 

5 691  900 

647 

202  574 

27  823 

1883 

10  300 

6 658  606 

646 

240  982 

28  352 

1884 

10  887 

6 950  876 

638 

260  073 

25  392 

1885 

11  499 

7 321  855 

637 

289  158 

I Wegen  der 

1886 

11  630 

8 268  040 

711 

388  209 

I darin  enthalt. 

1887 

11  314 

1 7 057  495 

624 

280  416 

| Kosten  der 

1888 

11  157 

6 909  862 

619 

270  329 

Uniall-  Vers. 

1 nicht  zu  gebr. 

reichen,  dieser  eine  jährliche  Kente  von  solcher  Höhe  zu 
sichern,  dass  sie  davon  leben  kann.  Ein  Kapital  für  die 
entsprechende  Prämie  aber  kann  den  Hinterbliebenen  über 
die  Begräbniskosten  hinaus  die  Gründung  einer  Existenz 
ermöglichen.  Es  war  dem  Nordstern  tatsächlich  auch  da- 
rum zu  tun,  ansehnlichere  Kapitalien  zu  versichern,  die 
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ganze  Sparkraft  des  Arbeiters  zu  erfassen  und  vor  allem 
den  besser  situierten  Arbeiter  für  die  Versicherung  zu  ge- 
winnen. Für  die  Versicherungssumme  bestand  nämlich 
eine  untere  Grenze  von  300  Mark,  die  obere  war  2000  Mark. 
Tatsächlich  erzielt  wurde,  wie  aus  Tabelle  3 zu  ersehen 
ist,  eine  durchschnittliche  Versicherungssumme  von  630 Mark. 
Wir  werden  später  sehen,  dass  diese  untere  Begrenzung 
der  Versicherungssumme  nicht  zum  Vorteil  der  Entwick- 
lung der  Versicherung  ausschlug. 

Unter  den  Versicherungsbedingungen  der  „Arbeiter- 
versicherungu  war  von  einschneidenster  Bedeutung  die  Neu- 
heit der  dem  Lohnbezügen  der  Arbeiter  angepasste  wöchent- 
liche Prämienzahlung.  Mag  die  Erkenntnis  der  Notwendigkeit 
einer  Vorsorge  für  Eventualitäten  in  der  Zukunft  für  sich 
oder  seine  Hinterbliebenen  im  Falle  vorzeitiger  Arbeitsun- 
fähigkeit oder  des  Todes  und  der  gute  Wille  dazu  in  den 
unteren  Klassen  noch  so  stark  entwickelt  sein,  so  fehlt  es 
da  doch  sehr  oft  an  der  moralischen  und  wirtschaftlichen 
Kraft,  Ersparnisse  vom  wöchentlichen  Lohn  für  solche 
Zwecke  zurückzulegen,  aufzubewahren  und  in  monatlichen, 
vierteljährlichen  oder  noch  langfristigeren  Baten  als  Prämie 
hinzugeben.  Zu  einer  rationellen  Versicherung  dieser 
Kreise  gehört  daher  als  erstes  und  unbedingtes  Erfordernis 
die  Teilung  der  Jahresprämie  in  sehr  kleine,  am  besten 
wöchentliche  Baten  und  es  kann  als  Anfang  einer  soge- 
nannten „Volksversicherung“  der  Zeitpunkt  gelten  an 
welchem  die  V ersicherung  zum  ersten  Male  gegen  wöchent- 
liche Prämie  geboten  wurde1). 

I)a  bei  Wochenprämien  die  jedesmalige  Ausstellung 
und  Präsentation  einer  Prämienrechnung  für  einen  fälligen 
Beitrag  naturgemäss  zu  umständlich  und  kostspielig  ist, 
muss  bei  dieser  Versicherung  ein  anderes  Quittungssystem 
eingeführt  werden.  Der  „Nordstern“  gab  zu  diesem  Zwecke 
jeder  Police  ein  Quittungsbuch  bei,  indem  der  Agent 
quittierend  bescheinigte,  an  welchem  Tage  die  Zahlung  der 
Prämie  erfolgt  ist.  Die  Frist  für  die  Zahlung  der  Prämie 
betrug  bei  wöchentlichem  Betrag  nur  eine,  bei  monatlichen 
viertel-,  halb-  und  ganzjährlichem  zwei  Wochen.  Doch 


1)  Dieser  Zeitpunkt  ist  genau  genommen  in  Deutschland  der 
15.  April  1880,  an  welchem  Tage  der  damalige  Bevollmächtigte  für 
Preussen  der  „Wiener  Patria“,  Juliusburger,  die  ersten  Lebensver- 
sicherungspolicen mit  wöchentlicher  Beitragszahlung  ausfertigte.  Die 
Arbeiterversicherungsgesellschaft  „Nordstern“  trat  wie  schon  angegeben 
erst  einige  Monate  später  ins-  Leben. 
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verpflichtete  sich  die  Gesellschaft  noch  14  Tage  lang  die 
Versicherung  ohne  Weiteres  wieder  in  Kraft  zu  setzen, 
wenn  innerhalb  dieser  Zeit  die  rückständigen  Prämien  nebst 
einer  Erneuerungsgebühr  gezahlt  wurden.  Sehr  liberal  war 
die  Bestimmung,  dass  bei  Nichtinnehaltung  der  Bespektfrist 
schon  noch  zweijähriger  Versicherungsdauer  eine*  prämien- 
freie Police  ausgestellt  wurde.  Es  ermässigte  sich  das 
versicherte  Kapital  im  Verhältnis  der  Anzahl  der  bereits 
bezahlten  Prämien  zu  der  Anzahl  der  Prämien,  welche 
während  der  ganzen  Versicherungsdauer  zu  entrichten  ge- 
wesen wären  bis  zu  dem  Termine,  an  welchem  das  ver- 
sicherte Kapital  bei  Lebzeiten  des  Versicherten  spätestens 
fällig  werden  sollte.  Eines  Antrags  dazu  bedurfte  es  nicht, 
nur  musste  innerhalb  6 Monate  nach  Einstellung  der 
Zahlungen  das  Quittungshuch  zum  Vermerk  eingereicht 
werden,  widrigenfalls  die  Versicherung  stillschweigend  als 
gänzlich  erloschen  gelten  sollte.  Diese  Bemessung  des 
reduzierten  Kapitales  ist  für  den  naiven  Versicherten  viel 
durchsichtiger  als  die  andere,  in  der  grossen  und  kleinen 
Lebensversicherung  heute  noch  vielfach  übliche,  welche 
einen  Prozentsatz  der  auf  die  Police  entfallenden  mathe- 
mathischen  Prämienreserve,  ein  den  meisten  unbekannter 
Begriff  zu  Grunde  liegt.  . Eine  andere  ebenfalls  sehr 
liberale  Bestimmung  zeigt  dagegen  wo  eine  Normierung 
durch  die  Prämienreserve  unbedenklich  ist:  „Wird  der 

Versicherte  hei  Ausübung  seines  Berufes  durch  nachweis- 
bare äussere  Gewalt  herbeigeführten  Unfall  dauernd  erwerbs- 
unfähig, so  kann  er  auf  Grund  seiner  Police  verlangen  und 
soll  die  Gesellschaft  alsdann  verpflichtet  sein,  als  Bück- 
kaufspreis  die  volle  nach  ihren  Bechnungsgrundlagen  auf 
die  Police  treffende  Prämienreserve,  jedoch  mindestens  die 
Hälfte  des  durch  die  Police  versicherten  Kapitals  zu  zahlen“  1). 

Für  die  Auszahlung  der  vollen  Versicherungssumme 
bestand  obwohl  vor  der  Aufnahme  eine  ärztliche  Unter- 
suchung stattfand  eine  Karenzzeit  von  einem  Jahr.  War 
der  Tod  durch  Unfall  herbeigeführt,  so  zahlte  die  Gesell- 
schaft auch  während  dieses  Jahres  das  ganze  Kapital. 
Wegen  unrichtiger  Angaben  und  Erklärungen  im  Ver- 
sicherungsantrag war  der  Vertrag  nur  innerhalb  der  ersten 
5 Jahre  anfechtbar.  Bei  Uebergang  in  eine  gefährlichere 
Berufsart  ohne  Vereinbarung  mit  der  Gesellschaft  bei 
Kriegsdienst,  bei  aussereuropäischen  Beisen  oder  solchen 

])  Versicherungsbedingungen  des  Nordstern  aus  dem  Jahre  1881, 
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nach  Ländern  in  denen  Krieg  geführt  wurde,  die  Pest  oder 
das  gelbe  Fieber  herrschte  endlich  bei  Selbstmord,  mehr- 
jähriger Freiheitsstrafe  und  bei  Trunksucht  wurde  im  Ver- 
sicherungsfall nur  die  Prämienreserve  zurückvergütet.  Eine 
Schattenseite  des  Versicherungsvertrags  war  die  Umständ- 
lichkeit *und  Weitschweifigkeit  der  geforderten  Auf- 
klärungen und  Nachweise  über  die  Umstände,  welche  be- 
dingungsgemäss  eine  Leistung  der  Gesellschaft  begründeten. 

Ueber  die  Tarife  der  „Arbeiterversicherung“  des  „Nord- 
stern“ war  genaueres  leider  nicht  in  Erfahrung  zn  bringen, 
da  die  Gesellschaft  Prospekte  aus  früherer  Zeit  nicht  mehr 
besitzt.  Sie  basierten  auf  der  preussischen  Volkstafel. 
Die  Prämien,  waren  wie  die  Gesellschaft  mitteilt,  ursprüng- 
lich etwas  geringer  als  später. 

Tabelle  3 *)  gibt  für  die  Jahre  1881  bis  1888  den 
Versicherungsbestand  an  Policen  und  Summen  der  durch- 
schnittliche Höhe,  die  Prämieneinnahme  und  für  die  ersten 
4 Jahren  in  Verwaltungskosten.  Leider  florierte  wie  aus 
den  Zahlen  hervorgeht,  dass  Unternehmen  nicht  in  dem 
Masse,  wie  es  der  Eifer  seiner  Gründer  verdient  hätte  und 
vom  wirtschaftlichen  und  sozialen  Standpunkt  aus  wünschens- 
wert gewesen  wäre.  Es  sind  dafür  stichhaltige  und  teil- 
weise für  die  kleine  Lebensversicherung  allgemein  gütige 
Gründe  vorhanden.  In  einer  Abhandlung  „Praktica  zur 
Arb eiterver Sicherung“  2)  hat  der  verdiente  Generaldirektor  der 
beiden  „Nordstern“  Gerkrath  die  Gedanken  niedergelegt, 
die  ihn  beim  Betrieb  der  „Arb  eiterver  Sicherung“  leiteten. 
Wegen  ihrer  prinzipiellen  Bedeutung  für  den  Betrieb  der 
Lebensversicherung  kleinerer  Beträge  und  eines  wenig 
bemittelten  Personenkreises  seien  sie  hier  des  näheren 
erörtert. 

Gerkrath  geht  davon  aus,  dass  diese  Versicherung 
weit  höhere  Verwaltungskosten  erfordert,  als  die  grosse 
Lebensversicherung.  „Im  Allgemeinen“,  sagte  er,  „zahlen 
die  Lebensversicherungsgesellschaften  an  ihre  Agenten  an 
Inkassospesen  3 — 4 °/0  der  vereinnahmten  Prämien.  Das 
macht  bei  einer  Versicherung  von  5000  Mark  zur  jährlichen 
Durchschnittsprämie  von  3 °/0  oder  150  Mark  eine  Inkasso- 
provision von  41/2 — 6 Mark,  die  sich  hei  halbjährlicher 
Prämie  auf  2 1/4 — 3 Mark  bei  vierteljährlicher  Prämie  auf 

1)  Die  Zahlen  sind  aus  den  jährlichen  Berichten  der  „Annalen 
für  das  gesamte  Versicherungswesen“  über  die  Greschäftsergebnisse 
der  Versicherungsgesellschaften  zusammengestellt. 

. 2)  Assekuranzjahrbuch  6.  Jahrgang. 
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1 1/8 — 11/2  Mark  für  jedes  einzelne  Inkasso  ermässigt.  Mag 
der  Prozentsatz  im  Vergleich  zu  den  Inkassospesen,  wie 
sie  in  Bankgeschäften  berechnet  werden,  hoch  erscheinen, 
so  ist  doch  leicht  zu  ermessen,  dass  ein  Agent  schon  ein 
sehr  umfangreiches  Geschäft  vermitteln  muss,  ehe  die 
Inkasso-Provision  für  ihn  eine  nennenswerte  Bedeutung 
gewinnt.  Nun  rechne  man  aber  mit  Versicherungen,  von 
1000  oder  gar  nur  500  Mark,  mit  monatlicher  Prämie, 
also  mit  einzelnen  Prämiensätzen  von  2,50  Mark  oder 
1.25  Mark.  — Es  liegt  aber  auf  der  Hand,  dass  hier  für 
eine  Inkasso-Provision  von  8 °/0  oder  7 1/2  respj  3 3/4  Pfg. 
kaum  ein  Agent  zu  gewinnen  ist,  wenn  der  Versicherte 
ihm  die  Prämie  bringen  muss,  ganz  sicher  aber  kein  Agent 
zu  finden  ist,  welcher  dafür  die  Prämie  vom  Versicherten 
abholt.  10  Prozent  statt  3 oder  4 wird  daher  das  Minimum 
sein,  das  für  kleine  Versicherungen  an  Inkassoprovision  zu 
gewähren  ist.  — Es  ergibt  sich  also  hieraus  allein  bereits 
ein  Zuschlag  zu  den  Provisionssätzen  der  gewöhnlichen 
Lebensversicherung  von  6 — 7 °/0“.  In  ähnlicher  Weise 

berechnet  Gerkrath  für  die  Kosten  der  ärztlichen  LTnter- 
suchung  bei  dem  hohen  Prozentsatz  der  nicht  zur  Ein- 
lösung kommenden  Policen  ein  Mehr  von  2 °/0  der  Ver- 
sicherungssumme oder  6 — 7 °/0  per  Prämie  und  für  Inkasso, 
Arztkosten  und  die  durch  die  hohe  Policenzahl  verteuerte 
innere  Verwaltung  ein  Minimum  des  Zuschlags  von  15  °/0 
zur  Prämie  der  gewöhnlichen  Lebensversicherung.  Diese 
Mehrkosten  der  „Arbeitender  Sicherung“  will  Gerkrath  auf 
einem  Weg  vermeiden,  der  ohne  weiteres  einleuchtet  und 
sehr  einfach  zu  sein  scheint.  Unter  Aufgabe  des  absolut 
individualisierenden  Betriebes  will  er  die  Industriearbeiter 
in  bestimmten  Gruppen  — als  Arbeiter  derselben  Werk- 
stätte, Fabrik  oder  desselben  Bergwerks  etc.  — als  Ver- 
sicherungsobjekte in  der  Gesamtheit  erfassen  und  anstatt 
sich  an  den  einzelnen  Arbeiter  zu  wenden,  zunächst  den 
Arbeitgeber  und  seine  Mitwirkung  bei  einer  Kollektivver- 
sicherung seines  ganzen  Personals  oder  eines  Teils  davon 
gewinnen.  „Nehmen  wir  an“,  schreibt  Gerkrath,  „es  sei 
der  Gesellschaft  gelungen  mit  dem  Arbeitgeber  ein  Ueber- 
einkommen  zu  treffen,  wonach  der  Arbeitgeber  sich  ver- 
pflichtet, erstens  seine  Arbeiter  in  geeigneter  Weise  auf 
die  Zweckmässigkeit  der  Versicherung  aufmerksam  zu 
machen,  zweitens,  einen  Beamten  der  Versicherungsgesell- 
schaft den  Zutritt  zu  den  Arbeitern  während  der  Arbeit 
zu  gestatten,  wohl  auch  eine  Versammlung  sämtlicher 
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Arbeiter  zu  veranlassen,  in  welcher  jenen  Beamten  Gelegen- 
heit gegeben  wird,  über  die  Bedingungen  der  Versicherung, 
ihre  Zweckmässigkeit,  über  die  Prämiensätze  etc.  Auskunft 
zu  gewähren,  und  auf  Frage  und  Gegenrede  Auskunft  und 
Antwort  zu  geben.  — Drittens  für  diejenigen  Versiche- 
rungen welche  darnach  von  dem  Arbeiter  aus  freier  Ent- 
schliessung  derselben  beantragt  werden,  das  Prämieninkasso 
durch  Lohnabzüge  zu  bewirken  und  die  eingehaltenen 
Beträge  monatlich  in  einem  Betrag  an  die  Gesellschaft 
einzusenden  — so  ist  sofort  erreicht,  dass  erstens  die  Ab- 
schlusskosten der  Versicherungen  sich  ganz  wesentlich 
niedriger  stellen  als  wenn  jeder  Versicherungskandidat  einzeln 
in  seiner  Wohnung  und  in  den  wenigen  Stunden  in  denen 
er  überhaupt  frei  ist,  aufgesucht  werden  soll  und  zweitens 
die  Inkassospesen  ganz  fortfallen“.  Auch  die  Arztkosten 
könnten  in  der  Hauptsache  erspart  werden,  wenn  mit  der 
Aufnahme  nicht  ein  Arzt,  sondern  ein  zuverlässiger,  mit 
der  Beurteilung  von  Lebensversicherungsregeln  einiger- 
massen  vertrauter  festbesoldeter  Beamter  beauftragt  würde, 
der,  nötigenfalls  von  Seiten  des  Werkmeisters  durch  Aus- 
künfte über  den  Gesundheitszustand  der  Arbeiter,  der  sich 
beim  einzelnen  je  nach  dem  in  einer  ungestörten  oder  oft 
unterbrochenen  Arbeitstätigkeit  verrät,  unterstützt  wird» 
Ueberhaupt  sei  die  Aufnahme  durch  die  Mitwirkung  zweier 
Faktoren  beim  Entschluss  zur  Versicherung  erleichtert  — 
durch  das  Beispiel  der  Genossen  und  die  Autorität  des 
mitversicherten  Werkmeisters.  Die  auf  diese  Weise  zur 
Versicherung  Hingeführten  würden  ferner  ein  Gegen- 
gewicht zum  Zudrang  Kranker  also  schlechter  Risiken  sein 
und  daher  die  Durchschnittssterblichkeit  günstig  beeinflussen. 
Endlich  wären  bei  dem  Verkehr  durch  die  Vermittlung 
des  Arbeitgebers  solche  Vereinfachungen  möglich,  dass  sich 
die  allgemeinen  Verwaltungskosten  noch  niedriger  stellen 
dürften,  wie  bei  der  grossen  Lebensversicherung.  Theo- 
retisch kann  gegen  diesen  Plan  der  Gruppenversicherung 
nicht  nur  kein  Einwand  erhoben  werden,  sondern  es  steht 
fest,  wie  später  klar  hervortreten  wird,  dass  dieses  Organi- 
sationsprinzip für  die  Versicherung  der  niedrigen  Klassen 
auf  kleine  Kapitalien  bei  ihren  Charakter  als  Massenge- 
schäft und  ihren  sonstigen  von  Gerkrath  klar  erkannten 
Eigentümlichkeiten  die  beste  Grundlage  ist.  Wären  die 
durch  eine  solche  Organisation  erzielte  Verbilligung  der 
Prämie  und  die  sonst  gewonnenen  Vereinfachungen  die 
einzigen  Motive  für  die  Arbeiter,  wenn  sie  eine  Versicherung 
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eingehen  und  für  Arbeitgeber  wenn  sie  eine  solche  unter- 
stützen in  Betracht  kommen,  so  wäre  der  Gedanke  der 
Grupp enversicherung  in  der  Praxis  nicht  nur  vereinzelt, 
sondern  sicher  sehr  bald  allgemein  zur  Durchführung 
gekommen.  Von  Gerkrath  zum  ersten  Male  ganz  durch- 
dacht hat  der  Plan  der  Kollektiv  Versicherung  — man  kann 
ihn  als  das  Grundproblem  der  kleinen  Lebensversicherung 
bezeichnen  — immer  wieder  die  Köpfe  der  V ersicherungs- 
fachmänner  beschäftigt,  ohne  das  seine  Durchführung  von 
nennenswerten  Erfolgen  gekrönt  gewesen  wäre1).  Die 
Gründe  warum  die  Bemühungen  der  Versicherer  in  diesem 
Sinne  immer  nur  sehr  bescheidene  Resultate2)  lieferten, 
sind  mannigfacher  Art.  Auf  Seiten  der  Arbeitgeber  ist 
es  ein  viel  beobachtetes  aber  nicht  immer  gerechtfertigtes 
prinzipielles  Misstrauen  gegen  die  privaten  Versicherungs- 
gesellschaften, das  wenn  eine  Mehrzahl  von  Angeboten 
einer  grossen  Konkurrenz  vorhanden  ist,  unter  der  sie 
schwere  Wahl  haben,  dadurch  noch  sehr  erhöht  wird.  Sie 
wollen  nicht  dass  Erwerbsgesellschaften  Gewinne  aus  ihren 
und  ihrer  Arbeiter  Taschen  ziehen  und  schreiten  eher  zur 
Gründung  einer  eigenen  ihrem  Unternehmen  angeschlossenen 
Kasse,  die  wenn  sie  nicht  versicherungsfachmännisch  geleitet 
wird  und  sich  nicht  über  einen  genügend  weiten  Personen- 
kreis erstreckt,  denselben  Gefahren  ausgesetzt  ist,  wie  alle 
anderen  Sterbekassen.  Im  besonderen  ist  für  die  Mit- 
glieder derartiger  Kassen  immer  und  überall  der  Nachteil 
verbunden,  das  sie  ihrer  Ansprüche  verlustig  gehen,  wenn 
sie  die  Arbeitsstätte  wechseln.  Auf  Seiten  der  Arbeiter 
treten  der  Kollektivversicherung  Schwierigkeiten  entgegen, 
weil  jene  in  der  Einmischung  des  Unternehmers  einen  Akt 
der  Bevormundung  und  ein  neues  Band  der  Abhängigkeit 
von  ihrem  Brotherrn  erblicken.  Sie  glauben  auch  kein 
Interesse  daran  zu  haben  diesem  mit  dem  sie  gelegentlich 
in  Lohnkämpfe  zu  treten,  die  Möglichkeit  zu  geben,  den 
Umfang  ihres  über  die  Befriedigung  der  elementaren 
Lebensbedürfnisse  hinausgehenden  wirtschaftlichen  Aufwands 
zu  ermessen  und  zu  kontrollieren  und  in  einem  Drang 
nach  Freiheit,  Selbstbestimmung  und  Selbsthilfe  zahlen  sie, 
freilich  nicht  vollkommen  bewusst,  eher  als  Einzelversicherte 


1)  In  neuester  Zeit  allerdings  berechtigten  tiefgreifende  Um- 
wälzungen auf  dem  Grebiet  der  Yolksversicherung  zu  der  Hoffnung, 
dass  die  Kollektivversicherung  mehr  an  Stelle  der  Einzelversiche- 
rung treten  wird. 

2)  S.  u.  bei  „Friedrich  Wilhelm“. 
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«ine  höhere  Prämie.  Das  solche  Gefühle  des  Misstrauens 
gegen  den  Arbeitgeber  innerhalb  der  Arbeiterorganisation, 
wenn  sie  nicht  direkt  unternehm erfreundlich  unterrichtet 
sind,  noch  eifrig  geschürt  und  oft  überhaupt  erst  entfacht 
werden,  ist  klar. 

Zu  diesen  allgemein  gültigen  prinzipiellen  Schwierig- 
keiten, die  sich  der  beabsichtigten  Arbeitergruppenversiche- 
rung des  „Nordstern“  entgegenstellten,  traten  wie  erwähnt 
noch  besondere,  die  staatliche  Zwangs  Versicherung  der 
Arbeiter.  Wegen  der  Entstehung  dieses  die  Aufmerksam- 
keit von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  in  Anspruch 
nehmenden  Instituts  war  der  Zeitpunkt  zum  Abschluss  von 
Kollektivversicherungen  besonders  ungünstig.  Am  besten 
illustrieren  den  Konflickt  einige  darauf  bezügliche  Be- 
merkungen der  Gesellschaft  in  ihren  Geschäftsberichten. 
Indem  für  das  Jahr  1884  heisst  es:  „Im  Jahre  1884  ist 
das  Gesetz  über  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter 
praktisch  ins  Leben  getreten  und  die  Regelung  der  Unfall- 
versicherung der  Arbeiter  endlich  durch  das  Gesetz  vom 
6.  Juli  1884  zu  einem  vorläufigen  Abschluss  gekommen. 
Durch  beide  Gesetze  war  die  Aufmerksamkeit  derjenigen 
Kreise,  auf  welche  speziell  unsere  Einrichtungen  berechnet 
sind,  so  voll  in  Anspruch  genommen  und  sie  wird  auch  für  die 
nächste  Zeit  so  voll  in  Anspruch  genommen  sein,  dass  wir  auf 
eine  wesentliche  Ausdehnung  unseres  Versicherungsbestandes 
nicht  rechnen  dürfen“.  1886  schreibt  die  Gesellschaft: 
„In  der  eigentlichen  Arbeiterversicherung  d.  h.  in  der 
Abteilung  der  Witwen  und  Altersversorgung  hatte  die  Ge- 
sellschaft andauernd  mit  den  gleichen  Schwierigkeiten  wie 
in  den  Vorjahren  zu  kämpfen.  Die  Arbeitgeber,  deren 
Mitwirkung  bei  der  Arbeiterversicherung  zu  dem  Zwecke 
in  Anspruch  genommen  wurde  die  Kosten  der  Versicherung 
innerhalb  solcher  Grenzen  zu  halten,  innerhalb  welcher  die 
Versicherung  wirklich  segensreich  wirken  kann,  zögern 
vielfach,  selbst  wenn  sie  die  Zweckmässigkeit  voll  aner- 
kennen, mit  der  Gewährung  ihres  Mitwirkung,  weil  sie  erst 
die  Höhe  der  ihnen  durch  die  Sozialpolitik  des  Reiches 
auferlegten  Lasten  übersehen  wollen“.  Und  endlich  verab- 
schiedet sich  der  Nordstern  gewissermassen  einstweilen  von 
seinen  grosszügig  gedachten  mit  Verständnis  in  Angriff 
genommenen  und  vom  sozialen  Standpunkt  anerkennens- 
wertem Werk  wenn  er  1888  sagt:  „Das  Jahr  1887  hat 
uns  auf  dem  Gebiet  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  des 
Deutschen  Reiches  eine  weitere  tief  einschneidende  Vor- 
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läge  der  Reichsregierung  gebracht,  die  Grundzüge  für  die 
Alters-  und  Invalidenversorgung  der  Arbeiter.  — Es  ist 
in  dieser  Vorlage  auch  die  spätere  Regelung  der  Witwen- 
und  Waisenversorgung  der  Arbeiter  in  Aussicht  genommen. 
Damit  ist  von  der  Reichsgesetzgebung  das  ganze  Gebiet 
betroffen,  welches  wir  bei  der  Gründung  unserer  Anstalt 
für  unsere  Tätigkeit  in  Aussicht  genommen  hatten.  Zwar 
ist  schon  jetzt  unzweifelhaft,  dass  die  staatliche  Fürsorge  sich 
auf  ein  Mass  beschränkt,  welches  eben  nur  das  dringendste 
Bedürfnis  berücksichtigt  und  für  grosse  Kreise  und  zwar  ge- 
rade für  die  besser  situierten  Arbeiter,  eine  weitere  freiwillige 
Fürsorge  dauernd  wünschenswert  und  notwendig  erscheinen 
lassen  wird.  Ist  daher  nicht  zu  bezweifeln,  dass  uns  ein 
dankbares  Gebiet  für  eine  erfolgreiche  Tätigkeit  offen 
bleiben  wird,  so  konnten  wir  uns  doch  nicht  verhehlen,  dass 
bis  die  Staatliche  Fürsorge  feste  Gestalt  gewonnen  hat,  bis 
die  Arbeiter  wie  die  Arbeitgeber  ein  sicheres  Urteil  über 
die  Höhe  der  durch  die  staatliche  Fürsorge  geforderten 
Beitragsleistungen  erlangt  haben,  ein  befriedigendes  Resultat 
auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversicherung,  wie  wir  dieselbe 
verstehen  und  beabsichtigt  haben,  vorerst  nicht  zu'  erwarten 
ist.  In  dem  wir  daher  einstweilen  der  Unfallversicherung 
unsere  Aufmerksamkeit  zugewandt  haben,  sind  wir  in  der 
Lage,  was  die  finanzielle  Entwicklung  unserer  Gesellschaft 
betrifft  einen  immerhin  erfreulichen  Fortschritt  konstatieren 
zu  können  usw.  usw.“ 

In  einer  am  16.  April  1888  abgehaltenen  General- 
versammlung der  Aktionäre  wurde  eine  Aenderung  der 
Firma  in  „Kordstern-Unfall-  und  Altersversicherungsaktien- 
gesellschaft“ beschlossen,  und  damit  das  Abschwenken  von 
dem  Gebiet  der  Arbeiterlebensversicherung  auch  nach  aussen 
hin  zum  Ausdruck  gebracht. 

Wie  ist  es  zu  verstehen,  dass  die  geplante  „Arbeiter- 
versicherung des  „Kordstern“  misslungen  ist?  Die  Antwort 
lautet  einfach:  weil  die  Ziele  der  Gesellschaft  zu  hoch 
gesteckt  waren,  weil  bei  den  dem  Versicherungszweig  grund- 
sätzlich anhaftenden  und  den  hier  besonders  hinzutretenden 
Schwierigkeiten  das  ganze  Werk  zu  ideal  ausgedacht  und 
angelegt  war.  In  dem  Bestreben,  wie  sie  schreibt:  „die 
Kosten  der  Versicherung  innerhalb  solcher  Grenzen  zu 
halten,  innerhalb  welcher  die  Versicherung  wirklich  segens- 
reich wirken  kann“,  verzichtete  sie  auf  die  energische 
Einzelakquisition  und  Einzel  Verwaltung  und  rechnete  auf 
die  Mithilfe  der  Arbeitgeber  zum  Abschluss  von  Kollektiv- 
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Versicherungen.  Zwischen  dieses  an  sich  schon  schwierige 
Werk  trat  störend  die  staatliche  Zwangsversicherung.  Sie 
erschwerte  aber  nicht  nur  die  Ein-  und  Durchführung  der 
„Gruppenversicherung“  von  der  der  Nordstern  sich  alles 
erhoffte,  sondern  absorbierte  durch  ihre  Zwangsbeiträge 
auch  einen  Teil  der  in  der  Einzelwirtschaft  des  Arbeiters 
für  die  Vorsorge  für  die  Zukunft  zur  Verfügung  stehenden 
Mittel.  Sie  geriet  dadurch  umsomehr  in  Konflikt  mit  den 
Geschäftsprinzipien  des  „Nordstern“,  als  dieser  ja  wie  wir 
gesehen  haben,  auf  den  Abschluss  hoher  Versicherungs- 
summen sein  Augenmerk  gerichtet  hatte.  In  ein  besonders 
helles  Licht  wird  dieser  Konflickt  durch  die  Erfolge  der 
„Friedrich  Wilhelm“  in  ihrer  „Arbeiterversicherung“  auf 
welche  wir  nun  einzugehen  haben,  gerichtet. 

Das  Schicksal  der  „Arbeiterversicherung“  des  „Nord- 
stern“ veranschaulicht  die  Schwierigkeit  des  Gebiets  der 
kleinen  Lebensversicherung  und  möge  den  Kritikern  an 
der  privaten  Volks  Versicherung  ein  lehrreiches  Beispiel  sein. 

„Die  Friedrich  Wilhelm“. 

Eine  zunächst  sehr  auffallende  Tatsache  ist,  dass  wäh- 
rend die  „Arbeiter Versicherung“  des  „Nordstern“  nur  sehr 
geringen  Anklang  fand,  der  jährliche  Beinzuwachs  an  Ver- 
sicherungen (Tab.  B)  von  Anfang  an  beständig  abnahm  und 
von  1886  überhaupt  der  Abgang  den  Zugang  übertraf,  ein 
anderes  Unternehmen  auf  diesem  Gebiet  in  bester  Weise 
florierte  und  einen  rasch  wachsenden  Versicherungsbestand 
gewann:  Die  von  der  Wiener  Gesellschaft  „Patria“  in 
Preussen  im  Jahre  18801)  eingeführte  und  später  von  der 
„Friedrich  Wilhelm“  in  Berlin  zusammen  mit  dem  ganzen 
Bestand  der  „Patria“  übernommene  „Arbeiterversicherung“. 
Sie  ist  der  Beginn  der  modernen  kleinen  Lebensversiche- 
rung, dessen  was  man  heute  unter  der  Bezeichnung  „Volks- 
versicherung“ versteht.  Nach  einer  Mitteilung  der  „Fried- 
rich Wilhelm“  gelang  es  dem  Begründer  dieser  Versicherung, 
dem  nachmaligen  Generaldirektor  Juliusburger,  dem  also 
das  Verdienst  gebührt,  die  kleine  Lebensversicherung  mit 
wöchentlicher  Prämienzahlung  zum  ersten  Male  in  Deutsch- 
land eingeführt  zu  haben,  in  den  ersten  Jahren  nach  Fertig- 
stellung der  Unterlagen  nicht,  eine  der  deutschen  Gesell- 
schaften zur  Aufnahme  des  Betriebes  dieses  Versicherungs- 


1)  Einen  Monat  vor  der  Gründung  des  „Nordstern“. 
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zweiges  zu  bewegen.  Im  Jahre  1879  von  der  Lebensver- 
sicherungsgesellschaft Patria  zu  ihremGeneralbevollmächtigten 
für  Preussen  ernannt,  gewann  er  nun  diese  für  die  Ein- 
führung seiner  „Arbeiterversicherung“  zunächst  in  Preus- 
sen und  später  in  ganz  Deutschland.  Aber  schon  kurze 
Zeit  darauf  geriet  das  ganze  Unternehmen  der  „Patria“  in 
Verfall.  Seit  1874  hatte  die  Gesellschaft,  um  in  ihrer 
Bilanz  jeweils  einen  Gewinn  deklarieren  zu  können,  die 
Prämienreserve  mit  einem  geringeren  Betrag  als  dem  ord- 
nungsmässigen  eingestellt.  Im  Jahre  1881  betrug  die  Unter- 
bilanz bereits  700  000  fl.  Da  keine  der  versuchten  Sanie- 
rungsmassnahmen der  Gesellschaft  aus  der  Beträngnis  halfen, 
sah  sie  sich  gezwungen,  den  Geschäftsbetrieb  einzustellen. 
Das  österreichische  Geschäft  übernahm  die  „Acienta“  in 

Tab.  4. 

„Friedrich  Wilhelm“ 


darunter  „Kleine  Lebensversicherung“. 


Jahrgang 

| Stückzahl 

Versicherungs- 

Summe 

Durchs  chnittl. 

Höhe  der 
Versicherungs- 
Summe 

188B 

32  348 

7 093  424 

219 

1884 

51  984 

10  554  290 

203 

1885 

66  153 

12  745  518 

193 

1886 

84  251 

15  725  776 

190 

1887 

110842 

19  927  333 

181 

1888 

142  274 

24  958  648 

180 

1889 

176  687 

30  157  656 

171 

1890 

212  327 

35  607  686 

168 

1895 

539  808 

83  040  545 

154 

1900 

1 128  159 

166  179  724 

150 

1905 

1 870  935 

271  215  019 

145 

1910 

2 661  853 

401  516  116 

151 

1912 

2 960  939 

466  086  866 

155 

Wien,  das  deutsche  am  1.  November  1882,  worunter  sich 
sehr  viele  Policen  der  Arbeiterversicherung  befanden,  die 
„Friedrich  Wilhelm“.  Juliusburger  trat  zu  dieser  Gesell- 
schaft über  und  wurde  der  Direktor  der  Abteilung  der 
„Arbeiterversicherung“.  Mit  grossem  Eifer  und  Geschick 
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warf  sich  die  Gesellschaft  auf  den  Betrieb  des  neuen  Ge- 
schäftszweiges und  die  stetig  wachsenden  Erfolge  in  der 
Ausbreitung  der  Versicherung  (Tab.  4)  zeigen,  dass  ihr 
Leiter  mit  feinem  Verständnis  die  Bedürfnisse  und  die  wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit  der  Arbeiterklassen  erkannt 
hatten  und  ihnen  entgegenzukommen  verstanden. 

Während  der  „Nordstern“  vor  allem  den  Abschluss 
von  Gruppenversicherungen  im  Auge  hatte  und  wie  aus 
der  Höhe  des  bei  ihr  durchschnittlich  versicherten  Kapitals 
hervorgeht  (Tab.  3)  Wert  darauf  legte,  auch  ansehnliche 
Summen  zu  versichern,  ja  unter  300  Mark  überhaupt  keinen 
Betrag  zuliess,  wandte  sich  die  „Friedrich  Wilhelm“,  natür- 
lich auch  die  Kollektivversicherung  kultivierend,1)  von  An- 
fang an  eifrig  an  das  Einzelinteresse,  nahm  schon  Ver- 
sicherungen mit  einem  wöchentlichen  Betrag  von  nur  10  Pfg. 
an,  bot  also  auch  den  Armen  und  Ärmsten  Gelegenheit 
ihr  Leben  zu  versichern  und  erzielte  so,  trotz  der  Organi- 
sation der  staatlichen  Zwangsversicherung  hervorragende 
Kesultate. 

In  gewissem  Sinne  war  nämlich  der  Einfluss  der  staat- 
lichen Arbeiter-,  Kranken-,  Unfall-  und  Invaliditätsver- 
sicherung auf  die  Entwicklung  der  privaten  Lebensversiche- 
rung gar  nicht  so  ungünstig,  sondern  eher  fördernd.  Die 
dem  Arbeiter  zur  Fürsorge  für  die  Zukunft  zur  Verfügung 
stehenden  Mittel  wurden,  wie  schon  hervorgehoben,  zwar 
teilweise  von  der  staatlichen  Zwangsversicherung  verschlungen, 
aber  er  war  doch  nun  einmal  mit  dem  Versicherungsge- 
danken bekannt  und  vertraut  gemacht  und  es  lag,  wenig- 
stens für  den  wirtschaftlich  besser  Gestellten,  nahe,  dass 
er,  nachdem  nun  gegen  Krankheit,  Unfall  und  Invalidität 
Vorsorge  für  ihn  getroffen  ward,  sich  auch  gegen  die  wirt- 
schaftlichen Folgen  der  anderen  Eventualitäten  des  Lebens 
schützte,  in  erster  Linie  also  gegen  seinen  und  seiner  An- 
gehörigen Tod. 

Auf  hohe  Versicherungssummen  konnten  die  privaten 
Versicherer  jedoch  nicht  mehr  rechnen.  Die  „Friedrich 

1)  Eine  solche  kam  z.  B.  zwischen  der  „Friedrich  Wilhelm“ 
und  dem  Verband  chemischer  Grossindustrieller  über  die  Versiche- 
rung der  diesen  zugehörigen  Arbeiter  zu  Stande.  Die  „Friedrich 
Wilhelm“  glaubte  dabei  dem  Verband  derartige  Zugeständnisse 
machen  zu  können,  dass  die  Gesellschaft  von  Seiten  der  Konkurrenz 
der  Vorwurf  traf,  die  generellen  Bestimmungen  des  Uebereinkom- 
mens  beruhten  auf  ungesunder  Basis,  wogegen  die  „Friedrich  Wil- 
helm“ berechtigterweise  energisch  Protest  erhob.  Siehe  . Geschäfts- 
Bericht  der  „Friedrich  Wilhelm“  von  1883. 
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Wilhelm“  erzielte,  wie  ans  Tab.  4 folgt,  in  den  80er  Jahren 
durchschnittlich  ein  Kapital  von  200  Mark.  (Die  untere 
Grenze  der  Versicherungssumme  von  300  Mark  beim  „Nord- 
stern“ war  also  viel . zu  hoch  angesetzt.)  Der  Einfluss  der 
staatlichen  „Arbeiterversicherung“  auf  die  Entwicklung  der 
privaten  Arbeiterlebensversicherungen  dürfte  also  so  zu 
formulieren  sein,  dass  zwar  neben  ihr  durchschnittliche 
hohe  Versicherungssummen  nicht  mehr  versichert  werden 
können,  dass  sie  aber  ihre  Versicherten  durch  Bekannt- 
machung mit  dem  Versicherungsgedanken  auch  zur  Lebens- 
versicherung für  ein  bescheidenes  Kapital  anregt. 

Eine  Neuerung  der  „Friedrich  Wilhelm“  von  funda- 
mentaler Bedeutung  war  die  Angliederung  einer  ganz  neuen 
Versicherungsart  an  die  Arbeiterversicherung:  Der  Ver- 
sicherung von  Kindern  auf  den  Todesfall  und  das  Erleben 
eines  bestimmten  Alters.  In  einem  ihrer  ersten  Prospekte 
sagt  die  Gesellschaft:  „Die  in  weiterer  Ausdehnung  der 

„Arbeiter Versicherung“  von  uns  eingeführte  „Kinderver- 
sicherung“ hat  den  Zweck  dem  versicherten  Kinde  mit  Er- 
reichung eines  bestimmten  Alters  ein  kleines  Kapital  und 
für  dasselbe  im  Falle  des  Ablebens  ein  Begräbnisgeld  zu 
sichern.  Die  bisher  für  Kinder  allein  übliche  „Aussteuer- 
versicherung“ gleichviel  welchen  Namen  sie  trägt,  dient 
diesem  letzteren  Zwecke  nicht.  Abgesehen  davon,  dass  die 
Aussteuerversicherung  Beiträge  in  grösseren  Summen  be- 
dingt, sie  also  nicht  jedermann  zugänglich  ist,  ist  auch  der 
Zweck  der  Versicherung  verfehlt,  ja  zumeist  sogar  der 
eingezahlte  Betrag  verfallen  wenn  das  versicherte  Kind  vor 
Erreichung  des  vorher  bestimmten  Alters  stirbt.  Dagegen 
soll  die  Kinderversicherung  es  jedermann  ermöglichen,  durch 
geringfügige  wöchentliche  Beiträge  seinem  Kinde  nicht  nur 
ein  kleines  Kapital,  für  ein  gewisses  Alter  sicher  zu  stellen, 
sondern  auch  für  den  Fall  des  früheren  Ablebens  des 
Kindes  einen  Betrag  zu  sichern,  welcher  zur  Bestreitung 
der  Begräbniskosten  dienen  soll.  Häufig  verzehrt  schon 
die  Krankheit  eines  Kindes  die  geringen  Ersparnisse  des 
Arbeiters,  des  kleinen  Handwerkers,  oder  Beamten  und 
zwingt  die  Familie  zu  Entbehrungen.  Tritt  dann  noch 
der  Tod  ein,  so  erfordert  die  Aufbringung  der  Beerdigungs- 
kosten besondere  Anstrengung  und  nicht  selten  führt  ein 
solcher  Todesfall  zu  einer  Schuldenlast.  Gegen  die  traurigen 
Folgen  soll  die  „Kinderversicherung“  Schutz  gewähren. 

Die  „Kindertodesfallversicherung“  hat  ausserdem  ge- 
rade in  den  unteren  Klassen  noch  einen  besonderen  Sinn. 
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Bekanntlich  herrscht  in  Arbeiterfamilien  die  Sitte,  dass 
Knaben  und  Mädchen  sobald  sie  der  Schule  und  Lehre 
entwachsen  sind,  durch  ihren  Verdienst  zur  Bestreitung 
und  Stütze  des  Haushaltes  mit  beitragen,  also  das  in  ihrer 
frühesten  Jugend  für  ihre  Erziehung  aufgewendete,  wieder 
einbringen  müssen.  Für  den  Ausfall  einer  solchen  späteren 
Hilfskraft  durch  den  Tod  eines  Kindes  kann  dann  eine 
Versicherungssumme  in  gewissem  Grade  entschädigen. 

Es  ist  im  hohen  Grade  sympathisch  und  beruhigend, 
dass  die  „Kinderversicherung“  in  Deutschland  von  Anfang 
an  nicht  als  reine  Todesfallversicherung,  wie  z.  B.  in  Eng- 
land und  Amerika,  sondern  in  Verbindung  mit  dem  Er- 
lebensfall eines  bestimmten  Alters  geboten  und  genommen 
wurde.  Denn  einerseits  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass 
bei  aller  Hilfe  die  die  Kindertodesfallversicherung  gegebenen- 
falls leistet,  die  Sitte  der  Eltern  auf  das  Haupt  eines  Kindes 
einen  bei  seinem  Tode  fälligen  Preis  zu  setzen,  ethisch 
manchmal  nicht  ganz  einwandfrei  ist  und  in  gewissem  Sinn 
die  Pietät  verletzt  und  andererseits  wird  oft  die  Befürch- 
tung ausgesprochen,  das  verbrecherische  Eltern  den  Tod 
ihres  versicherten  Kindes  durch  dessen  Vernachlässigung 
begünstigen  oder  gar  gewaltsam  herbeiführen,  um  in  den 
Besitz  der  Versicherungssumme  zu  gelangen.  Dadurch, 
dass  die  Erleb ensfallversicherung,  also  eine  Sparversicherung 
für  die  Zukunft  des  Kindes,  nebenhergeht  und  praktisch 
sogar  in  den  Vordergrund  tritt,  weil  bei  dieser  Verbindung 
die  Mehrzahl  der  Versicherungen  sich  durch  Ablauf  er- 
ledigt, sind  diese  Besorgnisse  grundsätzlich  auf  ein  Minimum 
reduziert.  Mit  der  Frage  der  „Engelmacherei“  versicherter 
Kinder  werden  wir  uns  an  späterer  Stelle  noch  zu  beschäf- 
tigen haben. 

Bezüglich  der  Kinder  Versicherungstarife  der  „Friedrich 
Wilhelm“  ist  zu  bemerken,  dass  nach  dem  ersten  Tarif, 
das  im  Todesfall  auszuzahlende  Kapital  während  der  ganzen 
Versicherungsdauer  nicht  in  gleicher  Höhe  ausbezahlt  wird, 
sondern  sich  nach  5,  15  und  20  Jahren  erhöht.  Es  be- 
trägt z.  B.  beim  Eintritt  im  ersten  Lebensjahr  und  bei 
einem  wöchentlichen  Beitrag  von  10  Pfg.  im  Alter  bis  zu 
5 Jahren  34,  von  5 — 15  Jahren  68,  von  15 — 20  Jahren 
102  und  über  20  Jahre  136  Mark.  Ausser  im  Todesfall 
wird  das  Kapital  bei  Vollendung  des  25.  und  50.  Lebens- 
jahres fällig  — . Beim  Eintrittsalter  beträgt  das  erste 
68  Mark  das  zweite  136  Mark.  Stirbt  also  das  versicherte 
Kind  vor  dem  25.  Lebensjahre,  so  erhalten  die  Eltern  eine 
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Leistung,  stirbt  es  zwischen  dem  25.  und  50.  Jahre,  so  er- 
folgen zwei  und  erreicht  es  das  50.  sogar  B Leistungen. 
Dem  praktischen  Kapitalbedürfnis  junger  Leute  (bei  Ge- 
legenheit der  Schulentlassung,  bei  Eintritt  in  den  Beruf 
oder  den  Militärdienst  für  Aussteuer  usw.)  ist  diese  Er- 
lebensfallversicherung aber  nicht  gut  angepasst,  da  ja  die 
Versicherungssumme  erst  bei  Vollendung  des  25.  bezw.  des 
50.  Lebensjahres,  also  viel  zu  spät  zur  Auszahlung  kommen. 
Erst  in  späteren  Jahren  hat  die  Gesellschaft  B weitere 
Tarife  für  Kinder  eingeführt,  denen  der  die  Bedeutung  einer 
Konfirmations-  und  Aussteuerversicherung  zukommt.  Der 
eine,  „Aussteuer-  abgekürzte  und  lebenslängliche  Kapital- 
versicherung“ genannt,  ist  analog  dem  obenerwähnten  an- 
gelegt. An  Stelle  der  Alter  25  und  50  als  Termine  einer 
Auszahlung  im  Erlebensfall  ist  das  21.  Lebensjahr  und  der 
Zeitpunkt  20  Jahre  nach  Beginn  der  Versicherung  getreten. 
Ein  anderer  als  Konfirmations-,  Aussteuer-  und  Kapital- 
versicherung bezeichneter  gilt  nur  für  die  Eintrittsalter  1 
bis  7 und  zahlt  das  Kapital  bei  Erreichung  des  14.  und 
20.  Lebensjahres.  — Wie  bei  den  ersten  erhöht  sich  die 
Auszahlung  bei  Todesfall  von  5 zu  5 Jahren.1) 

Ein  Verdienst  der  „Friedrich  Wilhelm“  ist  auch  die 
erstmalige  Einführung  einiger  Einrichtungen  und  Grund- 
sätze der  modernen  Lebensversicherung  kleiner  Beträge, 
z.  B.  des  Prinzips  der  Abstufung  der  Versicherungssumme 
nach  den  wöchentlichen  Beiträgen.  Geht  die  grosse  Lebens- 
versicherung von  dem  Kapitalbedürfnis  ihrer  Kandidaten 
aus  und  bemisst  die  Prämie  nach  der  Höhe  der  gewünschten 
Versicherungssumme,  so  berücksichtigt  man  in  der  Ver- 
sicherung des  kleinen  Mannes  mit  Recht  erst  dessen  wirt- 
schaftliche Fähigkeit  Lebensversicherungsprämien  zu  be- 
zahlen, indem  man  mit  ihm  die  wöchentliche  Zahlung  von 
Beiträgen  vereinbart,  und  darnach  die  im  Versicherungsfall 
geleisteten  Kapitalien  ansetzt.  Die  Tarife  der  „Friedrich 
Wilhelm“  waren  von  Anfang  an  so  angelegt.  — Ausser 
nach  dem  Beitrittsalter  sind  sie  nach  wöchentlichen  Prämien 
von  10,  15,  25,  30,  40  und  50  Pfg.  abgestuft. 

Von  einiger  Bedeutung  geschäftstechnischer  Art  war 
ferner  die  Einführung  der  Marke,  als  Quittung  über 
Versicherungsbeiträge  durch  Juliusburger.  Die  Prämien- 


1)  Heute  führt  die  „Friedrich  Wilhelm“  noch  einen  4.  Kinder- 
versicherungstarif, der  dem  Tarif  lb  der  „Victoria“  nachgebildet  ist 
und  aus  dessen  Prinzip  erst  bei  dieser  Gesellschaft  eingegangen  wird. 

3* 


36 


Zahlung  erfolgt  hei  diesem  System  durch  Marken,  die  der 
Versicherte  beim  Agenten  zu  lösen  und  in  das  Policebuch 
einzukleben  hat.  Jede  Marke  trägt  zur  Kontrolle  des 
Zeitpunktes  der  Zahlung  die  Bezeichnung  des  Monats  in 
welchem  sie  gelöst  wurde.  Durch  die  Sozialversicherung 
ist  dieser  Prämienzahlungsmodus,  also  eine  Erfindung  der 
Privat- Assekuranz,  im  deutschen  Volke  eine  weit  verbreitete 
Einrichtung  geworden1). 

Die  Versicherungsbedingungen  der  „Arbeiter-  und 
Kinderversicherung“  der  „Friedrich  Wilhelm“  unterscheiden 
sich  in  ihrer  ersten  Form  von  denen  des  „Nordstern“  nur 
wenig.  Die  Frist  für  die  Zahlung  der  Prämie  betrug 
4 Wochen.  Die  für  eine  Wiederbelebung  bereits  er- 
loschener Versicherungen  6 Monate.  Prämienfreie  Ver- 
sichungen  unter  Zugrundelegung  der  Prämienreserve  für 
das  reduzierte  Kapital  wurde  nach  B jähriger  Versicherungs- 
dauer gewährt.  Eine  Karenzzeit  für  die  Auszahlung  der 
Versicherungssumme  ist  derart  festgesetzt,  dass  bei  Tod 
innerhalb  der  ersten  6 Monate  nichts,  im  zweiten  Halb- 
jahr die  Hälfte  und  später  das  ganze  Kapital  ausbezahlt 
wird2).  Aussereuropäische  Beisen,  Krieg,  Uebergang  zu 
einer  anderer  Berufsart,  längere  Freiheitsstrafen  begründen 
keine  Ausnahmen.  Die  Versicherungsbedingungen  der 
„Friedrich  Wilhelm“  aus  der  Zeit  der  Aufnahme  der 
kleinen  Branche  haben  im  Laufe  der  Zeit  mannigfache 
durchweg  für  die  Versicherungsnehmer  günstigere  Aende- 
rungen  und  Ausgestaltungen  erfahren,  einerseits  als  die 
Besultate  der  in  der  kleinen  Lebensversicherung  gemachten 
Erfahrungen,  andererseits  als  durch  den  Konkurrenz  druck 
veranlasste  Zugeständnisse  und  Neuerungen3). 

Tah.  4 zeigt  wie  sich  die  „Arbeiterversicherung“  der 
„Friedrich  Wilhelm“  einer  stetigen  ansteigenden  Beliebt- 
heit in  den  niedrigen  Volkskreisen  errang.  Aus  einer  Dar- 
stellung der  Entwicklung  und  wirtschaftlichen  Bedeutung 


1)  Der  handschriftlichen  Quittung  im  Policebuch,  wie  sie  der 
„Nordstern“  eingeführt  hatte,  gegenüber  gebührt  dem  Markensystem 
der  Vorzug,  da  es  einfacher  istu.  eine  Vorauszahlung  d.  Beiträge  gestattet. 

2)  Diese  kurze  Dauer  der  Karrenzzeit  erklärt  sich  daraus,  dass 
die  ärztliche  Untersuchung  nicht  vollständig  ausgeschaltet  war,  was. 
aus  den  Summen  die  die  Gesellschaft  alljährlich  für  Arzthonorare 
in  der  kleinen  Lebensversicherung  verausgabte,  hervorgeht. 

3)  Eine  Darstellung  der  allmählichen  Ausgestaltung  der  Ver- 
sicherungsbedingungen und  Tarife  ist  nicht  möglich  gewesen,  da  die 
Gesellschaft  die  einzelnen  Prospekte  aus  früheren  Jahren  nicht  mehr 
zur  Verfügung  stellen  konnte. 
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dieser  Versicherung,  herausgegeben  aus  Anlass  der  Aus- 
fertigung des  millionsten  Policebuches  der  Arbeiterver- 
sicherung im  September  1897  geht  hervor,  dass  die  Aus- 
gabe der  1.  Viertelmillion  von  über  9 Jahren  erforderte, 
während  die  2.  Viertelmillion  schon  in  noch  nicht  4,  die  3. 
in  zwei  und  die  4.  in  kaum  1 1 /2  Jahren  erreicht  wurde. 
Seit  Einführung  in  der  „Arbeiterversicherung“  bis  Ende 
August  1897  wurden  auf  46523  Todesfällen  M60153-,^l  Mark 
Versicherungssumme  ausgezahlt.  Aber  auch  eine  Schatten- 
seite zeigt  uns  gleich  die  statistische  Darstellung.  Etwas 
über  700  000  Personen  waren  im  September  1897  ver- 
sichert, — durch  Tod  waren  bis  dahin  46283  ausgeschieden. 
Berücksichtigt  man  auch,  dass  auf  eine  Person  manchmal  2 
oder  mehr  Policen  treffen,  so  müssen  von  der  Million  bis 
dahin  ausgefertigter  Policebücher  immerhin  eine  ansehnliche 
Zahl  (sicher  200  000  d.  i.  4 mal  mehr  als  die  durch  Tod 
erledigten)  aus  anderen  Gründen,  meist  wegen  Einstellung 
der  Prämienzahlung  erloschen  sein. 

Die  „Victoria  zu  Berlin“. 

Ein  Markstein  in  der  Geschichte  der  kleinen  Lebens- 
versicherung ist  die  Aufnahme  der  Branche  durch  die 
„Victoria  zu  Berlin“  im  Jahre  1892.  Alle  Momente, 
welche  geeignet  sind  die  Entwicklung  einer  Versicherung 
günstig  zu  beeinflussen,  sind  schon  damals  bei  dieser  Ge- 
sellschaft vereint  gewesen.  Durch  eine  selten  tüchtige 
Leitung  (O.  Gerstenberg)  zweifellos  finanzielle  Sicherheit 
und  ein  bewunderungswürdiges  Verständnis  für  und  An- 
passungsvermögen an  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  des 
Publikums  vor  allem  mit  Hilfe  einer  ausgedehnten  und 
engmaschichen  Aussenorganisation  an  deren  Verbesserung 
und  Ausgestaltung  sie  unermüdlich  arbeitete,  war  es  der 
„Victoria“  im  Jahre  1891  gelungen,  sich  an  die  Spitze 
aller  deutschen  Lebensversicherungsgesellschaften  zu  setzen, 
indem  sie  im  Neugeschäft  die  grösste  Summe  der  in  einem 
Jahre  neu  ausgefertigten  Versicherungen  und  den  grössten 
Zuwachs  im  Versieh erungsbestande  die,  je  im  deutschen 
Lebensversicherungsgeschäfte  erzielt  wurden,  erreichte.  In 
dieser  Zeit  des  mächtigen  Aufschwungs  (im  März  1892) 
dehnte  sie  ihren  Betrieb  auf  die  Lebensversicherung  kleiner 
Kapitalien  aus.  Sie  nannte  den  neuen  Zweig  ihres  Ge- 
schäftes „Abteilung  der  Volks  Versicherung“  und  dieser 
glücklich  gewählte  Name  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  in 
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der  Wissenschaft  dem  grössten  Teil  der  Praxis  und  im 
Volke  als  die  Bezeichnung  für  die  Gesamtheit  der  die 
Lebensversicherung  den  weitesten  Kreisen  der  Bevölkerung 
zugänglich  machenden  Einrichtungen  eingebürgert. 

Nach  einem  gründlichen  Studium  der  Organisation-, 
Aquisitions-  und  sonstigen  -Grundsätze  und  Praktiken  der 
Londoner  „Prudentiall“  an  Ort  und  Stelle  durch  mehrere 
ihre  Beamten  richtete  sie  ihren  Betrieb  nach  dem  Muster 
dieser  Gesellschaft  und  der  grossen  amerikanischen  Volks- 
versicherungsinstitute ein.  Gleich  in  den  ersten  Jahren 
des  Betriebes  gelang  es  ihr,  staunenswerte  Erfolge  in  der 
Anwerbung  von  Versieh erungskanditaten  zu  erzielen.  Nach 
kaum  5 jährigem  Betrieb  (im  Jahre  1895)  hatte  sie  die 
grosse  „Friedrich  Wilhelm“  im  Bestände  an  Policen 
und  Versicherungskapitalien  überflügelt  (s.  Tab.  5). 

Tab  5. 


„Victoria  zu  Berlin“ 

Entwicklung  der  Volksversicherung. 


Jabr 

Policen 

Y ersicherungs- 
Summe 
in  1000  Mark 

Durch- 

schnitt!. 

Höhe 

1892 

62  298 

18  291 

293 

1898 

120  428 

35  730 

298 

1894 

182  932 

54  187 

299 

1895 

274  824 

77  659 

246 

1896 

604  802 

133  072 

221 

1897 

1 020  908 

200  237 

199 

1898 

1 277  083 

249  321 

184 

1899 

1 434  669 

283  071 

199 

1900 

1 628  551 

319  563 

197 

19C5 

2 745  166 

529  854 

194 

1910 

3 524  139 

752  411 

214 

1912 

3 807  972 

845  033 

222 

Das  Geheimnis  des  Erfolges  lag  in  durchgreifenden 
Organisation s-  und  Aquisitionsprinzipien.  Vor  allem  ist. 
von  günstigen  Einfluss  auf  die  Entwicklung  der  Volksver- 
sicherung die  Durchführung  der  sogenannten  „wilden“ 
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Organisationen  gewesen,  die  die  „Victoria“  im  Nov.  1895 
vornahm.  Gerade  in  dieser  Zeit  schnellte  der  Neuzugang 
mächtig  empor  (er  betrug  z.  B.  1897  585843  Policen  über 
98  869  940  Mark  Kapital).  Bei  der  gewöhnlichen  oder 
„systematischen“  Organisation  ist  das  ganze  Geschäfts- 
gebiet in  bestimmte  Bezirke,  Generalagenturen  manchmal 
auch  Subdirektionen  genannt,  eingeteilt,  innerhalb  derer 
nur  den  einzelnen  Generagenten  erlaubt  ist,  Vertreter  zum 
Abschluss  von  Versicherungen  anzusteflen.  Bei  dem 
Charakter  der  Volks  Versicherung  als  Massengeschäft  ist 
aber  eine  solche  Begrenzung  der  Aquisitionstätigkeit  der 
Agenten  nicht  vorteilhaft.  Der  Abschluss  von  Volksver- 
sicherungen rentiert  sich  für  diesen  nur,  wenn  einem  in- 
und  extensiven  Betrieb  desselben  derartige  Einschränkungen 
nicht  im  Wege  stehen.  Die  Victoria  hat  deswegen  nach 
dem  Vorbild  der  englischen  Versicherungsgesellschaften  ein 
besonderes  Agentensystem  die  sogenannte  „wilde“  Organi- 
sation eingeführt.  Hier  werden  zwar  auch  Generalvertreter 
bestellt,  aber  ihre  Tätigkeit  ist  nicht  gegenseitig  abge- 
grenzt. — Sie  können  innerhalb  des  ganzen  Geschäftsge- 
bietes Vertreter  anstellen  und  diese  wieder  aquirieren  wo 
sie  wollen.  Dieses  System  hat  den  Vorzug1),  dass  der 
Agent  seinen  ganzen  Verwandschafts-  und  Bekanntenkreis 
bearbeiten  und  hei  dauernden  Misserfolgen  der  Gesell- 
schaft gegenüber  nicht  eine  Unfruchtbarkeit  seines  Gebietes 
geltend  machen  kann.  Es  hat  aber  auch  den  Nachteil, 
dass  die  Agenten  ein  und  derselben  Gesellschaft  als  Kon- 
kurrenten neben  einander  arbeiten,  sich  gegenseitig  be- 
kämpfen und  so  im  Publikum  Misstrauen  gegen  den  Ver- 
sicherer erregen2). 

Von  der  Ueberzeugung  durchdrungen,  dass  das  erste 
Erfordernis  für  die  erfolgreiche  Verbreitung  einer  Ver- 
sicherung geeignete  straff  organisierte  Agentkräfte  sind,  hat 
die  „Victoria“  wie  keine  zweite  deutsche  Gesellschaft  ihr 
Augenmerk  auf  die  Auswahl  und  Anstellung  ihrer  Vertreter 
und  ihrer  gründlichen  Ausbildung  für  den  Beruf  des  Ver- 
sicherungsagenten gerichtet.  Verfolgt  man  wie  die  Gesell- 
schaft in  ihrem  Organ  den  „Monatsblättern“  es  als  eine 
Hauptaufgabe  betrachtet,  die  gegen  den  verachteten  Agenten- 

1)  Ygl.  Prigge  a.  a.  0.  S.  15. 

2)  Bei  Kohl,  a.  a.  0.  S.  29  sind  noch  andere  Nachteile  ange- 
führt, wie  die  Wahllosigkeit  an  der  Anstellung  der  Agenten  u.s.w. 
als  Schäden  ausschl.  der  „wilden“  Organisation  können  diese  aber 
nicht  angesehen  werden. 
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stand  im  täglichen  Leben  in  der  Presse  und  in  der  Literatur 
laut  werdenden  V orurteile  mit  erbitterter  Zähigkeit  nieder- 
zuringen und  damit  und  durch  unablässige  Anweisung  und 
Belehrung  ihre  Vertreter  zu  überzeugten  Pionieren  der 
V ersicherungsidee  heranzubilden,  wie  sie  durch  Vorführung 
praktischer  Beispiele  von  erfolgreicher  Agententätigkeit  und 
durchschlagenden  Aquisitionsmethoden  deren  Ehrgeiz  und 
Erwerb strieh  anstachelt,  das  Publikum  unausgesetzt  und 
energisch  zu  bearbeiten,  dann  begreift  man  die  alljährlichen 
Erfolge  dieser  Schar. 

Speziell  für  die  Volksversicherung  strebte  die  Victoria 
gleich  seit  Aufnahme  der  Volk sver Sicherung  eine  Methode 
der  Bearbeitung  des  Publikums  durch  die  Agenten  an,  die 
in  England  und  Amerika  viel  zu  den  glänzenden  Resultate 
der  Volksversicherungsbetriebe  beigetragen  hatte:  Die  syste- 
matische Aquisitation  von  Haus  zu  Haus.  In  ihren  Mo- 
natsblättern1) schreibt  die  „Victoria“  darüber:  „Die  Volks- 
versicherung unterscheidet  sich  von  der  grossen  Lebens- 
versicherung eben  nicht  nur  durch  die  Aufnahmebedingungen 
und  die  Art  der  Prämienzahlung,  sondern  auch  durch  die 
Methode  der  Aquisition,  ein  Punkt,  der  von  Aussenstehen- 
den  gar  nicht  beachtet  wird,  der  aber  auch  heute  noch 
nicht  allen  Akqusiteuren  ausreichend  zum  Bewusstsein  ge- 
kommen ist“.  „Die  englischen  Versicherungsgesellschaften 
speziell  die  „Prudentiall“  die  zum  Vorbilde  für  die  ameri- 
kanische Volksversicherung  wurde,  waren  die  ersten  welche 
in  der  Akquisition  von  Haus  zu  Haus  die  einzige  zum 
Ziele  führende  Methode  der  Anwerbung  des  Nachwuchses 
erblickten.  Es  sollte  zunächst  erreicht  werden,  dass  jung 
und  alt  mit  dem  Wesen  der  Lebensversichung  sowohl  nach 
der  ethischen  als  auch  nach  der  rein  geschäftlichen  Seite 
hin  vertraut  würden.  Zu  diesem  Zwecke  hielt  der  Agent, 
wenn  es  ihm  nach  einem  oder  mehreren  Besuchen  gelungen, 
war  Gehör  zu  finden,  seinen  Klienten  Vorträge  über 
Lebensversicherung  im  Allgemeinen  und  im  besonderen 
über  die  Vorzüge  der  von  ihm  vertretenen  Gesellschaft. 
Hatte  er  in  dieser  Weise  vorgearbeitet,  so  galt  es  den  für 
Geschäftsabschlüsse  verbreiteten  Boden  nach  Kräften  nutz- 
bar zu  machen  und  durch  Empfehlungen  von  den  ihm 
bekannten  Kreisen  aus  neuen  Anshluss  zu  finden.  „Wir 
verlangten  diese  Akquisition,  weil  wir  wussten,  dass  in 
England  und  Amerika  in  dieser  Weise  akquiriert  wurde 


1)  VII.  Jahrgang,  Nr.  3. 
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und  weil  allgemeine  Erwägungen  diese  Arbeitsweise  als  die 
zweckmässigste  erscheinen  Hessen.  Heute  arbeitet  ein 
grosser  Teil  unser  tüchtigsten  Organe  nach  dieser  Methode 
und  gerade  hei  denjenigen  Generalagenturen,  die  das  beste 
Volksgeschäft  erzielen.  Aber  ein  grosser  Teil  unserer 
Herren  kann  sich  mit  der  systematischen  Akquisition  zu 
ihrem  eigenen  Nachteil  noch  immer  nicht  befreunden44 
(aus  einer  gewissen  Schamhaftigkeit  heraus  „hausieren44 
gehen  zu  sollen). 

Wie  die  „Victoria44  bemüht  war,  ihre  Akquisitions- 
organe zur  tatkräftigen  und  erfolgreichen  Anwerbung  von 
Versicherungsnehmern  anzuhalten  und  zu  erziehen,  so  traf 
sie  auch  wirksame  Massnahmen,  um  den  einmal  gewonnenen 
Versicherungsbestand  auch  zu  erhalten.  Wir  haben  im 
vorigen  Abschnitt  gesehen,  dass  bei  der  „Friedrich  Wilhelm'4 
in  den  Jahren  1882  — 1897,  etwa  4mal  mehr  Versicherte 
vorzeitig  die  Versicherung  aufgegeben  haben,  als  ordnungs- 
gemäss durch  Tod  ausgeschieden  sind,  dass  also  viele  Ver- 
sicherungen erlöschen,  weil  die  Prämienzahlung  über  die 
Dauer  der  Bespektfrist  hinaus  unterbleibt.  Bei  manchem 
wird  der  Grund  der  Einstellung  der  Zahlung  eine  durch 
Krankheit,  Arbeitslosigkeit  usw.  hervorgerufene  wirtschaft- 
Unfähigkeit  sein.  Viele  andere  aber  lassen  wenn  einmal 
der  einsammelnde  Agent  nicht  gekommen  ist,  erfahrungs- 
gemäss  aus  Gleichgültigkeit  die  Frist  für  die  Zahlung  der 
Prämie,  die  ja  keine  Hol-  sondern  eine  Bringschuld  ist, 
verstreichen.  Sie  können  der  Versicherung  erhalten  bleiben, 
wenn  ein  gewisser  immer  wieder  sich  bemerkbarer  Druck 
wirksam  ist:  Das  regelmässige  und  bei  der  Unterlassung 
der  Zahlung  wiederholte  Erscheinen  des  mit  der  Abholung 
der  Beiträge  beauftragten  Einnehmers  in  der  Wohnung 
des  Versicherungsnehmers.  Die  regelmässige  Besorgung 
dieser  Aufgabe  wird  nur  dann  gewissenhaft  erledigt  werden 
und  garantiert  sein,  wenn  die  ganze  Tätigkeit  der  Ein- 
nehmer genau  geregelt  ist,  überwacht  und  kontrolliert  wird. 
Vorbildlich  sind  dafür  die  von  der  Victoria  in  allen 
grösseren  Städten  Deutschlands  getroffenen  Einrichtung 
ihrer  „Zentralinkassostellen44.  In  Nr.  2 des  7.  Jahrganges 
der  „Monatsblätter44  findet  sich  folgende  Darstellung  dieser 
Institution : 

„Ganz  besonders  haben  zur  Verminderung  der  Zahl 
der  erlöschenden  Versicherungen  und  zur  Erhaltung  des 
Bestandes  in  allen  grösseren  Städten  von  uns  eingerichteten 
Zentralinkassostellen  beigetragen. 
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Zu  jeder  Zentral-Incassostelle  gehört  eine  Anzahl  von 
Boten,  Einnehmer  genannt,  von  denen  jeder  einen  be- 
stimmten Stadtbezirk  zugewiesen  erhält.  Jeder  Bezirk  ist 
wieder  in  6 Teile  geteilt,  und  der  Einnehmer  hat  an  jedem 
der  6 Wochentage  einen  dieser  Teile  regelmässig  zu  be- 
arbeiten. Er  geht  also  in  den  für  jeden  Wochentag  ein 
für  allemal  bestimmten  Strassen  wie  der  Postbriefträger 
von  Haus  zu  Haus,  von  Treppe  zu  Treppe  und  die  Ver- 
sicherten wissen  nicht  nur  an  welchem  Tage,  sondern  auch 
zu  welcher  Stunde  sie  den  bekannten  durch  eine  kleidsame 
Uniform  ausgezeichneten  Victoriaboten  zu  erwarten  haben. 
Je  10  bis  16  Einnehmer  sind  einem  Bureauheamten,  Ober- 
einnehmer genannt,  unterstellt,  der  mit  Unterstützung  einiger 
Bureaugehilfen  die  Tätigkeit  der  Einnehmer  genau  zu 
überwachen,  und  die  Abrechnung  mit  Einen  zu  bewirken 
hat“. 

„Wird  ein  Versicherter  nicht  angetroffen,  so  hinterlässt 
der  Einnehmer  eine  bedruckte  Karte,  aus  welcher  der  Zweck 
seines  Besuches  ersichtlich,  und  durch  welche  der  Ver- 
sicherte aufgefordert  wird,  den  fälligen  Betrag  hei  der 
Kassenstelle  direkt  einzuzahlen.  Trotzdem  aber  wiederholt 
der  Einnehmer  seine  Besuche,  bis  die  festgesetzte  8 wöchige 
Zahlungsfrist  verstrichen  ist,  und  die  Beitragskarte  an  die 
Direktion  zurückgesandt  werden  muss.  Ist  mehrere  Wochen 
hintereinander  aus  irgend  welchen  Gründen  keine  Zahlung 
geleistet,  so  erhalten  die  Versicherten  durch  den  Ober- 
einnehmer eine  briefliche  Mitteilung,  welche  sie  auf  den 
Rückstand  aufmerksam  macht  und  zur  Zahlung  auffordert. 
Gleichzeitig  wird  die  zuständige  Generalagentur  durch 
deren  Vermittlung  s.  Zt.  der  Versicherungsantrag  gestellt 
wurde,  benachrichtigt,  damit  sie  den  Versicherten  durch 
den  Vermittler  oder  sonst  einen  geeigneten  Beamten  oder 
Vertreter  besuchen  lassen  kann.  Hat  auch  das  keinen 
Erfolg,  so  wird  der  Versicherte  vor  Rücksendung  der  Bei- 
tragskarte l)  an  die  Direktion,  durch  den  Obereinnehm  er 
brieflich  benachrichtigt,  dass  ihm  die  Beitragskarten  wegen 
Ablaufs  der  Zahlungsfrist  von  dem  Einnehmer  nicht  mehr 
vorgelegt  werden  könne,  dass  es  ihm  noch  freistehe,  bis  zu 
einem  bestimmten  Tage  an  der  Kassenstelle  den  Rückstand 
zu  bezahlen,  später  aber  die  Wiederbelebung  der  erloschenen 
Versicherung  gemäss  §6  der  Versicherungsbedingungen  zu 
beantragen  sei“. 


1)  Mit  welchem  Akte  die  Versicherung  erlischt. 
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Dieser  Inkassoappart  mit  seinen  mehrere  Tausend 
zählenden  uniformierten  Tag  für  Tag  patrollierenden  Ein- 
nehmern hat  neben  der  systematischen  Akquisition  von 
Haus  zu  Haus  sehr  viel  dazu  heigetragen  im  allgemeinen 
das  Publikum  den  Versicherungsgedanken  und  seine  prak- 
tische Durchführung  populär  zu  machen  und  im  speziellen 
die  „Victoria  im  Volke“  einzuführen.  Seine  hohe  Bedeutung 
für  die  Aufrechterhaltung  und  Durchführung  einmal  abge- 
schlossener Volksversicherungen  kann  aber  erst  ganz  er- 
fasst werden,  wenn  wir  am  4.  Kapitel  auf  den  annormalen 
Abgang  in  der  Volksversicherung  eingelien. 

Die  von  der  Victoria  gebotenen  Versicherungsmöglich- 
keiten und  Tarife  sind  reichhaltiger  und  mannigfacher  als 
bei  irgend  einer  anderen  die  Volksversicherung  betreiben- 
den Gesellschaft.  Wir  wollen  sie  daher  als  Höhepunkt  der 
privaten  Volksversicherung  und  dazu  die  Versicherungsbe- 
dingungen und  zwar  in  historischer  Folge,  die  die  vorge- 
nommenen Verbesserungen  und  eingeführten  Neuerungen 
erkennen  lässt,  zusammenstellen. 

Die  Victoria  teilt  ihre  Volksversicherungen  in  zwei 
Abteilungen : 

Abteilung  1 ohne  ärztliche  Untersuchung  und  mit 
AVochenprämien  und  Abteilung  2 mit  ärztlicher  Unter- 
suchung und  monatlichen,  viertel-,  halb-  oder  ganz  jähr- 
lichen Prämienzahlungen 1). 

In  der  Abteilung  I wurde  zum  ersten  Mal  im  deutschen 
Versicherungsgeschäft  das  Prinzip  des  Verzichts  auf  eine 
ärztliche  Untersuchung  bei  der  Aufnahme  des  Versiche- 
rungskandidaten in  voller  Strenge  durchgeführt.  Diese  Er- 
leichterung der  Aufnahme  hat  natürlich  auch  zur  Ausdeh- 
nung der  Volksversicherung  mit  beigetragen.  Ausser 
durch  die  Karenzzeit  sicherte  sich  die  Gesellschaft  gegen 
den  Zudrang  schlechter  Bisiken  durch  zweckmässige  Frage- 
stellungen nach  eventuellen  früheren  Krankheiten  nach  dem 
Beruf  und  der  sonstigen  Lebensweise,  die  im  Versiche- 
rungsantrag vom  aufzunehmenden  persönlich  zu  beantworten 
waren  und  ausserdem  durch  einen  eigenen  Bericht  des 
Agenten  über  den  augenscheinlichen  Gesundheitszustand 
des  Kandidaten. 

Bei  Einführung  der  Volksversicherung  im  März  1892 
übernahm  die  „Victoria“  zunächst  nur  Versicherungen  für 


1)  Jetzt  ist  die  ärztliche  Untersuchung  auch  in  dieser  Abteilung 
abgeschafft. 
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erwachsene  Personen  vom  15.  Lebensjahre  an  nach  den 
Tarifen  1,  1 a,  2 und  2 a,  bei  denen  die  Versicherungs- 
summen (in  Abteilung  1 bis  zum  Höchstbetrag  von  600  Mark, 
in  Abteilung  2 von  300  bis  1500  Mark)  nach  Ablauf  der 
gewählten  Versicherungsdauer  oder  bei  früherem  Tode  fällig 
wird.  Im  April  desselben  Jahres  führte  die  Gesellschaft 
einen  Kinderversicherungstarif  1 b ein,  nachdem  man  Kinder 
unter  14  Jahren  durch  Wahl  einer  entsprechenden  Ver- 
sicherungsdauer zur  Konfirmation,  zur  Aussteuer,  zum  Mili- 
tärdienst, zum  Eintritt  in  einen  Beruf  usw.  eine  Summe 
sichern  konnte.  Die  Versicherungssumme  wird  fällig,  je 
nach  Wahl  des  Antragstellers  nach  12  bis  20  Jahren  oder 
hei  früherem  Tod  des  Kindes.  Im  November  1894  wurde 
diesem  Tarif  ein  neuer  hinzugefügt,  der  sogenannte  Kinder- 
versorgungsversicherungstarif 1 c.  Bei  diesem*  sind  die  Bei- 
träge nur  so  lange  zu  entrichten,  als  der  versicherte  Bei- 
tragszahler (der  Vater,  die  Mutter  usw.)  am  Leben  bleibt. 
Stirbt  derselbe  vor  Ablauf  der  festgesetzten  Versicherungs- 
dauer, so  wird  die  Beitragszahlung  mit  dem  Ende  der 
Woche,  in  welcher  der  Tod  erfolgte  auf,  während  trotzdem 
die  volle  Versicherungssumme  am  Ende  der  gewählten  Ver- 
sicherungsdauer zur  Auszahlung  kommt.  Sollte  das  Kind, 
zu  dessen  Gunsten  die  Versicherung  abgeschlossen  ist, 
während  der  Versicherungsdauer  sterben,  so  steht  es  dem 
Versicherungsnehmer  frei,  eine  andere  Person  an  dessen 
Stelle  zu  setzen  oder  die  Versicherung  in  eine  beitragsfreie 
um  wandeln  zu  lassen.  Bei  dieser  Versicherungsart  erreicht 
der  Versorger  unter  allen  Umständen,  da  nach  seinem  Tode 
keine  Beiträge  mehr  zu  zahlen  sind,  den  beabsichtigten 
Zweck,  dem  zu  versorgenden  Kinde  an  einen  bestimmten 
Termin  eine  bestimmte  Summe  Geldes  zuzuwenden.1) 

Bei  den  Versicherungen  erwachsener  Personen  war  die 
Karr enzz eit,  (die  natürlich  nur  für  Abteilung  1 bestand) 
ursprünglich  auf  3 Jahre  festgesetzt,  derart,  dass  im  Todes- 
fall im  1.  Versicherungsjahr  x/4,  im  2.  2/4,  und  im  3.  3/4 
der  Versicherungssumme  gezahlt  wurden.  Es  stellte  sich 
aber,  wie  die  Gesellschaft  mitteilt,  bald  heraus,  dass  es 
unpraktisch  war,  bei  Verzicht  auf  eine  ärztliche  Unter- 
suchung im  ersten  Versicherungsjahr  überhaupt  eine  Ver- 
sicherungsleistung für  den  Todesfall  zu  übernehmen,  die 
über  die  Blickerstattung  der  geleisteten  Beiträge  hinaus- 


1)  Seit  1.  I.  1910  führt  die  Victoria  noch  einen  Kindertarif 

ld.  (Siehe  Seite  60.) 
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ging.1)  Es  wurden  daher  schon  im  März  1898  die  Be- 
stimmungen über  die  Karrenzzeit  derart  geändert,  dass  bei 
Tod  im  ersten  Versicherungsjahr  nur  die  Beiträge  zurück- 
erstattet werden,  hei  Tod  im  zweiten  Versicherungsjahr  die 
halbe  Versicherungssumme  fällig  wird,  dagegen  vom  dritten 
Jahre  ab,  die  volle  Versicherungssumme  im  Todesfall  ge- 
zahlt wird.  Dabei  wurde  die  höchst  zulässige  Summe  von 
600  auf  1000  Mark  und  (später  auf  1500  Mark) - erhöht. 
Die  Bestimmung,  dass  bei  Tod  durch  Unfall  vom  Beginn 
der  Versicherung  ab,  die  volle  Versicherungssumme  fällig 
wird,  hat  von  Anfang  an  bestanden.  Bei  den  Kinderver- 
sicherungen ist  von  vorneherein  eine  Karrenzzeit  von  drei 
Jahren  festgesetzt  gewesen,  während  welcher  im  Todesfall 
nur  die  geleisteten  Beiträge  zurückerstattet  werden.  Die 
10jährige  Versicherungsdauer  (die  kürzeste  der  Tarife  la 
und  2 a)  für  erwachsene  Personen  wurde  im  Juni  1908  ab- 
geschafft, weil  sie  sich  in  der  Praxis  nicht  bewährte.  Für 
erwachsene  Personen  ist  seitdem  die  kürzeste  Versicherungs- 
dauer auf  15  Jahre  festgesetzt. 

Die  Zahlungsfrist  für  die  Wochenbeiträge  war  in  den 
ersten  Versicherungsbedingungen  auf  4 Wochen  angesetzt. 
Im  November  1897  wurde  sie  auf  8 Wochen  verlängert. 
Für  die  Wochenprämien  hat  die  „Victoria“  ein  Zahlungs- 
und Quittungssystem  eingeführt,  welches  die  schriftliche 
Quittung  wie  sie  beim  „Nordstern“  üblich  war,  und  das 
Markenverfahren  der  „Friedrich  Wilhelm“  an  Einfachheit 
und  praktischer  Zuverlässigkeit  übertrifft.  Für  jede  Police 
wird  in  jedem  Versicherungsjahr  von  der  „Victoria“  eine 
Jahresbeitragskarte  ausgestellt,  welche  so  viele  abreissbare 
Abschnitte,  die  Quittungen  über  die  zu  zahlende  Beiträge, 
enthält,  als  Sonnabende  in  das  laufende  Versicherungsjahr 
fallen.  Auf  den  einzelnen  Abschnitten  ist  das  Datum  für 
die  beiden  je  eine  Woche  einschliessenden  Tage  und  die 
Höhe  der  Prämie  angegeben.  Die  Zahlkarte  befindet  sich 
in  den  Händen  des  Einnehmers  der  die  einzelnen  Abschnitte 
gegen  Entrichtung  der  Prämie  dem  Versicherungsnehmer 
aushändigt.  Bei  Eintritt  des  Versicherungsfalls  gilt  der 
zuletzt  eingelöste  Wochenabschnitt  als  Nachweis  für  die 
erfolgte  Prämienzahlung.  Ist  die  Zahlungsfrist  für  einen 
Wochenbeitrag  verstrichen,  so  muss  der  Agent  die  Zalil- 


1)  Siehe  Kapitel  2,  Sterblichkeitserfahrung  der  „Wilhelma“  zu 
Magdeburg. 
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karte  an  die  Direktion  zurücksenden.  Tut  er  dies  nicht, 
so  muss  er  die  verfallenen  Abschnitte  aus  eigener  Tasche 
bezahlen. 

In  einem  Bericht  zum  5.  Internationalen  Versiche- 
rungskongress 1906  in  Berlin  rühmt.  L.  Francois  aus 
Brüssel  die  Vorzüge  dieses  auch  hei  seiner  Gesellschaft 
zur  Einführung  gekommenen  Systems,  das  er  als  das  beste 
unter  allen  Quittungssystemen  bezeichnet.1)  Dreifach  sind 
seine  Vorteile:  1.  Es  ermöglicht  eine  automatische  Kon- 
trolle der  Agenten.  2.  Der  Inspektions-  und  Ueberwach- 
ungsdienst  ist  auf  ein  Minimum  reduziert.  3.  Die  allge- 
meine Buchung  und  Registrierung  und  speziell  die  der 
Agenten,  ist  bedeutend  vereinfacht. 

Für  die  Gewährung  einer  beitragsfreien  Police  war 
ursprünglich  eine  Frist  von  5 Jahren  bestimmt.  Diese 
wurde  im  Jahren  1897  auf  3 Jahre  herabgesetzt  und  zwar 
mit  rückwirkender  Kraft  für  alle  damals  bestehenden  Ver- 
sicherungen. Gleichzeitig  wurde  die  Bestimmung  aufge- 
hoben, wonach  die  Ausfertigung  der  heitragsfreien  Ver- 
sicherung spätestens  1 Jahr  nach  Einstellung  der  Beitrags- 
zahlung beantragt  werden  sollte.  Von  dieser  Bestimmung 
war  übrigens  auch  schon  vorher  insofern  Gebrauch  gemacht, 
als  Anträgen  auf  Ausfertigung'  beitragsfreier  Policen  auch 
nach  Ueberschreitung  der  bestimmten  Frist  bereitwilligst 
stattgegeben  wurde.  Vom  November  1897  ab  sind  über- 
haupt alle  Versicherungen,  für  die  mindestens  3 Jahre 
Prämien  entrichtet  wurden,  nach  Einstellung  der  Beitrags- 
zahlung ohne  Weiteres  als  beitragsfreie,  mit  dem  entsprechend 
veränderten  Summen  in  den  Registern  der  Gesellschaft  ein- 
getragen. Der  Wegfall  des  Antrags  zur  Ausstellung  einer 
heitragsfreien  Versicherung  und  die  Einführung  der  auto- 
matischen Umwandlung  in  eine  solche,  sind  von  erheblicher 
finanzieller  Wirkung  (zu  Gunsten  der  Versicherten  und  zu 
Ungunsten  der  Gesellschaft)  gewesen,  da  tatsächlich  sehr 
viele  von  den  wegen  Einstellung  der  Prämienzahlung  aus- 
geschiedenen es  unterlassen,  einen  derartigen  Antrag  zu 
stellen. 

Vorübergehend  enthielten  die  Versicherungsbedingungen 
der  Victoria  ausserdem  noch  folgenden  Passus : 2)  „Auf  den 
schriftlichen  Antrag  des  Versicherungsnehmers,  welcher 

1)  Berichte  vom  5.  Int.  Kongr.  F.  Vers.-Wissenschaft.  Ber- 
lin 1906. 

2)  Siehe  Prigge,  a.  a.  0.  S.  43. 
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gleichzeitig  bei  der  Beantragung  der  Versicherung  erfolgen 
muss,  ist  die  Victoria  auch  bereit,  an  Stelle  der  beitrags- 
freien Policen  nach  mindestens  B jährigem  Bestehen  der 
Versicherung  die  volle  rechnungsmässige  Prämienreserve  zur 
Deckung  der  fällig  gewordenen  und  fällig  werdenden  Wochen- 
beiträge vorschussweise  zur  Aufrechterhaltung  der  Ver- 
sicherung zu  verwenden.“  Warum  die  „Victoria“  diese 
sehr  entgegenkommende  Bestimmung  aus  ihren  Bedingungen 
wieder  gestrichen  hat  ist  nicht  ganz  klar.  Da  ein  schrift- 
licher Antrag  beim  Abschluss  der  Versicherung  zu  erfolgen 
hatte,  damit  die  Bestimmung  in  Kraft  treten  konnte,  so 
wird  sie  praktisch  bedeutungslos  gewesen  sein,  da  ja  niemand 
eine  Versicherung  mit  der  Voraussicht  eingeht,  die  Prämien- 
zahlung einmal  einstellen  zu  wollen  oder  zu  müssen.  Eine 
wegen  nicht  rechtzeitiger  Entrichtung  der  Beiträge  er- 
loschene Versicherung  konnte  anfangs  innerhalb  6 Monaten 
wieder  in  Kraft  gesetzt  werden,  wenn  die  rückständigen 
Prämien,  die  Kosten  eines  ärztlichen  Attestes  eines  Ver- 
trauensarztes über  den  guten  Gesundheitszustand  und  die 
Portoauslagen  bezahlt  wurden.  Diese  Frist  wurde  später 
auf  1 Jahr  ausgedehnt  unter  Verzicht  auf  das  Attest  wäh- 
rend der  ersten  6 Monate. 

Ungültigkeit  der  Versicherung  begründeten  der  Selbst- 
mord des  Versicherten  *)  und  die  Aufdeckung  von  unwahren 
Angaben  oder  Verschweigung  von  entscheidenden  Tatsachen 
in  den  schriftlichen  Erklärungen  gegenüber  der  Gesellschaft, 
in  beiden  Fällen  jedoch  nur  innerhalb  der  ersten  B Ver- 
sicherungsjahre. Bei  Kriegsdienst  und  Beisen  in  Ländern 
der  heissen  Zone  wurde  ursprünglich,  wenn  die  Versicherung 
5 Jahre  in  Kraft  gewesen  war,  später  sofort  die  Prämien- 
reserve zurückerstattet. 

Eine  sehr  wichtige  Neuerung  hat  die  „Victoria“  mit 
der  Beteiligung  der  Versicherungsnehmer  am  Gewinne  des 
Geschäftsjahres  eingeführt.  Der  betreffende  § der  Ver- 
sicherungsbedingungen lautet:  „Die  Abrechnung  für  die 
Volksversicherung  wird  völlig  gesondert  von  der  Abrech- 
nung für  die  übrigen  Geschäftsabteilungen  der  „Victoria“ 
sonst  aber  gleichzeitig  mit  dieser  geführt.  VondemUeber- 
schuss  der  Jahreseinnahmen  über  die  Jahresausgaben  wird 
nach  Absetzung  der  Verwaltungstantieme  auf  Beschluss  des 
Verwaltungsrats  nach  Vorschlag  der  Direktion  eine  Quote 


1)  Nach  den  heutigen  Bedingungen  nimmt  der  Selbstmord 
diese  Ausnahmestellung  nicht  mehr  ein. 
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zur  Bildung  einer  Extrareserve  verwendet,  über  welche  in- 
dessen lediglich  zu  Verwaltungsausgaben  für  die  Volksver- 
sicherung nach  freiem  Ermessen  der  Direktion  verfügt  werden 
darf.  Der  Rest  bildet  den  Reingewinn  des  betreffenden 
Geschäftsjahres  aus  der  Volksversicherung.  Der  so  er- 
mittelte Reingewinn  entfällt  mit  mindestens  7 5 °/0  auf  Be- 
schluss des  Aufsichtsrats  nach  Vorschlag  der  Direktion  aber 
auch  zu  einem  höheren  Satze  auf  die  sämtlichen  in  Kraft 
befindlichen  Policen  der  Volksversicherung  mit  Gewinnbe- 
teiligung derart,  dass  die  Berechtigung  zur  Teilnahme  an 
dem  Gewinne  für  jede  Versicherung  erst  mit  Zahlung  der 
zweiten  Jahresprämie  nach  Beendigung  des  ersten  Ver- 
sicherungsjahres beginnt  und  dass  die  Verteilung  nach 
Verhältnis  der  vollen  in  dem  Rechnungsjahr  fälligen  Jahres- 
prämie erfolgt.  Der  hiernach  auf  jede  einzelne  Versiche- 
rung entfallende  Gewinnanteil  wird  nicht  sofort  verrechnet, 
sondern  mit  B 1/2°/0  Zins  und  Zinseszinsen  vom  Ende  des 
Versicherungsjahres  auf  welches  der  betreffende  Gewinn- 
anteil entfällt,  bis  zu  dem  Tage  an  welchem  bedingungs- 
gemäss  die  Versicherungssumme  fällig  wird,  gleichzeitig  mit 
dieser  ausbezahlt.  Für  erloschene  oder  beitragsfrei  gewordene 
V ersicherungen  erlischt  das  Anrecht  auf  die  angesammelten 
Gewinnanteile.  Die  Gesamtsumme  der  auf  diese  Weise 
für  jede  in  Kraft  befindliche  Police  angesammelten  Ge- 
winnanteile bildet  den  Dividendenfonds  der  Volksversiche- 
rung der  „Victoria*4.  Falls  in  einem  Geschäftsjahr  die 
Abrechnung  für  die  Volksversicherung  einen  Verlust  ergibt, 
wird  dieser  zunächst  aus  dem  Dividendenfonds  und  zwar 
im  Verhältnis  des  auf  jede  Police  angesammelten  Gewinn- 
anteils zum  Gesamtbeträge  des  Fonds  gedeckt.“ 

Die  Bestimmung,  dass  die  Gewinnanteile  nicht  wie  bei 
der  grossen  Lebensversicherung  auf  die  einzuzahlenden 
Prämien  angerechnet  werden,  sondern  angesammelt  und  zu- 
sammen mit  der  Versicherungssumme  fällig  werden,  ist  für 
die  Volksversicherung  zweckmässig.  Die  niedrigen  Prämien 
brauchen  hier,  da  sie  die  Versicherungsnehmer  kaum  drücken, 
nicht  gemindert  werden  und  die  bescheidenen  Versicherungs- 
summen erfahren  eine  wünschenswerte  Erhöhung.  Die  An- 
sichten über  die  Zweckmässigkeit  einer  Gewinnbeteiligung 
der  Versicherten  überhaupt  sind  geteilt.  Auf  der  einen 
Seite  stehen  entschiedene  Anhänger  dieser  Einrichtungen 
wie  z.  B.  Lexis  der  in  seinem  Bericht  zum  5.  Int.  Kongr. 
der  Vers.  Wissenschaft  schreibt:  „Eine  Gewinnbeteiligung 
der  Versicherten  ist  bei  der  Volksversicherung  in  jedem 
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Fall  zu  empfehlen,  um  der  Meinung  entgegen  zu  treten, 
dass  die  Gesellschaften  hei  den  allerdings  hohen  Tarifsätzen 
ihrerseits  einen  übermässig  hohen  Gewinn  aus  diesem  Ge- 
schäft erzielten.“  Ueber  die  Höhe  der  Tarife  und  ihre 
Entstehung  wird  in  einem  späteren  Abschnitte  gehandelt 
werden.  Was  die  Behauptung  betrifft,  dass  die  Gewinn- 
beteiligung ein  wünschenswertes  Sicherheitsventil  für  eine 
Ueberspannung  der  den  Versicherern  aus  den  Ueberschüssen 
der  Volksversicherung  zufallenden  Tantiemen-  und  Dividen- 
denbezüge sei,  so  sei  hier  vorausgenommen,  dass  die  Er- 
fahrung bei  der  Victoria  tatsächlich  diese  Ansicht  bestätigt. 
Näheres  darüber  ist  im  2.  Kapitel  bei  den  Betriebsergeb- 
nissen enthalten.  Die  Gegner  einer  Gewinnbeteiligung  der 
Volksversicherten  betonen,  die  Verderblichkeit  der  sich 
daran  knüpfenden  Dividendenpolitik  der  Gesellschaften  und 
und  der  darauf  sich  gründenden  unwahren  und  übertriebenen 
Versprechungen  der  Agenten  an  die  unwissenden  Versiche- 
rungsnehmer und  fordern  auch  deswegen  einen  Verzicht 
auf  Gewinnbeteiligung  weil  bei  Wegfall  des  Gewinnzu- 
schlags zur  Nettoprämie  die  Bruttoprämie  herabgesetzt 
werden  könne. 

Schliesslich  ist  in  dieser  Streitfrage  aber  die  tatsäch- 
liche Erfahrung,  das  wie  noch  näher  dargelegt  wird,  die 
Versicherung  mit  Gewinnanteil  sich  einer  sehr  grossen  Be- 
liebtheit beim  Publikum  erfreut,  ausschlaggebend  für  den 
Beweis  der  Zweckmässigkeit  einer  Beteiligung  der  Volks- 
versicherten am  Gewinn. 

Die  übrigen  Gesellschaften. 

Die  Erfolge  der  „Friedrich  Wilhelm“  und  besonders 
der  „Victoria“  in  der  Volksversicherung  hatten  die  deutschen 
Versicherer  darauf  hingewiesen,  dass  auch  die  Lebensver- 
sicherung niedriger  Summen  ein  entwicklungsfähiges  und 
auch  rentables  Geschäftsgebiet  sein  kann.  Um  die  Mitte 
der  90er  Jahre  machte  sich  bei  den  Lebensversicherungs- 
gesellschaften denn  auch  ein  allgemeiner  Gründungseifer 
für  Volksversicherungsabteilungen  bemerkbar.  Unter  ver- 
schiedenartiger Bezeichnung,  wie,,  Volksversicherung“,  „Kleine 
Lebensversicherung“ , „ Sterbekasse  Versicherung“ , „Markver- 
sicherung“, „Arbeiterversicherung“,  nahmen  den  Betrieb 
der  Lebensversicherung  für  kleine  Kapitalien,  mit  und  ohne 
ärztliche  Untersuchung,  gegen  wöchentliche,  monatliche, 
viertel-,  halb-  oder  ganzjährige  Prämienzahlung  auf: 
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189S,  die  „Wilhelma“,  Deutsche  Kapital-Versicherungsan- 
stalt auf  Gegenseitigkeit  in  Berlin, 

1894,  die  „Arminia“,  Lehens-,  Aussteuer- und  Militärdienst- 
kosten-Versicherungs-Aktien-Gesellschaft  in  München, 

1895,  „Die  Gegenseitigkeit“  in  Leipzig, 

1896,  „Die  Fides“,  Deutsche  Kautions-  und  Allgemeine 
Versicherungs- Anstalt  A.-G.  zu  Berlin  und  die  „Teu- 
tonia“ Versiclierungs-Aktien-Gesellschaft  zu  Leipzig, 

1897,  „Die  Preussische  Lebens -Versicherungs- Aktien-Ge- 
sellschaft“  zu  Berlin,  und  die  4 Versicherungsvereine 
A.-G.  „Hannoversche  Lebens-Versicherungs- Anstalt“ 
in  Hannover,  „Die  Deutschland“  in  Berlin,  die 
„Iduna“  in  Halle,  und  der  „Norddeutsche  Versiche- 
rungs-Verein“ in  Bostock, 

1898,  Die  „Wilhelma“  Allgemeine  Versicherungs- Aktien- 
Gesellschaft  in  Magdeburg,  die  „Urania“  Aktien-Ge- 
sellschaft  für  Kranken-,  Unfall-  und  Lebensversiche- 
rung in  Dresden  und  die  „Bayerische  Hypotheken- 
und  Wechselbank“  in  München, 

1899,  die  „Vita“  Versicherungs -Aktien  - Gesellschaft  in 
Mannheim  und  die  „Vaterländische  Versicherungs- 
Gesellschaft“  in  Elberfeld, 

1900,  die  „Prudentia“  Versicherungs -Aktien -Gesellschaft 
in  Berlin, 

1901,  die  „Augusta“  Allgemeine  Lehens -Versicherungs- 
Aktien-Gesellschaft  in  Berlin, 

1904,  die  Nürnberger  Lebensversicherungshank  zu  Nürnberg. 

1907,  die  „Vereinsversicherungsbank“  Aktiengesellschaft  zu 
Düsseldorf, 


Anmerkung:  An  dieser  Stelle  sei  auch  kurz  ein  Versiche- 
rungs-Institut erwähnt,  das  eine  besondere  Stellung  iu  der  Versiche- 
rung über  kleine  Kapitalien  einnimmt:  „Die  Rothenburger  Versiche- 
rungs-Anstalt“ in  Görlitz.  Sie  ist  im  Jahre  1856  unter  dem  Namen 
„Grosse  Rothenburger  Vereinssterbekasse“  in  dem  Oberlausitzer 
Städtchen  Rothenburg  zunächst  als  Sterbekasse  für  Schlesien  ins 
Leben  gerufen  worden,  hat  ihren  Geschäftsbetrieb  1875  auf  ganz 
Preussen  erweitert  und  sich  im  Laufe  der  Jahre  zu  dem  grössten 
Versicherungsinstitut  auf  dem  Gebiete  der  Sterbekassen-Versicherung 
entwickelt.  Seit  1889  hat  die  Anstalt  ihren  Sitz  in  Görlitz;  im  Jahre 
1904  erhielt  ihr  Name  den  Zusatz:  „Auf  Gegenseitigkeit“.  Fällt 
dieses  Institut  wegen  ihres  grundsätzlichen  Charakters  als  Sterbekasse 
zwar  streng  genommen  nicht  in  den  Kreis  unserer  Betrachtung  und 
kann  es  auch  heute  trotz  ihrer  rechtlichen  Form  als  Gegenseitigkeits- 
verein zur  Volksversicherung  nicht  gezählt  werden  (vergl.  die  jähr- 
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liehen  Statistiken  des  Kaiserlichen  Aufsichtsamtes  für  Privatversiche- 
rung' in  Berlin;  in  diesen  ist  die  „Rothenburger“  auch  nicht  zur 
Volksversicherung  gezählt),  weil  ihm  gewisse  diesen  Versicherungs- 
zweig definierende  Erfordernisse,  wie  z.  B.  die  Teilung  der  Prämie 
in  .kleine  Raten  fehlen  (sie  erhebt  die  Beiträge  viertel-,  halb- 
oder  ganzjährlich)  so  können  wir  hier  an  den  achtunggebietenden 
Erfolgen  in  der  Sterbegeldversicherung,  dem  Ansehen  und  der  Be- 
liebtheit der  Anstalt  nicht  achtlos  vorübergehen.  Sie  hat  jedenfalls 
das  Verdienst,  einer  Anzahl  von  kleinen  Leuten  die  Versicherung 
eines  Sterbegeldes  schon  vermittelt  zu  haben  uncLeben  zu  vermitteln. 
Im  Jahre  1906,  dem  50.  seit  ihrem  Bestehen,  betrug  der  Versiche- 
rungsbestand 245  146  Versicherungen  für  228  770  Personen  und 
78  224  342  Mk.  Kapital;  für  Sterbegelder  sind  in  den  verflossenen 
50  Jahren  an  61 718  Personen  16 136  241  Mark  ausbezahlt  worden. 


Nicht  alle  von  den  angeführten  Gesellschaften  haben 
aber  den  Betrieb  der  Yolksversicherung  stetig  weiter  ge- 
führt. Es  sind  verschiedene  durch  Auflösung  oder  durch 
Fusion  mit  einem  anderen  Institut  wieder  von  der  Bild- 
flache  verschwunden.  Gänzlich  eingestellt  haben  den  Be- 
trieb die  „Fides“,  die  „Hannoversche“  und  der  „Nord- 
deutsche Versicherungsverein“  — . Jhre  Bestände  hat  die 
„Prudentia“  übernommen.  Die  „Deutschland“  und  die 
„Wilhelma“ -Berlin  haben  sich  1899  zu  einer  Aktiengesell- 
schaft „Deutschland“  Lebensversicherungs- Aktien-Gesell- 
scliaft  in  Berlin  vereinigt. 

Der  Bestand  der  „Gegenseitigkeit“  ist  1903  von  der 
„Teutonia“  der  der  „Schutz  und  Trutz“  1904  von  der 
„Deutschland“  und  der  der  „Vaterländischen“  1905  vom 
„Nordstern“  übernommen  worden.  Die  „Prudentia“  ist 
1910  durch  Fusion  auf  die  „Arminia“  übergegangen,  die 
„Vita“  hat  sich  1911  mit  der  „Hamburger  Versicherungs- 
Gesellschaft“  zur  Hamburger-Mannheimer  Versieh  erungs- 
Aktien-Gesellschaft  vereinigt. 

Mit  den  genannten  Gesellschaften  sind  die  Institute, 
welche  den  Betrieb  der  kleinen  Lebensversicherung  aufge- 
nommen haben,  noch  nicht  vollständig  erschöpft.  Es  sind 
noch  einige  vorhanden,  die  diesen  Geschäftszweig,  allerdings 
nur  in  ganz  geringem  Umfange  betreiben.  Eine  genaue 
Uebersicht  über  die  Zahl  und  den  Umfang  der  die  kleine 
Versicherung  kultivierenden  Gesellschaften  ist  erst  seit  dem 
Erscheinen  der  jährlichen  Versicherungsstatistiken  des  Auf- 
sichtsamtes im  Jahre  1902  möglich.  In  diesen  Statistiken 
sind  sämtliche  Gesellschaften  in  2 Gruppen  geteilt:  Die 
eine  umfasst  die  Institute  „die  für  diesen  Versicherungs- 

4* 


52 


betrieb  besondere  von  den  sonstigen  Geschäftsgrundsätzen 
der  Unternehmung  wesentlich  abweichende  allgemeine  Ver- 
sicherungsbedingungen, Tarife,  Provisionssätze“  eingeführt 
haben.  Ihr  wesentlichstes  Merkmal  ist  die  wöchentliche 
Prämieneinziehung.  Diese  sind  unter  dem  Namen  „Volks- 
versicherung“, die  übrigen  kleineren  Geschäftsbetriebe  unter 
dem  Namen  „sonstige  kleine  Versicherung  (Sterbegeldver- 
sicherung)“  zusammengefasst.  Die  erste  Statistik  von  1902 
führt  im  ganzen  29  Gesellschaften  auf,  darunter  befinden 
sich  17  grosse.  1911  arbeiteten  im  Ganzen  31  Gesell- 
schaften in  der  kleinen  Branche,  12  davon  im  grösseren 
Umfang.  Im  folgenden  wollen  auch  wir  der  Homogenität 
wegen,  wie  es  in  diesen  Statistiken  geschieht  unter  Volks- 
versicherung die  Gesamtheit  der  Versicherungseinrichtungen 
bei  diesen  grösseren  Gesellschaften  verstehen.  Diese  Be- 
triebe umfassten  in  dem  Jahrzehnt  1902 — 1911  durchschnitt- 
lich etwa  96  °/0  des  ganzen  kleinen  Lebensversicherungs- 
geschäftes. (Tab.  6.) 

Neben  den  deutschen  Instituten  sind  in  Deutschland 
in  der  kleinen  Versicherung  auch  einige  bei  ausländischen 
Gesellschaften  tätig,  wenn  auch  nur  in  sehr  geringem  Um- 
tange. Diese  sind  die  „Mundus“  in  Kopenhagen,  „Cos- 
mos“  in  Zeist  (Niederlande),  die  „Allianz“  in  Wien,  die 
,, Assikurazzi  Generali“  in  Triest  und  die  „Baseler  Lebens- 
versicherungsgesellschaft“ in  Basel. 

Fragt  man  nach  der  wirtschaftlich-rechtlichen  Form  der 
Gesellschaften,  die  sich  dem  Betrieb  der  Volksversicherung 
zugewendet  haben,  so  fällt  die  Tatsache  ins  Auge,  dass 
das  Aktienprinzip,  also  die  Erwerbsgesellschaft  weit  stärker 
zur  Geltung  und  zu  grösserer  Wirksamkeit  gekommen  ist 
als  das  Gegenseitigkeitsprinzip. 

Nicht  nur  ist  von  Anfang  unter  den  die  Volksver- 
sicherung betreibenden  Instituten  die  Zahl  der  Aktien-Ge- 
sellschaften  grösser  gewesen  als  die  der  Gegenseitigkeits- 
vereine, sondern  es  haben  sich  auch  einige  von  diesen  aus 
Zweckmässigkeitsgründen  in  jenem  Typus  umgewandelt.  Wa& 
die  Erfolge  der  einzelnen  Institute  betrifft,  so  sind  immer 
die  Aktiengesellschaften  an  der  Spitze  gestanden.  Heute 
kommen  von  den  Gegenseitigkeitsanstalten  als  Volksver- 
sicherungsbetriebe nur  noch  2 in  Betracht,  die  „Iduna“ 
und  der  „Allgemeine  Deutsche  Versicherungsverein“.  Die 
Erklärung  dafür,  dass  die  Aktienform  sich  als  die  tür  den 
Betrieb  der  Volksversicherung  als  die  geeignetere  erwiesen 
hat,  ist  unschwer  zu  finden.  Während  im  Gegenseitigkeits- 
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Tab.  6. 

Y er  sic  her  ungs-Unternehmung 

Bestand  Ende  1911 

Name : 

Policen  | Summen  Jl 

Aktiengesellschaften 

Yol  ks  Versicherung. 


Yictoria 

3 6874)72 

802  689  471 

Friedrich  Wilhelm 

2 794  971 

427  028  962 

Wilhelma 

199  897 

54  779  991 

Arminia  

130  649 

21  728  676 

Deutschland 

99  693 

27  587  887 

Urania 

75  226 

13  282  583 

Yita 

70  943 

18  973  307 

Yereins  Y.-B 

14  320 

3 516  738 

Nürnberger  L.-V.-B 

9 045 

3 174  690 

Bayer.  Y.-B 

2 083 

681  260 

7 083  899 

1 373  443  565 

Sonstige  kleine  Versicherung 

Sterbe  geldversicherung. 


Teutonia 

26  941 

13  830  013 

Bremen-Hann.  L.-Y.-B 

18  282 

5 308  980 

Nordstern  Unfall 

10  824 

5 029  785 

Magdeburger  L.-Y.-Gres 

9 543 

2 930  188 

Thuringia 

7 634 

2 155  106 

Preuss.  L.-Y.-A.-Gr 

4101 

2 876  057 

Concordia j 

1405 

1 333  920 

Deutsche  L.-Y.-B 

1360 

528  386 

Deutsche  L.-Y.-Gr 

338 

39  653 

Atlas 

309 

81  050 

1 

80  737 

34  113  138 

Gegenseitigkeitsvereine 

Y olksver  Sicherung. 

Iduna I 354  838  I 58  411374 

Allg.  Deutscher  Y.-Y . | 49  825  | 11  552  838 

404  663  | 69  964  212 

Sonstige  kleine  Versicherung 


Sterbegeld  Versicherung. 


Rothenburger  Y.-A 

| 297  248 

123  920  233 

Preuss.  Beamten-Y 

14  916 

6 754  380 

Iduna  

4 106 

787  044 

Deutsche  L.-Y 

3 948 

1211716 

Mecklenb.  L.-Y.-B 

3 861 

3 678  925 

Yesta 

335 

194  662 

Braunschweig  L.-Y.-A 

214 

73  880 

324  628 

136  620  840 
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verein  die  leitenden  Stellen  von  einer  grossen  Zahl  inho- 
mogener Interessenten,  dem  ganzen  Kreis  der  Versicherten 
bezw.  ihrer  Vertreter,  abhängig  sind,  haben  in  der  Aktien- 
gesellschaft nur  eine  verhältnismässig  geringe  Zahl  von 
Personen,  deren  Interesse  überdies  durch  das  Erwerbs- 
prinzip annähernd  alle  gleich  gerichtet  sind,  Einfluss  auf 
die  Geschäftsführung.  Dieser  Umstand  sichert  dieser  Form 
in  weit  höherem  Masse  als  jener  kaufmännische  Beweglich- 
keit, leichte  Anpassungsfähigkeiten  an  die  Bedürfnisse  der 
Versicherungspraxis  und  Grosszügigkeit  des  Handelns.  Solche 
Voraussetzungen  kann  aber  ein  rationeller  Betrieb  der 
Volksversicherung  in  der  erfahrungsgemäss  bis  zur  Er- 
reichung eines  ansehnlichen  Versicherungsbestandes  erheb- 
liche Mittel  für  die  Organisation  und  Verwaltung  und 
durchaus  nicht  immer  mit  sicherer  Aussicht  auf  Erfolg  auf- 
gewendet werden  müssen,  nicht  entbehren.  Wenn  über- 
haupt ein  Gegenseitigkeitsverein  der  im  Prinzip  den  Zu- 
sammenschluss einer  grossen  Zahl  von  Personen  zur  Be- 
friedigung eines  besonderen  Versicherungsbedürfnisses  z.  B. 
der  Lebensversicherung  für  Kapitalien,  deren  Höhe  nach 
unten  abgegrenzt  sein  soll  (Grosse  Lebensversicherung)  be- 
deutet, nur  in  stetiger  Verfolgung  dieses  Zweckes  beharrt 
und  den  Betrieb  auf  andere  Gebiete  nicht  ausdehnt,  so  ist 
dies  grundsätzlich  ganz  begreiflich.  Und  wenn  im  speziellen 
ein  durch  das  Sieb  der  ärztlichen  Untersuchung  gegangener 
Versichertenkreis  sich  dagegen  wendet  mit  unausgelesenen, 
also  schlechten  Bisiken  vereinigt  zu  werden  um  mit  diesen 
und  für  diese  zu  haften,  so  leuchtet  das  ohne  Weiteres 
ein.  Endlich  wird  als  Grund  für  die  Untauglichkeit  des 
Gegenseitigkeitsprinzips  zum  Betrieb  der  Volksversicherung 
noch  angeführt,  dass  die  ihm  eigene  Prämiennaclischuss- 
pflicht  bei  der  Zusammensetzung  des  Versicherungsbestandes 
aus  vielen  kleineren  Versicherungen  und  der  wirtschaft- 
lichen Schwäche  der  Versicherungsnehmer  im  Bedarfsfälle 
praktisch  sehr  schwer  durchführbar  ja  illusorisch  wird. 
Theoretisch  betrachtet  ist  dieser  Grund  stichhaltig.  Die 
Erfahrung  hat  aber  gezeigt,  dass  er  praktisch  bedeutungs- 
los ist,  da  auch  die  Gegenseitigkeitsgesellschaften  die  Prämien 
so  hoch  bemessen,  (und  in  Konkurrenz  mit  den  Aktienge- 
sellschaften, die  ja  doch  meist  noch  einen  Gewinnzuschlag 
zur  Prämie  erheben,  auch  bemessen  können),  das  die  Nacli- 
schusspflicht  nicht  oder  nur  in  den  seltensten  Fällen  geltend 
gemacht  zu  werden  braucht. 
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Die  sich  der  Volksversicherung  zuwendenden  Gesell- 
schaften wurden  alle  mehr  oder  weniger  Nachahmer  der 
„Victoria“  und  der  „Friedrich  Wilhelm“  — , doch  hat  keine 
von  ihnen  in  ihrer  Wirksamkeit  auch  nur  annähernd  diese 
Koryphäen  der  Volksversicherung  erreicht.  An  Versiche- 
rungsmöglichkeiten haben  jene  Institute  nur  zwei  Neuerungen 
gebracht.  Die  „Arminia“  in  München  hat  zwei  Modalitäten 
der  Versorgungsversicherung  eine  „Militär  dienstkosten  Ver- 
sicherung“ und  eine  „Töchterausstattungsversicherung“  ein- 
geführt. In  der  ersteren  ist  gegen  Entrichtung  wöchent- 
licher, monatlicher  oder  jährlicher  Beiträge  die  Möglichkeit 
geboten,  Knaben  im  Falle  ihrer  dereinstigen  Aushebung 
zum  Militärdienst  ein  Kapital  zu  sichern,  welches  wenn  der 
versicherte  Knabe  vom  Militärdienst  befreit  werden  sollte, 
hei  Vollendung  seines  25.  Lebensjahres  ausbezahlt  wird. 
Die  Beitragsleistung  dauert  aber  nur  so  lange,  als  der  Ver- 
sicherungsnehmer, der  Versorger,  lebt,  so  dass  diese  Ver- 
sicherungsart die  V orteile  einer  Militärdienstkostenversiche- 
rung mit  denjenigen  der  Lebensversicherung  vereinigt.  Die 
Auszahlung  der  Versicherungssumme  im  Falle  der  Ein- 
stellung des  Begünstigten  in  das  Heer  oder  die  Marine 
erfolgt  bei  Einjährig  dienenden  in  zwei  Raten,  bei  Eintritt 
in  den  Militärdienst  und  6 Monate  darnach,  bei  zweijährigen 
in  3 Raten  und  zwar  wird  je  ein  Drittel  des  Versicherungs- 
jahres nach  Beginn  des  ersten,  nach  Beginn  des  zweiten 
und  nach  Vollendung  des  zweiten  Dienstjahres  bezahlt. 
Gegen  das  Risiko  zum  Militärdienst  ausgehoben  zu  werden, 
versichert  diese  Einrichtung  allerdings  nicht. 

Ganz  analog  wie  die  Militärdienstversicherung  ist  die 
„Aussteuerversicherung“  eingerichtet.  Sie  ist  ebenfalls  zu- 
gleich Lebensversicherung  des  versicherten  Versorgers.  Das 
Kapital  ist  fällig  am  Hochzeitstage,  oder  spätestens  bei 
Vollendung  des  25.  Lebensjahres  des  begünstigten  Mädchens. 

Ferner  hat  der  „Allgemeine  Deutsche  Versicherungs- 
verein“ auf  die  Anregung  des  Professors  Hit z e in  Münster 
eine  neue  Form  der  Prämienleistung  hei  der  sogenannten 
„Arbeiter-,  Spar-  und  Lebensversicherung“  eingeführt.  An 
Stelle  der  zur  regelmässigen  Zeiten  in  gleicher  Höhe  zu 
entrichtenden  Prämien  erfolgt  bei  dieser  Versicherungsart 
die  Beitragsleistung  ganz  zwanglos.  Der  Versicherte  zahlt 
wann,  wieviel  und  wie  oft  er  will.  Jede  Einzahlung  gilt 
als  einmalige  Prämie  für  eine  Versicherung.  Die  ent- 
sprechenden Summen  addieren  sich  je  nach  den  Einlagen 
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zur  Gesamtversicherungssumme.  Zweck,  Bedeutung  und 
Erfolg  dieser  Versicherung  werden  noch  zur  Erörterung 
kommen. 

Eine  weitaus  reichere  Mannigfaltigkeit  und  eine  starke 
Tendenz  zur  Liberalität  macht  sich  in  den  Versicherungs- 
bedingungen der  miteinander  konkurrierenden  Volksver- 
sicherungsgesellschaften bemerkbar.  Die  Versicherungsbe- 
dingungen sind  im  Wettbewerb  der  Gesellschaften  unter- 
einander ein  sehr  beliebtes  Kampfmittel.  Es  sucht  jede 
die  anderen  beim  Publikum  dadurch  zu  überbieten,  dass 
sie  den  Versicherungsnehmern  möglichst  grosse  Vorteile 
aus  der  V ersicherung  einräumt.  H.  Kohl1)  hat  im 
Jahre  1904  die  gesamten  in  der  Volksver Sicherung  gelten- 
den Versicherungsbedingungen  zusammengestellt.  Wesent- 
liche Aenderungen  darin  haben  seit  dieser  Zeit  nicht  Platz 
gegriffen.  Von  den  19  behandelten  Gesellschaften  bieten 
10  und  zwar  die  grössten  die  Versicherung  gegen  Wochen- 
prämien. Der  niedrigste  Beitrag  ist  10  Pfg.  pro  Woche. 
Die  höchste  Versicherungssumme  5000  Mark.  (Als  Aus- 
nahme). Die  Kegel  ist  jedoch  1500  Mark.  Die  Kespekt- 
frist  schwankt  zwischen  14  und  61  Tagen.  Die  Umwand- 
lung in  eine  prämienfreie  Police  erfolgt  automatisch  oder 
die  Gesellschaft  schickt  dem  säumigen  Prämienzahler  eine 
Mahnung,  die  Umwandlung  zu  beantragen.  Wieder  auf- 
genommen werden  erloschene  Versicherungen  meist  inner- 
halb eines  Jahres. 

Einige  Gesellschaften,  aber  leider  nur  die  kleineren 
lassen  auch  Beleihung  und  Kückkauf  von  Volksversiche- 
rungen  nach  3 — 5 Jahren  zu.  Höchster  Beleihungswert  und 
Kückkaufswert  sind  immer  identisch  und  schwanken  zwischen 
60  und  90°/0  der  Prämienreserve.  Die  Beleihungsmöglich- 
keit ist,  sofern  es  sich  um  ansehnliche  Kapitalien  handelt, 
eine  in  vielen  Fällen  wohltätige  Bestimmung.  — Da  sie 
auch  im  gewissen  Sinne  eine  Brücke  zwischen  Versicherung 
und  Sparkasse  schlägt,  die  Volksversicherung  also  mehr  in 
Stand  setzt,  die  Sparkasse  zu  ersetzen,  wäre  es  wünschens- 
wert wenn  sie  allgemeiner  zur  Durchführung  käme. 

Die  Karenzzeit  für  die  Auszahlung  der  Versicherungs- 
summe schwankt  zwischen  1 und  4 Jahren  und  beträgt  bei 
den  meisten  2 Jahre.  Bei  Tod  durch  Unfall  fällt  sie  bei 
allen  weg,  und  bei  einigen  ferner  wenn  der  Tod  eintritt 


1)  H.  Kohl,  die  Reform  der  Volksv ersicherung,  eine  Aufgabe 
der  Sozialpolitik,  Leipzig,  1904,  S.  11. 


infolge  von  Infektionskrankheiten  wie  Typlms,  Rliur, 
Cholera,  Pocken,  Masern,  Köteln,  Diphterie,  Wechselfieber 
Rose,  Genickstarre. 

Die  Beteiligung  der  Versicherten  am  Gewinn  ist  heute 
bei  allen  Aktiengesellschaften  durchgeführt.  Mit  Ausnahme 
von  2 Instituten  sammeln  alle  die  Gewinnanteile  an,  ver- 
zinsen sie  zu  3 l/2°/o  un(l  zahlen  sie  zusammen  mit  den 
Versicherungssummen  aus.  Eine  Gesellschaft  verteilt  die 
versicherten  Dividende  vom  4.  Versicherungsjahre  ah  jähr- 
liche nach  dem  sogenannten  System  der  steigenden  Dividende, 
d.  h.  es  kommt  von  der  fälligen  Jahresprämie  ein  mit 
jedem  Jahr  steigender  Prozentatz,  der  Gewinnanteil,  in 
Abzug.  — Bei  einerweiteren  ist  bestimmt:  „Der  auf  jede 
Versicherung  entfallende  Gewinnanteil  wird  alljährlich  ent- 
sprechend dem  Versicherungsantrag  entweder  als  einmalige 
Prämie  zur  Begründung  einer  hei  tragsfreien  Gewinnver- 
sicherung verwendet,  welche  von  gleicher  Art  ist  wie  die 
ursprüngliche  Versicherung  (Stammversicherung),  oder  mit 
3 1/2°/0  Zins  und  Zinsenzinsen  bis  zur  bedingungsgemässen 
Fälligkeit  der  Versicherungssumme  angesammelt. 

Bemerkenswerte  liberale  Neuerungen  haben  2 Gesell- 
schaften eingeführt;  nämlich  die  Beitragsfreiheit  im  Falle 
der  Invalidität  und  den  Einschluss  der  Kriegs  Versicherung 
ohne  Extraprämie. 

Die  letzte  Errungenschaft  der  Versicherungsbedingungen 
bei  einigen  Gesellschaften  ist  der  Charakter  der  Volks  Ver- 
sicherungspolice als  „Weltpolice“  d.  h.  sie  behält  hei 
allen  Auslandsreisen  des  Versicherten  ihre  volle  Gültigkeit. 

Die  gesetzliche  Sonderstellung  der  Volksversicherung. 

Das  Reichsgesetz  über  den  Versicherungsvertrag  vom 
30.  Mai  1908,  das  am  1.  Januar  1910  in  Kraft  getreten 
ist,  entbindet  einerseits  die  Volksversicherung  von  den 
Vorschriften  einiger  für  die  übrigen  Versicherungszweige 
gültigen  §§  und  enthält  andererseits  einige  nur  für  sie  in 
Betracht  kommende  Bestimmungen.  Diese  gesetzliche  Aus- 
nahmestellung soll  zum  Zwecke  des  besseren  Verständ- 
nisses der  Versicherungsbedingungen  kurz  erörtert  werden. 

§ 189  bestimmt:  „Die  Vorschriften  der  §§  38,  39  und 
42  über  die  nicht  rechtseitige  Zahlung  einer  Prämie  und 
die  Vorschriften  der  §§  173  bis  178  über  die  Gewährung 
einer  prämienfreien  Versicherung  und  die  Erstattung  der 
Prämienreserve  finden,  soweit  mit  Genehmigung  der  Auf- 
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siclitsbehörde  in  den  Versicherungsbedingungen  abweichende 
Bestimmungen  getroffen  sind,  keine  Anwendung : auf  die 
Sterbegelderver Sicherung,  die  V olksversicherung  sowie  auf 
sonstige  Arten  der  Lebensversicherung  mit  kleineren  Be- 
trägen“. 

Der  hiermit  ausgeschlossene  § 42  lautet:  „Auf  die 
Vereinbarung,  durch  welche  von  den  Vorschriften  der 
§§  87  bis  41  zum  Nachteile  des  Versicherungsnehmers 
abgewichen  wird,  kann  sich  der  Versicherer  nicht  berufen. 

Nach  § 189  ist  also  zunächst  gestattet,  dass  in  der 
Volksversicherung  an  Stelle  der  §§  87  bis  41  andere  mit 
Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  getroffenen  Bestimmung 
treten  können.  § 36  bestimmt  nun,  dass  die  Versicherungs- 
prämie keine  Hol-  sondern  eine  Bringschuld  ist.  § 37 
aber  bringt  die  Einschränkung:  „Ist  die  Prämie  regel- 
mässig bei  dem  Versicherungsnehmer  eingezogen  worden, 
so  ist  dieser  zur  Uebermittlung  der  Prämie  erst  verpflichtet,, 
wenn  ihm  schriftlich  eingezeigt  wird,  dass  die  Uebermittlung 
verlangt  werde“.'  Von  einer  solchen  Anzeige  kann  also  in 
der  Volksversicherung  abgesehen  werden.  Genau  von  der- 
selben Art  sind  die  durch  Wegfall  der  §§  38  und  39  für 
die  Volksversicherer  vorgesehenen  Begünstigungen.  In  §38 
wird  bestimmt,  dass  der  Versicherer  bei  Nichteinlösung  der 
Police  das  Versicherungsverhältnis  unter  Einhaltung  einer 
Kündigungsfrist  von  1 Monat  zu  kündigen  hat.  § 39  ver- 
langt bei  Unterlassung  der  Prämienzahlung  die  schriftliche 
Festsetzung  einer  Frist  und  bei  deren  Nichteinhaltung 
jedenfalls  eine  spezielle  schriftliche  Kündigung.  Von  diesen 
ausdrücklichen  schriftlichen  Benachrichtigungen  (Mahnung 
und  Kündigung)  sind  die  Versicherer  in  der  Volksversiche- 
rung entbunden,  weil,  wie  Löebinger  gezeigt  hat1),  diese 
speziellen  Mitteilungen  bei  dem  Massenbetrieb  des  Volks- 
versicherungsgeschäftes und  der  niedrigen  einzelnen  Prämie 
und  Versicherungssumme  die  Verwaltungskosten  relativ 
sehr  vermehren  und  damit  die  Prämie  erheblich  verteuern 
würden. 

Die  §§  40  und  41  des  Gesetzes  enthalten  unwesent- 
liche Bestimmungen  über  die  Verletzung  der  Anzeigepflicht 
und  Erhöhung  der  Gefahr  im  übernommenen  Bisiko.  Sie 
scheiden  für  die  Volksversicherung  ebenfalls  aus.  — Von 
praktischer  Tragweite  ist  dies  jedoch  nicht. 


1)  Veröffentlichung  des  „Deutschen  Vereins“  für  Versicherungs- 
wissenschaft“ Heft  II,  Seite  318. 
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Die  auf  die  Volksversiclierung  ebenfalls  keine  An- 
wendung findenden  §§  173  bis  178  enthalten  die  Bestim- 
mungen, dass  der  Versicherungsnehmer  in  der  Lebensver- 
sicherung nach  Ablauf  von  3 Versicherungsjahren  jederzeit 
die  Umwandlung  der  Versicherung  in  eine  prämienfreie 
verlangen  kann.  Der  Versicherer  ist  dazu  ferner  ver- 
pflichtet bei  Kündigung  wegen  unterlassener  Prämien- 
zahlung; im  Falle  des  Rücktritts  wegen  Verletzung  der 
Anzeigefrist,  der  Kündigung  wegen  Gefahrerhöhung  und  in 
allen  Fällen  der  Kündigung  durch  den  Versicherungsnehmer 
tritt  Rückkauf  durch  Erstattung  der  Prämienreserve  abzüg- 
lich eines  angemessenen  Betrages  ein.  Für  die  Volksver- 
sicherung fallen  nun  alle  diese  zwingenden  Vorschriften 
weg,  d.  h.  die  Umwandlung  von  Volks  Versicherungen  in 
prämienfreie  und  der  Rückkauf  sind  hier  freiwillige  Leistungen 
der  Versicherer. 

Von  einschneidender  Bedeutung  für  die  Volksversiche- 
rung ist  endlich  der  § 159.  Er  lautet: 

„Die  Lebensversicherung  kann  auf  die  Person  des 
Versicherungsnehmers  oder  eines  anderen  genommen  werden. 
Wird  die  Versicherung  für  den  Fall  des  Todes  eines 
Anderen  genommen,  so  ist  zur  Gültigkeit  des  Vertrages 
die  schriftliche  Einwilligung  des  Anderen  erforderlich.  Ist 
der  Andere  geschäftsunfähig  oder  in  der  Geschäftsfähigkeit 
beschränkt  und  steht  die  Vertretung  in  den  seine  Person 
betreffenden  Angelegenheiten  dem  Versicherungsnehmer  zu, 
so  kann  dieser  den  Anderen  bei  der  Einwilligung  nicht 
vertreten. 

Nimmt  der  Vater  oder  die  Mutter  die  Versicherung 
auf  die  Person  eines  minderjährigen  Kindes,  so  bedarf  es 
der  Einwilligung  des  Kindes  nur,  wenn  nach  dem  Vertrage 
der  Versicherer  auch  bei  Eintritt  des  Todes  vor  der  Voll- 
endung des  7.  Lebenjahres  zur  Leistung  verpflichtet  sein 
soll  und  die  für  diesen  Fall  vereinbarte  Leistung  den  Be- 
trag der  gewöhnlichen  Beerdigungskosten  übersteigt.  Hat 
für  solche  Versicherungen  die  Aufsichtsbehörde  einen  be- 
stimmten Höchstbetrag  festgesetzt,  so  ist  dieser  an  Stelle 
des  Betrags  der  gewöhnlichen  Beerdigungskosten  mass- 
gebend“. 

Der  Kern  des  Paragraphen  ist  eine  Beschränkung  in 
der  Versicherung  von  Kindern.  Er  knüpft  an  die  Befürch- 
tung der  „Engelmacherei“  versicherter  Kinder  durch  ver- 
brecherische Eltern  oder  Pflegeeltern  an  und  macht  es 
diesen  Letzteren  praktisch  fast  unmöglich  auf  das  Leben 
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der  ihnen  anvertrauten  Kinder  eine  Versicherung  zu  nehmen. 
Denn  da  der  Versicherungsnehmer  den  zu  Versichernden 
wenn  er  unmündig  ist  bei  der  Erteilung  der  erforderlichen 
Einwilligung  nicht  vertreten  kann,  müsste  in  jedem  Fall 
vom  Grericht  ein  besonderer  Pfleger  bestellt  werden,  der 
seine  Einwilligung  zu  geben  hätte.  Es  ist  aber  kaum  anzu- 
nehmen, dass  man  einer  Versicherung  wiegen  regelmässig 
solche  Umstände  machen  wird.  Die  leiblichen  Eltern 
dagegen  können  ihre  Kinder  ohne  Einwilligung  eines 
besonderen  Pflegers  versichern,  wenn  nur  das  im  Todesfall 
vor  Vollendung  des  7.  Lebensjahres  des  versicherten  Kindes 
auszuzahlende  Kapital  nicht  den  Betrag  der  gewöhnlichen 
Beerdigungskosten  übersteigt. 

Diese  gesetzliche  Bestimmung  hatte  einige  Aenderungen 
der  Tarife  und  Versicherungsbedingungen  der  Volksver- 
sicherung zur  Folge.  Die  „Victoria“  z.  B.  verlängerte  bei 
ihrem  Kindertarif  1 b die  Karenzzeit  bis  zum  Eintritt 
des  7.  Lebenjahres,  zahlt  also  bis  zu  diesem  Alter  bei  Tod 
nur  die  eingezahlten  Prämien  zurück  und  brachte  einen 
neuen  Tarif  1 d,  in  dem  die  gemischte  Versicherung  mit 
der  frühzeitigen  Lebensversicherung  verbunden  ist  und 
nachdem  ebenfalls  das  volle  Kapital  im  Todesfälle  erst 
nach  Ablauf  von  8 Versicherungsjahren  frühestens  im  7. 
Lebensjahre  gezahlt  wird.  Die  „Friedrich  Wilhelm“  gab 
ihren  Kinderversicherungstarifen  den  Zusatz:  „Wenn  der 
Tod  des  versicherten  Kindes  während  des  ersten  Versiche- 
rungsjahres eintritt,  so  werden  die  eingezahlten  Beiträge 
ohne  jeden  Abzug  zurückerstattet.  Bei  späterem  Tode  wird 
tarifmässige  Versicherungssumme  ausgezahlt,  höchstens  aber 
ein  Begräbnisgeld  von 

50  Mark  wenn  der  Versicherte  beim  Tode  im  1. — 8. 

100  Mark  „ „ „ „ „ „ 4.-5. 

und  200  Mark  „ „ „ „ „ „ 6. — 7. 

Lebensjahr  steht.  Ist  die  Summe  der  eingezahlten  Beiträge 
höher  als  das  vorgenannte  Begräbnisgeld,  so  werden  die 
eingezahlten  Beiträge  vergütet“. 

Von  dieser  Ausnahme  abgesehen  ist  bei  allen  deutschen 
Gesellschaften  in  der  Kinderversicherung  die  Karenzzeit 
auf  3 Jahre  festgesetzt. 

Im  folgenden  Kapital  werden  wir  uns  mit  der  Frage 
zu  beschäftigen  haben,  wie  weit  der  Erfahrungen  in  der 
Kindersterblichkeit  die  Besorgnis  dass  gewissenlose  Eltern 
durch  die  Kindertodes  Versicherung  zu  verbrecherischen 
Handlungen  angereizt  werden,  wach  zu  halten  vermögen. 


II.  Kapitel. 


Die  Betriebsergebnisse. 


A)  Der  Versicherungsbestand. 

1.  Bewegungen  im  Yersi  clierungsbestan  d. 

In  Tabelle  7 ist  ein  Ueberblick  über  die  Ausbreitung 
der  von  den  Aktiengesellschaften  und  Gegenseitigkeits- 
verein vermittelten  kleinen  Lebensversicherung  seit  Ent- 

Tab.  7. 


Gesamt-Entwicklung 

der  kleinen  Lebensversicherung 


Jahrgang 
(am  Ende 
des 

Jahres) 

Zahl  der 
Gesell- 
schaften 

Policenzahl 

Y ersicherungs- 
Suirmie 

Durch- 
schnittliche 
Y ersicher.- 
Summe 

1857 

2 

549 

66  000 

223 

1860 

2 

2 897 

445  575 

197 

1865 

2 

7 724 

1 375  119 

242 

1870 

2 

10  965 

1 609  383 

235 

1875 

2 

17  057 

1 989  685 

238 

1880 

8 

46  206 

4 773  587 

216 

1885 

5 

172  670 

25  100  282 

245 

1890 

5 

404  385 

93  498  353 

231 

1895 

6 

1 050  619 

228  943  967 

218 

1900 

19 

3 389  810 

643  051  048 

190 

1905 

26 

5 353  067 

948  503  178 

177 

1910 

81 

7 609  198 

1 515  941435 

199 

1911 

30 

7 898  029 

1 614  210620 

204 

62 


Stellung  dieser  Branche  gegeben.  Die  Zahl  der  Gesell- 
schaften, die  Policenzahl  und  die  Summen  der  Versiche- 
rungskapitalien sind  stetig  gewachsen.  Die  durchschnitt- 
lich auf  eine  Police  entfallende  Versicherungssumme  hat 
in  letzter  Zeit  gegen  früher  etwas  abgenommen,  ist  aber 
neuerdings  wieder  in  Zunahme  begriffen,  wie  noch  aus- 
führlich gezeigt  wird.  Ende  1911  waren  in  Deutschland 
7 898  029  kleine  Versicherungen  über  ein  Kapital  von 
1614210620  Mark  in  Kraft,  d.  h.  ungefähr  jeder  8 Deutsche 
besitzt  eine  Volksversicherungspolice.  In  der  grossen 
Kapitallebensversicherung  bestanden  nach  der  Statistik  des 
Aufsichtsamtes  zur  selben  Zeit  2 934492  Policen  (also  nur 
etwas  mehr  als  der  dritte  Teil  der  kleinen  Versicherungen) 
über  eine  Versicherungssumme  von  12715572  425  Mark, 
(dies  ist  etwa  8 mal  so  viel  wie  in  der  kleinen  Versiche- 
rung). Die  durchschnittliche  Versicherungssumme  war  in 
der  kleinen  Branche  204  Mark,  in  der  grossen  4338  Mark. 

Die  Tabelle  7 nennt  immer  nur  die  Bestandsziffern 
am  Ende  des  betreffenden  Jahres,  ohne  Aufschluss  darüber 
zu  geben,  wie  diese  entstanden  sind,  d.  h.  ohne  die  genauere 
Bewegung  im  Versicherungsbestande  durch  Zugang  und 
Abgang  erkennen  zu  lassen.  Ein  solcher  Einblick  in  das 
Volksversicherungsgeschäft  ist  ebenfalls  erst  seit  Erscheinen 
der  Versicherungsstatistik  des  Aufsichtsamtes  möglich  und 
soll  für  das  Jahrzent  1902  bis  1911  und  zwar  nur  für  die 
eigentliche  Volksversicherung1)  gegeben  werden. 

Ende  1901  war  der  Bestand  an  Policen  3 328  269,  an 
Versicherungssummen  593723  477  Mark.  Der  Zugang 
neuer  Versicherungen  ist  in  Tabelle  8 enthalten.  Er  setzt 
sich  zusammen  aus  den  Neuabschlüssen  und  den  wieder 
in  Kraft  gesetzten  Policen,  die  in  der  erwähnten  Statistik 
unter  der  Bezeichnung  „Aenderungen“  aufgeführt  sind. 
Die  Zahl  der  Neuabschlüsse  ist  in  den  letzten  10  Jahren 
von  732  950  auf  1 147  576  Policen  gestiegen,  jedoch  nicht 
stetig.  1905  hat  die  ansteigende  Beilie  eine  kurze  Schwan- 
kung nach  unten  und  1909  ihren  Höhepunkt.  In  den 
letzten  Jahren  sind  die  Neuabschlüsse  etwas  zurückgegangen. 
Ein  solcher  Rückgang  nach  einer  Periode  der  mächtigen 
Ausdehnung  ist  als  eine  allgemein  zu  beobachtende  Er- 
scheinung solcher  statistischen  Reihen  ganz  begreiflich.  Die 
Zahl  der  überhaupt  versicherbaren  Person  ist  ja  innerhalb 
eines  Zeitraumes  von  wenigen  Jahren  mehr  oder  weniger 


1)  Nach  -der  Terminologie  dieser  Statistik. 
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konstant.  Und  es  wird  daher,  nachdem  die  Versicherungs- 
propaganda  einmal  reiche  Ernte  gehalten  hat,  die  Schwierig- 
keit, neue  Kandidaten  zu  gewinnen,  immer  grösser.  Das 
Herabsiriken  der  Zahlen  ist  jedenfalls  zu  unbedeutend, 

Tab.  8. 


Zugang. 


Jahr 

Neuzugang 

Aenderungen 

Policen 

Vers.-Summen 

Policen 

Vers.- Summen 

1902 

732  950 

139  479  089 

33  053 

9 024  650 

1903 

800  397 

156  534  661 

35  659 

7 656  396 

1904 

866  379 

174  644  631 

44  544 

8 804  454 

1905 

844  829 

168  525  692 

53  284 

10  632  073 

1906 

950  164 

190  606  114 

48  547 

11  061  504 

1907 

1 080  709 

218  582  036 

55  852 

12  201  677 

1908 

1 182 136 

245  283  047 

53  094 

12  088  270 

1909 

1 292  125 

267  885  035 

57  944 

13  190  766 

1910 

1 174032 

257  533  831 

6.3  884 

14  706  790 

1911 

1 147  576 

269  992  876 

70  943 

16  317  350 

als  dass  ohne  Weiteres  Anlass  zu  Befürchtungen  für  einen 
anhaltenden  Rückgang  in  der  jährlichen  Neuproduktion 
der  Volksversicherung  vorhanden  wäre.  Die  Zahl  der 
Wiederbelebungen  von  Policen  die  wegen  Unterlassung  der 
Prämienzahlung  schon  einmal  ausser  Kraft  gesetzt  waren, 
ist  in  dem  Jahrzehnt  auf  mehr  als  das  doppelte  gestiegen, 
ist  aber  im  Vergleich  zu  der  Zahl  der  Neuabschlüsse  doch 
zu  klein,  um  das  Gesamtbild  des  Neuzugangs  wesentlich 
verschieden,  von  dem  der  Neuabschlüsse  zu  gestalten. 

Der  Abgang  von  Versicherungen  (s.  Tab.  9)  zerfällt 
in  dem  normalen,  durch  Tod  und  Ablauf  der  Versiche- 
rungsdauer, und  den  annormalen.  Der  Abgang  durch  Tod 
ist  naturgemäss  mit  dem  älterwerden  des  Versicherungs- 
bestandes von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen.  Dasselbe  ist,  wenn 
man  von  1907  ab  sieht  mit  den  durch  Ablauf  erledigten 
V ersicherungen  der  Fall.  Die  ungewöhnlich  hohe  Zahl  der 
Abläufe  des  Jahres  1907  von  283  153  Versicherungen 
kommt  auf  das  Konto  der  „Victoria“  bei  der  in  diesem 
Jahre  zum  ersten  Male  die  in  grosser  Zahl  vorhandenen 


Policen  mit  15  jähriger  Yersicherungsdauer  sich  erledigten. 
Die  Gesellschaft  hatte  1907  allein  221  674  Abläufe. 

Der  annormale  Abgang  hat  absolut  gleichfalls  zuge- 
nommen. 

Fragen  wir  nun  nach  dem  Resultate  dieser  Einselb  e- 
wegnngen  und  Verschiebungen,  zo  ergibt  sich  zunächst, 
dass  natürlich  der  Zugang  eines  jeden  Jahres  grösser  war, 

Tab.  9. 


Abgang. 


Jahr 

durch  Tod 

durch  Ablauf 

durch  Storno 

Policen 

Summen 

Policen 

Summen 

Policen 

) 

j Summen 

1902 

87  869 

6 332  014 

3 282 

541  010 

316  283 

77465481 

1903 

42  635 

7 194  661 

15  118 

2 878  201 

331  594 

80119503 

1904 

49  735 

8 292  137 

24  399 

4 396  264 

375  736 

89822376 

1905 

53  937 

9 095  736 

41  484 

7 350  177 

391  681 

90069302 

1906 

54  784 

9 240  227 

140  021 

17  184  687 

402  069 

92013150 

1907 

60  036 

10  237  481 

233  153 

29  543  887 

449  903 

103605589 

1-908 

65  430 

11  418  356 

213  702 

28  357  510 

550  496 

126278653 

1909 

67  885 

11  917  557 

193  966 

27  175  504 

612  500 

138995543 

1910 

68  272 

12  171  943 

199  582 

28  987  725 

583  121 

141 650240 

1911 

77  107 

13869  910 

208  855 

31  588  238 

581  330 

148325334 

als  der  zugehörige  Abgang,  dass  also  der  Versicherungs- 
bestand an  Policen  und  Summen  stetig  gestiegen  ist  (s. 
Tab.  10).  In  den  ersten  Jahren  (bis  1905)  hat  sogar 
der  Zugang  den  Abgang  immer  um  grösser  werdende 
Beträge  übertroffen,  also  auch  der  Beinzuwachs  stetig  zu- 
nommen.  Von  1906  ab  aber  zeigt  der  Ueberschuss  be- 
ständig Schwankungen  mit  einer  leichten  Tendenz  zum 
fallen.  Während  also  erst  1909  der  Bruttozugang  seinen 
Höhepunkt  erreichte,  ist  das  Jahr  der  grössten  Nettozu- 
nahme des  Bestandes  schon  1905  gewesen. 

Es  bleibt  nun  noch  übrig  auf  die  Bewegung  in  der 
Höhe  der  durchschnittlich  auf  eine  Police  entfallenden  Ver- 
sicherungssumme einzugehen.  (S.  Tab.  11.)  Bei  der  Frage 
nach  der  durchschnittlichen  Höhe  des  Versicherungskapitales 
in  der  Volksversicherung  und  deren  volkswirtschaftlicher 
Bewertung  bezüglich  ihrer  Leistungen  ist  der  Charakter 
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dieser  Versicherungsart  als  Familienversicherung  im  Auge 
zu  behalten.  Wohl  ist  die  Höhe  von  200  Mark  als  Durch- 
schnittsversicherungssumme verhältnismässig  gering  und 

Tab.  10. 


Reinzuwachs 

Bestand  am 

Ende  des  Jabres 

Police 

Vers.-Summe 

Police 

V er  sieb. -Summ  e 

• 

1902 

381  969 

64  134416 

3 710  238 

657  857  893 

1908 

446  621 

73  981  355 

4 156  859 

734  839  248 

1904 

461  004 

80  924  054 

4 761  768 

834  276  939 

1905 

508  486 

81  058  652 

5 264  254 

915  335  591 

1906 

425  567 

85  845  579 

5 689  880 

1 001  653  101 

1907 

404  432 

86  479  012 

6 094312 

1 088  132  113 

1908 

426  933 

87  159  726 

6 521  245 

1 175  291  839 

1909 

312  978 

94  890  565 

6 834  223 

1 270  182  404 

1910 

386  866 

89  431  378 

7 221  089 

1 359  613  782 

1911 

351  189 

92  515  919 

7 488  562 

1 443  407  777 

Tab.  11. 

Durchschnittssummen 


Jahr 

der 

Neuab- 

schlüsse 

der 

Storni 

der  Auszah- 
lungs-Summe 
bei  Todes- 
fällen 

! 

der 

Abläufe 

des 

Bestandes 

1902 

190 

245 

169 

165 

177 

1903 

196 

243 

170 

169 

179 

1904 

202 

240 

166 

j 180 

175 

1905 

195 

231 

169 

177 

174 

1906 

201 

230 

170 

124 

176 

1907 

202 

230 

170 

127 

179 

1908 

208 

230 

175 

128 

180 

1909 

208 

. 227 

175 

140 

186 

1910 

219 

243 

177 

145 

188 

1911 

235 

255 

180 

1 

151 

193 

kann  als  wirtschaftliche  Stütze  eines  Haushaltes  nicht  an- 
gesehen werden.  Bedenkt  man  aber,  dass  in  vielen  Familien 
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auf  das  Leben  des  Vaters,  der  Mutter  und  sämtlicher  Kinder 
Policen  genommen  sind  und  genommen  werden  können,  so 
kann  das  gesamte  dieser  Gemeinschaft  gewährleistete  Ver- 
sicherungskapital doch  eine  angemessene  Höhe  erreichen. 

P.  Söhn  er1)  hat  in  seiner  Arbeit  über  die  private 
Volksversicherung  bei  der  Kritik  ihrer  Wirksamkeit  eine 
Peili,e  von  Thesen  aufgestellt,  deren  Richtigkeit  auf  Grund 
des  neueren  Materials  und  genauerer  Untersuchung  nach- 
geprüft werden  soll.  Bezüglich  der  eben  angeschnittenen 
Frage  behauptet  Söhner,  dass  sich  „im  deutschen  •Volks- 
versicherungsgeschäft deutlich  die  Tendenz  einer  stetigen 
Minderung  der  durchschnittlichen  Versicherungssumme,  so- 
wohl hinsichtlich  des  Bestandes  wie  des  normalen  und  an- 
normalen Abgangs“  zeige. 

Betrachten  wir  Tab.  11  so  beobachten  wir  zunächst 
eine  Verschiedenheit  in  der  durchschnittlichen  Höhe  der 
versicherten  Durchschnittssummen  je  nachdem  wir  diese 
für  den  Bestand  die  Neuabschlüsse  oder  den  Abgang  ge- 
trennt berechnen.  Wenn  wir  von  der  Durchschnittssumme 
der  annormal  ausscheidenden  Policen  vorerst  absehen,  die 
hier  nur  soweit  interessieren  als  ihr  Verlauf  die  Be- 
hauptung Söhners,  dass  auch  die  Durchschnittssumme 
des  annormalen  Abgangs  eine  fallende  Tendenz  wenigstens 
dauernd  zeige  widerlegt,  so  geht  aus  der  Aufstellung  her- 
vor, dass  das  durchschnittliche  Kapital  bei  den  Neuab- 
schlüssen am  höchsten  bei  den  zur  Auszahlung  gelangenden 
Policen  am  niedrigsten  ist  und  im  Bestände  eine  mittlere 
Höhe  einhält.  Der  Unterschied  in  der  durchschnittlichen 
Höhe  dieser  Zahlen  rührt  davon  her,  dass  im  laufenden 
Versicherungsbestand  und  unter  den  fällig  werdenden  Ver- 
sicherungen eine  grosse  Zahl  von  prämienfreien  Policen 
stecken,  deren  niedrige  Versicherungssummen  das  durch- 
schnittliche Versicherungskapital  herabdrücken.  Besonders 
tritt  diese  Wirkung  bei  den  Abläufen  der  Jahre  1906,  1907 
und  1908  zu  Tage,  was,  wie  Söhner  richtig  begründet, 
mit  der  grossen  Zahl  der  in  diesem  Jahre  bei  der  Victoria 
sich  erledigenden  Policen  zusammenhängt.  Die  Gesellschaft 
stellt,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  seit  1898,  damals  mit 
rückwirkender  Kraft,  für  bereits  bestehende  Versicherungen, 
Freipolicen  aus  und  weil  solche  in  den  betreffenden  Jahren 
in  grosser  Zahl  durch  Ablauf  fällig  wurden,  musste  die 


1)  P.  Söhner,  Die  private  Volksversicherung,  ihr  Wesen  und 
ihr  Wert. 
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durchschnittliche  Höhe  des  pro  Police  zur  Auszahlung 
kommenden  Kapitals  bedeutend  herabsinken.  Aber  nur 
vorübergehend,  denn  in  den  folgenden  Jahren  steigen  die 
Durchschnittssummen  der  Auszahlungen  langsam  aber  stetig 
wieder  an  — . Und  nicht  nur  diese  gehen  beständig  in  die 
Höhe,  sondern  auch  wie  die  Tabelle  aufweist,  die  des  Be- 
standes der  Neuabschlüsse  und  sogar  des  annormalen  Ab- 
ganges. In  allzu  grosser  Schwarzseherei  und  durch  ganz 
falsche  Kombinationen  — den  Rückgang  der  pro  Police 
zur  Auszahlung  kommenden  Summen  glaubte  er  auch  bei 
der  „Prudentia“,  bei  der  der  Versicherungsbestand,  (wahr- 
scheinlich wegen  individuell  ungünstiger  Verhältnisse)  von 
Jahr  zu  Jahr  zurück  und  wie  erwähnt,  1910  auf  die 
„Arminia“  überging,  wahrzunehmen  und  prophezeite  ihn 
ebenso  für  noch  einige  andere  Gesellschaften  — beutet 
Söhn  er  das  momentane  Sinken  der  durchschnittlichen  Aus- 
zahlungen von  1906  und  1907  aus  und  verkündet  darauf- 
hin die  prophetische  Voraussage,  dass  die  alljährlich  zur 
Auszahlung  gelangende  Durchschnittsversicherungssumme 
weiter  herabgehen  werde.  Wir  haben  gesehen,  dass  das 
Gegenteil  der  Fall  ist. 

Am  Schlüsse  von  Söhners  Betrachtung  steht  der 
durch  Druck  besonders  hervorgehobene  Satz:  „Die  Unbe- 
deutendheit ihrer  materiellen  Leistungen  ist  das  erste  Zeichen 
der  ökonomischen  Wertlosigkeit  der  Volksversicherung“. 
Diese  Behauptung  kann  nur  in  zweierlei  Sinn  gemeint  sein. 
Sie  will  entweder  sagen,  dass  die  von  den  Versicherern 
den  unteren  Klassen  vermittelte  Versicherungshilfe  an  sich 
deswegen  zu  verwerfen  sei,  weil  diese  Kreise  keine  Ver- 
sicherungen auf  beträchtliche  Kapitalien  eingehen.  Für 
diesen  Fall  ist  sie  natürlich  ohne  weiteres  hinfällig,  denn 
das  Versicherungskapital  ist  doch  in  seiner  Höhe  von  den 
Bedürfnissen  und  noch  weit  mehr  von  der  wirtschaftlichen 
Kraft,  Prämien  zahlen  zu  können,  des  zu  Versichernden 
abhängig.  Ist  diese  klein,  so  muss  auch  die  Versicherungs- 
summe bescheiden  sein.  AVahrscheinlich  ist  die  andere 
Auffassung  richtiger,  welche  besagen  soll,  das  durch  das 
Vorhandensein  von  Freipolicen  das  durchschnittlich  pro 
Police  zur  Auszahlung  kommende  Versicherungskapital  — 
denn  „diese  allein,  nicht  die  des  Bestandes,  ist  für  die 
volkswirtschaftliche  Bewertung  massgebend“,  sagt  Söhn  er 
sehr  richtig  — soweit  gemindert  wird,  dass  der  ursprüng- 
liche Zweck  der  Versicherungsname  die  höhere  volle  Ver- 
sicherungssumme bei  Bedarf  zur  Verfügung  zu  haben,  wesent- 

5* 
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licli  nicht  erreicht  wird.  Man  muss  nun  ohne  weiteres  zu- 
geben, dass  die  zur  Ausfertigung  von  Freipolicen  an- 
lassgebende oft  eintretende  Einstellung  der  Prämien- 
zahlung und  die  damit  verbundene  Reduktion  des  Ver- 
sicherungskapitals vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus , 
bedauernswert  ist,  weil  eben  jene  Fahnenflüchtigen  im  Be- 
darfsfälle einen  manchmal  nur  sehr  geringen  Teil  des 
ursprünglich  gewünschten  Kapitals  ausbezahlt  erhalten.  Aber 
berührt  das  irgendwie  den  Umfang  der  den  pünktlichen 
Beitragszahlern  zu  Teil  werdendenVersicherungshilfe  ? Diese 
werden  doch  nicht  von  der  Kürzung  der  Versicherungs- 
summe betroffen,  welche  durch  das  Vorhandensein  von  Frei- 
policen am  durchschnittlich  versicherten  Kapital  hervorge- 
rufen wird.  Nehmen  wir  einmal  an,  der  Usus  hei  Einstellung 
der  Prämienzahlung  in  liberaler  Weise  Freipolicen  auszu- 
stellen (eine  Verpflichtung  dazu  besteht  ja  nicht)  hätte  sich 
in  der  Volksversicherung  noch  nicht  eingebürgert,  die  ein- 
gezahlten Prämien  gingen  also  in  diesem  Fall  immer  ver- 
loren, dann  wäre  keine  Differenz  zwischen  den  Durchschnitts- 
summen der  Auszahlungen,  der  Neuabschlüsse  und  des 
Bestandes  vorhanden,  Söhner  wäre  also  nicht  zu  seiner 
scharf  beurteilten  Behauptung  gekommen.  Damit  fällt  diese 
in  sich  zusammen. 

2.  Gliederung  des  Versicherungsbestandes. 

Nachdem  wir  die  äussere  Bewegung  im  Versicherungs- 
bestand der  Volksversicherung  im  letzten  Jahrzehnt  verfolgt 
haben,  wollen  wir  nun  seine  innere  Struktur  kennen  lernen. 
Wir  geben  für  einige  Gesellschaften1)  seine  Zusammensetzung 
nach  den  verschiedenen  Versicherungsarten  und  Tarifen 
nach  der  Alter  und  dem  Geschlecht  der  Versicherten  teilen 
ihn  in  Versicherungen  mit  und  ohne  Gewinnanteil  und 
endlich  in  die  Versicherungen  für  eigene  Rechnung  und  die 
in  Rückdeckung  gegebenen.  Ein  weiterer  Einblick  ist  nicht 
möglich,  da  nirgends  speziallisiertere  Angaben  existieren 
und  die  Gesellschaften  in  ihren  Veröffentlichungen  (Ge- 
schäftsberichten) sehr  uneinheitlich  und  bei  Anfragen  vor- 
sichtig und  zurückhaltend  sind. 

Aus  den  Statistiken  des  Aufsichtsamts  ist  bezüglich 
der  Verteilung  des  Bestandes  auf  die  einzelnen  Versiche- 


1)  Meine  Bemühungen  noch  von  anderen  Instituten  Material 
zu  erlangen  waren  erfolglos. 
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rungsarten  nur  zu  entnehmen,  dass  bei  fast  allen  Versiche- 
rungsverträgen die  Todesfallversicherung  mit  eingeschlossen 
ist.  Reine  Erleb ensfallver Sicherungen  (Militärdienst-  und 
Töchteraussteuerversicherung  1 2))  schliesst  nur  die  „Arminia“ 
ab.  Der  Bestand  in  diesem  Zweig  war  Ende  1911  4098 
Policen  über  1065  049  Mark  Kapital.  Einen  Einblick  in 
die  Verteilung  nach  Versicherungsarten  geben  die  Tabellen 
12,  18  und  14  für  die  „Victoria“,  die  „Hamburg  Mann- 
heimer“ (die  frühere  „Vita“)  und  die  „Wilhelma“.  Bei 
der  „Victoria“  ist  ausserdem  eine  Teilung  in  prämienfreie 
Versicherungen  und  solche  mit  Prämienzahlung  vorgenom- 
men. Die  gleichartige  Struktur  der  3 Tabellen  bürgt  für 
ihre  Zuverlässigkeit.  Bei  allen  3 Gesellschaften  hat  von 
den  3 grossen  Gruppen  unter  den  Versicherungsarten  die 
lebenslängliche  Versicherung  den  geringsten,  die  gemischte 
Versicherung  einen  mittleren  und  die  Kinderversicherung 
den  grössten  Anteil  am  Versicherungsbestand. 

Er  beträgt  bezüglich  der  Policen  für  die  erste  Ver- 
sicherungsart bei  der  „Wilhelma“  2,2  °/0,  bei  der  „Hamburg 
Mannheimer“  1,8 °/0,  für  die  zweite  23,5  °/0  und  26,5  °/0 
und  für  die  Kinderversicherung  71,2  und  70,8°'0.  Bei  der 
Tabelle  der  „Victoria“  ist  die  Trennung  zwischen  Kinder- 
versicherung und  Versicherungen  für  Erwachsene  wie  man 
sieht,  nicht  genau  durchführbar.  Doch  verrät  die  Besetzung 
des  erst  seit  2 Jahren  gültigen  Kindertarifs  lb  mit  480  000 
Policen,  dass  der  Anteil  der  Kinderversicherung  bei  der 
Victoria  kein  kleinerer  sein  wird,  als  bei  den  obigen  Ge- 
sellschaften. Bei  allen  3 Instituten  ist  im  Speziellen  der 
gemischte  Kinderversicherungstarif  auf  den  Todes-  und  Er- 
lebensfall nach  12  bis  25  Jahren  am  stärksten  besetzt. 

Wir  haben  also  die  Tatsache,  -dass  weitaus  über  die 
Hälfte  aller  Volksversicherungen  in  Deutschland  Kinder- 
versicherungen sind.  Sie  wird  noch  im  Einzelnen  besser 
beleuchtet,  wenn  wir  eine  Tabelle  der  „Hamburg-Mann- 
heimer“ *■)  betrachten,  in  der  der  ganze  Versicherungs- 
bestand ohne  ärztliche  Untersuchung  in  Altersklassen  von 
5 zu  5 Jahren  und  ausserdem  noch  in  die  beider  Ge- 
schlechter zerlegt  ist.  (S.  Tab.  15.)  Ob  wohl  der  bear- 
beitete Versicherungsbestand  verhältnismässig  nicht  gross 
ist,  dürften  die  Resultate  daraus  im  grossen  und  ganzen 
auch  auf  die  ganze  Branche  übertragen  werden,  denn  es 


1)  Mit  Wochenprämien. 

2)  Ans  ihren  „Monatsblättern“  Nr.  12/13,  V.  Jahrgang  1913. 


70 


Tab.  12. 

Victoria 

Verteilung  des  Ver sicherungsbest andes 
Ende  1911.1) 


V o r t r a g 

Policen 

V ersicberungs- 
Summe 

Durcb- 

schnittl. 

Versicb.- 

Summe 

A. 

Versicherungen  mit  Prämienzahlung 

Tarif  I und  Ia  dazulb 
nach  dem  bis  Ende 
1909  gültigen  Be- 

1 

dingungen  .... 

2 780  705 

617  288  636 

222 

Tarif  I b nach  dem 
vom  1.  Januar  1910 
ah  gültigen  Beding- 

ungen   

480  008 

106  268  021 

221 

Tarif  Ic  . . . . . 

38  185 

15  231  949 

461 

Tarif  Id 

32  645 

3 740  263 

113 

Tarif  II  und  II  a . . 

62  753 

34  287  997 

546 

zusammen 

3 389  296 

776  816  866 

223 

Beit  rag  sfr 

B. 

eie  Versicherungen; 

Tarif  I,  Ia  und  Ib 

282  436 

23  021  945 

82 

Tarif  Ic 

9 676 

2 129 171 

222 

Tarif  II  und  II  a . . 

5 665 

721489 

129 

zusammen 

297  776 

25  872  605 

87 

1)  Die  Tabelle  ist  mir  von  „Victoria“  auf  meine  Bitte  bin  zur 
Verfügung  gestellt  worden. 
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Tab.  13. 


Hamburg-Mannheimer  V.-A.-G. 

Todesfallversicherung  ohne  ärztliche  Unter- 
suchung. 


Art 

der  Versicherung 

Policen- 

anzahl 

in  °/0  der 
Gesamt- 
Summe 

Versiche- 
rungs  -Summe 

in  °/0  des 
Gesamt- Ver- 
sieherungs- 
bestandes 

I Durch- 
schnittliche 
Versieh. - 
1 Summe 

a)  Versicherungen 
auf  den  Todesfall 
mit  Abkürzung  der 
Prämienzahlung  . 

1 480 

1,8  7o 

227  350 

1,0  •/. 

159 

b)  Versicherung  auf 
den  Todes-  oder 
Erlebensfall  mit 
Abkürzung  der 
V ersicherungs- 
dauer  .... 

21  486 

26,5  •/„ 

8 155  256 

36,3  ®/0 

380 

c)  Kinderversiche- 
rungen auf  den 
Erlebens-  u.Todes- 
fall 

57  406 

70,8  % 

13  880  740 

61,7  7» 

242 

d)  Versicherungen 
mit  bestimmtem 
Auszahlungster- 
min   

524 

0,7  7o 

133  258 

°,6  7o 

254 

e)  Uebernommene 
Rückversicherun- 
gen   

185 

1 

0,2  •/. 

100  986 

0,4  7. 

546 

Summe 

81  031 

100,00 

22  497  590 

100,00 

278 

ist  kein  GTrund  dafür  vorhanden,  warum  die  Gesellschaft 
eine  besondere  Ausnahmestelle  einnehmen  sollte.  Aus  der 
Tabelle  folgt  zunächst  die  grosse  Beteiligung  des  weiblichen 
Geschlechtes  an  der  Volksversicherung.  Sie  ist  gleich  49°/0, 
also  fast  ebenso  gross  wie  die  männliche.  Ins  rechte  Licht 
wird  dieser  Anteil  erst  gerückt,  wenn  man  die  entsprechen- 
den Zahlen  der  Todesfallversicherung  mit  ärztlicher  Unter- 
suchung zum  Vergleich  heranzieht.  Von  7046  Policen  sind 
da  nur  371  oder  5,8  °/0  für  das  weibliche  Geschlecht  ab- 
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„Wilhelma“ 

Verteilung  des  V olksversich erungsb estandes  nach  Versicherungsarten. 
(Aus  dem  Geschäftsberichte  1910.) 
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Tab.  15. 


Hamburger-Mannheimer  V.-A.-G. 


To  desfallversicherung  ohne  ärztliche  Unter- 
suchung. 


Männliches  Greschlecht 

Weibliches  Greschlecht 

Gresamtbestand 

Alter 

Jahre 

Policen 

I 

Versiche- 
rungs  -Summe 
Ji 

Policen 

Versiche- 
rungs-Summe 
« Al 

Policen  J 

Versiche- 
rungs  -Summe 
c 4L 

, 1-4 

8 761 

2 405  473 

8 410 

2 317  008 

17  171 

4 722  481 

5-9 

10  572 

2 444  379 

10  827 

2 538  348 

21  399 

4 982  727 

10-14 

6 791 

1 487  866 

7 155 

1 597  280 

13  946 

3 085  146 

15-19 

2 827 

746  087 

3 378 

887  776 

6 205 

1 633  863 

20-24 

1009 

762  796 

1 977 

584  583 

3 786 

1 347  379 

25  - 29 

2 196 

1 037  313 

1673 

521  978 

3 869 

1 559  291 

30-34 

2 223 

989  084 

1359 

432  138 

3 582 

1 421  222 

35-39 

2 019 

885  635 

1 153 

372  243 

3 172 

1 257  878 

40-44 

1463 

609  435 

917 

304  826 

3 380 

914  261 

45—49 

1 136 

451  852 

833 

223  932 

1 969 

675  784 

50—54 

828 

263  126 

674 

147  531 

1502 

410  657 

55—  59 

497 

129  888 

539 

93  152 

1036 

223  040 

60  und 
darüb. 

384 

91  543 

445 

71332 

829 

162  875 

41  506 

12  304  477 

30  340 

10  092  127 

80  846 

22  396  604 

Durchschnittliches  Alter  15  Jahre  7 Monate. 


geschlossen.  Zum  grossen  Teil  wird  dieser  Unterschied  in 
der  Besetzung  der  beiden  V ersicherungssparten  durch  das 
weibliche  Geschlecht  wie  schon  einmal  angedeutet,  aus 
Scham  und  Scheu  vor  der  ärztlichen  Untersuchung  zu  ver- 
stehen sein  und  daher  die  Bedeutung  des  Wegfalls  einer 
solchen  Prüfung  für  die  Ausbreitung  einer  Versicherung 
erweisen.  Die  durchschnittliche  Versicherungssumme  ist 
beim  weiblichen  Greschlecht  etwas  niedriger  als  beim  männ- 
lichen. 

Die  Tabelle  zeigt  uns  weiter  noch  einmal  die  hervor- 
ragende Stellung  der  Kinderversicherung  im  deutschen 
Volksversicherungsgeschäft.  Auf  Personen  unter  15  Jahren 
kommen  von  allen  Versicherten  beim  männlichen  63,  beim 
weiblichen  67  °/0,  bei  beiden  zusammen  65  °/0.  Bei  beiden 
Geschlechtern  ist  ferner  die  Altersklasse  5 — 9 am  stärksten 
besetzt.  Beim  weiblichen  nimmt  die  Besetzung  von  da 
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an  in  späteren  Jahren  stetig  ab,  während  sie  heim  männ- 
lichen im  Herabgehen  zwischen  den  Altersjahren  25 — 40 
noch  einmal  eine  gewisse  Höhe  erklimmt  um  dann  eben- 
falls rasch  nachzulassen.  Die  durchschnittliche  Versiche- 
rungssumme ist  am  grössten  in  den  mittleren  Altersklassen, 
am  kleinsten  in  den  ganz  hohen  und  hält  bei  den  Kindern 
eine  mittlere  aber  noch  unter  dem  Gesamtdurchschnitt 
stehende  Linie  ein.  Die  starke  Ausdehnung  der  Kinder- 
versicherung scheint  besonders  in  den  letzten  Jahren  zu- 
genommen zu  haben  und  zuzunehmen.  Wenigstens  zeigen 
frühere  Erhebungen  das  Vorhandensein  eines  weit  geringeren 
Prozentsatzes  von  Kinderversicherungen.  Nach  einer  An- 
gabe von  Wen  dt x)  kamen  Ende  1903  von  dem  Bestand  von 
8 Gesellschaften  von  4 137  847  Policen  über  72  714  792  Mark 
Kapital  auf  Personen  unter  14  Jahren  1 567  483  Policen 
mit  264719  292  Mark  Versicherungssumme,  also  an  Policen- 
zahl nur  37,9  °/0;  an  Versicherungssumme  nur  36,4  °/0  des 
gesamten  Bestandes.  Die  Durchschnittsversicherungssumme 
war  169  Mark.  Unter  der  Bevölkerungsziffer  des  deutschen 
Reiches  vom  Jahre  1900  von  56  367178  waren  19  614  822 
Personen  = 84  °/0  noch  nicht  15  Jahre  alt.  Daraus  ist 
zu  ersehen,  dass  das  Verhältnis  der  Zahl  der  versicherten 
Kinder  zur  Gesamtzahl  der  Versicherten  damals  ungefähr 
das  Gleiche  gewesen  ist,  wie  das  Verhältnis  der  Zahl  der 
Kinder  überhaupt  zur  Gesamtzahl  der  Einwohner.  Dieses 
Verhältnis  für  heute  genau  zu  bestimmen,  war  mir  leider 
nicht  möglich,  da  die  Gesellschaften  bei  Anfragen  nicht 
in  der  gewünschten  Weise  entgegen  kamen.  Aus  den 
obigen  Tabellen  ist  jedoch  zu  entnehmen,  dass  die  eben 
erwähnte  Anologie  im  Altersaufbau  zwischen  Versicherungs- 
bestand und  Bevölkerung  heute  nicht  mehr  vorhanden  ist, 
sondern  sich  zu  Gunsten  der  jüngeren  Altersklassen  be- 
deutend verschoben  hat. 

Aus  der  Tabelle  14  der  „Wilhelma“,  welche  für  die 
einzelnen  Tarife  ausser  den  nach  ihnen  abgeschlossenen 
Policen  und  Versicherungssummen  noch  die  eingegangenen 
Wochenbeiträge  angibt,  kann  man  durch  Vergleich  mit  den 
Tariftabellen  der  Gesellschaft  noch  die  durchschnittlich  ab- 
geschlossene Versicherungsdauer  (genauer  gesagt  Beitrags- 
zahlungsdauer) der  betreffenden  Versicherungen  ableiten. 
Bei  dem  Kinderversicherungstarif  III k auf  den  die  meisten 


1)  Wen  dt,  Berichte  des  V.  Int.  Kongr.  f.  Vers.-Wissenschaft 
Seite  40. 
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Versicherungen,  (70  °/0)  abgeschlossen  sind,  kommt  auf 
10  Pfg.  Wochenbeitrag  eine  Versicherungssumme  von 
53,73  Mark.  Nach  der  für  Kinder  jeden  Alters  unter 
14  Jahren  gültigen  Tariftabellen  Ulk  der  „Wilhelma“  be- 
trägt für  10  Pfg.  Wochenprämie  das  im  Todesfall  oder 
nach  13  Jahren  fällige  versicherte  Kapital  52  Mark.  Nach 
14  Jahren  ist  es  56  Mark.  Daraus  geht  hervor,  dass  die 
hei  der  „Wilhelma“  nach  diesem  Tarif  abgeschlossenen 
Versicherungen  durchschnittlich  auf  13  bis  14  Jahren  ab- 
geschlossene sind.  Beim  Tarif  II  ist  die  durchschnittliche 
Versicherungsdauer  nach  dieser  Methode  nicht  genau  zu 
ermitteln,  da  hier  das  Verhältnis  von  Prämie  und  Ver- 
sicherungssumme mit  verschiedenem  Eintrittsalter  sich  än- 
dert. Doch  sieht  man  ohne  Weiteres,  dass  auch  hier 
die  kurzen  Versicherungen  vorherrschen.  Beim  Kinder- 
versorgungsversicherungstarif IV  bestimmt  sich  die  durch- 
schnittliche Versicherungsdauer  nach  obiger  Methode  auf 
13  Jahre.  Daraus  geht  hervor,  dass  in  der  deutschen 
Volkversicherung  die  durchschnittlich  abgeschlossene  Ver- 
sicherungsdauer (der  gemischten  Versicherung)  verhältnis- 
mässig kurz  ist.  Sie  dürfte  im  Mittel  etwa  15  Jahre  be- 
tragen. 

Was  die  Zusammensetzung  des  Volks  Versicherungsbe- 
standes aus  den  Versicherungen  mit  Gewinnanteil  betrifft, 
ist  allgemein  zu  bemerken,  dass  alle  Aktiengesellschaften 
die  Gewinnbeteiligung  eingeführt  haben.  Eine,  die  Wil- 
helma in  Magdeburg,  schliesst  in  ihrer  Abteilung  der  kleinen 
Lebensversicherung,  die  in  der  „Sterbekassenversicherung“ 
(mit  monatlicher  Prämienzahlung)  und  in  die  „Volksver- 
sicherung“ (mit  Wochenprämien)  zerfällt,  überhaupt  nur 
Versicherungen  mit  Anspruch  auf  Beteiligung  am  Geschäfts- 
gewinn ab.  In  Tab.  16  ist  der  Versicherungsbestand  sämt- 
licher Aktiengesellschaften  mit  Ausnahme  der  „Arminia“, 
die  in  ihren  Geschäftsberichten  ihren  Bestand  nach  Ver- 
sicherungen mit  und  ohne  Gewinnanteil  getrennt,  nicht  angibt, 
nach  diesen  beiden  Gesichtspunkten  geschieden.  Unter  den 
7 394  347  Policen  über  1547  034000  Mark  Kapital  dieser 
Gesellschaften  sind  5 319  550  Versicherungen  mit  1267920000 
Mark  Versicherungssumme  oder  bezw.  72 °/0  und  82  °/0  am 
Gewinn  beteiligt,  also  weit  mehr  als  die  Hälfte.  Aus  der 
höheren  Prozentzahl  bezüglich  der  Versicherungssumme  folgt, 
dass  vornehmlich  die  grösseren  Kapitalien  mit  Gewinnanteil 
versichert  sind. 


Tab.  16. 

Teilung  des  Bestandes 

der  Aktienges ellschaft en  in  Versicherungen  mit  und 
ohne  Gewinnanteil. 


Mit  Gewinnanteil 

Ohne  Gewinnanteil 

Versicherungen  mii 
Gewinnanteil  in  °/( 

Name  n 

Policen 

Summen 

in 

Policen 

Summen 

in 

des  ganzen  Be- 
standes 

1000  Ji 

| 1000  Jt 

Policen  | 

Summe 

Victoria  . . 

3804737 

842  898 

3235 

2 135 

99,9 

99,7 

EriedAVilhelm 

1064150 

199  136 

1848308 

252  769 

36,6 

44,1 

Wilhelma 

224  689 

63  529 

— 

i 

100 

100 

Deutschland 

72  187 

22  467 

206  733 

' 23  045 

26,0 

49,4 

Hamb. -Mann- 
heimer . 

79  854 

22  273 

| 

1 177 

225 

98,6 

97,6 

Urania  . . 

66  313 

13215 

9 478 

509 

87,5 

96,4 

Nürnberger  J) 

7 620 

' 104  402 

i 

i 

5 866 

431 

56,5 

95,1 ; 

Welche  Beträge  jährlich  aus  dem  Ueberschuss  an  die 
Versieh erten-Dividenden-Reserve  fliessen,  ist  im  nächsten 
Abschnitt  angegeben. 

Endlich  wollen  wir  noch  den  Versicherungsbestand  in 
die  Versicherungen  für  eigene  Rechnung  und  in  die  in 
Rückdeckung  gegebenen  scheiden.  In  der  Natur  des  Ver- 
sicherungszweiges liegt  es,  dass  die  Rückversicherung  nur 
eine  unbedeutende  Rolle  spielt.  Die  grösseren  Gesellschaften 
gehen  überhaupt  keine  Versicherungen  in  Rückdeckung: 
In  ihrem  grossen  Bestände  gleichen  sich  alle  Versicherungs- 
fälle aus.  Nur  vier  Institute  rückversichern  einen  Teil  ihres 
Bestandes,  die  „Arminia“,  die  „Deutschland“,  die  „Ham- 
burg-Mannheimer“ und  die  „Urania“.  Vom  Bestand  an 
Versicherungssummen  Ende  1911  von  1444473  842  Mark 
war  in  Rückdeckung  gegeben  20  594435  Mark  und  1 423  878  907 
Mark  für  eigene  Rechnung  behalten. 


1)  einschliesslich  Zeitimgsabonnenten-Versicherung. 
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B)  Die  finanziellen  Ergebnisse. 

1.  Die  Einnahmen. 

Bei  den  Einnahmen  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den 
tatsächlich  jahraus,  jahrein  fliessenden  Einnahmequellen, 
also  in  erster  Linie  den  Prämien,  dann  den  Kapitalerträg- 
nissen (Zinsen,  eventuell  dem  Gewinn  aus  Kapitalanlagen), 
den  Policegebühren,  den  Vergütungen  der  Rückversicherer 
und  den  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aus  bilanz- 
technischen Gründen  als  Einnahmen  aufgeführten  Reserven 
und  Ueberträgen,  also  den  Prämien-,  Gewinn-,  Schaden-, 
Ivriegs-Extrareserven  und  den  Prämienüberträgen.  Uns 
interessiert  von  den  Einnahmen  natürlich  nur  die  erste  Art, 
da  sie  allein  die  finanzielle  Entwicklung  der  Versicherung 
klar  und  einfach  veranschaulicht.  Die  beiden  Hauptein- 
nahmequellen, die  Prämien  und  Zinsen  sind  für  das  gesamte 
Volksversicherungsgeschäft  für  die  Jahre  1902  bis  1911  in 
Tabelle  17  verzeichnet.  Aus  beiden  flössen  von  Jahr  zu 
Jahr  grössere  Summen  in  die  Kassen  der  Gesellschaften. 

Tab.  17. 


Jahr 

Einnahmen 

Prämien 

Zinsen 

1902 

50  366  016 

6 104  143 

1903 

55  831  238 

7 671  467 

1904 

65  020  905 

9 454  056 

19t  5 

70  033  577 

10  777  834 

1906 

76  366  074 

12  671  600 

1907 

82  897  198 

14  127  170 

1908 

90  267  840 

15  187  634 

1909 

96  868  467 

17  029  436 

1910 

106  813  291 

19  087  814 

1911 

112  093  215 

20  825  473 

Im  Jahre  1911  gingen  112093215  Mark  ein.  Durchschnitt- 
schnittlich  entfiel  daher  auf  eine  Police  ein  Jahresbeitrag 
von  15,33  Mark  oder  ein  Wochenbeitrag  von  30  Pfg. 
Neben  den  Prämien  und  Zinsen  treten  die  anderen  Ein- 
nahmeposten sehr  zurück.  1911  wurden  z.  B.  noch  ver- 
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einnahmt:  an  Policengebühren  1081048  Mark,  an  Mieten 
852  554  Mark,  an  Gewinn  aus  Kapitalanlage  380168  Mark 
und  an  Vergütungen  der  Rückversicherer  1499131  Mark. 
Der  Kursstand  annocierte  einen  Verlust  von  im  Ganzen 
156  619  Mark.  Alles  in  allem  belief  sich  die  Jahresein- 
nahme 1911  auf  136  868  741  Mark. 


2.  Die  Ausgaben. 

Wie  bei  den  Einnahmen  sind  auch  hei  den  Ausgaben 
die  eigentlichen  Ausgabeposten  also  die  Zahlungen  für 
Versicherungsfälle,  an  Gewinnanteilen  die  Verwaltungskosten 
usw.  und  die  nur  buchmässig  als  Ausgaben  deklarierten 
Beträge  zur  Auffüllung  der  Reserven  auseinander  zu  halten. 
Koch  rascher  aber  auch  unregelmässiger  wie  die  Prämien- 
einnahmen sind  wie  aus  Tabelle  18  hervorgeht,  in  dem 
betrachteten  Jahrzehnt  die  jährlichen  Auszahlungen  für 
V ersicherungsfälle  angestiegen 1). 


Tab.  18. 


Jahr 

Ausgaben 

Auszahlungen  f. 
V ersicher.-Fälle 

V erwaltungs- 
Kosten 

Zuwachs  d.Präm. 
u.  Gewinnreserve 

1902 

5 759  661 

13  077  553 

28  635  250 

1903 

8 519  084 

14  516  247 

30  356  088 

1904 

10834  072 

16  945  902 

34  558  025 

1905 

13  654  358 

17  734  859 

35  565  187 

1906 

23  627  607 

19  549  130 

30  845  180 

1907 

36  904  970 

22  102  164 

32  382  143 

1908 

45  751  397 

24  175  917 

25  374  309 

1909 

36  093  634 

25  818  262 

33  815  211 

1910 

38  341  509 

28  178  841 

38  747  302 

1911 

42  148  719 

29  062  866 

39  861  268 

Sehr  in  Erstaunen  mögen  wegen  ihrer  Höhe  die  Aus- 
gaben für  die  Verwaltung  setzen.  Sie  sind  ebenfalls  jähr- 
lich angewachsen.  — In  den  ersten  4 Jahren  übertreffen 


1)  Die  Tabelle  verzeichnet  nur  die  Auszahlungen  aus  selbst 
abgeschlossenen  Versicherungen  für  Versicherungsfälle  ohne  Gewinn- 
anteile. 
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sie  sogar  die  Leistungen  an  die  Versicherten.  Die  Frage 
der  Verwaltungskosten  in  der  Volksversicherung  gehört  zu 
den  schwierigsten  Problemen.  Ihr  ist  daher  im  4.  Kapitel 
ein  besonderer  Abschnitt  gewidmet.  Hier  sind  vorläufig 
nur  die  absoluten  Gesamtbeträge  angegeben.  Tabelle  18 
zeigt  ausserdem  noch  welche  Summen  alljährlich  den 
Prämien-  und  Gewinnreserven  zugeführt  werden.  Vor  allem 
absorbiert  die  Prämienreserve  einen  grossen  Teil  der  Ein- 
nahmen. An  Prämienreserven  lagen  Ende  1911  bei  den 
8 grössten  Gesellschaften  die  zusammen  95  °/0  des  ge- 
samten kleinen  Lehensversicherungsgeschäftes  umfassen 
432576441  Mark  und  an  Gewinnreserven  (für  die  Ver- 
sichertendividenden) 98  402  727  Mark  angesammelt.  1911 
wurden  ferner  verausgabt:  für  vorzeitig  aufgelöste 

Versicherungen  898  376  Mark,  an  die  Rückversicherer 
1 452  164  Mark,  an  Steuern  362  721  Mark  als  Ab- 
schreibungen 276  913  Mark  und  an  sonstige  Ausgaben 
361  138  Mark,  alles  in  Allem  114678777  Mark. 

3.  Der  Jahre süberschuss. 

Die  Differenz  zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben 
eines  Jahres  gibt  den  Ueberschuss.  Auch  die  Summe  der 
jährlichen  Ueberschüsse  (s.  Tab.  19)  in  der  Volks  versieh  e- 

Tab.  19. 


Jabr 

Ueberschüsse 

Verluste 

1902 

9 617  712 

25  284 

1903 

10  792  497 

26  202 

1904 

12  522  870 

2 342  A 

1905 

13  701  530 

23  838  N 

1906 

14  936  468 

18  236 

1907 

15  865  594 

4 309 

1908 

17  376  593 

6 359  A 

1909 

19  352  539 

12  559  A 

1910 

20  864  472 

19  840 

1911 

22  213  188 

23  224 

rung  hat  von  Jahr  zu  Jahr  zugenommen.  Mit  Ausnahme 
von  2 Gesellschaften  der  „ Nürnberger“  die  in  jedem  Jahr 
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durchschnittlich  mit  einem  Verlust  von  20000  Mark  abge- 
schlossen hat  und  der  „Arminia“  haben  alle  anderen  Ge- 
sellschaften in  der  Volkversicherung  Gewinne  erzielt. 

a.  Die  Entstehung  der  Ueberschüsse. 

Die  ordnungsmässigen  Quellen  aus  denen  Gewinne 
tiiessen  sind  die  Sterblichkeit,  die  Zinsen  und  die  Ver- 
waltungskostenzuschläge zur  Nettoprämie,  die,  soweit  sie 
die  erwartungsmässigen  Verwaltungskosten  übersteigen,  als 
Gewinnzuschläge  zu  bezeichnen  sind. 

1.  Die  Sterblichkeit. 

Bis  einschliesslich  1906  verzeichneten  die  Statistiken 
des  Aufsichtsamtes  die  finanziellen  Ergebnisse  aus  der  Sterb- 
lichkeit in  der  Volksversicherung.  Im  Jahre  1906  betrugen 
z.  B.  die  durch  Tod  fällig  gewordenen  Leistungen  aller 
Gesellschaften  zu  deren  Deckung  standen  zur  Verfügung 


aus  der  Prämienreserve 2 228405  Mark 

an  Risikoprämien 9 515  749  „ 

an  Vergütungen  der  Rückversicherer  . . 124  752  „ 


zusammen  11868906  Mark 
Also  blieb  ein  aus  der  Untersterblichkeit  fiiessender 
Gewinn  von  4 999  629  Mark.  Dies  ist  etwa  ein  Drittel  des 
gesamten  Ueberscliusses  von  1906. 

Von  grossem  Einfluss  auf  den  Sterblichkeitsgewinn 
ist  die  Karenzzeit.  Zur  Illustration  ihrer  prinzipiellen  Be- 
deutung und  ihren  finanziellen  Wirkung  sei  die  Sterblich- 
keitserfahrung in  der  Volksversicherungsabteilung  der 
„Wilhelma“  zu  Magdeburg  im  Jahre  1912  welche  Gesell- 
schaft in  ihren  Geschäftsberichten  sehr  eingehend  darüber 
berichtet,  wiedergegeben. 

Nach  der  den  Rechnungen  der  Gesellschaft  zu  Grunde 
gelegten  Sterblichkeitstafel  konnten  sterben 

2046  Personen  mit  Mark  550  586.19  Kapital 
In  Wirklichkeit  starben  jedoch  nur 

1556  Personen  mit  Mark  392  278.66  Kapital 
Es  ergab  sich  somit  eine  Mindersterblichkeit  von 
490  Personen  mit  Mark  158308.53  Kapital. 

Die  wirkliche  Sterblichkeit  verhält  sich  demnach  zur 
wahrscheinlichen  hinsichtlich  der  Personenzahl  wie  76,1 
= 100  hinsichtlich  der  Versicherungssumme  wie  73  ,2  = 100. 


Auf  die  durch  Todesfall  ausgeschiedenen  1580  Ver- 
sicherungen wurden  fällig: 

1.  in  516  Todesfällen,  die  innerhalb  des 

dritten  Versicherungjahres  und  später 
eintraten,  die  vollen  Versicherungs- 
summen von 

2.  in  64  Todesfällen,  die  innerhalb  des 
zweiten  Versicherungsjahres  eintraten, 
die  halben  Versicherungssummen  von 

B.  in  8 Todesfällen,  obwohl  diese  in  der 
hedingungsgemässen  W artezeit  eintraten, 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Tod  in 
7 Fällen  durch  Unfall  und  in  einem 
Fall  durch  Diphtheritis  herbeigeführt 
wurde,  die  vollen  Versicherungssummen 

von 

4.  in  den  innerhalb  der  hedingungsge- 
mässen Wartezeit  eingetretenen  Todes- 
fällen die  eingezahlten  Beiträge  von  . 

Die  auszuzahlende  Versicherungssumme 

betrug  also M.  178122,47 

Ausserdem  waren  für  Versicherungen 
mit  festen  Auszahlungstermin  an  Prämen- 
reserve zurückzustellen M.  8465,09 

insgesamt  M.  186  587,56 
Dagegen  waren  reclinungsmässig  ver- 
verfügbar  zur  Deckung  von  Todesfällen : 

a)  an  Prämienreserve  auf  die  durch  Tod 
erloschenen  Versicherungen M.  70  348,23 

b)  an  Risiko-Prämie  aus  der  Jahres-Ein- 

nahme M.  425  940,14 M.  496  288,37 

Es  ergibt  sich  demnach  aus  der  Jahres- 
Sterblichkeit  ein  Gewinn  von  ....  M.  309700,81 
Daraus  ist  zunächst  zu  ersehen,  dass  von  den  sämt- 
lichen eingetretenen  1556  Todesfällen  mindestens  1050  oder 
68°/0  in  die  zweijährige  Karenzzeit  und  mindestens  978 
oder  63  °/0  in  das  erste  Versicherungsjahr,  wo  nur  die  ein- 
gezahlten Beiträge  zurückerstattet  werden,  gefallen  sind.  (Ganz 
exakt  ist  dies  wegen  der  vorhandenen  Doppelversicherungen 
nicht  festzustellen).  An  Versicherungssummen  sind  durch 
die  geminderte  Leistungspflicht  während  der  Karenzzeit 
im  Ganzen  205  691  Mark  ausgefallen.  Existierte  keine 

6 


M.  148215,63 
M.  9488,90 

M.  2 344.— 
M.  18073,94 
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Karenzzeit  so  hätte  der  Sterblichkeitsgewinn  anstatt 
809  701  Mark  nur  104010  Mark  betragen.  Die  Tatsache, 
dass  nach  dieser  Rechnung  auch  die  Gesellschaft  einen 
Gewinn  hätte  buchen  können,  wenn  auf  die  während  der  ersten 
zwei  Jahre  ausgeschiedenen  Versicherungen  das  volle 
Kapital  ausbezahlt  worden  wäre,  berechtigt  aber  noch  nicht 
dazu,  nun  die  Karenzzeit  zu  verdammen.  Denn  ist  schon 
wie  wir  oben  gesehen  haben  die  Zahl  deren  denen  keine 
lange  Lebensdauer  mehr  in  Aussicht  steht,  und  sich  zur 
Versicherung  drängen  (oder  besser  gesagt,  gedrängt  werden, 
denn  in  der  Hauptsache  werden  dies  Kinderversicherungen 
sein)  verhältnismässig  sehr  gross,  wo  die  Karenzzeit  ihnen 
nur  sehr  mässige  Leistungen  verspricht,  so  wäre,  wenn  die 
Wartezeit  in  Wegfall  käme,  die  Befürchtung  nicht  von 
der  Hand  zu  weisen,  dass  die  Gesellschaften  von  Todes- 
kandidaten überlaufen  werden  würden  und  anstatt  seines 
Gewinnes  einen  sicheren  Verlust  aus  der  Sterblichkeit  er- 
leiden müssten,  zum  Schaden  ihrer  übrigen  Versicherten. 
Denn  für  diese  würde  daraus  einerseits  eine  Erhöhung  der 
Prämie  andererseits  eine  Minderung  des  Gewinnanteils 
resultieren.  Dass  übrigens  die  Verteilung  der  Sterbefälle 
bei  der  „Wilhelma“  im  Jahre  1912  keine  zufällige  ist, 
sondern  in  der  Natur  der  Sache  begründet  liegt,  beweissen 
die  ganz  gleichen  Erfahrungen  früherer  Jahre.  1911  fielen 
von  1744  Todesfällen  1857  oder  78 °/0  in  die  Karenzzeit, 
davon  1296  oder  74  °/0  von  allen  in  das  erste  Versiche- 
rungsjahr, 61  °/0  in  das  zweite.  1910  waren  die  betreffen- 
den Prozentsätze  79  und  72  und  1909  73  und  70. 

Zweierlei  sagen  uns  diese  Zahlen.  Erstens  dass  wegen 
des  Wegfalls  der  ärztlichen  Untersuchung  vor  der  Auf- 
nahme in  die  Volksversicherung  sich  eine  grosse  Anzahl 
kranker  Kandidaten,  die  bereits  im  ersten  Versicherungs- 
jahr vom  Tod  ereilt  werden,  sich  schnell  noch  versichern 
lassen.  Daher  ist  im  Interesse  einer  gerechten  Verteilung 
der  Leistungen  unter  den  Versicherten  die  Einführung 
einer  Karenzzeit  für  das  erste  Versicherungsjahr  unbedingt 
geboten.  Im  2.  Versicherungsjahr  sehen  wir  weiter,  ist 
aber  von  dem  Ausfall  der  ärztlichen  Untersuchung  kaum 
noch  etwas  zu  spüren.  1912  z.  B.  schieden  innerhalb  des 
ersten  Versicherungsjahres  1050  Versicherungen  durch  Tod 
aus,  im  2.  fiel  die  Zahl  auf  64  und  belief  sich  in 
späteren  Jahren  zusammen  auf  516«  Bedenkt  man,  dass 
die  durchschnittliche  Versicherungsdauer  bei  den  zahlreichen 
Kinderversicherungen  13  Jahre,  ist,  so  verteilen  sich  diese 
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516  Todesfälle  auf  11  Jahre,  dass  heisst  durchschnittlich 
kommen  auf  ein  späteres  als  das  2.  Versicherungsjahr  47. 
Einerseits  ist  also  der  Unterschied  zwischen  der  Zahl  der 
Todesfälle  im  1.  und  2.  Versieh erungsjahr  viel  zu  gross 
und  anderseits  die  Differenz  zwischen  diesem  und  den 
späteren  Jahren  viel  zu  klein,  als  das  man  im  2.  Ver- 
sicherungsjahr von  einer  Wirkung  des  Wegfalls  der  ärzt- 
lichen Untersuchung  noch  reden  könnte.  Daher  ist  auch 
die  Verlängerung  der  Karenzzeit  über  ein  Jahr  hinaus  nicht 
gerechtfertigt,  und  deswegen  vom  Standpunkt  der  Libera- 
lität gegen  den  Versicherungsnehmer  die  allgemeine  Be- 
schränkung der  Wartezeit  auf  ein  Jahr  zu  fordern. 

In  der  Sterblichkeitserfahrung  der  Volksversicherung 
ist  noch  ein  Punkt,  welcher  besonderes  Interesse  für  sich 
in  Anspruch  nimmt  und  auf  den  daher  hier  noch  kurz 
eingegangen  werden  soll,  obwohl  dabei  das  finanzielle 
Moment  in  den  Hintergrund  tritt.  Dies  ist  die  Frage 
inwieweit  die  gemachten  Beobachtungen  in  der  Sterblich- 
keit versicherter  Kinder  die  Vermutung  rechtfertigen,  dass 
verbrecherische  Eltern  den  Tod  ihrer  versicherten  Kinder 
gewaltsam  herbeiführen  oder  ihn  beschleunigen.  J.  Wen  dt, 
Mathematiker  der  „Victoria“,  gibt  in  einem  Bericht  zum 
V.  Int  Kongr.  f.  Vers.  Wissenschaft1)  eine  Tabelle  in  der 
für  alle  Altersklassen  ein  Vergleich  zwischen  der  nach  der 
deutschen  Sterbetafel  1871  bis  1881,  der  Bechnungsgrund- 
lage  in  der  Volksversicherung  erwartungsmässigen  Sterb- 
lichkeit und  den  in  den  Jahren  1902  bis  1904  bei  der 
„Victoria“  in  Wirklichkeit  eigetretenen  Sterbefällen.  Für 
alle  Alter  ist  diese  geringer  als  jene.  Das  Verhältnis  von 
wirklicher  und  wahrscheinlicher  Sterblichkeit  ist  für  alle 
Jahrgänge  im  Durchschnitt  0,64:1;  für  die  Jahrgänge 
1 — 10,  also  die  versicherten  Kinder  aber  nur  0,45:1,  d.  h. 
die  wirklich  eingetretene  Kindersterblichkeit  in  der  be- 
trachtenden Zeit  ist  um  mehr  als  die  Hälfte  hinter  der 
erwartungsgemässen  zurückgeblieben.  Dieses  Verhältnis  gilt 
bezüglich  der  Policen.  Für  die  Versicherungssummen  der 
ersten  10  Jahrgänge  ist  die  Proportion  von  wirklicher  und 
erwartungsmässiger  Sterblichkeit  0,41:1,  für  die  Versiche- 
rungssummen also  etwa  geringer  als  für  die  Policen.  Wir 
sehen  also,  dass  durch  diese  Erfahrungen  in  der  Kinder- 
sterblichkeit die  erwähnte  Befürchtung  von  Verbrechen  am 
Leben  versicherter  Kinder  seitens  der  Eltern  nicht  ge- 


1)  Seite  50. 
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stützt  werden.  Der  Vergleich  der  ersten  und  zweiten  Pro- 
portion zeigt,  dass  die  Sterblichkeit  der  Kinder  relativ 
besser  ist  als  die  der  Erwachsenen;  der  Vergleich  der 
zweiten  und  dritten  verrät,  dass  die  in  der  Kinderver- 
sicherung durch  Tod  fällig  werdenden  Versicherungssummen 
noch  unter  den  Durchschnitt  aller  versicherten  Kapitalien 
stehen,  dass  also  der  Verdacht  von  verwerflichen  Speku- 
lationen seitens  der  Versicherungsnehmer  auf  besonders 
hohe  Versicherungssummen  am  Leben  der  von  ihnen  ver- 
sicherten Kinder  durch  die  Erfahrung  keine  neue  Nahrung 
findet. 

2.  Die  übrigen  Gewinnquellen. 

Die  zweite  Gewinnquelle  ist  der  Zins.  Der  von  der 
Gesellschaft  erzielte  Zinsgewinn  ist  der  Unterschied  zwischen 
den  aus  den  Kapitalanlagen  tatsächlich  fliessenden  Erträg- 
nissen und  den  dem  erwartungsgemäss  bei  der  Prämien- 
berechnung angenommenen  Zinsfuss  entsprechenden.  Der 
Zinsgewinn  im  Volksversicherungsgeschäft  hat  keine  Be- 
sonderheiten gegenüber  dem  der  grossen  Versicherung;  der 
rechnungsmässig  zu  Grunde  gelegte  Zinsfuss  ist  in  der 
Kegel  B1/2°/0,  der  durchschnittlich  tatsächlich  bei  den  Kapital- 
anlagen der  Gesellschaften  erzielte,  4,2  °/0.  Die  dritte  ordnungs- 
gemässe Gewinnquelle  ist  die  Ersparnis  an  Verwaltungs- 
kosten. Bezüglich  des  Ertrages  daraus  in  der  Volksver- 
sicherung wird  auf  eine  im  4.  Kapitel  für  die  „Victoria*4 
durchgeführte  Berechnung  der  aus  diesen  8.  Gewinnquellen 
fliessenden  Summen  zur  Ermittelung  einer  ev.  4.  Gewinn- 
quelle, der  vorzeitig  abgehenden  Versicherungen,  verwiesen. 

b.  Die  Verwendung  der  Ueber schüsse. 

Die  Verwendung  der  Ueberschüsse  in  der  Volksver- 
sicherung sind  ein  sehr  beachtenswertes  Kapitel.  Das 
Publikum  und  auch  manche  Schriftsteller  sind  der  Meinung, 
dass  wie  z.  B.  Söhn  er  schreibt,  „die  wichtigste  Frage 
unserer  Sozialpolitik,  die  Versicherung  der  wirtschaftlich 
schwachen  Bevölkerungsklassen  gegen  die  Missfälle  des 
Lebens,  gleichzeitig  eine  lukrative  Erwerbsquelle  des  Gross- 
kapitals44 1)  sei.  Tatsache  ist  nun  aber,  dass  weitaus  der 
grösste  Teil  der  bei  den  Aktiengesellschaften  erzielten 
Ueberschüsse  in  die  Dividendenreserven  der  Versicherten 
fliessen.  Die  Victoria  hatte  1912  in  der  Volksversicherung 


1)  Söhner,  a.  a.  0.  S.  130. 


85 


einen  Ueberschuss  von  16  276  005  Mark  erzielt.  Wäre  nun 
diese  stattliche  Summe  als  reiner  Geschäftsgewinn  in  die 
Taschen  der  Aktionäre  verschwunden,  so  bestände  die  eben 
herangezogene  Behauptung  zu  Beeilt.  In  Wirklichkeit  sind 
aber  davon  98  °/0  = 15  977  751  Mark  an  die  Versicherten- 
dividendenreserve und  nur  2 °/0  oder  328  274  Mark  an  den 
Jahresgewinn  der  Gesellschaft  überwiesen  worden.  Aus 
den  Beträgen,  welche  bei  der  „Victoria“  seit  dem  Bestehen 
ihrer  Volks  Versicherung,  aus  den  Ueberschüssen  in  die 
Dividendenreserven  flössen,  kann  man  sehen,  wie  heilsam 
die  Gewinnbeteiligung  der  Versicherten  in  dieser  Beziehung 
ist.  Im  Jahre  1898,  wo  zum  ersten  Male  Gewinnanteile 
aus  dem  Ueberschuss  zurückgestellt  wurden,  betrug  dieser 
178  362  Mark;  118695  Mark  = 25 °/0  der  Jahresprämie 
oder  66  °/0  des  Ueberschusses  floss  in  die  Gewinnreserve. 
Durch  das  Festhalten  an  jenem  Satz  von  25  °/0  für  die  zur 
Auszahlung  gelangenden  Gewinnanteile  (herabgehen  wollte 
natürlich  die  Gesellschaft  nicht,  um  der  Vermutung  eines 
Bückganges  ihres  Geschäftes  Baum  zu  geben)  war  die 
„Victoria“  in  den  folgenden  Jahren  gezwungen  immer  einen 
grösseren  Prozentsatz  des  Ueberschusses  an  die  Gewinn- 
reserve der  Versicherten  zu  überweisen  bis  er  schliesslich 
1912  98  °/0  betrug.  Wie  im  1.  Kapitel  schon  angedeutet 
wurde,  bestätigt  diese  Tatsache,  also  die  Auffassung  Lexis, 
dass  die  Gewinnbeteiligung  ein  Sicherheitsventil  gegen  die 
Bereicherung  der  Aktionäre  an  der  Versicherüng  der 
Armen  darstelle.  Aehnlich  wie  bei  der  „Victoria“  ist  es 
bei  den  anderen  Gesellschaften.  Die  „Friedrich  Wilhelm“ 
hat  1901  aus  ihrem  Ueberschuss  20 °/0  an  die  Versicherten 
überwiesen,  1906  51  °/0  und  1912  70°/0;  auch  sie  zahlt 
jährlich  25  °/0  der  Prämie  als  Gewinnanteile  zurück,  ebenso 
die  „Wilhelma“  die  überhaupt  nur  Versicherungen  mit  Ge- 
winnanteil führt.  1909  flössen  bei  dieser  Gesellschaft  93  °/0 
in  die  Dividendenreserve,  1910  94°/0,  1911  92  °/0  des  Ge- 
winnes und  1912  sogar  der  gesamte  in  der  Abteilung  der 
kleinen  Lebensversicherung  erzielte  Ueberschuss. 


III.  Kapitel. 

Das  Ausland. 


1.  Ueberblick  über  den  Umfang  der  Volksversicherung  im  Ausland. 

Um  Umfang,  Wesen  und  Wirksamkeit  der  Volksver- 
sicherung in  Deutschland  genauer  verstehen  und  beurteilen 
zu  können  müssen  wir  uns  kurz  darüber  orientieren, 
welche  Stellung  die  deutsche  Versicherung  in  der  Volks- 
versicherung der  ganzen  Welt  einnimmt  und  wodurch  sie 
sich  von  den  entsprechenden  Einrichtungen  anderer  Länder, 
sofern  sie  einehemerkenswerte  Ausbildung  und  Verbreitung 
erfahren  haben,  unterscheidet  oder  was  sie  mit  ihnen  ge- 
meinsam hat. 

In  Tabelle  20  ist  zunächst  ein  Ueberblick  über  die 
absolute  und  relative  Ausbreitung  der  V olksversicherung  in 
den  einzelnen  Ländern  nach  dem  Stand  vom  31.  Dezember 
1909  gegeben1).  Im  allgemeinen  ist  die  Beobachtung  zu 
machen,  dass  überall  dort,  wo  der  Arbeitslohn  bar  und 
wöchentlich  gezahlt  wird,  in  industriereichen  dichtbevölkerten 
Ländern  der  fruchtbarste  Boden  für  die  Volksversicherung 
vorhanden  ist.  Doch  gibt  es  auch  Ausnahmen  von  dieser 
leicht  zu  verstehenden  Kegel,  z.  B.  Belgien.  Was  aber 
sehr  merkwürdig  aussieht,  ist  die  Erscheinung,  das  die 
Volksversicherung  fast  nur  bei  Nationen  germanischer 
Herkunft  Eingang  gefunden  hat.  Es  gibt  nicht  ein  einziges 
romanisches  Land,  in  dem  die  Volksversicherung  sich  auch 
nur  einigermassen  kräftig  entwickelt  hätte.  Zwar  fallen 
beide  Merkmale  (Industriebevölkerung  und  germanische 
Abstammung)  teilweise  zusammen,  aber  durchaus  nicht 

1)  Die  Tabelle  stammt  aus  Dry  den,  Industrial  Insurance  Past 
and  Present  Newark  9912,  S.  13.  Die  folgenden  Erläuterungen  sind 
teils  aus  Hoffmann : Industrial  Insurance  throughout  the  World,  teils 
aus  den  jährlichen  Berichten  des  Assekuranzj ahrbuchs  entnommen. 
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immer.  Das  zeigt  insbesondere  Skandinavien  (Siehe  Tabelle) 
das  in  Bezug  auf  die  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ent- 
fallende Versicherungssumme  an  5.  Stelle,  also  vor  Deutsch- 
land steht. 


Tab.  20. 


Volksversicherungsbestand 

der  ganzen  Welt  am  31.  Dezember  1 909. 


Länder 

Policenzahl 

V ersicherungs- 
Summe 

Durch- 

schnittl. 

Versich.- 

Summe 

Versicher.- 
Summe  auf 
den  Kopf  der 
Bevölkerung 

Verein.  Staaten  . 

21  129  822 

12  290  408  717 

579 

134,45 

Kanada  . . . 

572  657 

28816  367 

498 

40,74 

England  . . . 

29  149  924 

5 982  405  597 

206 

137,05 

Deutschland  . 

7 571  760 

1.  520  440  299 

201 

23,81 

Skandinavien 1)  . 

500  000 

247  800  000 

495 

24,11 

Schweiz  . . . 

75  000 

53  014  400 

709 

15,96 

Australien -Neu- 
seeland . . . 

450  000 

202  398  000 

445 

40,44 

Oesterr.-Ungarn1) 

600  000 

113  400  000 

189 

2,48 

Süd- Afrika 4)  . . 

50  000 

8 400  000 

168 

16,80 

Andere  Länder2) 

500  000 

84  000  000 

168 

— 

Von  den  5 Erdteilen  steht,  was  die  Zahl  der  in  Kraft 
befindlichen  Volksversicherungspolicen  anbetrifi't,  Europa  an 
erster  Stelle.  Hier  ist  es  wieder  England,  das  klassische 
Land  der  Versicherung  überhaupt,  wo  die  Volksversicherung, 
wie  erwähnt,  geboren  wurde  und  die  mächtigste  Entwicke- 


1)  Teilweise  geschätzt. 

2)  Geschätzt. 
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lung  genommen  hat.  Auf  England  treffen  ungefähr  die 
Hälfte  aller  Volksversicherungspolicen  der  AVelt.  Die  all- 
gemeine Verbreitung  und  Durchführung  des  Versicherungs- 
gedankens in  England  charakterisiert  nichts  besser  als  das 
geflügelte  Wort,  dass  man  in  diesem  Land  bei  einem  Be- 
gräbnis nicht  fragt:  „War  der  Tote  versichert?“,  das  hält 
man  für  selbstverständlich,  sondern  „wie  hoch  war  der 
Tote  versichert?“.  Im  ganzen  arbeiten  gegenwärtig  in 
England  17  Gesellschaften  in  der  Volksversicherung.  Die 
„Prudential“  hatte  am  81.  Dezember  1911  allein  19  041748 
Policen  über  8 864  843  052  Mark  Kapital. 

Nach  England  kommt  in  Europa  in  der  Bangordnung 
nach  den  absoluten  Zahlen  der  Policen  Deutschland, 
nach  Deutschland  Holland.  Die  relative  Zahl  der  Ver- 
sicherungen und  die  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ent- 
fallenden Versicherungssummen  ist  aber  in  diesem  Land 
bedeutend  grösser  als  in  Deutschland.  Ungefähr  der  3.  Teil 
der  Einwohner  hat  an  der  Volks  Versicherung  Anteil.  Ueber- 
haupt  ist  wie  M.  Vaz  Dias  aus  Amsterdam  auf  dem 
V.  Intern.  Kongr. 1)  berichtet  hat  der  Zustand  der  Volks- 
versicherung in  Holland,  der  Versicherung  Erwachsener  wie 
der  von  Kindern  sehr  zufriedenstellend.  Die  Branche  be- 
steht seit  ungefähr  20  Jahren.  Besonders  weit  verbreitet 
ist  die  Kinderversicherung  und  es  ist  bemerkenswert,  dass 
eine  Kommission2)  nach  einer  gründlichen  Untersuchung 
der  Kindersterblichkeit  festsellen  konnte,  dass  es  eine  Be- 
leidigung für  die  unteren  Klassen  der  Bevölkerung  der 
Niederlande  sei,  wenn  man  ein  Gesetz  gegen  die  Kinder- 
versicherung  machen  wollte. 

Es  folgt  Oesterreich,  aber  nur  mit  einem  Bestand  Ende 
1911  von  etwa  670  355  Policen  mit  157  335000  Mark  Ka- 
pital.3)  11  Gesellschaften  arbeiten  in  der  Branche;  mit 

Ausnahme  von  zweien  der  „Allianz“  in  Wien  und  der 
„Nationalen  Arbeiter-  und  Unfallversicherung“  in  Budapest, 
die  zusammen  90  °/0  des  gesamten  Geschäftes  inne  haben, 
ist  der  Betriebsumfang  dieser  Institute  sehr  unbedeutend. 
Der  Grund  warum  die  Volksversicherung  in  Oesterreich 
nicht  allgemeiner  verbreitet  ist,  liegt  einerseits  in  ökonomisch 
ungünstigen  Verhältnissen,  teils  daran,  dass  es  an  der  ge- 

ll Siehe  Bericht  zum  V.  Int.  Kongr.  f.  Vers.-AVissenschaft, 
Berlin  1906,  S.  115. 

2)  Die  die  Frage  der  Sterblichkeit  versicherter  Kinder  zu 
prüfen  hatte. 

3)  Nach  dem  Assekuranzjahrbuch  1913. 
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eigneten  Initiative  fehlt,  das  Feld  energisch  in  Angriff  zu 
nehmen.  Ein  Hindernis  für  die  Ausbreitung  der  Versiche- 
rung sind  auch  die  vielen  bestehenden  Sterbe-  und  gegen- 
seitigen Hilfskassen. 

Eine  im  Verhältnis  zur  Einwohnerzahl  weit  günstigere 
Entwicklung  hat  wie  erwähnt  bis  jetzt  die  Volksversicherung 
in  Skandinavien  genommen.  Es  bestehen  dort  etwa  500  000 
Policen  über  247800  000  Mark  Kapital1)  also  241  Mark 
pro  Kopf  der  Bevölkerung.  In  Dänemark  arbeiten  5 ein- 
heimische und  1 schwedische,  in  Schweden  1 und  in  Nor- 
wegen 4 Gesellschaften. 

Eine  verhältnismässig  gute  Entwicklung  hat  die  Volks- 
versicherung auch  in  der  Schweiz  genommen.  In  Neuchätel 
besteht  eine  staatliche  Volksversicherungskasse  die  Ende 
1911  1 3 964  Policen  auf  181/2  Millionen  Kapital  ausgegeben 
hatte.  Ausserdem  arbeiten  dort  4 private  Gresellschaften 
mit  zusammen  etwa  (1912)  78  000  Policen  über  59  740  233 
Mark  Versicherungssumme.  Auch  einige  deutsche  Gresell- 
schaften betreiben  in  der  Schweiz  das  Volksversicherungs- 
geschäft. 

In  den  übrigen  europäischen  Ländern  sind  in  der 
Volksversicherung  noch  keine  nennenswerten  Versuche  ge- 
macht und  Resultate  erzielt  worden.  Am  sonderbarsten 
erscheint  diese  Tatsache  in  dem  dichtbevölkerten  und  in- 
dustriereichen Belgien.  Hindernd  auf  die  Entwicklung  einer 
Volksversicherung  mag  hier  gewirkt-  haben  die  Arbeiter- 
zwangsversicherung, das  gesetzliche  Verbot  der  Kindesver- 
sicherung — wenigstens  beim  Tode  im  Kindsalter  — und 
die  grosse  Zahl  der  existierenden  Sterbe-,  gegenseitigen 
Hilfs-  und  sonstigen  -Kassen.  Aehnlich  liegen  die  Ver- 
hältnisse in  Frankreich.  Auch  hier  kann  von  der  Existenz 
einer  Volksversicherung  nicht  gesprochen  werden.  Die  Ver- 
sicherung von  Kindern  bis  zu  12  Jahren  ist  durch  Gesetz 
ebenfalls  verboten.  Von  Russland  und  den  3 südlichen 
Halbinseln  ist  über  eine  Volksversicherung  nichts  bekannt. 

Ist  zwar  in  Europa  die  grösste  Zahl  von  Volksver- 
sicherungspolicen in  Kraft,  so  erreicht  hier  die  Summe  der 
versicherten  Kapitalien  doch  nicht  die  Höhe  wie  in  Amerika. 
In  den  Vereinigten  Staaten  allein  ist  das  im  Volksversiche- 
rungsgeschäft versicherte  Kapital  weit  grösser  als  in  allen 
übrigen  Ländern  zusammen,  weil  eben  die  durchschnittliche 
Versicherungssumme  etwa  3 mal  so  hoch  ist  wie  in 


1)  Ende  1909. 
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Europa.  Diese  Höhe  erklärt  sich  natürlich  aus  dem  Reich- 
tum des  Landes,  wo  auch  die  unteren  Klassen  noch  ver- 
hältnismässig wohlhabend  sind.  Im  Ganzen  arbeiten  in  den 
Vereinigten  Staaten  in  der  Volksbranche  26  Gesellschaften. 
3 darunter  ragen  wegen  ihres  Betriebsumfanges  besonders 
hervor:  die  „Prudential“  in  Newak,  die  „Metropolitan“  in 
New- York  und  die  „John  Hankok“  im  Staate  Massachu- 
setts. Ende  1910  war  der  Gesamtbestand  in  den  Vereinigten 
Staaten  23  062  858  Policen  über  13365965122  Mark.  Den 
beiden  ersteren  von  den  eben  genannten  3 Gesellschaften 
ist  es  auch  gelungen,  in  Kanada  ein  ansehnliches  Geschäft  zu 
erzielen.  Neben  diesen  arbeiten  auch  einige  einheimische 
Gesellschaften  aber  zusammen  mit  weniger  Erfolg  als  jene. 
Im  ganzen  bestanden  in  Kanada  Ende  1909  600  000  Po- 
licen über  294  000  000  Mark  Kapital. 

In  Asien  ist  nur  ein  Land  in  dem  die  Lebensver- 
sicherung Eingang  gefunden  hat:  Japan.  Nach  dem  Asse- 
kuranz-J ahrbuch  1913  waren  dort  Ende  1910  1101912 
Policen  über  eine  Versicherungssumme  von  519  748  670  Yen 
(—  1 091472  207  Mark).  Wie  man  sieht,  ist  die  Durch- 
schnittsversicherungssumme etwa  1000  Mark  also  sehr  nied- 
rig. Auf  Versicherungssummen  bis  einschliesslich  600  Mark 
lauteten  569  322  Policen  d.  h.  52  °/0  des  ganzen  Bestandes. 
Näheres  über  die  japanische  Versicherung  ist  aber  nicht 
bekannt. 

Auch  in  Australien  ist  die  V olksversicherung  (in  ihren 
ersten  Anfängen  seit  1884)  eingeführt  worden.  Gegen- 
wärtig arbeiten  dort  8 Gesellschaften.  Darunter  ist  die 
wichtigste  die  „Mutual  Life  and  Citisens“,  die  7.  grösste  Ge- 
sellschaft in  der  Volksbranche  der  Welt.1) 

In  Australien  und  Neuseeland  sind  im  ganzen  etwa 
450  000  Policen  mit  202  398  000  Mark  Kapital.  Auf  Neu- 
seeland fallen  davon  etwa  50  000  Policen  die  bei  einer 
einzigen  Gesellschaft  in  Kraft  sind. 

Endlich  ist  noch  erwähnenswert,  dass  auch  in  Süd- 
afrika seit  1894  Bemühungen  gemacht  werden,  der  Volks- 
versicherung Eingang  zu  verschaffen.  Der  Erfolg  ist  bis 
jetzt  noch  nicht  bedeutend.  Bei  3 Gesellschaften  bestehen 
etwa  50000  Policen. 


1)  Die  Reihenfolge  ist:  Prudential  of  England,  Metropolitan, 
Prudential  of  Amerika,  Victoria,  Friedrich  Wilhelm,  John  Hankok, 
Mutual  Life  and  Citisens. 
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Alles  in  allem  sind  heute  auf  der  Erde  etwa  65  Millionen 
Volks  Versicherungspolicen  über  ein  Kapital  von  25  Milliarden 
Mark  in  Kraft. 

Da  die  Volksversicherung  noch  eine  junge  Institution 
ist,  besteht  die  Hoffnung,  dass  sie  sich  noch  weiter  kräftig 
entwickeln  wird. 

Die  Volksversicherung  in  England  und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika. 

Da  ausser  in  England  und  Nordamerika  die  aus- 
ländischen Einrichtungen  für  Volksversicherung  einen  be- 
merkenswerten Umfang  (ausgenommen  vielleicht  noch  Hol- 
land) und  besondere  von  der  deutschen  Versicherung  ver- 
schiedene beachtenswerte  Eigentümlichkeiten  nicht  aufweisen, 
sei  hier  nur  auf  die  Volks  Versicherung  in  jenen  beiden 
Ländern  näher  eingegangen. 

A)  England. 

Das  hervorstechende  ander  englischen  Volksversicherung 
ist  ihre  kolossale  Verbreitung.  Sie  erklärt  sich  einmal  aus 
dem  industriellen  Charakter  des  Landes  hängt  aber  ferner 
auch  damit  zusammen,  dass  die  Arbeiter-,  Kranken-,  Un- 
fall- und  Altersversicherung  in  England  zwar  auch  staatlich 
geregelt  ist,  aber  nicht  den  Zwangscharakter  wie  die 
deutsche  „Arbeiter Versicherung“  hat.  Der  privaten  Volks- 
versicherung ist  dadurch  ein  viel  grösserer  Spielraum  ge- 
lassen. Sie  beschränkt  sich  infolgedessen  nicht  allein  auf 
die  Kapital-Versicherung,  sondern  umfasst  auch  die  Ver- 
sicherung von  Kenten.  Frederich  Schooling,  Aufsichts- 
ratsmitglied der  „Prudential  of  England“  sagt  in  einem 
Bericht  zum  V.  Intern.  Kongr.  dass  die  Praxis  der  Lebens- 
versicherung in  den  Arbeiterklassen  nunmehr  so  allgemein 
ist,  dass  die  Konkurrenz  in  dieser  Greschäftsbranche  sehr 
hart  wird.  Ausser  den  Aktiengesellschaften,  die  den  grössten 
Anteil  an  der  Volksver Sicherung  haben,  vermitteln  auch 
noch  verschiedene  andere  Körperschaften  der  untern  Klassen 
die  Volksversicherung;  so  die  'sogenannten  prämienein- 
sammelnden Hilfskassen  (collecting  friendly  societies),  die 
gewöhnlichen  Hilfskassen  (registered  friendly  societies),  die 
Berufsgenossenschaften  und  endlich  der  Staat  durch  die 
Postsparkassen.  Im  Jahre  1905  waren  nach  Schooling 
bei  diesen  Versicherern  zusammen  etwa  39  888  504  Policen 
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in  Kraft.  Diese  verteilten  sich  auf  eine  Einwohnerzahl 
(1906)  von  nur  44000000. 

Sehr  gross,  wie  in  Deutschland,  ist  der  Anteil  der 
Kinderversicherung.  Schooling  berichtet,  dass  als  ein- 
mal in  einer  Strasse  mit  über  100  Häusern  in  einer  Stadt 
in  Lancashire  eine  Enquete  darüber  angestellt  wurde,  wie- 
viel Kinder  darin  versichert  seien,  kein  einziges  angetroffen 
wurde,  auf  dessen  Leben  nicht  eine  Police  genommen 
war.  Wie  in  Deutschland  so  sind  auch  in  England 
wegen  des  Verdachts  des  Kindesmordes  schon  frühzeitig 
Bedenken  gegen  die  Kindestodesfallversicherung  geäus- 
sert  worden.  Der  Friendly  Societies  Act  von  1896,  dem 
auch  die  privaten  Erwerbsgesellschaften  unterstehen,  be- 
stimmt, dass  auf  das  Leben  eines  Kindes  unter  5 Jahren 
höchstens  eine  Summe  von  120  Mark  und  unter  10  Jahren 
höchstens  eine  Summe  von  200  Mark  versichert  werden 
und  in  beiden  Fällen  das  Kapital  im  Todesfall  an  die 
Eltern  des  Kindes  oder  deren  persönlichen  Vertreter  aus- 
bezahlt  werden  darf.  Nach  der  Erfahrung  der  „Prudential“ 
deren  Kindersterblichkeit  kleiner  ist,  als  die  der  gesamten 
Bevölkerung,  wie  aus  2 Tabellen  in  dem  oben  erwähnten 
Bericht  Schoolin gs  hervorgeht,  ist  der  Verdacht  von 
Verbrechen  am  Leben  versicherter  Kinder  durch  nichts 
begründet. 

Die  „Prudential  of  England. 

Was  die  Versicherungsarten  und  -bedingungen  der 
englischen  Volksversicherung  anbetrifft,  so  genügt  es,  wenn 
wir  uns  auf  die  Einrichtungen  der  alle  anderen  Institute 
nicht  nur  Englands,  sondern  der  ganzen  Welt  überragenden 
„Prudential“  beschränken.  Die  dominierende  Stellung  dieser 
Biesengesellschaft  geht  aus  Folgendem  hervor.  Ende  1911 
waren  bei  ihr  19  041748  Policen  über  8 864848  052  Mark 
Kapital  in  Kraft.  Wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  an  der  Volksversicherung  sehr 
wenig  beteiligt  ist,  und  nur  die  Stadtbevölkerung  ins  Auge 
fasst,  so  sieht  man,  dass  durchschnittlich  ungefähr  jeder 
zweite  Mensch,  ob  Mann,  Frau  oder  Kind,  dem  man  in 
England,  also  in  Städten,  begegnet,  ein  Versicherter  der 
„Prudential“  ist.  Die  Prämieneinnahme  der  Gesellschaft  in 
der  Volksbranche  war  1911  152  628160  Mark.  Die  Aus- 
zahlungen für  Versicherungsfälle  und  Bückläufe  60  000  000 
Mark.  Seit  ihrem  Bestehen  hat  die  Gesellschaft  etwa 
2 Milliarden  Mark  an  ihre  Versicherten  ausbezahlt.  Der 
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nationale  Charakter  ihres  Geschäfts  geht  aus  einer  Auf- 
stellung in  ihrem  „Prospektus“  vom  Jahre  1912  hervor, 
die  alle  in  den  Jahren  1909  bis  1911  und  Anfang  1912 
in  England  eingetretenen  mit  dem  Verlust  von  Menschen- 
leben verbundenen  grösseren  unglücklichen  Ereignisse  (wie 
Feuersbrünste,  Explosionen,  Eisenhahnkatastrophen,  Unter- 
gang von  Schiffen  usw.)  und  dazu  die  Zahl  der  dabei  ums 
Leben  gekommene  Versicherten  der  „Prudential“  und  die 
dadurch  fällig  gewordenen  Versicherungssumme  verzeichnet.1} 
Kein  grösserer  Unglücksfall  ereignete  sich  in  England,  von 
dem  die  „Prudential“  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen  wird. 

Versicherungsarten,  Tarife  und  Versicherungs- 
bedingun  gen. 

Aehnlich  wie  bei  der  „Victoria“  zu  Berlin  zerfällt  die 
Volks  Versicherung  der  „Prudential“  in  2 Abteilungen  in 
die  mit  wöchentlicher,  und  die  mit  monatlicher  Prämien- 
zahlung, und  entfällt  der  grösste  Teil  des  Geschäfts  auf  die 
erstere  dieser  Abteilungen.  Im  einzelnen  herrscht  aber 
zwischen  beiden  Gesellschaften  grosse  Verschiedenheit.  Nur 
einen  einzigen  Tarif,  die  abgekürzte  Todesfall  Versicherung 
für  Erwachsene  haben  sie  gemeinsam.  Die  Versicherungs- 
variationen bei  der  „Prudential“  sind  im  allgemeinen  mannig- 
faltiger und  dürften  wegen  ihrer  Eigenart  interessieren. 

Sie  sind  im  einzelnen: 

A.  Tarife  mit  wöchentlicher  Prämienzahlung: 

1.  Whole  Life  Assurance  (Lebenslängliche  Todesfallver- 
sicherung). 

Tarif  A:  Eintrittsalter  11  bis  75,  die  Versicherungs- 
summen erhöhen  sich  nach  5 und  10  Jahren  und  sind 
nach  den  Prämien  von  1 Penny,  2,  3 und  4 Pence 
(81/2,  17,  251/2  und  51  Pfg.)  abgestuft. 

Tarif  B : Eintrittsalter  10  bis  7 0,  die  Prämie  richtet 
sich  nach  den  Summen  von  50,  100  und  200  Pfund 
(1000,  2000  und  4000  Mark). 

Bei  beiden  Tarifen  hört  die  Prämienzahlung  auf, 
wenn  der  Versicherte  75  Jahre  alt  geworden  und  die 
Police  25  Jahre  in  Kraft  war. 

Tarif  C (für  Kinder):  Eintrittsalter  1 bis  10.  Nur 
die  Prämie  von  1 Penny  (S]j2  Pfg-)  ist  zulässig.  Die 


1)  Unter  den  Ertrunkenen  der  Titanic-Katastrophe  befanden 
eich.  z.  B.  324  Versicherte  der  „Prudential“. 
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Versicherungssummen  steigen  nach  1/4?  J/2  Jahr  und 
von  da  an  jährlich,  bis  der  Versicherte  im  21.  Lebens- 
jahr steht.  Der  Höchstbetrag  in  diesem  Falle  ist  für 
alle  Eintrittsalter  gleich  und  beläuft  sich  auf  10  Pfund 
15  Schilling  (etwa  220  Mark). 

Das  Ansteigen  des  Versicherungskapitals  ist  derart, 
dass  dieses  in  allen  Fällen  wo  die  Summe  aus  Ein- 
trittsalter und  Versicherungsdauer  gleich  ist,  in  gleicher 
Höhe  ausbezahlt  wird  und  speziell  im  5.  und  10.  Lebens- 
jahre, entsprechend  den  erwähnten  Bestimmungen  des 
Gesetzes  nicht  mehr  als  120  und  200  Mark  beträgt. 

2.  Old  Age  Endowment  combined  with  life  Assurance 
(Altersversorgung  in  Verbindung  mit  einer  Todesfall- 
versicherung). 

Diese  Versicherungsart  unterscheidet  sich  von  unserer 
gemischten  Versicherung  dadurch,  dass  die  bei  Er- 
reichung des  65.  Lebensjahres  zahlbare  Summe  im 
Vordergrund  steht,  d.  h.  grösser  ist,  als  die  im  Todes- 
fall fällige  Summe  Sie  schwankt  nach  den  Prämien 
und  dem  Eintrittsalter  zwischen  8 und  140  Pfund  (160 
uud  2800  Mark).  Nebenher  geht  die  Todesfallver- 
sicherung (im  höchsten  Fall  30  Pfund).  Es  sind 
4 Prämientypen  zulässig:  1 Penny,  2,  4 und  6 Pence; 
für  1 Penny  und  2 Pence  können  Kinder  im  Alter 
von  1 bis  15  Jahren  für  4 Pence,  solche  von  1 bis 
10  und  für  6 Pence  junge  Leute  von  11  bis  21  Jahren 
versichert  werden.  In  den  ersteren  bei  den  Fällen 
steigt  die  Todesfallversicherung  innerhalb  15  Jahren 
stetig  an,  in  letzteren  ist  sie  konstant.  Eigentümlich 
ist  dieser  Versicherungsform  die  Bestimmung,  dass  im 
Falle  der  Einstellung  der  Prämienzahlung  angemessene 
mit  der  Versicherungsdauer  steigende  Leistungen  bei 
Erreichung  des  65.  Lebensjahres  gewährt  werden.  Wenn 
ferner  die  heim  Alter  65  zahlbare  Summe  mindestens 
60  Pfund  beträgt,  kann  der  Versicherte  an  Stelle  der 
Barzahlung  eine  5 Jahre  zahlbare  monatliche  Pente 
erhalten. 

3.  Old  Age  Pensions  (Aufgeschobene  Leibrente). 

Dieser  Tarif  versichert  eine  alle  4 Wochen  zahlbare 
Pente  von  1 Pfund  für  5 Jahre,  vom  65.  bis  70.  Le- 
bensjahre (dem  Beginn  der  gesetzlichen  Altersrente) 
und  eine  Summe  die  bei  Tod  vor  dem  65.  Lebens- 
jahre fällig  wird.  Wenn  der  Versicherungsnehmer  es 
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vorzieht,  kann  er  an  Stelle  der  Rente  im  Alter  65 
eine  Summe  bar  ausbezalilt  erhalten. 

4.  Endowment  and  Whole  Life  Assurance.  (Altersver- 
sorgung und  Todesfall  Versicherung.) 

Bei  dieser  Versicherungsart  kommt  ein  erstes 
Kapital  nach  Ablauf  der  gewählten  Zeitdauer  (15, 
20,  80  und  40  Jahre)  und  ein  zweites  in  der  Regel 
kleineres  im  Todesfall,  wann  immer— er  eintritt,  zur 
Auszahlung.  Es  sind  2 Tarife  dafür  vorhanden.  Bei 
dem  einen  ist  die  Versicherungssumme  nach  der  Prämie 
abgestuft,  bei  dem  anderen  umgekehrt,  die  Prämie  nach 
der  Summe. 

5.  Endowment  and  Temporary  Assurance.  (Gemischte 
Versicherung.) 

Die  Versicherungsdauer  ist  15  Jahre.  Die  Prämien 
varieren  zwischen  1 Penny  und  1 Schilling;  die  Sum- 
men sind  60,  100  und  200  Pfund. 

6.  Joint  Life  Assurance.  (Versicherung  verbundener 
Leben.) 

Dies  ist  eine  Versicherung,  zweier  gleich  oder  ver- 
schieden alteriger  Personen  vom  20.  bis  60.  Lebens- 
jahre auf  eine  Police  für  eine  Summe  die  dem  Ueb er- 
lebenden beim  Tode  des  anderen  bezahlt  wird  und 
entweder  50,  100  oder  200  Pfund  beträgt  oder  sich 
nach  den  Prämien  2,  4 und  6 Pence  richtet 

7.  Provision  for  Old  Age.  (Altersversorgung)  versichert 
eine  monatliche  Rente  bei  Erreichung  des  Alters  60 
und  in  Ergänzung  hierzu  ein  beim  Tod,  wann  immer 
er  eintritt,  fälliges  Kapital. 

B.  Tarife  mit  monatlicher  Prämienzahlung. 

1.  Juvenile  Endowment  (Kinder erleb ensfall Versicherung). 
Die  Versicherungssumme  ist  zahlbar,  wenn  das  Kind 
das  Ende  der  gewählten  Versicherungsdauer  die  zwischen 
10  und  20  Jahren  schwankt,  erlebt.  Das  höchste 
Eintrittsalter  ist  21,  die  niedrigste  Prämie  6 Pence 
(51  Pfg  ).  Im  Fall  des  Todes  des  versicherten  Kindes 
vor  Ablauf  jener  Zeit  werden  85  °/0  der  Prämien  zu- 
rückerstattet. 

2.  Option  Tables  (Freiwillige  Weiterversicherung). 

Bei  dieser  Versicherungsart  erhält  der  Versicherungs- 
nehmer nach  dem  ersten  Tarif  zunächst  gegen  die 
monatliche  Zahlung  einer  bestimmten  Prämie  während 
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einer  festgestzten  Zeitdauer  ein  im  Todesfall  zahlbares 
innerhalb  von  10  Jahren  allmählich  ansteigendes 
Kapital  zugesichert.  Am  Ende  jener  Zeitdauer  steht 
es  ihm  frei,  die  Prämie  für  eine  bestimmte  Zeit  weiter 
zu  zahlen,  um  auch  bei  Erreichung  eines  bestimmten 
Alters  den  Höchstbetrag  der  Todesfallversicherungs- 
summe ausbezahlt  zu  erhalten. 


Die  Y ersieh erungsbe  dingungen. 


Von  den  Yersicherungsbedingungen  der  „Prudential“ 
sind  die  wichtigsten  Bedingungen: 

Die  Aufnahme  in  die  Versicherung  geschieht  in  der 
Regel  erst  nach  vorausgegangener  ärztlichen  Untersuchung 
(1911  verausgabte  die  „Prudential“  z.  B.  52106  Pfund  — 
1042  012  Mark  für  Arzthonorare.  Trotzdem  besteht  hei 
den  Tarifen  für  Erwachsene  eine  kurze  Karenzzeit,  derart, 
dass  innerhalb  des  ersten  Vierteljahres  1/4,  innerhalb  des 
zweiten  1/2  und  erst  darnach  die  volle  Versicherungssumme 
gezahlt  wird.  Freipolicen  werden  hei  Einstellung  der 
Prämienzahlung  nur  für  solche  Versicherungen  ausgestellt, 
die  mindestens  5 Jahre  in  Kraft  waren,  und  nur  wenn  der 
Versicherte  mindestens  15  Jahre  alt  ist.  Rückkauf  der 
Versicherung  ist  nach  Ablauf  von  B Jahren  aber  nur  für 
die  Tarife  mit  monatlicher  Prämienzahlung  möglich.  Bereits 
erloschene  Policen  können  innerhalb  eines  Jahres  wieder  in 
Kraft  gesetzt  werden.  Alle  Versicherungen  gelten  auf  der 
ganzen  Welt,  ausgenommen  die  Tropen.  Eür  Gastwirte 
und  andere  mit  dem  Verkauf  geistiger  Getränke  beschäf- 
tigter Personen  und  bei  den  Versicherten  im  Kriegsdienst 
erhebt  die  „Prudential“  Extraprämien. 

Die  Versicherten  der  „Prudential“  nehmen  auch  am 
Gewinn  teil.  Der  jährlich  festgesetzte  Gewinnanteil  wird 
als  Erhöhung  der  Versicherungssumme  ausbezahlt.  Vom 
8.  März  1912  bis  6.  März  1913  wurden  z.  B.  als  Gewinn- 
anteile gebucht: 


Auf  die  Versicherung  für  die  Prämie  gezahlt 

von  5 — 10  Jahre  5 °/0  der  Versicherungssumme 
von  10 — 15  „ 10%  „ „ 

von  15—20  „ 15  °/0  „ „ 

von  20 — 30  „ 20 °/0  „ „ 

von  30-40  „ 30  °/0  „ 


von  40 — 50  „ 40  °/0  „ 

über  50  „ 50  °/0  „ 


Im  Jahre  1912  kamen  bei  der  ..Prudential“  B60  000 
Pfund  (7  200  000  Mark)  als  Bonus  (Dividende)  zur  Ver- 
teilung. Seit  ihrem  Bestehen  hat  die  Gesellschaft  7 010  000 
Pfund  (140  200  000  Mark)  an  Bonus  ausgezahlt.  Trotz 
dieser  stattlichen  Summen  erreichen  die  Dividendensätze 
der  „Prudential“  nicht  die  Höhe  wie  sie  seit  20  Jahren 
bei  den  Deutschen  Gesellschaften  (bei  der  Victoria)  zur 
Verteilung  gelangen.  Für  das  Durchschnittsalter  35  zahlt 
die  „Victoria“  z.  B.  bei  ihrem  Tarif  1 a ausser  dem  fälligen 
Kapital  als  Dividende 

nach  15  Jahren  44  °/0  der  Versicherungssumme 


„ 20 

55 

49°/„ 

55 

55 

» 25 

55 

56% 

55 

55 

» 30 

55 

65% 

55 

.,  35 

55 

76% 

55 

55 

; 40 

55 

92% 

55 

55 

Aus  dieser  Aufstellung  geht  hervor,  dass  die  Dividen- 
densätze der  „Victoria“  mehr  als  doppelt  so  hoch  sind,  wie 
die  der  „Prudential“.  Die  tatsächlich  an  Dividenden  zur 
Auszahlung  gelangenden  Summen  stehen  aber  in  einem 
für  die  „Prudential“  günstigeren  Verhältnis,  weil  bei  ihr 
die  durchschnittliche  Versicherungsdauer  der  Policen,  von 
der  ja  die  Dividendenleistung  abhängt,  viel  grösser  ist,  wie 
beider  „Victoria“,  ja  wie  bei  irgendeiner  deutschen  Gesell- 
schaft überhaupt.  Dieser  Unterschied  rührt  hauptsächlich 
von  der  lebenslänglichen  Todesfallversicherung,  die  in  Eng- 
land sehr  in  Blüte  steht  in  Deutschland  wie  wir  gesehen 
haben,  jedoch  gar  nicht,  her. 

B.  Amerika. 

Ueber  die  Volks  Versicherung  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  ist  im  Anhang  zum  Geschäftsbericht  des 
Kaiserlichen  Aufsichtsamtes  für  Privatversicherung  in  Berlin 
von  1910  eine  Arbeit  erschienen,  welche  von  einem  Be- 
amten der  Aufsichtsbehörde  auf  Grund  persönlicher  ein- 
gehender Studien  bei  amerikanischen  Gesellschaften  ange- 
fertigt ist. 

Im  folgenden  stellen  wir  daraus  die  bemerkens- 
wertesten Eigentümlichkeiten  der  amerikanischen  Volksver- 
sicherung zusammen. 

Am  amerikanischen  Volksversicherungsgeschäft  sind 
etwa  21  Gesellschaften  beteiligt.  Der  weitaus  grösste  Teil 
ruht  aber  in  den  Händen  von  drei  Instituten: 
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der  Metropolitan, 
der  Prudential, 


und  der  John  Hankok. 


Die  Bestände  dieser  Gesellschaften  Ende  1909  waren: 


Die  Einrichtungen,  Betriebsweisen  und  Betriebsergeb- 
nisse der  amerikanischen  Volks  Versicherungen  gleichen  in 
vielen  Punkten  denen  der  englischen.  Auch  hier  nimmt 
die  lebenslängliche  Todesfallversicherung  im  Gegensatz  zu 
Deutschland  eine  dominierende  Stellung  ein  und  ist  daher 
die  durchschnittliche  Versicherungsdauer  grösser  als  dort. 
Bei  den  B erwähnten  Gesellschaften  war  Anfang  1909  das 
Verhältnis  zwischen  Todesfall  — und  abgekürzter  Ver- 
sicherung bezüglich  der  Policen  etwa  13:5  bezüglich  der 
Versicherungssummen  7:80. 

Neben  der  Kapitalversicherung  bietet  eine  Gesellschaft, 
die  „Metropolitan“  einen  Tarif  „Life  with  Anuity-Policy“ 
genannt,  auch  die  Versicherung  von  Kenten  in  Verbindung 
mit  der  Todesfallversicherung. 

In  der  Kinderversicherung,  die  als  lebenslängliche 
Todesfallversicherung,  als  reine  Erlebensfällversicherung  und 
als  Verbindung  beider,  diese  sowohl  mit  als  einzige  fest 
verbundene  Versicherungsart  oder  auch  (nach  dem  Muster 
der  Option  tableder  Pudential)  derart,  dass  die  Todesfall- 
versicherung in  die  gemischte  umwandelbar  ist,  vorkommt, 
steigen  wie  in  England  bei  allen  Tarifen  die  V ersicherungs- 
summen  allmählich  an  und  sind  die  einzelnen  Lebensjahre 
begrenzt.  Dieser  Modus  ist  in  Befolgung  eines  Gesetzes 
getroffen,  welches  nach  dem  Studium  der  Frage,  inwieweit 
der  V erdacht  von  V erbrechen  am  Leben  versicherter  Kinder 
berechtigt  ist,  in  den  Staaten  Newyork  (Sitz  der  Metro- 
politan) und  Newjersey  (Sitz  der  Prudential)  zu  stände  kam. 
In  einem  Staate  (Colorado)  ist  die  Kinderversicherung  ganz 
verboten.  Die  genannten  Höchstversicherungssummen  steigen 
vom  Alter  zwei  (im  ersten  Lebensjahr  werden  keine  Ver- 
sicherungen abgeschlossen)  bis  21  für  jedes  Alter  von 
120  Mark  (30  Dollar)  auf  7320  Mark  (930  Dollar)  an. 
Wie  in  allen  übrigen  Ländern  ist  auch  in  Amerika  durch 
die  Erfahrungen  in  der  Kindersterblichkeit,  der  Beweis  von 


Policen 


V ersicherungssummen 


Metropolitan  9 301  001 

Prudential  7 258704 

Hohn  Hankok  1738421 


5 673  554  000 
3786994000 
1 209  279  000 
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verbrecherischen  Spekulationen  auf  die  Kinder  genommenen 
Versicherungssummen  nicht  erbracht. 

Als  Besonderheit  der  amerikanischen  Versicherung  ist 
eine  Versicherungsart  die  sogenannte  „intermediate  insur- 
ance“  welche  in  der  Mitte  zwischen  Volks-  und  grosser 
Lebensversicherung  steht,  zu  erwähneu.  Die  untere  Grenze 
der  Versicherungssumme  ist  2000  Mark  (500  Dollar).  Die 
Prämie  wird  viertel-,  halb-  und  ganzjährlich  gezahlt.  Die 
Versicherung  ist  für  die  wohlhabenden  Klassen  der  arbeiten- 
den Bevölkerung,  wie  Bäcker,  Seeleute,  Kutscher,  Feuer- 
leute usw.  bestimmt,  die  die  Kosten  für  die  grosse  Lebens- 
versicherung nicht  aufzubringen  vermögen,  oder  wegen  der 
erhöhten  Berufsgefahr  nicht  in  diese  aufgenommen  werden. 

Bezüglich  der  Aufnahme  der  Versicherungskandidaten 
in  die  Volksversicherung  ist  allgemein  zu  bemerken,  dass 
die  amerikanischen  Gesellschaften  eine  gewisse  Auswahl 
ihrer  Risiken  treffen,  also  den  Kreis  derer  denen  die  Volks- 
versicherung offen  steht,  verhältnismässig  kleiner  ist  als  in 
Deutschland.  Wie  bei  den  englischen.  Gesellschaften  ist 
auch  bei  den  amerikanischen  auf  die  ärztliche  Begutachtung 
des  Gesundheitszustandes  des  Antragstellers  mehr  Wert 
gelegt,  wie  in  Deutschland.  Die  Prudential  z.  B.  unter- 
scheidet zwischen  einer  ärztlichen  Besichtigung  und  einer 
ärztlichen  Untersuchung  des  Aufzunehmenden.  Jene  ist 
bei  allen  Versicherungen  unter  250  Dollar  (1000  Mark): 
Diese  bei  den  über  diesen  Betrag  hinausgehenden  Anträgen 
vorzunehmen.  Bei  der  Metropolitan  wird  die  Grenze 
zwischen  Besichtung  und  Untersuchung  durch  die  Summe 
von  300  Dollar  (1200  Mark  gezogen.  Die  John  Hankok 
verlangt,  entsprechend  dem  § 7 1 des  Versicherungsgesetztes 
von  Massachusetts,  der  die  ärztliche  Untersuchung  bei  allen 
Abschlüssen  fordert,  in  allen  Fällen  eine  vorschriftsmässige 
ärztliche  Untersuchung. 

Ferner  sind  in  Amerika  gewisse  Kationen  (Chinesen, 
Neger),  Berufe  (Personen,  die  mit  der  Fabrikation  oder 
Handhabung  entzündlicher  oder  explosiver  Waren  be- 
schäftigt sind),  und  Personenklassen  (Insassen  von  Armen- 
häusern, Blinde,  Krüppel)  von  der  V olksversicherung  grund- 
sätzlich ausgeschlossen  und  werden  Personen,  die  in  gewissen 
ungesunden  und  gefahrvollen  Berufen  beschäftigt  sind  (wie 
Gastwirte,  Lenker  von  Frachtzügen,  Weichensteller  usw.) 
nur  gegen  eine  Extraprämie  versichert.  Als  ein  Vorzug 
kann  diese  Beschränkung  in  der  Aufnahme  einer  doch 
prinzipiell  allen  Volkskreisen  zu  erschliessenden  Versiche- 
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rung  vom  sozialen  und  volkswirtschaftlichen  Standpunkt 
aus  nicht  angesehen  werden. 

Die  Versieh erungsbedingungen  unterscheiden  sich  etwas 
von  den  deutschen  und  englischen.  Die  Regel  für  die 
Prämienzahlung  ist  die  wöchentliche  Einhebung  durch  Ein- 
nehmer in  den  Wohnungen  der  Versicherten;  zum  geringen 
Teil  wird  die  Prämie  auch  monatlich  gezahlt.  Bei  Ein- 
stellung der  Prämienzahlung  wird  nach  dreijähriger  Ver- 
sicherungsdauer eine  Freipolice  ausgestellt,  aber  nicht 
automatisch  sondern  erst,  wenn  vom  Versicherungsnehmer 
dazu  der  Antrag  gestellt  wird.  Erfolgt  dieser  Antrag 
nicht,  so  tritt  automatische  Versicherungsverlängerung  ein, 
d.  h.  die  Versicherung  bleibt  noch  eine  besimmte  kurze 
Zeit  in  voller  Höhe  in  Kraft.  Nach  Ablauf  von  10  Ver- 
sicherungsjahren wird  bei  Abgang  eine  bare  Abgangsver- 
gütung gewährt.  (Rückkauf). 

Die  weite  Verbreitung,  welche  die  Volksversicherung 
in  den  Vereinigten  Staaten  erfahren  hat,  hängt  zwar  inner- 
lich mit  der  relativen  Wohlhabenheit  der  arbeitenden 
Klassen  einerseits  und  mit  der  Pflicht  der  Selbsthilfe  in 
der  Vorsorge  für  die  wirtschaftliche  Sicherheit  in  der  Zu- 
kunft (eine  Zwangsversicherung  wie  in  Deutschland  besteht 
in  Amerika  nicht)  zusammen,  ist  aber  auch  andererseits  das 
Verdienst  der  ausgedehnten  feingegliederten  und  äusserst 
intensiv  arbeitenden  Aussenorganisation  der  Gesellschaften. 
Das  grösste  Institut,  die  „Metropolitan“,  ist  nun  dazu  über- 
gegangen ihrer  Organisation  neben  ihren  gewöhnlichen 
Aufgaben  noch  eine  besondere  vom  sozialen  Standpunkt 
aus  sehr  anerkennenswerte,  zuzuweisen,  das  Zusammen- 
arbeiten mit  verschiedenen  Wohltätigkeitsinstituten  im  soge- 
nannten „uplift  work“.  Im  Geschäftsbericht  des  Aufsichts- 
amtes ist  darüber  folgende  Darstellung  enthalten. 

„Ein  neuer  Gedanke  ist  in  das  Volksversicherungswesen 
der  Vereinigten  Staaten  durch  die  Aufnahme  des  sogen, 
„uplift  work“  seitens  der  „Metropolitian“  hineingetragen 
worden.  Durch  gewisse  Massregeln  versucht  die  Gesell- 
schaft nämlich,  Krankeiten  ihrer  Versicherten  nach  Mög- 
lichkeit zu  hüten  oder  zur  Heilung  zu  bringen  und  so  durch 
Verminderung  der  hohen  Sterblichkeitsziffern  die  Kosten 
der  Versicherung  herabzusetzen.  Mit  der  Durchführung 
des  „uplift  work“  ist  der  bisherige  Manager  der  Volksver- 
sicherungsabteilung nunmehrige  assistant  secretary,  Dr.  Lee 
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K.  Frankel  betraut,  der  in  seiner  Eigenschaft  als  früherer 
secretary  de  Fussel  Sage  Stiftung,  einer  der  grössten  Wohl- 
tätigkeitsunternehmungen der  Vereinigten  Staaten,  Ver- 
bindungen mit  Wohltätigkeitsvereinen  aller  Art,  insbe- 
sondere mit  solchen,  die  sich  der  Kraftpflege  widmen,  ge- 
wonnen hatte.  Frankel  ist  bisher  in  folgenden  Richtungen 
tätig  gewesen : 

a.  Aufklärungsarbeit  durch  Verteilung  von  Druck- 
schriften insbesondere  über  die  Schwindsucht,  die,  wie 
Frankel  dem  Berichterstatter  mitteilte  18  °/0  aller  Todes- 
fälle in  der  Volksversicherungsabteilung  der  „Metropolitan“ 
verschuldet.  Eine  besondere  Broschüre  § „ A war  upon  con- 
sumtion“,  die  die  Natur,  Verbreitung,  Änsteckungsmöglich- 
keiten,  Heilung  und  Verhütung  der  Schwindsucht  zum  Gegen- 
stände hat,  ist  1909  in  41/2  Millionen  Exemplaren  durch 
die  Vereinigten  Staaten  hindurch  verbreitet  worden.  Auf 
der  Rückseite  des  Heftes  befindet  sich  eine  vorgedruckte 
Karte,  durch  deren  Einsendung  an  die  „Metropolitan“  sich 
der  Versicherte  eine  Liste  von  Tuberkuloseheimen,  Hospi- 
tälern, Wohltätigkeitsanstalten  usw.  verschaffen  kann.  In 
einzelnen  Fällen  setzt  sich  die  „Metropolitan“  im  Interesse 
der  Versicherten  mit  Wohltätigkeitsanstalten  in  Verbindung. 
Daneben  wird  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose  und 
anderen  Krankheiten  die  Zeitschrift  „Metropolitan“  be- 
nutzt, durch  deren  Verteilung  aufklärende  Artikel  ver- 
breitet werden.  Die  Verteilung  der  Druckschriften  wird 
nicht  allein  durch  die  Agenten  der  „Metropolitan“,  sondern 
auch  durch  die  Gesundheitsbehörden  und  Wohltätigkeits- 
vereine besorgt. 

b.  Vor  allem  bemerkenswert  ist  der  seit  7.  Juni  1909 
angestellte  Versuch  der  „Metropolitan“,  auf  Kosten  der  Ge- 
sellschaft bettlägerige  Versicherte  durch  Krankenschwestern 
zu  verpflegen.  Zu  diesem  Zwecke  hat  sich  die  „Metropolitan“ 
wiederum  mit  den  entsprechenden  Vereinigungen  „nursing 
associations“  in  Verbindung  gesetzt,  die  sog.  „Visiting 
nurses“  zu  den  Patienten  entsenden.  Die  „visiting  nurses“ 
statten  nur  vorübergehende  Besuche  ab,  pflegen  die  Kranken, 
erteilen  Ratschläge,  sorgen  gegebenenfalls  für  Bettwäsche, 
gewähren  aber  grundsätzlich  keine  Medizin.  Da  die  „nur- 
sing associations“  zumeist  Wohltätigkeitsvereine  sind,  so 
wird  den  Patienten  im  einzelnen  Falle,  wenn  grosse  Armut 
vorhanden  ist,  auch  freie  Medizin  und  ärztliche  Hilfe  ver- 
schafft. Nur  bei  sehr  ernsthaften  Erkrankungen  werden 
„permament  nurses“  entsendet.  Die  Versicherten  werden 
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über  den  Pflegedienst  durch  die  Agenten  und  Zusendung 
besonderer  Schriften  in  Kenntnis  gesetzt.  Des  weiteren 
werden  ihnen  Karten  ausgehändigt,  durch  welche  sie  im 
Bedarfsfälle  Hilfe  herbeirufen  können.  Welche  Be- 
deutung diesen  Versuchen  der  Gesellschaft  beizumessen  ist, 
zeigt  die  Tatsache,  dass  bereits  im  April  1910  insgesamt 
4132  Versicherte  bei  21440  Besuchen  verpflegt  worden 
sind.  Der  Pflegedienst,  der  sich  im  Mai  1910  auf  24  Städte 
erstreckte,  dürfte  im  Laufe  der  Zeit  auf  das  gesamte  Ge- 
schäftsgebiet ausgedehnt  werden“. 

Eine  abschliessende  Gegenüberstellung  der  deutschen, 
englischen  und  nordamerikanischen  Volksversicherung  geben 
wir  am  Schlüsse  des  nächsten  Kapitels. 


IV.  Kapitel. 


Probleme. 

Im  I.  und  II.  Abschnitt  haben  wir  gesehen,  dass  die 
Volksversicherung  in  Deutschland  eine  nach  jeder  Seite  hin 
zufriedenstellende  Entwicklung  genommen  hat:  eine  immer 
reichere  Mannigfaltigkeit  von  Versicherungsmöglichkeiten 
wird  unter  immer  günstigeren  Bedingungen  einem  immer 
grösser  werdenden  Personenkreis  vermittelt.  Wer  nun  aber 
daraus  schliessen  wollte,  dass  sie  sich  auch  einer  ent- 
sprechenden Wertschätzung  bei  Nationalökonomen  und 
Sozialpolitikern  erfreute,  würde  sehr  irre  gehen. 

Die  Volksversicherung  ist  im  Gregenteil  der  Gegen- 
stand heftiger  Angriffe  und  häufiger,  dringender  Beformvor- 
schläge.  Der  bekannte  Versicherungswissenschaftler  Prof. 
Man  es  in  Berlin  formuliert  das  Problem  der  Volks  Ver- 
sicherung folgendermassen : „Alles  in  allem  stehen  sich  also 
bei  der  Volksversicherung  gegenüber:  ein  Maximum  von 
Unkosten,  eine  erhöhte  Sterblichkeit,  eine  grosse  Gefahr 
des  Abgangs  auf  der  einen  Seite;  ein  Minimum  von  Zah- 
lungsfähigkeit verbunden  mit  der  Schwierigkeit  einer  Ver- 
billigung auf  der  anderen  Seite.1)“  Arthur  Söhn  er  be- 
hauptet ferner:  „Neben  diesem  mehr  nach  aussen  tretenden 
Gegensatz  besteht  ein  zweiter,  tiefer  gehender:  Der  Gegen- 
satz des  Interesses  zwischen  der  Versicherungs-( Aktien) 
Gesellschaft,  dem  Versicherer,  und  dem  Versicherungs- 
nehmer. Er  lässt  sich  vielleicht  derart  ausdrücken:  mög- 
lichste Gestaltung  des  übernommenen  Gesamtrisikos  in  der 
Weise,  dass  es  zu  sicherem  Gewinn  führt  also  kein  Bisiko 
mehr  bedeutet,  auf  der  einen  Seite ; möglichste  Ueberwälzung 
jeglichen  Bisikos  unter  den  geringsten  Opfern  infolge  eben 


1)  Manes,  Versicherungswesen,  Leipzig  1905  S.  250. 
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des  Minimums  von  Zahlungsfähigkeit  auf  der  anderen  Seite.1) 
Diese  Söhn  er  sehe  Problemstellung  kann  auf  seine  Gültig- 
keit erst  später  geprüpft  werden,  wenn  wir  den  ersten 
Gegensatz  mit  dem  wir  uns  zunächst  beschäftigen  wollen, 
untersucht  haben. 

Yom  Standpunkt  einer  praktischen  Untersuchnng  und 
Lösung  des  Problems  scheidet  an  der  M a n e s sehen  Fassung 
zunächst  das  Minimum  von  Zahlungsunfähigkeit  aus.  Sie 
ist  einfach  gegeben  und  nicht  aus  der  Welt  zu  schaffen, 
an  der  erhöhten  Sterblichkeit  ist,  wenn  sie  vorhanden,  auch 
nichts  zu  ändern.  Sie  ist  eine  natürliche  Folge  des  wünschens- 
werten Wegfalls  der  ärztlichen  Untersuchung  hei  der  Auf- 
nahme und  hat  höchstens  die  Wirkung,  dass  die  Prämie 
nach  ihr  entsprechend  hoch  bemessen  werden  muss.  Es 
bleiben  daher  von  den  5 von  Man  es  aufgezählten  Eigen- 
tümlichkeiten der  Volksversicherung  die  Frage  der  Kosten 
und  des  vorzeitigen  Abgangs  übrig,  und  diese  beiden  sind 
es,  die  im  Vordergrund  aller  theoretischen  Erörterungen 
und  praktischen  Reformen  stehen.  „Die  Verwaltungskosten 
in  der  V olksversicherung  sind  hoch,“  schreibt  Broecker2), 
„dass  die  Versicherung  unwirtschaftlich  wird“  und  „durch 
den  grossen  vorzeitigen  Abgang  von  Versicherungen,  welcher 
mit  dem  Volksversicherungsbetriebe  untrennbar  verbunden 
ist,  werden  dem  Volke  alljährlich  ungeheuere  Summen  ent- 
zogen.“ 

Dem  gegenüber  behaupten  die  Versicherer,  dass  es 
unmöglich  wäre  die  Unkosten  in  der  Volksversicherung  zu  ver- 
mindern, ohne  sie  ihrer  besten  Vorzüge  und  fundamentalen 
Erfordernisse  zu  berauben  und  das  der  vorzeitige  Abgang 
zwar  unliebsam  aber  in  der  Eigenart  der  in  Betracht  kom- 
menden Verhältnisse  begründet  und  für  sie  niemals  gewinn- 
sondern eher  verlustbringend  sei. 

Auf  Grund  neuen,  umfangreichen  und  spezialisierten 
Materials  soll  nun  im  folgenden  versucht  werden  über  diese 
beiden  fundamentalen  Fragen  des  Volksversicherungsge- 
schäftes Klarheit  zu  schaffen  und  im  Anschluss  daran  die 
schon  laut  gewordenen  Reformvorschläge  und  bereits  ins 
Werk  gesetzten  Reform  versuche  zu  erörtern  und  zu  wür- 
digen. Da  die  beiden  Fragen  ineinander  greifen,  muss 
des  besseren  Verständnisses  halber  zuerst  der  vorzeitige 
Abgang,  versicherungstechnisch  Storno  genannt,  behandelt 
werden. 

1)  Söhn  er.  a.  a.  0.,  S.  2. 

2)  Siehe  Broecker,  Die  Lebensversicher.,  Berlin  1910,  S.  67. 
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A)  Das  Storno. 

Tod  und  Ablauf  der  Yersiclierungsdauer  veranlassen 
in  der  Lebensversicherung  den  normalen  Abgang,  jede 
andere  Art  des  Rücktrittes  vom  V ersicherungsantrag  oder 
Lösung  des  Versicherungsvertrages  bilden  den  annormalen 
oder  vorzeitigen  Abgang,  das  Storno. 

Man  unterscheidet  Storno  ohne  Vergütung,  wo  also 
das  beantragte  oder  schon  abgeschlossene  Versicherungs- 
verhältnis zu  bestehen  aufhört,  ohne  das  irgend  eine  Leistung 
an  den  Versicherungsnehmer  erfolgt,  d.  i.  Nichteinlösung 
der  Police,  Verfall  wegen  unterlassener  Prämienzahlung  vor 
Ablauf  von  3 Versicherungsjahren,  Verzicht  und  Storno  mit 
Vergütung  d.  i.  Rückkauf  und  Umwandlung  der  ursprüng- 
lichen Versicherung  in  eine  prämienfreie,  unter  Reduktion 
der  Versicherungssumme  und  die  sehr  selten  vorkommende 
Übertragung  in  eine  andere  Versicherungsart. 

Die  Frage  des  Storno  zerfällt  in  zwei  Teile.  Erstens 
handelt  es  sich  darum,  festzustellen  wie  gross  der  Umfang 
des  Stornos  ist,  welches  die  Ursachen  sind  die  es  bewirken 
und  die  Mittel,  die  es  eindämmen  können;  zweitens  ist  zu 
untersuchen,  ob  die  Storni  in  ihrer  Glesamtwirkung  für  den 
Versicherer  (für  den  Versicherungsnehmer  ist  das  Storno 
immer  verlustbringend,  auch  wenn  eine  Vergütung  erfolgt) 
eine  G-ewinnquelle  bedeuten  oder  ihm  Verlust  bringt. 

I.  Der  Umfang  des  Stornos. 

Wenn  wir  uns  zunächst  dem  ersten  Teil  der  Frage 
zuwenden,  so  müssen  wir  gleich  voraus  schicken,  dass  das 
Storno  absolut  betrachtet  in  der  Volksversicherung  gewiss 
eine  beträchtliche  Höhe  hat.  Im  Jahre  1911  sind  z.  B. 
581330  Policen  über  ein  Kapital  148  325334  Mark  durch 
Storno  vom  Versicherungsstock  abgefallen,  durch  Tod  und 
Ablauf  schieden  im  gleichen  Jahre  285  962  Versicherungen 
also  nicht  einmal  die  Hälfte  davon  aus. 

Es  handelt  sich  aber  um  die  Frage,  ist  dieses  Uebel 
nur  der  Volksversicherung  nicht  auch  der  grossen  Lebens- 
versicherung eigen,  und  in  welchem  Masse.  Es  ist  nun 
klar,  dass  für  einen  Vergleich  zwischen  beiden  Zweigen  die 
absoluten  Zahlen  gar  nichts  besagen,  sondern  dafür  erst 
ein  geeigneter  Vergleichsmassstab  bestimmt  werden  muss. 

In  der  Literatur  sind  zwei  Arbeiten  vorhanden,  die 
sich  eingehender  mit  dem  Umfang  des  Storno  in  grosser 
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und  kleiner  Versicherung  beschäftigen,  eine  von  Prigge1) 
aus  dem  Jahre  1902  und  die  Söhnersche  von  1911, 
Prigge  behandelt  von  der  Volksversicherung  nur  eine 
einzige  Gesellschaft  die  „Victoria“  für  die  Jahre  1892  bis 
1899.  Von  der  üblichen  Terminologie  abweichend,  fasst 
er  nicht  ganz  glücklich  nur  den  Abgang  durch  Nichtein- 
lösung der  Police  und  durch  Verfall  als  normalen  Abgang 
zusammen,  rechnet  jede  andere  Art  des  Ausscheidens,  also 
auch  die  Umwandlungen  und  Rückkäufe  zum  normalen  Ab- 
gang und  setzt  beide  Kategorien,  und  ausserdem  die  nicht- 
eingelösten und  abgelehnten  sowie  die  verfallenen  Versiche- 
rungen in  Beziehung  zum  ganzen  Bestand.  Diese  Relativ- 
zahlen vergleicht  er  mit  dem  in  Prozenten  des  Bestandes 
gemessenen  annormalen  Abgang  der  in  der  grossen  Lebens- 
versicherung bei  einigen  ganz  anderen  Gesellschaften.  Die 
Verkehrtheit  eines  solchen  Verfahrens  liegt  auf  der  Hand. 
Sie  äussert  sich  in  den  unverständlichen  Schwankungen  der 
berechneten  Zahlen  und  in  dem  Ergebnis  nach  welchem 
die  relative  Höhe  des  Verfalls  in  der  Volksversicherung 
etwa  3 mal  so  hoch  wäre  als  in  der  grossen  Lebensver- 
sicherung. 

Der  Söhn  er  sehen  Arbeit  liegen  die  Versicherungs- 
statistiken des  Aufsichtsamtes  zu  Grunde.  In  einer  Ta- 
belle (III)  sind  normaler  und  annormaler  Abgang  im  ganzen 
Volks  Versicherungsgeschäft  in  Prozenten  der  Neuabschlüsse 
einander  gegenüber  gestellt.  Ein  solcher  Vergleich  besagt 
gar  nichts,  da  weder  der  normale  Abgang  noch  der  ge- 
samte annormale  in  irgend  einer  inneren  Beziehung  zum 
jährlichen  Zugang  steht.  Ueberhaupt  ist  ein  Vergleich 
zwischen  normalen  und  annormalen  Abgang  auf  welcher 
Basis  er  auch  angestellt  wird,  nicht  geeignet,  die  relative 
Höhe  des  Stornos  zum  Ausdruck  zu  bringen,  da  der  nor- 
male Abgang  durch  Tod  und  Ablauf  eine  wechselnde,  das 
Storno  nicht  berührenden  Veränderungen  unterworfen  ist, 
speziell  in  einem  jungen  Betriebe  stetig  ansteigt;  daher 
gibt  auch  eine  andere  Tabelle  bei  Söhn  er,  die  die  ein- 
zelnen Abgangsarten  in  die  4 Gruppen,  Tod,  Ablauf,  Rück- 
kauf und  Umwandlung,  Verfall,  Verzicht  und  Nichteinlösung 
je  in  °/0  des  Gesamtabgangs  berechnet,  angibt,  keinen  ge- 
nauen Aufschluss  über  das  Storno.  Eines  aber  haben  alle 
diese  Darstellungen  des  vorzeitigen  Abgangs  gemeinsam: 


1)  Prigge,  Die  Volks  Versicherung  als  Zweig  der  Lebensver- 
sicherung. 


107 


dass  sie  das  Storno  in  der  Volks  Versicherung  im  denkbar 
schlechtesten  Licht,  eben  viel  zu  hoch,  erscheinen  lassen. 

Auch  eine  direkte  Gegenüberstellung  von  grosser  und 
kleiner  Versicherung  gibt  Söhn  er  in  einer  Tabelle,  in  die 
normale  und  die  den  annormalen  Abgang  beider  Branchen 
je  in  °/0  des  mittleren  Bestandes  verzeichnet.  Nach  diesem 
Vergleich  würde  sich  ergeben,  dass  das  Storno  in  der  Volks- 
versicherung nach  Policen  mehr  als  doppelt  nach  der  Ver- 
sicherungssumme aber  etwa  viermal  relativ  höher  wäre  als 
in  der  grossen  Versicherung. 

Aehnlich  sind  auch  die  gelegentlich  in  Zeit-  und 
Streitschriften l)  erscheinenden  Ergebnisse  und  Lehrmei- 
nungen, so  dass  die  allgemeine  Ansicht  dahin  geht,  das 
Storno  sei  ein  der  V olksversicherung  besonders  anhaftendes 
Uebel,  begründet  zwar  einerseits  in  der  wirtschaftlichen 
Unsicherheit  und  grossen  moralischen  Schwäche  der  die 
Volksversicherung  aufsuchenden  sozialen  Schichten  aber  auch 
andererseits  in  den  privatwirtschaftlichen  Organisations-  und 
Betriebsprinzipien  der  Versicherungsgesellschaften  und  ohne 
deren  grundsätzliche  Aenderung  nicht  einzudämmen. 

Wir  wollen  nun  sehen,  oh  unsere  Untersuchung  der 
Frage  das  gleiche  Resultat  liefert. 

Es  fragt  sich  zunächst  ist  es  nötig  den  Umfang  der 
Storni  eines  Geschäftsbetriebes  oder  gar  einer  Gesamtheit 
von  Betrieben  in  einer  einzigen  Zahl  auszudrücken  und 
überhaupt  ratsam  die  verschiedenen  Arten  wie  Nichtein- 
lösung der  Police,  Verfall  in  den  ersten  Versicherungsjahren, 
Rückkauf  und  Reduktion  noch  die  verschiedenen  alten  und 
verschieden  gut  geleiteten  Unternehmungen  in  einen  Topf 
zu  werfen?  Die  beiden  Fragen  müssen  verneint  werden. 
Bei  der  Nichteinlösung  w^ar  die  Versicherung  noch  gar 
nicht  in  Kraft,  der  Versicherungsnehmer  hat  oft  nichts 
oder  nur  die  Policegebühr  geleistet,  bei  Verfall  ohne  Ver- 
gütung geht  er  seiner  sämtlichen  Einzahlungen  verlustig, 
bei  Rückkauf  dagegen  nicht  und  bei  Reduktion  der  Ver- 
sicherungssumme oder  Umwandlung  in  eine  prämienfreie 
Versicherung  läuft  sogar  noch  ein  Vertrag  mit  dem  Ver- 
sicherer weiter.  Lauter  bemerkenswerte  Unterschiede,  die 
eine  getrennte  Untersuchung  der  einzelnen  Stornoarten 
fordern.  Diesen  Weg  wollen  wir  daher  auch  einschlagen. 
Da  eine  solche  Trennung  in  den  vorhandenen  Versicherungs- 
statistiken nicht  durchgeführt  ist,  müssen  als  Quellen  die 


1)  Solche  existieren  z.  B.  sehr  viele  gegen  die  „Victoria“. 
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Geschäftsberichte  verschiedener  Gesellschaften  herangezogen 
werden.  Dieser  Einblick  in  verschiedene  Geschäftsberichte 
wird  uns  ferner  über  die  Eigentümlichkeiten  des  Storno 
besser  auf  klären,  als  eine  Untersuchung  am  gesamten  Volks- 
und Lebensversicherungsgeschäft  tun  kann;  denn  jeder  Be- 
trieb ist  mehr  oder  weniger  ein  individueller  Organismus 
mit  seinen  besonderen  Eigentümlichkeiten  und  die  unvor- 
sichtige Summierung  der  Ergebnisse  dieser  sich  von  einander 
unterscheidender  Betriebe  nur  zu  geeignet,  eine  Ursache 
falscher  Resultate  und  Schlussfolgerungen  zu  sein. 


a)  Storno  durch  Nichteinlösung  der  Police. 

Stellt  ein  V ersicherungslustiger  einen  Antrag  auf  Ver- 
sicherung, so  prüft  die  betreffende  Gesellschaft  nach  den 
im  Formular  gestellten  und  beantworteten  Fragen  und  wenn 
eine  ärztliche  Untersuchung  stattgefunden  hat,  nach  dem 
Attest,  ob  dieses  Risiko  für  sie  annehmbar  ist.  Ist  der 
Antragsteller  als  aufnahmefähig  befunden,  so  wird  ihm 
der  Versicherungsschein,  die  Police,  präsentiert  und  inner- 
halb einer  bestimmten  Frist,  gewöhnlich  2 Wochen,  gegen 
Bezahlung  der  ersten  Prämienrate  nebst  etwaigen  sonstigen 
Gebühren  ausgehändigt,  die  Police  wird  eingelöst.  Erfolgt 
die  Zahlung  dieser  Beträge  nicht,  so  kann  nach  den  Ver- 
sicherungsbedingungen einiger  Gesellschaften  der  Versicherer 
die  ganze  erste  Jahresprämie  nebst  Gebühren  innerhalb 
einer  bestimmten  Frist  einfordern.  In  der  Volksversiclie- 
rung  ist  aber  der  rechtliche  Anspruch  auf  die  erste  Jahres- 
prämie wegen  der  geringen  Beträge  und  bei  der  wirtschaft- 
lichen ungünstigen  Lage  der  Mehrzahl  der  Antragsteller 
ohne  praktische  Bedeutung.  Mit  der  Zahlungsverweigerung 
bei  Vorlage  der  Police  ist  also  meist  das  ganze  Verhältnis 
aufgehoben.  Die  Police  ist  nicht  eingelöst  worden. 

Wie  hoch  ist  nun  dieses  als  Nichteinlösung  der  Police 
bezeichnete  Storno  in  der  deutschen  Volksversicherung  und 
im  Vergleich  zu  der  der  grossen  Lebensversicherung?  Es 
ist  klar,  dass  die  absoluten  Zahlen  der  Nichteinlösungen  für 
einen  Vergleich  nichts  besagen  können.  Sie  werden  am 
besten  der  Summe  der  sämtlichen  beantragten  Versiche- 
rungen, bei  denen  sie  also  selbst  mitgezählt  sind,  gegenüber 
gestellt.  In  den  Tabellen  21,22,28  sind  die  V erhältniszahlen  von 
Nichteinlösungen  und  angenommenen  Anträgen  bei  den  drei 
Gesellschaften  „Victoria“,  „Friedrich  Wilhelm“  und  „Deutsch- 
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land“  je  für  die  kleine  und  grosse  Versicherung  für  eine 
Reihe  von  Jahren  angegeben.  Die  Zahlen  sagen  also  aus,, 
wieviel  von  100  jährlich  beantragten1)  Versicherungen  durch- 
schnittlich nicht  zustande  kommen,  weil  der  Antragsteller 
Tab.  21 

„Victoria“. 

Nichteingelöste  Policen  in  °/0  d er -Neuabschlüsse 


Jahrgang 

V olksversicherung 

Grosse  Lebensvers. 

Policen 

Summe 

Poliee 

Summe 

1903 

26,0 

26,7 

19,6 

17,5 

1904 

28,6 

29,4 

23,7 

23,7 

1905 

29,0 

29,5 

28,5 

25,3 

1906 

25,7 

26,2 

26,6 

23,7 

1907 

22,9 

23,3 

21,9 

21,7 

1908 

24,7 

25,9 

27,9 

24,0 

1909 

23,9 

24,3 

23,9 

24,4 

1910 

28,7  i 

27,8 

18,0 

18,6 

Tab.  22. 


„Friedrich  Wilhelm“ 

Nichteingelöste  Policen  in  °/0  des  Zugangs. 


Jahrgang 

V olksversicherung 

Grosse  Lebensvers. 

Policen 

Summe 

Policen 

Summe 

1905 

12,5 

12,1 

12,1 

9,4 

1906 

12,4 

12,3 

12,8 

9,9 

1907 

12,5 

12,6 

14,3  i 

10,1 

1908 

12,4 

12,1 

16,2 

11,7 

1909 

12,4 

12,2 

16,9 

10,3 

1910 

12,8 

12,7 

in  seinem  Entschlüsse  sich  zu  versichern  wankelmütig  ge- 
worden ist.  Für  die  „Victoria“  und  die  „Friedrich  Wil- 
helm“ zeigen  die  Zahlen  die  wegen  der  überragenden 
Grösse  des  Versicherungsstandes  beider  Gesellschaften 
gegenüber  denen  der  „Deutschland“  von  weit  grösserem 
Gewicht  sind,  einen  ruhigen  in  der  Durchschnittshöhe  aller- 


1)  und  angenommenen. 
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dings  sehr  unterschiedlichen  Verlauf,  ohne  besonders  grosse 
Schwankungen  und  eine  streng  erkennbare  Tendenz  zum 
Sinken  oder  Steigen  im  Laufe  der  Zeit.  Die  Zahlen  der 
„Deutschland“  schwanken  sehr  stark,  verraten  aber  eine 


Tab.  23. 


„Deutschland.“ 


Ni cht eing elöste  Policen  in  °/0  der  Neu- 
abschlüsse. 


Jahrgang 

Y olksversicherung 

Grosse  Lebensvers. 

Policen 

Summe 

Policen  | 

Summe 

1901 

14 

17 

13 

13 

1952 

15 

16 

15 

15 

1903 

30 

45 

19 

18 

1904 

19 

25 

12 

13 

1905 

16 

20 

12 

14 

1906 

16 

18 

10 

10 

1907 

17 

19 

9 

8 

1908 

18 

19 

9 

9 

1909 

16 

18 

9 

10 

1910 

13 

27 

9 

11 

1911 

27 

13 

8 

10 

entschiedene  Steigerung  der  Nichteinlösungen  zur  Ab- 
nahme. Volks  Versicherung  und  grosse  Lebensversicherung 
mit  einander  verglichen,  ergibt  sich  bei  der  „Victoria“  ein 
kleiner  Unterschied ; bezüglich  der  Zahl  der  Policen  stehen 
beide  GTeschäftszweige  gleich,  an  Summen  gehen  der  Ge- 
sellschaft, wie  auch  der  „Friedrich  Wilhelm“  und  der 
„Deutschland“  jährlich  in  der  Volksversicherung  ein  etwas 
höherer  Durchschnittssatz  wie  der  des  ganzen  Bestandes 
verloren,  in  der  grossen  Lebensversicherung  ein  niedrigerer. 
In  der  kleinen  Versicherung  sind  also  die  auf  höhere  Ka- 
pitalien lautenden  Anträge  der  Gefahr  nicht  eingelöst  zu 
werden  mehr  ausgesetzt  als  die  für  niedrigere  Summen,  in 
der  grossen  umgekehrt.  Dies  wird  so  zu  erklären  sein, 
dass  in  der  Volksversicherung  dem  Antragsteller  die  grösseren 
Versicherungssummen,  entweder  aus  eigener  Initiative,  des 
Guten  zuviel  tuend,  zu  hoch  bemessen  hat  oder  vom  Agenten 
der  auf  die  mit  der  Höhe  der  Summe  steigenden  Provision 
spekuliert,  dazu  überredet  worden  ist,  die  natürlich  eben- 


falls  hohe  Prämie  zu  spät  als  für  seine  Verhältnisse  zu 
hoch  erkennt  und  vom  Vertrag  ganz  zurücktritt.  In  der 
grossen  Versicherung  aber,  bei  der  ja  einem  Abschluss 
immer  ernstere  Ueberlegungen  des  Versicherungslustigen 
vorauszugehen  pflegen  wegen  der  ganz  anderen  Bedeutung, 
scheint  das  Interesse  an  der  Versicherung  überhaupt,  wie 
natürlich,  mit  der  Höhe  des  Kapitals  sich  zu  ändern. 

Die  Tatsache,  dass  in  der  Volksversicherung  den  Policen 
für  höhere  Versicherungssummen  eher  das  Schicksal  droht, 
nicht  eingelöst  zu  werden  als  den  für  niedrige,  mag  ge- 
wissenlosen Agenten,  denen  es  nur  um  die  Abschlussprovision 
zu  tun  ist,  eine  Warnung  sein.  Denn  kommt  die  Ver- 
sicherung nicht  zustande,  so  erhalten  sie  gar  nichts. 

Aus  den  Tabellen  für  die  drei  Gesellschaften  geht  ein 
grosser  Unterschied  in  der  Verhältniszahl  nicht  zur  Ein- 
lösung kommender  Policen  nicht  hervor.  Bei  der  „Victoria“ 
ist  wie  gesagt,  kaum  eine  Differenz  in  der  Durchschnitts- 
zahl der  Policen,  bei  „Friedrich  Wilhelm“  kommen  sogar 
in  den  betrachteten  Jahren  in  der  grossen  Lebensversiche- 
rung durchschnittlich  und  verhältnismässig  mehr  Policen 
nicht  zur  Einlösung  wie  in  der  kleinen;  nur  dei  der  „Deutsch- 
land“ mit  ihren  schwankenden  Zahlen,  wohl  auch  durch 
den  relativ  kleinen  Bestand  mitbedingt,  übertrafen  die 
Verhältnisziffern  Nichteinlösungen  und  Neuabschlüsse  der 
Volksversicherung  die  der  grossen  Lebensversicherung. 

Sollte  sich  auch  bei  einem  Vergleich  des  gesamten 
deutschen  kleinen  Versicherungsgeschäfts  mit  dem  grossen 
ein  für  die  Volksversicherung  ungünstiges  Besultat  ergeben 
wie  es  aus  den  Verhältnissen  der  betrachteten  3 Institute 
folgte,  so  kann  es  auf  keinen  Fall  so  schwerwiegend  sein, 
dass  es  nicht  durch  die  Besonderheiten  der  kleinen  Ver- 
sicherung und  den  Verhältnissen  der  von  erfassten  Volks- 
kreisen erklärt  gerechtfertigt  und  mit  ihr  mehr  oder  weniger 
untrennbar  innerlich  verbunden  ist.  Es  ist  klar,  dass  bei 
den  kleinen  Beträgen,  auf  die  im  Durchschnitt  kleine  Volks- 
versicherungen abgeschlossen  werden  der  Gedanke  sich  zu 
versichern  von  Kandidaten  ebenso  leicht  wieder  fallen  ge- 
lassen werden  kann,  wie  er  ihm  gekommen  war  Es  handelt 
sich  ja  in  der  kleinen  Lebensversicherung  nicht  wie  in  der 
Hauptsache  in  der  grossen  um  eine  Sicherung  der  Existenz 
der  Witwe  oder  einer  ganzen  Familie  im  Todesfall  des 
Ernährers,  eine  Notwendigkeit,  die,  wenn  einmal  erkannt, 
und  möglich  erscheint,  den  Entschluss  zur  Versicherung 
reifen  und  an  ihm  auch  festhalten  lässt.  Zur  Volksver- 
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Sicherung,  im  wesentlichen  eine  Sparversicherung  für  das 
hohe  Alter  (hei  Erwachsenen)  oder  für  die  Schulentlassung 
(bei  Kindern)  kommen  die  Kandidaten  weniger  aus  persön- 
licher Notwendigkeit  und  eigener  Initiative  als  auf  Betreiben 
des  Agenten,  auf  Anraten  und  nach  dem  Beispiel  von  Be- 
kannten. Nun  gibt  es  aber  ebensoviele  Feinde  als  Freunde 
der  Versicherung  und  der  sie  betreibenden  Gesellschaften 
und  Agenten  der  Konkurrenzgesellschaften,  die  es  an  Aus- 
spannungsversuchen nicht  fehlen  lassen,  und  solche  die  beim 
Uebergang  von  einer  Gesellschaft  zu  einer  anderen  (was 
sehr  häutig  vorkommt)  ihre  Kandidaten  mitzunehmen  ver- 
suchen. Wie  leicht  wird  dabei  der  kleine  Mann,  wankel- 
mütig und  unsicher  in  seinen  Entschlüssen,  dazu  je  enger 
sein  Horizont  von  einem  unausrottbaren  Misstrauen  gegen 
alles  über  seine  einfachen  Begriffe  hinausgehenden  und 
Unbekannten,  wie  es  ein  Versicherungsbetrieb  mit  seinen 
technischen  und  wirtschaftlichen  Prinzipien  für  ihn  ist,  von 
den  auf  ihn  einzustürmenden  einander  widersprechenden 
Meinungen  beeinflusst,  und  zum  Rücktritt  von  dem  bereits 
eingereichten  Antrag  gebracht. 

Betrachten  wir  noch  einmal  die  Tabelle  für  die  „Vic- 
toria“, so  fällt  an  ihr  gegenüber  den  anderen  beiden  die 
relativ  hohe  Prozentzahl  der  bei  ihr  nicht  zur  Einlösung 
kommenden  Policen  auf,  ganz  im  Gegensatz  zu  den  sonstigen 
musterhaften  Einrichtungen  und  guten  Erfolgen  dieser  Ge- 
sellschaft. Sie  führt  auch  die  Zahl  der  Nichteinlösungen 
nicht  in  ihren  Geschäftsberichten  auf.  Sie  sind  durch 
Abzug  der  dort  angegebenen  Verfallziffern  von  den  den 
Verfall,  Verzicht  und  die  Nichteinlösungen  enthaltenen 
Zahlen  der  Statistiken  des  Aufsichtsamtes  gewonnen. 
(Dass  diese  Differenz  wirklich  nur  alle  Nichteinlösungen 
ergibt,  erhellt  daraus,  dass  die  Summen  aus  dieser  Differenz 
und  den  neu  abgeschlossenen  und  eingelösten  Versicherungen 
immer  gleich  ist  den  Summen  der  Neuabschlüsse  und  dem 
Zugang  durch  Aenderungen.)  Diese  hohen  Zahlen  nicht 
eingelöster  Versicherungsscheine,  ebenso  für  die  grossen  in 
der  Anwerbung  neuer  Versicherungskandidaten  erfolgreichen 
V olksversicherungsgesellschaften  Englands  und  Amerikas 
charakteristisch,  sind  eine  natürliche  Folge  und  ein  wesent- 
liches Merkmal  der  Betriebsweise  und  Akquisitionspraktiken 
der  „Victoria“  und  ihrer  Agenten.  Sie  folgen  notwendiger- 
weise aus  der  an  alles  herantretenden  Akquisition  von 
Haus  zu  Haus,  aus  der  unausgesetzten  und  beharrlichen 
Bearbeitung  von  Kandidaten  wo  und  wie  immer  sie  sich 
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darbieten,  zu  der  die  „Victoria“  ihre  Agenten  erzieht  und 
fortwährend  anstachelt.  Alle  werden  bearbeitet,  bei  vielen 
Interessen  an  und  Lust  zur  Versicherung  geweckt  und  zum 
Ausfüllen  des  Antrags  und  Entrichtung  der  Policegebühr 
gebracht  aber  davon  doch  nur  ein  Teil  wirklich  gewonnen. 
Dieses  und  nur  dies  scheint,  wie  eben  England  und  Amerika 
auch  zeigt,  der  Weg  zu  sein,  auf  dem  der  Versicherungs- 
gedanke wirklich  erfolgreich  in  die  breiten  Massen  des 
Volkes  getragen  wird  und  dort  festen  Euss  fassen  kann. 
Will  man  ihn  beschreiten,  so  darf  man  eben  auch  nicht 
über  die  Steine  stolpern,  die  in  ihm  liegen  und  die  Tat- 
sache nicht  scheuen,  dass  er  nicht  geradeaus  zum  Ziel  führt. 

b.  Storno  durch  Verfall. 

Einen  Einblick  in  das  Gesamtstorno  bereits  abge- 
schlossener Versicherungen  bei  der  Volks  Versicherung  gibt 
eine  jährlich  von  der  Victoria  in  der  Augustnummer  ihrer 
Monatsblätter  veröffentlichte  Tabelle  (siehe  Tabelle*  24) 
über  den  Abgang  in  der  Volks  Versicherung.  Sie  ist  schon 
bei  Haase1),  Mehlis  und  Söhn  er  abgedruckt  und  auf 
dem  V.  Int.  Kongress  von  Bortkiewiecz  besprochen 
worden.  Jedoch  dabei  immer  fälschlicher  Weise  angenommen 
worden,  dass  ihr  die  Policen  oder  die  Versicherungssummen 
zu  Grunde  liegen.  Die  Victoria  teilte  auf  eine  diesbezüg- 
liche Anfrage  mit,  dass  sie  mit  Hilfe  der  gewinnberech- 
tigten Prämien,  deren  Bestände  jährlich  zur  Berechnung  der 
zurückzustellenden  Versichertendividende  festgestellt  werden 
müssen,  berechnet  sei.  Sie  sagt  z.  B.  aus,  dass  von  100  Mark 
Prämie  der  im  Jahre  1892  abgeschlossenen  gewinnbe- 
rechtigten Volksversicherungen  1893  noch  81,9  Mark 
1894  noch  75,7  Mark  eingegangen  sind.  Im  ersten  Ver- 
sicherungsjahr unterblieb  also  die  Zahlung  von  18,1  Mark, 
im  2.  von  6,2,  im  3.  von  2,4,  im  4.  von  2,0  Mark  usw. 
In  diesen  Differenzen  kommt  aber  nicht  allein  das  Storno 
zum  Ausdruck,  sondern  ist  auch  der  Abgang  durch  Tod 
und  Ablauf  der  Versicherungsdauer  enthalten;  gross  ist 
dieser  normale  Abgang  jedoch  nicht,  da  in  den  ersten 
.fahren  Abläufe  überhaupt  nicht  Vorkommen;  der  vorzeitige 
Abgang  ist  also  in  Wirklichkeit  kleiner.  Weitaus  am 
grössten  ist  die  erste  Differenz,  woraus  hervorgeht,  dass  die 
stornierten  Versicherungen  zum  grössten  Teil  in  das  erste 

1)  Ha  ase,  Die  Yolksversicherung  in  Deutschland. 
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Am  Ende  der  Jahre  1892 — 1912  in  Prozenten  des  ursprünglichen  Bestandes  ausgedrückt. 
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Jahr  fallen,  dann  werden  die  Differenzen  immer  kleiner 
und  kleiner,  die  Treue  der  Versicherten  wächst  stetig  mit 
der  Versicherungsdauer.  Dabei  sinken  die  Storni  im  Laufe 
der  Zeit  noch  rascher  als  es  in  den  Differenzen  zum  Aus- 
druck kommt,  da  die  Todesfälle  mit  dem  Alter  des  Ver- 
sicherungsstockes zunehmen.  Nach  10  Jahren  beginnen 
die  Abläufe:  die  Zahl  fällt  schneller  und  macht  nach 
15  Jahren,  für  welche  Dauer  sehr  viele  Versicherungen  ab- 
geschlossen sind,  einen  bedeutenden  Sprung  abwärts. 

Eine  Abnahme  der  Storni  gleichaltriger  Versicherungen 
verschiedener  Jahrgänge  im  Laufe  der  Zeit  zeigt  die  Tabelle 
nicht,  vom  4.  bis  zum  10.  Versicherungsjahr  (nach  diesem 
ist  ein  Vergleich  wegen  beginnender  Abläufe  nicht  mehr 
gut  möglich  ist)  eher  eine  Zunahme,  da  nämlich  die 
Schwankung  in  diesen  diagonal  liegenden  Bestandzahlen 
— diese  Zahlreihen  allein  können  uns  ja  hierüber  orien- 
tieren — gleichen  Alters  eine,  wenn  auch  nur  ganz  leise 
Tendenz  zum  Fallen  — vor  allem  in  den  letzten  Jahren  — 
verrät,  Doch  kann  wegen  der  in  den  Zahlen  mit  ent- 
haltenen Todesfällen  die  strikte  Behauptung  einer  Mehrung 
der  Stornierungen  im  Laufe  der  Zeit  bei  der  Victoria  nicht 
aufrecht  erhalten  werden.  Es  ist  vielmehr  anzunehmen, 
dass  ihr  Umfang  jährlich  sich  nicht  geändert  hat. 

AVie  verhält  es  sich  nun  mit  dem  Storno  durch  Verfall, 
Bückkauf  und  Umwandlung  in  der  grossen  Lebensversiche- 
rung? Existierte  auch  für  diese  eine  ähnliche  Aufstellung,  wie 
sie  Tab.  24  enthält,  so  wäre  ein  Vergleich  beider  Branchen 
leicht  und  einwandfrei  möglich.  Leider  ist  dies  nicht  der 
Fall  und  wir  müssen  daher  einen  anderen  W eg  einschlagen. 
Es  empfiehlt  sich  auch  hier  wieder  eine  getrennte  Unter- 
suchung, derart,  dass  man  die  verfallenen  Versicherungen, 
diejenigen  also,  für  die  vor  Ablauf  von  3 Versicherungs- 
jahren die  Prämienzahlung  eingestellt  worden  und  daher 
auch  keinerlei  Abgangsvergütung  oder  ein  sonstiger  Ersatz 
von  dem  Versicherer  gegeben  worden  ist,  vom  Abgang 
durch  Bückkauf  und  Umwandlung  abscheidet.  Denn  eben 
die  Abgangsvergütung,  die  bei  der  ersten  Kategorie  weg- 
fällt, bei  der  zweiten  gewährt  wird,  zieht  zwischen  beiden 
eine  scharfe  Grenze.  Wenn  wir  nun  ein  Urteil  über  die 
Häufigkeit  des  Verfalls  in  der  Volksversicherung  und  im 
Vergleich  dazu  in  der  grossen  Versicherung  gewinnen 
wollen,  so  ist  zunächst  wiederum  klar,  dass  die  absoluten 
Zahlen  allein,  die  die  Volksversicherung  immer  in  Miss- 
kredit bringen,  weder  etwas  über  eine  eventuelle  Stabilität 

8* 


116 


oder  eine  Zu-  oder  Abnahme  des  Storno  durch  Verfall 
aussagen  können,  noch  auch  einen  Vergleich  zwischen  grosser 
und  kleiner  Lebensversicherung  gestatten.  Auch  wenn  man 
den  Verfall  in  Prozenten  des  ganzen  vorhandenen  Bestandes 
ausdrückt,  erhält  man  keine  zu  einem  Vergleich  ver- 
schiedenen Geschäftsbetrieben  brauchbare  Verhältniszahl, 
da  ja  diese  stornierten  Policen  alle  nur  höchstens  3 Jahre 
alt  sind,  alle  noch  nicht  3 Jahre  laufenden  Versicherungen 
aber  in  einem  jüngeren  oder  älteren  Betriebe  einen  grösseren 
oder  kleineren  Teil  des  Gesamtbestandes  bilden.  War  aber 
in  einem  Betrieb  oder  Versicherungszweig  der  Neuzugang 
an  Versicherungen  der  letzten  Jahre  stärker  oder  schwächer, 
so  werden  da  eben  mehr  oder  weniger  Policen  der  Gefahr 
zu  verfallen  ausgesetzt  seien,  auch  naturgemäss  die  Verfall- 
ziffern  höher  oder  niedriger  ausfallen,  das  Verhältnis  von 
Neuzugang  und  diesen  Stornierungen  aber  mehr  oder 
weniger  konstant  und  für  den  Zweig  oder  Betrieb  charakte- 
ristisch sein.  Wenn  ein  Vergleich  zwischen  grosser  und 
kleiner  Versicherung  bezüglich  des  Verfalls  von  Vergütung 
überhaupt  gezogen  werden  soll  und  muss,  so  wird  er  nach 
den  vorhandenen  Veröffentlichungen  der  Versicherungs- 
institute nur  auf  diesem  Wege,  also  durch  Gegenüber- 
stellung der  Verhältniszahlen  von  Neuzugang  der  letzten 
Jahre  und  der  Verfallziffer  möglich  sein.  In  den  Tabellen 
25,  26  und  27  sind  diese  Verhältniszahlen  wieder  für  die 
3 Gesellschaften  „Victoria“,  „Friedrich  Wilhelm“  und 
„Deutschland“  berechnet.  Für  die  mathematische  Definition 


Tab.  25. 


„Victoria“ 

Storno  durch  Verfall. 


Jahr 

V olksversicherung 

Gr.  Lebensversicher. 

Policen  | Summen 

Policen 

Summen 

1903 

7,1 

7,8 

1 

8,6 

7,2 

1904 

7,9 

8,8 

8,7 

7,0 

1905 

7,9 

8,6 

7,8 

5,8 

1906 

7,1 

8,0 

6,9 

5,0 

1907 

7,7 

8,7 

7,6 

5,6 

1908 

8,3 

9,0 

7,1 

6,5 

1909 

7,3 

8,2 

7,6 

4,0 

1910 

7,1 

7,9 

4,6 

3,1 

„Friedrich  Wilhelm“ 

Storno  durch  Verfall. 


Jahr 

Kl.  Lebensversicher. 

Gr.  Lebensversicher. 

Policen 

Summen 

Policen 

Summen 

1904 

10,7 

13,2 

11,0 

8,9 

1905 

12,9 

13,7 

10,0 

8,0 

1906 

12,6 

12,1 

8,0 

7|0 

1907 

13,8 

13,0 

9,6 

6,2 

1908 

16,2 

14,7 

11,8 

8,6 

1909 

19,5 

19,7 

10,6 

7,7 

1910 

17,1 

15,6 

9,0 

6,0 

^Deutschland“ 

Storno  durch  Verfall. 


Jahr 

Y olksversicherung 

Gr.  Lebensversicher. 

Policen 

Summen 

Policen 

Summen 

1905 

19,1 

19,1 

12,2 

14,1 

1906 

16,1 

19,1 

10,6 

11,3 

1907 

15,0 

16,7 

9,5 

9,0 

1908 

18,2 

16,7 

10,0 

9,0 

1909  i) 

5,6 

10,2 

10,9 

1(,0 

19101) 

5,7 

11,6 

10,3 

11,6 

1911 x) 

6,4 

11,0 

11,6 

11,9 

eines  solchen  Verhältnisses  sind  folgende  Ueberlegungen 
bestimmend  gewesen.  Die  Gesellschaften  fuhren  in  ihrem 
Geschäftsberichten  die  Zahl  der  während  des  betreffendeu 
Jahres  (z.  B.  1910)  eingetretenen  Stornierungen  durch 
Verfall  ohne  Vergütung  auf.  Um  die  relative  Höhe  des 
Verfalls  zu  ermitteln,  wäre  also  zunächst  die  Zahl  der 
während  1910  laufenden  noch  nicht  3 Jahre  alten  Ver- 
sicherungen zu  bestimmen  und  diese  dann  mit  derVerfall- 

1)  Die  niedrigen  Zahlen  für  die  drei  Jahre  1909,  1910  und  1911 
erklären  sich  daraus,  dass  in  diesen  Jahren  im  Bestand  der  „Deutsch- 
land“ eine  grosse  Zahl  von  Kollektivversicherungen,  die  dem  Storno 
sehr  wenig  unterliegen,  mitenthalten  sind. 
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ziffer  von  1910  in  Beziehung  zu  setzen.  Im  Jahre  1910 
können  die  von  1907 — 1910  abgeschlossenen  Versicherungen 
verfallen.  Von  den  aus  1907  stammenden  Versicherungen 
unterstehen  aber  durchschnittlich  nur  die  Hälfte  während 
1910  ein  volles  Jahr  der  Stornogefahr.  Der  Neuzugang 
von  3 1/2  vorausgehenden  Jahren  würde  also  annähernd  die 
Zahl  der  während  des  betreffenden  vollen  Jahres  dem  Ver- 
fall ausgesetzten  Versicherungen  angeben  wenn  von  jenem 
keine  Police  durch  Tod  oder  Storno  erloschen  wäre.  Nach 
Tabelle  24  betragen  diese  für  die  Volksversicherung  der 
„Victoria“  durchschnittlich  25  °/0  des  Neuzugangs  eines 
J ahres.  Aus  diesem  und  dem  noch  folgenden  Grunde  ist 
die  den  3 Tabellen  die  Verfallziffer  eines  Jahres  und  der 
Neuzugang  der  2 1/2  letzten  Jahre  in  Beziehung  gesetzt 
(z.  B.  für  1910:  Verfallziffer  von  1910  in  Prozenten  der 
Summe  aus  den  Neuabschlüssen  von  1910  und  1909  und 
1I2  1908).  Es  ist  denkbar,  dass  die  volle  Zahl  der  in 
1908—1910  abgeschlossenen  Versicherungen  ebenso  als 
Storno  berechtigt  und  sogar  einfacher  und  naheliegender 
ist.  Jedoch  wäre  dann  dem  Umstand,  dass  der  Verfall, 
bei  Neuversicherungen  sehr  stark,  mit  der  Dauer  zurück- 
geht nicht  so  Bechnung  getragen,  wie  es  unsere  Normierung 
tut.  Für  1910  sind  alle  Neuabschlüsse,  obwohl  sie  durch- 
schnittlich nur  ein  halbes  Jahr  in  Kraft  und  dem  Verfall 
unterstellt  sind,  in  Ansatz  gebracht,  zählen  also  doppelt; 
die  für  1909,  die  alle  ein  ganzes  Jahr  dem  Storno  ausge- 
setzt sind,  haben  nur  das  einfache,  die  für  1908  nur  das 
halbe  Gewicht.  Die  Bedeutung  eines  absolut  strengen  Masses 
für  die  Höhe  des  Verfalls  beanspruchen  die  Zahlen  nicht. 
Für  einen  Vergleich  zwischen  grosser  und  kleiner  Lebens- 
versicherung, der  bei  den  vorhandenen  Veröffentlichungen 
der  Gesellschaften  auf  keinen  anderen  Weg  besser  möglich, 
dürften  sie  aber  brauchbar  sein.  Betrachten  wir  nun  die 
Tabelle  selbst,  so  sehen  wir,  dass  bei  der  „Victoria“  die 
durchschnittliche  Höhe  der  Verfallquote  der  Policen  bei 
grosser  Lebensversicherung  und  Volksversicherung  kaum 
von  einander  verschieden  ist.  Sie  beträgt  für  diese  7,5,  für 
jene  7,4.  Es  folgt  daraus,  dass  bei  dieser  Gesellschaft  für 
die  relative  Höhe  der  verfallenen  Policen  zwischen  grosser 
und  kleiner  Versicherung  kein  Unterschied  vorhanden  ist. 
Die  Zahlen  der  „Victoria“  wiegen  gegenüber  denen  der 
beiden  anderen  Gesellschaften  am  schwersten,  da  ihnen 
die  weitaus  grössten  Absolutzahlen  zu  Grunde  liegen  und  das 
findet  seinen  Ausdruck  auch  darin,  dass  die  Verfallziffern 
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der  einzelnen  Jahre  keine  erheblichen  Schwankungen  auf- 
weisen. Anders  bei  „Friedrich  Wilhelm“  und  „Deutsch- 
land“. Diesen  Gesellschaften  ist  zunächst  der  Verfall  in 
beiden  Zweigen  relativ  grösser  als  bei  der  „Victoria“  und 
in  der  Volksversicherung  etwas  höher  als  in  der  Lebens- 
versicherung. Bei  „Friedrich  Wilhelm“  ist  der  Durchschnitt 
der  Verfallquoten  der  Policen  für  grosse  Versicherung  10,0 
für  kleine  14,7,  bei  Deutschland  10,8  und  12^3.  Dann 
zeigen  die  Zahlen  der  einzelnen  Jahre  nicht  nur  beträcht- 
liche Schwankungen,  sondern  auch  bei  dieser  Gesellschaft 
eine  Tendenz  zum  Fallen  bei  jener  eine  Neigung  zum 
Steigen. 

Die  Tatsache,  dass  bei  allen  3 Gesellschaften  ähnlich 
wie  bei  den  nicht  eingelösten  Policen  auch  hier  für  die 
grosse  Lebensversicherung  die  Verfallquote  der  Versiche- 
rungssummen fast  durchwegs  kleiner  sind  als  die  der  Policen 
für  die  Volksversicherung  dagegen  grösser,  lehrt,  dass  bei 
diesem  Zweig  vornehmlich  die  auf  grösseren  Kapitalien  ab- 
geschlossenen Versicherungen  verfallen,  bei  jenen  die 
kleineren  Summen.  Es  ergibt  sich  somit  für  das  gesamte 
Lebensversicherungsgeschäft  die  Eigentümlichkeit,  dass  die 
Anträge  für  die  kleinsten  und  grössten  versicherbaren 
Summen,  eine  grosse  Aussicht  perfekt  und  dann  als  Ver- 
sicherungen durch  regelmässige  Beitragszahlung  auch  auf- 
recht erhalten  zu  werden,  haben,  dass  für  die  Versiche- 
rungen auf  die  mittleren  Kapitalien  aber,  also  die  hohen 
der  Volks-  und  die  niedrigen  der  grossen  Lebensversiche- 
rung eine  grosse  Wahrscheinlichkeit  besteht,  nicht  eingelöst 
zu  werden,  oder  wenn  sie  zustande  gekommen  sind,  wegen 
Einstellung  der  Prämienzahlung  bald  zu  verfallen. 

Das  Hauptergebnis  unserer  Untersuchung  über  den 
Verfall  ohne  Vergütung  ist,  dass  dieses  Uebel  in  der  Volks- 
versicherung keineswegs  erheblich  grösser  ist  als  in  der 
grossen  Lebensversicherung  und  der  schlechte  Buf,  den 
jene  wegen  des  Stornos  geniesst,  übertrieben  ist.  Bei 
„Friedrich  Wilhelm“  und  „Deutschland“  ist  der  Verfall  in 
der  Tat  in  der  kleinen  Versicherung  relativ  etwas  höher 
als  in  der  grossen,  jedoch  nicht  viel.  Die  übliche  Er- 
klärung und  Entschuldigung  für  diesen  Unterschied  lautet: 
der  kleine  Mann  mit  seinen  schwankenden  Verhältnissen 
bei  der  ihm  drohenden  höheren  Gefahr,  durch  Krankheit 
oder  Unfall  zeitweise  ganz  arbeitsunfähig  zu  werden,  ferner 
bei  seiner  geringen  moralischen  Kraft,  bei  einem  Ent- 
schluss wie  der  Vorsorge  für  die  Zukunft,  auch  auszu- 
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harren,  kommt  leichter  in  Gefahr,  eine  einmal  über- 
nommene, über  die  Befriedigung  der  elementaren  Lebens- 
bedürfnisse hinausgehende  Pflicht,  wie  es  die  regelmässige 
Zahlung  von  Versicherungsbeiträgen  ist,  zu  vernachlässigen. 
Diese  Erklärung  hat,  zumal  ja  auch  die  Zahlen  (d.  h. 
meistens  die  falschen  Zahlen)  mit  ihr  übereinstimmen,  ent- 
schieden etwas  für  sich.  Wie  kommt  es  aber  muss  man 
sich  sagen,  dass  bei  der  „Victoria“  wie  wir  aus  unserer 
Tabelle  ersehen  haben,  der  Verfall  in  der  Volksversiche- 
rung relativ  nicht  grösser  ist  als  der  in  der  grossen  Lebens- 
versicherung ? Hat  sie  ein  anderes  Menschenmaterial,  ohne 
alle  jene  ungünstigen  wirtschaftlichen  und  moralischen  Ver- 
hältnisse? Das  ist  doch  kaum  anzunehmen.  Es  liegt  viel- 
mehr der  Gedanke  nahe,  dass  die  vollkommeneren  Ein- 
richtungen und  bewährteren  Betriebspraktiken  der  Gesell- 
schaft ihre  Erfolge  gesichert  haben  und  in  Verfolgung  dieses 
Gedankens  wollen  wir  nun  noch  den  Umfang  des  Gesamt- 
stornos von  bereits  zustande  gekommenen  Versicherungen 
(ohne  Nichteinlösungen)  also  durch  Verfall,  Rückkauf,  Re- 
duktion und  Umwandlung  bei  sämtlichen  Versicherungs- 
instituten betrachten. 

c)  Storno  durch  Verfall,  Rückkauf,  Reduktion 
und  Umwandlung. 

In  Tabelle  28  ist  für  sämtliche  Versicherungsgesell- 
schaften das  Storno  durch  Verfall,  Rückkauf  Reduktion  und 
Umwandlung  in  Prozenten  aller  der  während  der  betreffen- 
den Jahre  in  Kraft  gewesenen  Versicherungen,  also  der 
Summe  aus  den  Bestand  am  Anfang  und  den  neuabge- 
schlossenen und  eingelösten  Versicherungen  des  Jahres, 
angegeben.  Die  Zahlenreihe  hei  den  meisten  Gesellschaften 
zeigen  eine  schwache  Tendenz  zum  Fallen.  Auf  einen 
Rückgang  des  Stornos  kann  daraus  nicht  geschlossen 
werden,  da  im  älter  werdenden  Be  stand,  wegen  des  fort- 
schreitenden Ueberwiegens  der  älteren,  der  Stornogefahr 
weniger  ausgesetzten  Versicherungen,  der  vorzeitige  Abgang 
mit  der  Zeit  an  und  für  sich  und  daher  auch  das  Ver- 
hältnis von  Storno  und  Bestand  allmählich  etwas  abnehmen 
muss,  auch  wenn  die  wirklich  relative  Höhe  des  Stornos 
dieselbe  bleibt.  Vielmehr  verraten  die  Zahlenreihen  durch 
ihr  schwaches  Herabfallen  eine  gewisse  Starrheit  und 
Konstanz  in  dieser  relativen  Höhe.  Für  einen  Betrieb  ist 
aber  der  Durchschnitt  seiner  Stornozahlen  individuell  und 
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Tab.  28. 


Stornierte  Policen 

in  °/0  der  während  des  b etr effenden  Jahr  e s in  Kraft 
b efindlichen. 


1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

Victoria  .... 

2,4 

2,6 

2,5 

2,1 

2,4 

2,7 

2,4 

2,2 

2,3 

Friedrich  Wilhelm  . 

4,6 

3,8 

4,4 

4,1 

4,4 

5,1 

5,9 

4,7 

4,0 

Iduna  

9,0 

9,9 

6,8 

11,2 

12,6 

14,4 

17,4 

14,0 

12,0 

Wilhelma  .... 

9,9 

7,7 

6,8 

7,6 

8,5 

9,9 

9,7 

9,5 

9,9 

Deutschland  . . . 

5,2 

4,5 

4,3 

3,4 

3,9 

4,4 

3,3 

3,5 

3,6 

Prudentia  .... 

9,2 

7,2 

7,0 

6,2 

5,8 

5,8 

5,0 

-*) 

-*) 

Stuttgarter  V erein  f ) 

— 

— 

— 

3,7 

3,4 

3,4 

3,2 

2,5 

1,5 

Vita 

12,7 

8,8 

11,6 

7,9 

8,1 

22,4 

14,3 

12,5 

10,8 

Urania 

10,4 

7,2 

9,0 

10,4 

6,4 

6,9 

8,5 

6,8 

5,6 

Arminia  .... 

14,1 

10,4 

7,6 

6,4 

5,8 

4,7 

4,8 

7,0 

5,0 

Stornierte  Summen 

in  °/0  der  während  des  betreffenden  Jahres 
versicherten. 


Victoria  .... 

4,2 

4,4 

4,1 

3,7 

4,0 

2,7 

3,8 

3,7 

4,0 

Friedrich  Wilhelm  . 

6,9 

6,0 

6,1 

5,5 

5,8 

5,1 

7,7 

6,3 

5,4 

Iduna  

11,2 

11,7 

9,1 

12,6 

13,4 

14,4 

18,7 

15,8 

14,3 

Wilhelma  .... 

10,0 

8,1 

7,4 

7,4 

8,3 

10,0 

10,4 

11,6 

11,3 

Deutschland  . . . 

7,3 

6,0 

5,6 

4,8 

5,1 

4,4 

4,5 

5,9 

5,2 

Prudentia  .... 

10,0 

8,4 

8,4 

6,7 

6,8 

5,8 

6,2 

-*) 

-*) 

Stuttgarter  V erein  f) 

— 

- 

4.9 

4,7 

3,4 

4,4 

3,1 

2,5 

Vita 

15,5 

12,9 

14,8 

8,5 

8,9 

22,4 

15,1 

13,8 

12,6 

Urania 

12,4 

11,2 

12,0 

12,0 

9,1 

6,9 

11,5 

9,7 

8,8 

Arminia  .... 

15,1 

11,2 

9,0 

8,0 

7,0 

4,7 

5,6 

7,2 

6,6 

*)  Durch  Fusion  mit  Arminia  vereinigt. 

f)  Beim  Allg.  D.-V.-V.  macht  sich  die  Wirkung-  der  Arbeiter-Spar- 
und  Lebens-Versicherung  bemerkbar. 
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Tab.  29. 
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verschieden,  so  dass  die  Vermutung  aufsteigt,  zwischen  der 
Eigenart  jedes  Betriebes  und  seinem  Storno  müsste  ein 
gewisser  innerer  Zusammenhang  vorhanden  sein.  Betrachten 
wir  nun  die  Tabelle  29.  In  dieser  sind  für  die  vier  Gesell- 
schaften, Victoria,  Friedrich  Wilhelm,  Wilhelma  und  Iduna 
1905 — 1811  die  stornierten  Policen  in  Prozenten  der 
während  des  betreffenden  Jahres  in  Kraft  befindlichen 
den  von  diesen  Gesellschaften  jährlich  ausbezahlten  Inkasso- 
provisionen in  Prozenten  der  Prämieneinnahme  gegenüber- 
gestellt. Wir  sehen,  dass  je  grösser  relativ  dieser  Ausgabe- 
posten bei  den  einzelnen  Gesellschaften  ist,  desto  weniger 
Stornierungen  bei  dem  betreffenden  Institut  relativ  Vor- 
kommen. Ist  diese  Korrespondenz  zwischen  den  beiden 
Zahlentypen  für  die  vier  grössten  Volksversicherungsbetriebe 
ein  Zufall?  Folgt  daraus  nicht,  dass  je  mehr  Aufmerk- 
samkeit und  Interesse  eine  Gesellschaft  der  regelmässigen 
und  nachdrücklichen  Einziehung  der  Prämien  zuwenden, 
d.  h.  also  zunächst  je  mehr  Aufwand  sie  für  diese  Tätig- 
keit machen,  desto  weniger  Beitragszahler  ihrem  Geschäft 
verloren  gehen?  Die  extremste  Stellung  unter  den  4 Gesell- 
schaften nimmt  die  „Victoria“  ein.  Sie  gibt  am  meisten  für 
Inkasso  aus l)  weil  die  Kosten  ihrer  Zentralinkassostellen 
von  den  Inkassoprovisionen  mit  gedeckt  werden  müssen  und 
weil  im  besonderen  bei  ihr  die  wöchentliche  Prämienzahlung 
mehr  als  bei  den  anderen  Gesellschaften  vorherrscht,  (siehe 
Tabelle  12)  und  hat  das  geringste  Storno,  weil  ihre  Ver- 
sicherungsnehmer von  den  Organen  dieser  tadellos  funk- 
tionierenden Zentralen  energisch  und  unablässig  zur  Ent- 
richtung der  Beiträge  gemahnt  werden. 

Vergleichen  wir  nun  noch  in  Tabelle  30  bei  der 
„Victoria“  das  Gesamtstorno  für  bereits  zustande  ge- 
kommene Versicherungen  in  grosser  und  kleiner  Lebens- 
versicherung, so  haben  wir  die  eminente  Tatsache,  dass  es 
der  Gesellschaft  durch  die  Einrichtung  ihrer  Zentralinkasso- 
stellen, deren  hervorragende  Bedeutung  wir  nun  erst  richtig 
würdigen  können,  gelungen  ist,  das  so  viel  geschmähte  und 
verleumdete  Storno  in  der  Volkversicherung  auf  ein  Mass 
herabzudrücken,  wie  es  in  der  grossen  Lebensversicherung 
noch  nicht  erreicht  ist.  Bezüglich  der  Policen  sehen  wir, 
sind  die  Stornoziffern  der  Volks  Versicherung  durchweg 


1)  Das  soll  nicht  heissen,  dass  die  Verwaltungskosten  im 
Ganzen  hei  der  „Victoria“  am  grössten  sind.  Eher  Hesse  sich  das 
Gegenteil  beweisen.  (Siehe  den  nächsten  Abschnitt  ) 
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niedriger  als  in  der  grossen  Versicherung.  An  Versiche- 
rungssummen scheiden  allerdings  in  der  kleinen  Versicherung 
relativ  grössere  Beträge  aus  als  in  der  grossen.  Diese 
Tatsache  hängt,  wie  wir  schon  erläutert  haben,  mit  dem 
Unterschied  in  der  wirtschaftlichen  Lage  der  V ersicherungs- 
nehmer  beider  Branchen  zusammen  und  muss  als  gegeben 


Tab.  30. 

„Victoria“ 

Storno  durch  Verfall,  Rücklauf,  Reduktion  und  Umwand- 
lung in  °/0  der  während  des  betr.  Jahres  in  Kraft  beiin d- 
lichen  Versicherungen. 


Jahrgang 

Grr.  Lebensversicher. 

V olksversicherung 

Policen 

Summen 

Policen 

Summen 

1902 

3,4 

3,0 

2,1 

4,4 

1903 

3,4 

2,8 

2,4 

4,2 

1904 

2,8 

2,6 

2,6 

4,4 

1905 

2,7 

2,4  . 

2,5 

4,1 

1906 

3,0 

2,5 

2,1 

3,7 

1907 

3,4 

2,6 

2,4 

4,0 

1908 

3,2 

2,9 

2,7 

2,7 

1909 

4,4 

2,8 

2,4 

3,8 

1910 

8,5 

2,6 

2,2 

2,7 

1911 

4,0 

3,2 

2,3 

4,0 

1912 

4,8 

3,8 

2,3 

4,2 

und  unabänderlich  hingenommen  werden.  Wir  sehen  nun 
auch  klar,  wie  die  falschen  Ansichten  und  Lehrmeinungen 
über  das  Storno  in  der  V olksversicherung  entstehen  mussten. 
Soweit  die  betreffenden  Arbeiten  überhaupt  beachtenswert 
und  diskutabel  sind,  knüpfen  sie  alle  an  die  Statistiken  des 
Aufsichtsamtes  an.  In  diesen  Statistiken  ist  nun  der 
Fehler  gemacht,  dass  Verfall  und  Nicheinlösung  sowohl 
absolut,  wie  relativ  zum  mittleren  Bestand  nicht  getrennt, 
sondern  summarisch  aufgeführt  sind.  Sie  gestatten  also 
nicht  den  Umfang  jeder  dieser  beiden  prinzipiell  doch  ganz 
verschiedenen  Stornoarten  einzeln  abzuschätzen.  Speziell 
ist,  wie  wir  gesehen  haben  die  Zahl  der  Nichteinlösungen 
bei  der  „Victoria“  sehr  gross  und  verbirgt  das  Zusammen- 
koppeln mit  der  Verfallzahl,  wie  relativ  niedrig  diese  ist. 
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Die  domminierende  Stellung  der  Gesellschaft  (sie  hat  etwa 
die  Hälfte  aller  V olks Versicherungen)  kommt  dann  im 
Resultat  des  gesamten  Volksversicherungsgeschäfts  ent- 
sprechend zum  Ausdruck. 

Wir  haben  folgendes  Resultat: 

Das  Storno  ist  der  praktischen  Durchführung 
des  Versicherungsgedankens  (wenigstens  in  der 
Lebensversicherung)  immanent.  Speziell  treffen 
in  der  Volksversicherung  alle  dieses  Lehel  her- 
vorrufenden Momente  in  erhöhtem  Masse  zu- 
sammen. Besonders  gilt  das  für  das  Zustande- 
kommen der  beantragten  Versicherungen  (Nicht- 
einlösungen). Was  die  bereits  in  Kraft  be  f in  etlichen 
Versicherungen  betrifft,  so  ist  jedoch  den  Ver- 
sicherern ein  Mittel  in  die  Hand  gegeben,  dem 
Storno  wirksam  vorzubeugen:  die  musterhafte 

Regelung  des  Inkassos.  Ein  Vorbild  dafür  ist 
die  Einri  chtung  der  Z e nt  ralink  assost  eilen  der 
,. Victoria“  zu  Berlin,  hei  der  in  der  Volksver- 
s.icherung  verhältnismässig  weniger  Policen  vor- 
zeitig aufgegeben  werden,  als  in  der  grossen 
Lebensversicherung. 

II.  Die  finanzielle  Wirkung  des  Stornos. 

Auf  eine  Anfrage  über  die  finanzielle  Wirkung  der 
Nichteinlösungen  für  Versicherer  und  Versicherungsnehmer 
teilte  die  „Victoria“  folgendes  mit: 

Bei  Stellung  eines  Volkversicherungsantrags  hat  der 
Antragsteller  eine  Ausfertigungsgebühr  von  Mark  1.50  zu 
entrichten,  bei  gleicher  Beantragung  von  mehreren  Ver- 
sicherungen für  sich  und  seine  Familie  beträgt  die  Gebühr 
Mark  1.50  für  die  ersten  und  Mark  0.30  für  jeden  weiteren 
Antrag.  Durchschnittlich  werden  auf  diese  Weise  an 
Gebühren  für  einen  Antrag  95  Pfg.  erhoben.  Die  Unkosten 
von  Material,  Porto,  Beamtengehälter  usw.  betragen  dagegen 
nach  einer  vor  mehreren  Jahren  gemachten  Berechnung 
für  jede  nicht  eingelöste  Police  im  Durchschnitt  Mark  1.15. 
Bei  der  inzwischen  eingetretenen  Steigerung  aller  Material- 
preise und  Gehälter  wird  sich  der  Preis,  jetzt  noch  etwas 
teuerer  stellen.  Dabei  sind  die  den  Agenten  zu  vergüten- 
den Reisekosten  noch  nicht  einmal  mitgerechnet“.  Es  folgt 
daraus  also,  dass  die  Gesellschaften  abgesehen  von  dem 
Verlust  des  Versicherungsrisikos  durchschnittlich  auch  noch 
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einen  finanziellen  Schaden  erleiden,  wenn  ein  Versicherungs- 
schein nicht  zur  Einlösung  kommt,  und  daher  auch  in 
ihrem  eigenen  Interesse  handeln,  wenn  sie  ihre  Agenten 
anhalten,  allzu  unsichere  Kandidaten  zur  Antragstellung 
nicht  zu  überreden.  Im  Jahre  1910  wo  146  849  Policen 
nicht  zur  Einlösung  kamen,  beziffert  sich  dieser  Verlust 
der  „Victoria“  mit  ungefähr  29  269,80  Mark.  Der  wirt- 
schaftlich nutzlose  Aufwand  der  Antragsteller  an  Policen- 
gebühren war  189081 ,5 5 Mark. 

Was  die  finanzielle  Wirkung  des  Stornos  bereits 
zustande  gekommener  Versicherungen  betrifft,  so  ist  zu- 
nächst klar,  dass  die  Einstellung  der  Prämienzahlung  fin- 
den Versicherungsnehmer  in  allen  Fällen  mit  einem  Ver- 
lust verbunden  ist,  sei  es  dass  sie  vor  Ablauf  von  drei 
Jahren  erfolgt,  in  welchem  Fall  er  gar  keine  Rückvergütung 
erhält  oder  auch  nach  dieser  Zeit,  wo  er  zwar  nicht  alles 
aber  doch  einen  Teil  seiner  Einzahlungen  verliert.  Das 
übrige  beansprucht  der  Versicherer  zur  Deckung  des  von 
ihm  getragenen  Risikos  und  der  ihm  erwachsenden  Anwerbe- 
und  laufenden  Verwaltungskosten.  Auch  macht  er  geltend, 
dass  ihm  aus  dem  Storno  insofern  ein  Schaden  erwachse, 
als  der  Versicherungsgedanke,  praktisch  durchgeführt,  auf 
dem  Zusammenschluss  einer  Gesamtheit  von  versicherten 
Personen  beruhe,  das  Ausscheiden  einer  solchen  schon  an 
und  für  sich  zu  bedauern  und  hier  um  so  verlustbringender 
ist,  also  erfahrungsgemäss  nur  sich  gesund  fühlende  Ver- 
sicherte verloren  gehen,  also  dadurch  die  durchschnittliche 
Sterblichkeit  erhöht  wird. 

Wenn  wir  nun  nach  dem  Einfluss  fragen,  den 
das  Storno  auf  die  finanzielle  Gestaltung  des  Geschäftsbe- 
triebes tatsächlich  hat,  und  um  zu  einem  Urteil  darüber 
zu  gelangen  eine  weitgehende  Durchschnittsberechnung  für 
einen  solchen  Betrieb  nicht  scheuen,  so  geschieht  es  des- 
wegen, um  die  beim  Storno  sehr  umstrittene  Frage,  ob 
verlust-  oder  gewinnbringend,  einigermassen  klarzulegen. 
Es  handelt  sich  also  um  die  Frage:  Sind  die  Vergütungen 
der  Versicherer  an  die  Versicherungsnehmer  im  Stornofälle 
derart  gering,  d.  h.  die  Bestimmung,  dass  bei  Einstellung 
der  Prämienzahlung  vor  Ablauf  von  drei  Versicherungs- 
jahren nicht  und  danach  nur  ein  Teil  der  Prämienreserve 
gutgeschrieben  wird,  für  die  Versicherer  so  vorteilhaft,  dass 
sie  aus  den  Stornierungen  bedeutende  Gewinne  erzielen? 

Die  Ermittlung  des  durch  das  Storno  bewirkten  Ge- 
winnes oder  erlittenen  Verlustes  erfolgt  derart,  dass  den 


einzelnen  ordnungsgemässen  Gewinnquellen  der  Volksver- 
sicherung nachgegangen,  der  Betrag  der  jährlich  aus  ihnen 
fliesst,  berechnet  und  deren  Gesamtsummen  mit  dem  in  dem 
betreffenden  Jahre  erzielten  Gesamtüberschuss  verglichen  wird. 
Ist  dieser  höher  oder  niedriger  als  jene,  so  kann  der  Unter- 
schied nur  auf  einen  Gewinn  oder  Verlust  aus  den  stornierten 
Versicherungen  zurückzuführen  sein.  Führen  wir  die 
Rechnung  für  die  „Victoria“  z.  B.  für  das  Jahr  1911  durch. 

1.  Sterblichkeitsgewinn. 

Policen  Vers.-Summe 

Im  Jahre  1911  standen  unter 
Risiko  durchschnittlich.  . . . 8 611 582  mit  706  451 988 

Davon  konnten  rechnungs- 
mässig  sterben 59  348  „ 8 298  652 

Wirklich  gestorben  sind  . . 32  038  „ 4 889  067 

also  gegen  die  Erwartung  weniger  27  265  „ 3409  585 

Das  finanzielle  Ergebnis  aus  der  Sterblichkeit  ist  aus 
N achstehendem  ersichtlich : 

Die  im  Jahre  1911  in  Risiko  gestandenen  Versiche- 
rungen lieferten  zur  Bestreitung  der  Sterbefälle  rechnungs- 


mässig M.  4315654 

Die  Reserve,  welche  für  die  Versiche- 
rungen der  Gestorbenen  vorhanden  war, 

beträgt M.  1665  960 

Die  verfügbare  Einnahme  beträgt  daher  M.  5 981614 

Die  Zahlung  der  Sterbefälle  einschliesslich 
der  für  Tarif  lc  zurückgestellten  Reserven  M.  4006  442 
Es  verblieb  an  der  Sterblichkeit  sonach 
ein  Gewinn  von M.  1975  172 


2.  Der  Gewinn  aus  Kapitalerträgen  und 
-Anlagen. 

Die  Zinserträgnisse  der  Reserven  der  Volksversiche- 
rung betrugen  im  Jahre  1911  13903639  Mark.  Der 

rechnungsmässige  Zinsfuss  ist  3.5  °/0;  der  durchschnittlich 
im  Jahre  1911  erzielte  war  4.2  °/0  also  um  0,7  °/0  mehr. 
Der  Gewinn  aus  der  Verzinsung  stellt  sich  daher  auf 
13903639-0,7  = 2317273  Mark 


128 


Der  Gewinn  aus  Kapitalanlagen  war  ...  M.  209692 

Der  Verlust  aus  Kapitalanlagen  war  . . . M.  189  371 

Der  Unterschied  . . . M.  70  821 

3.  Der  Gewinn  aus  den  Zuschlägen. 

Die  Prämie  besteht  aus  zwei  Teilen:  der  Nettoprämie 
und  dem  Zuschlag.  Der  eine  Teil  der  Nettoprämie,  die 
sogenannte  Bisikoprämie  dient  zur  Deckung  des  jährlichen 
Sterblichkeitsrisikos,  der  andere  zur  Ansammlung  der 
Prämienreserve.  Ein  Gewinn  aus  beiden  erscheint  im 
tinanziellen  Unterschied  der  wahrscheinlichen  und  wirk- 
lichen Sterblichkeit.  Der  Zuschlag  zerfällt  in  einen  Sicher- 
heits-,  Verwaltungskosten-  und  einen  Gewinnzuschlag.  Er 
ist  nicht  nur  für  die  einzelnen  Tarife,  sondern  auch  inner- 
halb dieser  für  die  verschiedenen  Eintrittsalter  verschieden 
gross.  Die  Ermittelung  seiner  durchschnittlichen  Höhe  für 
den  ganzen  Versicherungsbestand  ist  der  schwierigste  und 
wichtigste  Teil  dieser  Berechnung.  Diese  Höhe  für  die  „Vic- 
toria“ zu  bestimmen,  ist  schon  von  mehreren  Autoren  unter- 
nommen worden.  Kohl1),  ein  Gegner  der  privaten  Volks- 
versicherung, schätzt  den  Zuschlag  ohne  jede  genauere  Be- 
rechnung auf  30  °/0  der  Bruttoprämie  was  entschieden 
zu  wenig  ist.  Mehliss2)  kommt  auf  Grund  der  Berech- 
nung der  Zuschläge  für  die  Tarife  1 und  1 a,  die  höchstens 
den  vierten  Teil  des  Bestandes  ausmachen  und  gerade  die 
grössten  Zuschläge  haben,  zu  einem  Satz  von  40 °/0,  der  zu 
hoch  sein  muss.  Einen  Mittelweg  schlägt  Söhne  r ein 
und  setzt  den  Zuschlag  ohne  jede  sachliche  Begründung 
mit  35°/0  an3). 

Da  von  der  Höhe  des  Zuschlags  zur  Nettoprämie  der 
Gewinn  daraus  und  damit,  nach  dieser  Berechnungsmethode 
auch  der  aus  den  Stornos  ganz  und  gar  abhängt,  habe  ich. 
um  diese  Höhe  im  Durchschnitt  aller  Versicherungen  zu 
bestimmen,  die  Nettoprämie  für  die  Anfangs-  und  Endein- 
trittsalter jeder  Versicherungs-  und  Prämienzahlungsdauer 
sämtlicher  Tarife  der  „Victoria“  berechnet  und  durch  Ver- 
gleich mit  den  Tarifprämien  die  Zuschläge  in  Prozenten 
der  Bruttoprämie  bestimmt.  Die  bei  der  „Victoria“  in  Kraft 
befindlichen  Volksversicherungen  verteilen  sich  auf  8 Tarife, 


1)  Kohl,  a a.  0.  S.  30. 

2)  M e hl  i s s , Das  Deutsche  Y olksversicherungsgeschäft,  Berlin  1904 
Seite  53. 

3)  Söhner,  a.  a.  O.  S.  70. 


den  7 heute  geltenden  und  dem  bis  Ende  1909  gültigen 
Tarif  1 b.  Die  Prämien  und  Prämienreserven  berechnet 
die  Gesellschaft  bei  den  Tarifen  1 und  la  vor  1910,  ferner 
1 c,  2 und  2a  ohne  Berücksichtigung  einer  Karenzzeit;  bei 
den  Tarifen  lb  seit  1910  und  ld  ist  diese  mit  einbezogen. 
Bei  der  Zusammenziehung  der  Zuschlagsätze  der  einzelnen 
Tarife,  die  als  arithmetisches  Mittel  aus  den  in  Tabelle  31 
angegebenen  Zahlen  bestimmt  sind,  zu  einem  die  Gesamt- 
heit aller  Zuschläge  durchschnittlich  repräsentierenden 
Prozentsatz  wurde  den  einzelnen  Zuschlagsätzen  das  Ge- 
wicht verliehen,  dass  dem  Anteil  des  betreffenden  Tarifs 
an  den  dem  gesamten  Versicherungsbestand  entspricht.  Die 
Verteilung  des  Bestandes  an  Versicherungen  mit  Prämien- 
zahlung von  1911  auf  die  einzelnen  Tarife  ist  in  Tabelle  12 
angegeben.  Da  die  Frequenz  der  3 Tarife  1,  la  und  lb 
vor  1910  nicht  getrennt  angegeben  ist,  muss  ihr  Anteil  am 
Bestand  geschätzt  werden.  Um  nun  hier  den  zu  berech- 
nenden Zuschlagsprozentsatz  nicht  zu  hoch  zu  schätzen, 
d.  h.  den  Gewinn  aus  dem  Storno,  wenn  ein  solcher  vor- 
handen ist,  ebenfalls  nicht  zu  überschätzen,  werde  ange- 
nommen, dass,  wie  aus  Tab.  12  hervorgeht,  der  einen  sehr 
kleinen  Zuschlagsprozentsatz  enthaltende  Tarif  1 b vor  1910 
nur  die  Hälfte  der  in  Tabelle  12  angegebenen  Policen  für 
die  3 ersten  Tarife  angegebene  Policenzahl  zu  treffen 
kommt.  In  Wirklichkeit  wird  sein  Anteil  grösser,  damit 
der  Gesamtdurchschnittsprozentsatz  des  Zuschlags  kleiner, 
also  der  Stornogewinn  grösser,  sein.  Denn  bestimmt  man 
nach  dieser  Annahme  den  gesamten  Anteil  der  Kinder- 
versicherung am  Bestände  der  Victoria,  so  erhält  man  dafür 
57,3  °/0,  was  sicher  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  ist,  da  ja 
(s.  Tab.  13  und  14)  bei  der  Wilhelma  7 1,2  °/0  und  bei  der 
Hamburg-Mannheimer  70,8  °/0  des  Bestandes  Kinderver- 
sicherungen sind. 

Tarif  1 und  1 a,  ebenso  2 und  2 a werden  als  gleich 
stark  vertreten  angenommen.  Eine  Abweichung  der  Wirk- 
lichkeit von  dieser  Annahme  kann  nicht  stark  zur  Geltung 
kommen,  da  die  betreffenden  Zuschlagssätze  wenig  diffe- 
rieren. Multipliziert  man  also  den  Zuschlagsprozentsatz 
jedes  Tarifs  mit  seiner  Frequenz  (Policenzahl)  und  dividiert 
die  Summe  dieser  Produkte  durch  den  ganzen  Versiche- 
rungsbestand, so  ergibt  sich  ein  für  die  ganze  Prämienein- 
nahme geltender  durchschnittlicher  Zuschlag  zur  Netto- 
prämie von  38  °/0  der  tatsächlich  geleisteten  Tarifprämie. 
Es  wäre  möglich,  dass  dieser  Satz  von  38 °/0  etwas  zu  hoch 


130 


Tab.  31. 

Zuschlagssätze 


der  Tarife  der  „Victoria“. 


Tarife 
V ersicl 

Eintritts- 

alter 

Ler.-Dauer 

bis  zum  60. 
Lebensjahre 

bis  zum  65. 
Lebensjahre 

bis  zum  85. 
Lebensjahre 

Durch- 

schnitt 

I 

15 

45 

| 

46,9  ! 

45,2 

1 

45,4 

44,3 

45,1  ! 

36,6 

43,9 

V ersi  ober. -Dauer 

15 

20 

25 

30 

35 

40 

Durch- 

schnitt 

Ia 

15 

60 

Eintritts- 

alter: 

43,3 

41,7 

60 

43,8 

42,7 

55 

44,6 

41,8 

50 

45,1 

42,4 

45 

46,2 

42,1 

40 

44,7 

43,3 

43,6 

Y ersicber.-Dauer 

10 

30 

Durch- 

schnitt 

Ib 

vor 

1910 

1 

14 

24,8 

34,6 

26,4 

41,2 

31,3 

Y ersicber.-Dauer 

12 

20 

Durch- 

schnitt 

Ib 

nacb 

1910 

1 

14 

38,3 

37,1 

40.4 

36.4 

Y ersicber.-Dauer 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

Durch- 

schnitt 

Ic 

20 

60 

42,1 

44,6 

42,8 

46,0 

42,6 

43,3 

42,6 

44,0 

43.4 

44.4 

43,5 

45,8 

43,6 

Id 

Eintritt:  ^ 

39,9 

39,9 

39,9 

Y ersicl 

ler.-Dauer 

bis  zum  60. 
Lebensjahr 

bis  zum  65. 
Lebensjahre 

bis  zum  85. 
Lebensjahre 

Durch- 

schnitt 

II 

15 

45 

46,1 

41,8 

43,4 

49,0 

37,1 

32,8 

40,2 

Y ersicber.-Dauer 

15 

20 

25 

30 

35 

40 

Durch- 

schnitt 

II  a 

15 

60 

37,9 

32,1 

38,4 

38,9 

40,2 

37,4 

41,7 

39,2 

43,4 

39,8 

43,4 

40,2 

39,7 
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gegriffen  ist,  erstens  wegen  der  oben  sicher  zu  niedrig  ge- 
schätzten Anteils  des  Tarifs  lb  vor  1910,  zweitens,  weil 
wie  aus  Tabelle  Bl  zu  ersehen  ist,  die  Zuschläge  mit  der 
Versicherungsdauer  leicht  steigen,  jeder  einzelne  Tarifsatz 
aber  als  arithmetisches  Mittel  aus  den  hier  verschiedenen 
Versicherungsdauern  errechneten  Sätzen  bestimmt  worden 
ist,  während  in  Wirklichkeit  die  kurzen  Versicherungen  bei 
der  Victoria  überwiegen.  Die  durchschnittliche  Versiche- 
rungsdauer ist  etwa  14 — 15  Jahre.  Rechnet  man  also  mit 
38°/0  Zuschlag,  so  wird  der  erhaltene  Gewinn  aus  den  Zu- 
schlägen sicher  nicht  grösser,  der  aus  dem  Storno  aber 
bestimmt  nicht  kleiner  sein,  als  der  tatsächliche  und  unser 
Resultat  wird  daher  auf  keinen  Fall  den  Gewinn  über- 
treiben. Im  Jahre  1911  vereinnahmte  die  Victoria  nun 
an  Prämien  69  3B8  846  Mark  also  einen  Zuschlag  von 

69  338846  38  = 26348761 
_ 

dazu  kommen  die  Policengebühren  in  der  Höhe  von  zu- 
sammen M.  898398 

zusammen  also  M.  27  247  159. 

An  Steuern,  Verwaltungskosten  und  Abschreibungen 
weist  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  einen  Gesamtbetrag 
von  16  919  244  Mark  nach.  Diese  Summe  vom  Zuschlag 
abgezogen,  bleibt  also*  ein  Zuschlagsgewinn,  d.  h.  eine  Er- 
sparnis an  Verwaltungskosten  von  10327915  Mark. 

Unter  der  Bezeichnung  sonstiger  Einnahmen  ist  end- 
lich noch  ein  Betrag  von  Mark  139  371  aufgeführt,  denen 
keine  besonderen  Ausgaben  gegenüberstehen;  er  muss  also 


zu  den  Gewinnquellen  addiert  werden.  Wir  haben  also 
Gewinn  aus  der  Sterblichkeit  . . . M.  1975172 

Gewinn  aus  den  Kapitalerträgen  . . M.  2 317  273 

Gewinn  aus  der  Kapitalanlage  . . . M.  70  321 

Gewinn  aus  den  Zuschlägen  . . . . M.  10327915 

Sonstige  Einnahmen M.  139  371 

Summe  der  nachweisbaren  Gesamtge- 
winnergebnisse   M 14830052 

Der  Ueberschuss  aus  der  Volksversiche- 
rung im  Jahre  1911  war  M.  15  831  869 

Unterschied M.  1001817 


Diese  Differenz  zwischen  dem  tatsächlich  erzielten 
Ueberschuss  und  der  Summe  der  aus  den  nachweisbaren 
3 Gewinnquellen  fliessenden  Beträge  kann  nur  ein  Gewinn 

9* 
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aus  den  vorzeitig  aufgegebenen  Versicherungen  sein.  Er 
ist  mindestens  so  gross,  da  der  Zuschlagssatz  von  88  °/0 
eher  zu  hoch  als  zu  niedrig  angesetzt  ist1).  Dieselbe 
Rechnung  für  die  Betriebsergebnisse  der  früheren  Jahre 
durchgeführt  ergibt  folgende  aus  dem  Storno  herrührende 
Gewinnbeträge : 

Für  1902  1787168  M.  d.  i.  4,9  °/0  der  Prämieneinnahme 
„ 1903  1 866  789  M.  „ „ 4,6  ®/0  „ 

„ 1904  1853  907  M.  „ „ 4,1  °/0  „ 

,.  1905  2 014  506  M.  „ „ 4,2  °/0  „ 

„ 1906  1 732105  M.  „ „ 3,4  °/0  „ 

„ 1907  1754  654  M.  „ „ 3,2  °/0  „ 

„ 1908  2 361  580  M.  „„  4,1  °/0  „ 

„ 1909  2149  206  M.  „ ,.  3,5  °/0  „ 

„ 1910  178  494  M.  „ „ 0,3 ,!/0  „ 

„ 1911  1001817  M.  „ „ 1,4  °/0  „ ,, 

zus.:  16  700  226  M. 

Der  Zuschlag  ist  bei  für  1910  nicht  mit  38  sondern 
mit  37,5  °/0,  für  1909  und  alle  früheren  Jahre  mit  37  °/0 
angesetzt,  da  bei  dem  am  ersten  Januar  1910  in  Kraft 
getretenen  neuen  Tarif  lb  der  sehr  hoch  frequentiert  ist, 
die  Prämien  und  Reserven  mit  Einbeziehung  der  Karenz- 
zeit berechnet  werden  und  diese  Reform  bei  der  Zahl  der 
jährlich  nach  ihm  abgeschlossenen  Versicherungen  (1910 
und  1911  zusammen  480  000,  also  jährlich  etwa  240  000) 
den  Gesamtzuschlag  jährlich  etwa  um  0,5  °/0  erhöhte. 

In  den  10  Jahren  1902 — 11  hat  also,  sofern  die  An- 
gaben der  Gesellschaft  in  ihren  Geschäftsberichten  streng 
der  Wirklichkeit  entsprechen,  die  „Victoria“  aus  den  vor- 
zeitig aufgegebenen  Versicherungen  einen  Gesamtgewinn 
von  ungefähr  16  Millionen  erzielt.  Die  Verhältniszahl  von 
Stornogewinn  und  Prämieneinnahme  zeigen  jedoch,  dass 
diese  Gewinnquelle  bei  der  „Victoria“  mit  der  Zeit  immer 
spärlicher  fliesst.  Auch  muss  man  bei  der  Beurteilung  der 
Tatsache,  dass  die  Versicherer  tatsächlich  einen  Gewinn 
aus  dem  Storno  erzielen,  beachten, 

1.  dass  ja  in  einer  Versicherung  mit  Gewinnanteil,  wo 
die  Prämie  immer  einen  Gewinnzuschlag  enthält,  im 
Durchschnitt  aus  allen  Versicherungen  prinzipiell  ein 
Gewinn  erzielt  werden  soll ; angenommen  alle  gewinn- 

1)  Nr.  5 des  V.  Jahrgangs  Seite  49  ihrer  Monatsblätter  gibt 
die  Victoria  in  Erwiderung  auf  den  Angriff  zu,  dass  in  ihrer  Volks- 
versicherung der  Zuschlag  von  37,5  °/0  ungefähr  stimmen  dürfte. 
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bringenden  Stornierungen  wären  bei  der  „Victoria“  unter- 
blieben, dann  kann  nicht  ohne  Weiteres  gesagt  werden, 
dass  die  Ueberschüsse  in  ihrer  Gesamtheit  deswegen 
kleiner  gewesen  wären ; an  Stelle  eines  Stornogewinnes 
wäre  dann  ein  erhöhter  Sterblichkeits-  und  Zuschlag- 
gewinn in  späteren  Jahren  getreten; 

2.  dass  der  Gewinn  aus  dem  Storno  nicht  in  die  Taschen 
der  Versicherer  fliesst,  sondern  wie  wir  gesehen  haben, 
als  Dividenden  an  die  der  Versicherung  treu  gebliebenen 
zur  Auszahlung  gelangt. 

Damit  soll  aber  nicht  gesagt  werden,  dass  die  Tatsache, 
dass  ein  Gewinn  aus  den  aus  dem  Versicherungsbetand  aus- 
scheidenden Versicherungen  den  Bleibenden  zu  Gute  kommt, 
gerechtfertigt  ist.  Es  ist  vielmehr  zu  fordern,  dass  um  den 
Gewinn  aus  dem  Storno  einzudämmen,  die  Versicherer  bei 
vorzeitiger  Aufgabe  der  Versicherung  grössere  Abgangs- 
vergütungen gewähren  Die  neuere  Entwicklung  auf  dem 
Gebiet  der  Volksversicherung,  von  der  im  letzten  Kapitel  ge- 
handelt wird,  mit  ihrer  Tendenz  zur  Liberalität  dürfte  denn 
auch  die  privaten  Volksversicherungsgesellschaften  um  kon- 
kurrenzfähig zu  bleiben,  veranlassen,  ihre  Bestimmungen 
über  die  vorzeitige  Aufgabe  von  Versicherungen  zu  revi- 
dieren und  besonders  in  Erwägung  ziehen  lassen,  ob  nicht 
schon  bei  Abgang  nach  Ablauf  von  2 Versicherungsjahren 
oder  noch  früher  eine  wenn  auch  bescheidene  Rückver- 
gütung  gewährt  werden  kann. 

III.  Das  Storno  in  England  und  Amerika. 

Nachdem  wir  nun  den  Umfang  des  vorzeitigen  Ab- 
ganges bei  den  grössten  Gesellschaften  Deutschlands  kennen 
gelernt  und  aus  einem  Vergleich  mit  der  grossen  Ver- 
sicherung gesehen  haben,  dass  bei  geeigneten  Einrichtungen 
und  Praktiken  des  Betriebes  kein  grosser  Unterschied 
zwischen  beiden  Zweigen  zu  Tage  treten  kann,  dürfte  noch 
die  Frage  interessieren,  wie  es  mit  dem  Storno  bei  den 
Versicherungsgesellschaften  des  Auslandes,  in  England  und 
Nordamerika  steht.  In  die  englischen  Verhältnisse  ist  ein 
tieferer  Einblick  leider  nicht  möglich.  Die  Gesellschaften 
sind  dort  behördlicherseits  zu  einer  genauen  Rechnungs- 
legung und  Veröffentlichung  über  die  Bewegung  in  ihrem 
Versicherungsbestand  nicht  verpflichtet  und  haben  natürlich 
ein  begreifliches  Interesse  daran,  ihren  Versicherten  der 
gesamten  Oeffentlichkeit  Publikationen  vorzuenthalten,  die 
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sie  in  Misskredit  bringen  können,  wie  das  Angaben  über 
das  Storno  sind,  das  schon  deswegen  in  sehr  schlechtem  Lichte 
erscheint,  weil  die  englischen  Gesellschaften  bei  vorzeitiger 
Aufgabe  einer  Versicherung  eine  Vergütung  und  Umwand- 
lung in  eine  Freipolice  erst  dann  gewähren,  wenn  fünf 
Jahre  Beiträge  entrichtet  wurden.  Meine  Bemühungen 
statistisches  Material  über  das  Storno  in  England  zu  er- 
langen, waren  daher  gänzlich  erfolglos.  Es  steht  jedoch 
fest,  dass  die  Häufigkeit  der  Stornierungen  dort  nicht 
geringer  als  in  Deutschland  ihrer  finanziellen  Wirkung  wegen 
der  erwähnten  Bedingung  einer  fünfjährigen  Versicherungs- 
dauer für  Ausstellung  einer  Freipolice,  für  die  Versiche- 
rungsnehmer ungünstiger  sein  muss  Ueber  die  „Pruden- 
tial“ in  London  findet  sich  im  Weekly  Underwriter1)  vom 
17.  September  1881  aus  einer  Zeit  also,  in  der  diese 
Gesellschaft  eine  Erfahrung  von  27  Jahren  in  der  Branche 
hinter  sich  hatte  eine  Bemerkung  nach  der  bei  ihr  „mit 
ihren  88  Millionen  Mark  jährlichen  Prämieneinnahmen, 
ihren  bedeutenden  Reserven  und  ihren  stattlichen  Ueber  - 
schuss  in  ihren  5 Millionen  gegenwärtigen  Mitgliedern  durch- 
schnittlich auf  einen  ihr  treugebliebenen  Versicherten  3 
andere  kommen  ' die  .ihre  Versicherung  schon  vorzeitig 
aufgeben“. 

Ende  1911  waren  bei  der  Gesellschaft  19  041  738 
Policen  in  Kraft,  1 705  885  davon  waren  prämienfrei,  das 
sind  9 °/0.  Bei  der  um  38  Jahre  jüngeren  Volksversiche- 
rungsabteilung  der  „Victoria“  bestanden  zur  selbigen  Zeit, 
wie  schon  oben  angegeben,  8 °/0  prämienfreie  Versicherungen. 
Bedenkt  man,  dass  dieser  Prozentsatz  — auch  wenn  die 
Stornogefahr  immer  dieselbe  bleibt  — im  Laufe  der  Jahre 
abnehmen  muss,  da  ja  im  älter  werdenden  Versicherungs- 
bestand, die  älteren  stabilen,  die  jungen  leicht  stornierten 
Policen  immer  mehr  übertreffen  müssen,  ferner  die  Tat- 
sache, dass  die  „Prudential“  erst  auf  5 Jahre  alte  Versiche- 
rungen Freipolicen  ausstellt,  die  3 und  4jälirigen,  die  bei 
der  Victoria,  wie  oben  gezeigt,  die  meisten  Freipolicen 
liefern,  überhaupt  ganz  und  gar  ausgeschaltet  sind,  so  er- 
erhalten  wir  damit  für  die  englische  Gesellschaft  ein  weit 
ungünstigeres  Bild  von  ihrem  Storno  als  für  die  Deutsche. 
Ganz  ausser  Zweifel  aber  steht  die  Tatsache,  dass  wegen 
der  langen  Verfalldauer  von  5 Jahren  die  finanzielle  Trag- 
weite aus  dem  Storno  für  die  Versicherten  .bei  der  Pruden- 


1)  History  of  the  Prudential  Ins.  Comp,  of  Amerika,  S.  142. 


tial  erheblich  nachteiliger  ist,  als  bei  der  „Victoria'4  und  der 
Gewinn  daraus  bei  jener  grösser  sein  wird  als  bei  dieser. 

Was  Nordamerika  anbetrifft,  sind  im  Anhang  zu 
dem  Geschäftsbericht  des  kaiserlichen  Aufsichtsamtes  für 
Privatversicherung  für  1910  einige  Zahlen  über  den 
vorzeitigen  Abgang  der  drei  grössten  und  ältesten  Ge- 
sellschaften enthalten,  aus  denen  hervorgeht,  dass  das 
Storno  bei  diesen  Bieseninstituten  erheblich  grösser  ist, 
als  bei  deutschen  Instituten.  In  Tabelle  32  sind  die 
Zahlen  für  den  durchschnittlichen  Versicherungsbestand 

Tab.  32. 

Vergleich  des  Stornos 

bei  amerikanischen  und  deutschen  Gesellschaften 


Name 

Durchschnittl.  Bestand 

Vorzeitiger  Abgang 

Prozentsatz 

des 

vorzeitigen 

Abzugs 

Policen 

Summe  in 

Policen 

Summe  in 

1000 

1908 

1000  Jl 

Policen]  Summe 

a)  Amerikanische  Gesellschaften. 


Metropoliten 

91570441 

5637285 

1353191 

912655 

14,5 

Prudential 

7055749 

3679116 

1059948 

661 971 

15,0 

John  Hankok 

1715408 

1185012 

277470 

182440 

15,0 

16,2 

18,0 

15.3 


b)  Deutsche  Gesellschaften. 


Victoria 

3100159 

634185 

230863 

63  535 

7,5 

Friedr.  Wilh. 

2457324 

348291 

177896 

33300 

7,2 

Deutschland 

90902 

25694 

7 204 

280 

8,0 

10,0 

9,6 

8,8 


und  den  vorzeitigen  Abgang  im  Jahre  1908  einander 
gegenüber  gestellt  und  den  entsprechenden  Grössen,  bei 
„Victoria“,  „Friedrich  Wilhelm“  und  „Deutschland“  ver- 
glichen. Die  V erhältniszahlen  von  Storno  und  durschschnitt- 
lichem  Bestand  sind,  obwohl  die  amerikanischen  Gesellschaften 
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bedeutend  älter  sind  als  die  deutschen  (die  „Prudential“  hat 
im  Jahre  1875  den  Betrieb  der  V olksversicherung  auf- 
genommen, die  Metropolitan  1879)  bei  jenen  für  die  Policen 
doppelt  so  hoch  und  für  die  Summen  um  ein  beträchtliches 
grösser  als  bei  diesen.  Ja  es  ist  sogar  möglich,  dass  der 
Unterschied  in  diesem  Sinne  in  Wirklichkeit  noch  viel 
grösser  ist,  da  die  Annahme  nahe  liegt,  das  in  den  Zahlen  für 
den  vorzeitigen  Abgang  der  amerikanischen  Gesellschaften 
die  Nichteinlösungen  der  Policen  nicht  mit  enthalten  sind, 
wie  es  bei  den  drei  deutschen  der  Pall  ist. 

B)  Die  Kosten  der  Volksversicherung. 

I.  Vergleich  der  Prämie  in  der  grossen  Lebens- 
versicherung und  in  der  Volksversicherung. 

Unter  den  Kosten  der  Volks  Versicherung  verstehen  wir 
hier  nicht  nur  die  mit  dem  Geschäftsbetrieb  verbundenen 
Verwaltungskosten  (dies  sind  die  Unkosten),  sondern  den 
Preis  der  Sicherstellung  eines  bestimmten  Kapitals,  die 
Prämie.  Die  Höhe  dieses  Preises  in  der  Volks  Versicherung 
und  seine  Entstehung  erläutern  wir  wieder  an  einem  Ver- 
gleich zwischen  ihr  und  der  grossen  Lebensversicherung. 

Bei  der  „Victoria“  zu  Berlin  beträgt  z.  B.  die  jähr- 
liche Prämie  für  einen  30jährigen  pro  1000  Mark  Ver- 
sicherungssumme, zahlbar  bei  Erreichung  seines  50.  Lebens- 
jahres oder  bei  früherem  Tode  in  der  grossen  Lebensver- 
sicherung (Tarif  IV)  50,90  Mark,  in  der  Volksversicherung 
(Tarif  Ia‘20)  dagegen  71,23  Mark.  Die  Nettoprämie  nach 
den  den  Berechnungen  zu  Grunde  liegenden  Sterbetafeln 
(M.  und  W1  und  Deutsche  Sterbetafel  1870 — 71)  ergibt 
sich  für  diese  Versicherung  in  der  grossen  Lebensversiche- 
rung zu  32,21  Mark  oder  63,1 5 °/0  der  Bruttoprämie.  In 
der  Lebensversicherung  beträgt  also  der  Zuschlag  18,60  Mark 
oder  36,85  °/0,  in  der  Volksversicherung  30,14  Mark  oder 
42,52°/0 

Die  Notwendigkeit  einer  höheren  Nettoprämie  in  der 
Volksversicherung  sind  1.  der  Ausfall  der  ärztlichen  Aus- 
lese, der  einen  Zudrang  Kranker  zur  Folge  hat,  2.  die  in 
der  Volksversicherung  überwiegende  Stadtbevölkerung,  die 
unter  unhygienischen  Lebensverhältnissen,  wie  der  schlechten 
Luft,  der  ungesunden  Wohnung  zu  leiden  hat  und  wo  eine 
erhöhte  Gefahr  des  Auftretens  und  der  Ausbreitung  von 
Infektionskrankheiten  vorhanden  ist;  3.  die  ungesunden  und 
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gefährlichen  Berufsarten  der  Volksversicherten  und  endlich 
4.  der  Unterschied  in  der  Lebensweise  zwischen  den  für 
die  Lebens-  und  Volksversicherung  in  Betracht  kommenden 
sozialen  Schichten.  Alle  diese  Momente  erhöhen  die  Sterb- 
lichkeit der  Volksversicherten,  damit  das  Bisiko  der  Ver- 
sicherer und  müssen  also  auch  die  Nettoprämie  verteuern. 

Aber  auch  der  Zuschlag  zur  Nettoprämie  ist  in  der 
Volksversicherung  höher  als  in  der  grossen  Lebensversiche- 
rung. Da  Gewinn-  und  Sicherheitszuschlag  (genau  lassen 
sich  beide  nicht  absondern)  in  beiden  Branchen  ungefähr 
von  derselben  Höhe  sein  dürften,  kommt  der  Unterschied 
auf  das  Konto  des  Verwaltungskostenzuschlags. 

II.  D ie  Verwaltungskosten. 

Die  Verwaltungskosten  sind  nun  auch  der  Punkt  an 
dem  die  Kritik  an  der  zu  hohen  Prämie  der  Volksver- 
sicherung einsetzt.  Die  übliche  Methode,  die  relative  Höhe 
der  Verwaltungskosten  eines  Betriebs  festzustellen,  besteht 
darin,  dass  man  bestimmt,  wieviel  Prozent  der  Prämien- 
einnahme eines  Jahres  durch  die  Verwaltung  absorbiert 
wurde.  Für  das  gesamte  Volksversicherungsgeschäft  ergibt 
sich  so  nach  der  Statistik  des  Aufsichtsamtes  für  die  Jahre 
1902  — 11  im  Durchschnitt  ein  Satz  von  26°/0,  für  die 
grosse*  Lebensversicherung  ein  solcher  von  IS.  Daraus 
ginge  hervor,  dass  die  Verwaltung  in  der  kleinen  Ver- 
sicherung doppelt  so  teuer  ist  als  in  der  grossen.  Wir  be- 
haupten nun  aber,  dass  ein  solcher  Vergleich  zweier  Be- 
triebe oder  Gesamtheit  von  Betriebe  auf  der  Basis  dieser 
Belativzahlen  zu  verwerfen  Sehen  wir  uns  nämlich  Tab.  SB 
diese  Prozentsätze  für  die  Volksversicherung  der  „Victoria“ 
von  1892  bis  1911  an,  so  besagen  sie,  dass  im  Laufe  der. 
Jahre  immer  ein  geringerer  Teil  der  Prämieneinnahme  für 
die  Verwaltung  verausgabt  wurde.  Dieser  Rückgang  der 
Prozentsätze  ist  zum  Teil  darauf  zurückzuführen,  dass  die 
Einrichtungen  des  Betriebs  entsprechend  den  gemachten 
Erfahrungen  verbessert  und  verbilligt  werden  konnten,  also 
tatsächlich  an  Verwaltungskosten  gespart  wurde,  woraus 
folgt,  dass  junge  Betriebe  mehr  aufzuwenden  haben  als 
ältere,  hängt  aber  auch  noch  mit  der  relativen  Aenderung 
einer  anderen  Grösse  aus  dem  Geschäftsbetrieb  zusammen, 
dem  jährlichen  Zugang  an  neuen  Versicherungen.  Die  ge- 
samten Verwaltungskosten  eines  Lebensversicherungsbe- 
triebes lassen  sich  in  einmalige,  den  Erwerbskosten  einer 
Versicherung  (Reisekosten,  Druckkosten,  Porti,  Insertionen< 
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die  Gehälter  eines  Teils  der  Beamten,  die  Abschlusspro- 
vision, ein  Teil  der  Miete  der  Bureauunkosten)  und  in 
laufende,  die  jährlichen  Unterhaltungskosten  (Inkassoprovi- 

Tab.  33. 

Verwaltungskosten  der  „Victoria“ 

in  Prozenten  der  Pr äm ien-Einnahme n. 


Jahr 

Y erwaltungs- 
kosten- 
Prozentsatz 

hl  euzugang 
an  Y ersicher.- 
Snmme  in  °/0 
des  Bestandes 
zu  Anfang  des 
Jahres 

1892 

49,7 

1893 

43,5 

1894 

40,2 

1895 

36,2 

58,7 

1896 

37,1 

90,7 

1897 

37,0 

70,0 

1898 

35,6 

1899 

28,1 

1900 

27,0 

1901 

24,2 

1902 

23,5 

1903 

23,5 

19,4 

1904 

23,3 

18,1 

1905 

22,5 

14,9 

1906 

22,9 

16,4 

1907 

23,8 

17,3 

1908 

23,8 

16,7 

1909 

23,9 

17,1 

1910 

23,6 

14,2 

1911 

23,7 

15,4 

sion,  die  Kosten  der  inneren  Verwaltung,  also  der  Begist- 
rierungs-,  Buchungs-  und  Bechnungsarbeiten,  der  Verwal- 
tung der  Anlage,  der  Beservekapitalien  usw.,  der  Schaden- 
regulierung, der  Staatsaufsicht  usw.)  die  sich  in  Material- 
kosten, Mieten,  Gehälter  und  Abgaben  ausdrücken,  einteilen. 
Diese  sind  einfach  dadurch  definiert,  dass  sie  allein  ent- 
stehen würden,  wenn  die  Gesellschaft  plötzlich  darauf  ver- 
zichten würde  neue  Versicherungen  abzuschliessen  und  nur 
Aufwendungen  für  die  Abwicklung  der  vorhandenen  Ver- 
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Sicherungsverträge  zu  machen  hätte.  Der  Unterschied  zwischen 
ihnen  und  den  Gesamtkosten  bei  einem  auch  neue  Ver- 
sicherungskandidaten anwerbenden  Betrieb  fällt  dann  eben 
der  Akquisition  zur  Last.  Die  Proportion  von  Verwaltungs- 
kosten und  Prämieneinnahme  wird  also  je  nach  dem  Ver- 
hältnis von  Neuzugang  und  altem  Bestand  variieren.  Da 
die  auf  eine  Versicherung  entfallenden  Erwerbskosten  natür- 
lich unverhältnismässig  höher  sind  als  die  jährlichen  Unter- 
haltungskosten, werden  die  Gesamtkosten  eines  Betriebs- 
jahres je  nach  dem  Verhältnis  von  Neuzugang  und  altem 
Bestand  einen  grösseren  oder  kleineren  Betrag  erreichen. 
Sie  ist  grösser  in  Jahren,  wo  viele  Neuaufnahmen  statt- 
gefunden haben,  kleiner,  wenn  der  Neuzugang  verhältnis- 
mässig schwach  war.  In  Tabelle  BB  sind  denn  auch  die 
Störungen  in  der  Tendenz  der  Zahlenreihe  stetig  abzu- 
nehmen, immer  auf  eine  Zunahme  der  danebenstehenden 
Verhältniszahl  von  Neuzugang  und  vorhandenen  Bestand 
in  das  betreffende  Jahr  zurückzuführen.  Bei  jungen  auf- 
strebenden Instituteu  ist  dieses  Verhältnis  aber  konstant 
grösser  als  bei  den  alten  und  müssen  daher  durch  die  ge- 
samten Verwaltungskosten  bei  jenen  relativ  höher  sein  als 
bei  diesen.  Aus  diesem  Grunde  allein  ist  schon  ein  Ver- 
gleich auf  dieser  Basis  zwischen  dem  alten  Geschäft  der 
grossen  Lebensversicherung  und  dem  jungen  der  Volksver- 
'sicherung  nicht  zulässig.  Ein  solcher  Vergleich  wäre  nur  dann 
möglich,  wenn  die  Gesellschaften  in  ihren  Geschäftsberichten 
die  Ausgaben  für  Verwaltung  so  spezialisiert  aufführen 
würden,  dass  eine  genaue  Scheidung  zwischen  Erwerbs-  und 
Verwaltungskosten  getroffen  werden  könnte.  Noch  aus 
einem  anderen  Grunde  ist  die  Verhältniszahl  von  Verwal- 
tungskosten und  Prämien  ei  nnahmen  als  genauer  Massstab 
der  billigeren  oder  teueren  Verwaltung  eines  Betriebes  zu 
verwerfen.  Da  der  für  eine  Versicherung  zu  leistende  jähr- 
liche Beitrag  nicht  nur  von  dem  versicherten  Kapital,  sondern 
auch  sehr  wesentlich  von  der  Dauer  der  Prämienzahlung  ab- 
hängt, bei  sehr  kurzer  Dauer  eben  die  Gesamtleistung  des 
Versicherungsnehmers  in  wenige  grosse  Jahresprämien,  bei 
sehr  langer  Dauer  in  viele  kleine  zerlegt  ist,  so  wird  je 
nach  dem  in  einem  Betrieb  die  kurzen  oder  langen  Ver- 
sicherungen überwiegen  die  jährliche  Gesamteinnahme  an 
Prämien  relativ  zum  versicherten  Kapital  höher  oder  nied- 
riger sein.  Auf  die  Verwaltungskosten  hat  die  Steigerung 
der  jährlichen  Einnahme  durch  die  kurzen  Versicherungen 
nur  den  geringen  Einfluss,  dass  etwas  höhere  Inkassopro- 
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Visionen,  die  ja  in  Prozenten  der  Prämie  normiert  werden, 
zu  zahlen  sind.  Die  übrigen  Kosten  werden  nicht  berührt 
und  der  Gesamtbetrag  der  Ausgaben  für  Verwaltung  muss 
daher  bei  einem  Vergleich  mit  den  Prämieneinnahmen  je 
nach  deren  Struktur  relativ  höher  oder  niedriger  erscheinen, 
als  er  in  der  Wahrheit  ist.  In  der  Tat  ist  nun  die  durch- 
schnittlich versicherte  Dauer  der  einzelnen  Volksversiche- 
rungsgesellschaften sehr  verschieden  gross.  Bei  den  einen 
herrschen  die  kurzen  Versicherungen  vor,  bei  den  anderen 
die  längeren.  Wenn  man  also  z.  B.  daraus,  dass  die  „Vic- 
toria“ in  den  letzten  Jahren  durchschnittlich  23,6 °/0  der 
Prämieneinnahmen  für  Verwaltungskosten  verbraucht  hat, 
die  „Friedrich  Wilhelm“  29,  die  „Deutschland“  35  ohne 
weiteres  schliesst,  wie  es  gewöhnlich  geschieht,  dass  die 
erste  Gesellschaft  am  billigsten,  die  letztere  am  teuersten 
arbeitet  und  die  zweite  zwischen  beiden  etwa  in  der  Mitte 
steht,  so  ist  das  einfach  ein  Trugschluss.  Denn  während 
bei  der  „Victoria“  jährlich  die  Prämieneinnahme  etwa  v« 
des  versicherten  Kapitals  beträgt,  ist  dieser  Bruchteil  bei 
„Friedrich  Wilhelm“  1/18  und  bei  „Deutschland“  sogar  nur 
1/27.  Die  jährliche  Prämieneinnahme  ist  also  bei  der  „Vic- 
toria“ durch  eine  überwiegende  Zahl  kurzer  Versicherungen 
unverhältnismässig  in  die  Höhe  getrieben  und  drückt  daher 
den  Verwaltungssatz  künstlich  herab.  Bei  „Deutschland“ 
ist  es  genau  umgekehrt  und  „Friedrich  Wilhelm“  steht 
wieder  in  der  Mitte.  Die  Verhältniszahlen  von  Verwaltungs- 
kosten in  Prämieneinnahmen  für  verschiedene  Betriebe  be- 
rechnet allein  können  also  gar  nichts  über  die  relative  Höhe 
dieser  Kosten  in  einem  Betriebe  aussagen.  Auch  wenn 
noch  die  anderen  angegebenen  Belativzahlen  feststehen, 
aber  im  entgegengesetzten  Sinne  verlaufen,  wie  bei  den  3 
angeführten  Gesellschaften  geht  aus  ihnen  nichts  bestimmtes 
hervor;  nur  wenn  der  Sinn  des  Verlaufs  der  Zahlen  für 
2 oder  mehrere  Betriebe  derselbe  ist,  darf,  je  nachdem, 
auf  eine  billigere  oder  teuere  Verwaltung  geschlossen  werden. 

Diese  Tatsache  macht  auch  die  oft  ausgesprochene 
und  gern  gehörte  Behauptung,  die  grossen  englischen  und 
amerikanischen  V olksversicherungsgesellschaften  arbeiten 
sehr  erheblich  teuerer  als  die  deutschen  Institute,  etwa  wie 
die  „Victoria“,  zu  seiner  Illusion.  Zwar  verbrauchte  z. 
B.  die  „Prudential“  in  London  im  Jahre  1911  von  einer 
Prämieneinnahme  von  ca.  153  Millionen  Mark  (7  631408 
Pfund  Sterling). 


59  Millionen  (2  937  808  Pfund  Sterling)  für  die  Ver- 
waltung, also  etwa  38,5  °/0  d.  h.  also,  15  °/0  mehr  als  die 
„Victoria“.  Doch  steht  dieser  Prämieneinnahme  ein  ver- 
sichertes Kapital  von  3789  Milliarden  Mark  (189428581 
Pfund  Sterling)  gegenüber,  also  eine  24  mal  so  grosse 
Summe,  während  dieses  Verhältnis  bei  der  „Victoria“  nur 
1:11  ist.  Allerdings  geht  aus  einem  Vergleich  je  der 
beiden  Pelativzahlen  der  „Prudential“  und  „Deutschland“ 
hervor  (sie  sind  beide  für  „Deutschland“  günstiger),  dass 
die  englische  Gesellschaft  um  ein  geringes  mehr  an  Ver- 
waltungskosten ausgibt.  Der  Unterschied  ist  aber  als  nicht 
so  bedeutend,  wie  es  von  den  deutschen  Versicherern  hin- 
gestellt wird.  Wir  werden  noch  einmal  darauf  zurück- 
kommen. 

Aehnlich  wie  bei  dieser  englischen  Gesellschaft  ist  es 
bei  den  grössten  amerikanischen  Gesellschaften.  Die  „Me- 
tropolitan“, „Prudential“  und  „John  Hankok“  verausgabten 
im  Jahre  1909  von  einer  Prämieneinnahme  von  bezw.  197,2, 
157,3  und  48,9  Milliarden,  bezw.  65,7,  69,9  und  17,2  Mil- 
liarden für  die  Verwaltung  = 33,3,  44,4  und  35  °/0  also 
prozentual  mehr  als  die  grossen  deutschen  Gesellschaften. 
Die  versicherten  Kapitalien  aber  betrugen  6099,8,  4461,7 
und  1285,8  Millionen  das  ist  bezw.  etwa  das  31jache,  28- 
fache  und  26  fache  der  Prämieneinnahme,  woraus,  wie  schon 
einmal  erwähnt  wurde,  hervorgeht,  dass  die  durchschnitt- 
liche Dauer,  Prämienzahlung  und  Versicherungsdauer,  auf  die 
die  Versicherungen  bei  diesen  Gesellschaften  abgeschlossen 
sind,  länger  ist  als  in  Deutschland,  die  jährliche  Prämien- 
einnahme damit  relativ  kleiner  ausfällt,  die  davon  auf  die 
Verwaltungskosten  fallende  Quote  aber  sich  höher  stellen 
muss.1)  Ein  Vergleich  zwischen  den  Kosten  der  deutschen, 
englischen  und  amerikanischen  Volksversicherung  ist  auf 
einer  anderen  Basis  weiter  unten  gegeben. 

Das  Ergebnis  der  eben  angestellten  Untersuchungen 
ist,  dass  ein  Vergleich  sowohl  zwischen  den  einzelnen  Volks- 
versicherungsgesellschaften untereinander,  sowie  ihrer  Ge- 
samtheit mit  der  ganzen  grossen  Lebensversicherung  oder 
auch  einzelner  Betrieb  des  kleinen  und  des  grossen  Ge- 
schäfts unter  der  üblichen  Bemessung  der  Kosten  nach  der 
Prämieneinnahme  kein  zuverlässiges  Resultat  liefern  kann, 
sondern  nur  dazu  geeignet  ist,  Unklarheit  und  Verwirrung 
über  diese  Frage  zu  schaffen.  Solange  die  Gesellschaften 

1)  Ueber  einen  Vergleich  der  deutschen,  englischen  und  ame- 
rikanischen Tarife  siehe  Seite  154. 
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keine  spezialisierten  Angaben  über  ihren  Geschäftsbetrieb 
veröffentlichen,  ist  ein  exakter  Vergleich  zwischen  grosser 
und  kleiner  Versicherung  nicht  möglich. 

Wie  in  Nr.  I zu  Anfang  dieses  Abschnittes  gezeigt 
worden  ist,  steht  jedoch  fest,  dass  der  Betrieb  der  Volks- 
versicherung relativ  mehr  an  V erwaltungskosten  verschlingt 
als  der  der  grossen  Lebensversicherung,  weil  ja  der  Ver- 
waltungskostenzuschlag bei  jener  bedeutend  grösser  ist.  In- 
dem aber  wir  darauf  verzichten,  die  relative  Höhe  derVer- 
waltungskosten  verschiedener  Institute  der  Volksversicherung 
untereinander  als  auch  der  Volks-  und  grossen  Lebensver- 
sicherung miteinander  zu  vergleichen,  wollen  wir  sie  nach 
den  verschiedenen  Arten  aus  denen  sie  sich  gruppieren, 
zerlegen  und  untersuchen,  welcher  von  dieser  die  Verteue- 
rung des  Volksversicherungsbetriebes  zuzuschreiben  ist.  In 
Tab.  34  sind  die  Verwaltungskosten  des  gesamten  grossen  und 
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kleinen  Versicherungsgeschäftes  im  Jahre  1910  nach  den 
einzelnen  Arten  angegeben  und  für  diese  der  relative  An- 
teil an  den  Gesamtausgaben  berechnet.  Die  eigentlichen 
inneren  Verwaltungskosten  belaufen  sich  bei  der  grossen 
Versicherung  auf  55  bei  der  kleinen  89,8 °/fl.  Es  ist  klar, 
dass  die  innere  V erwaltung  im  grossen  Zweige  kostspieliger 
ist  als  im  kleinen.  Zwar  sind  gewisse  Buchungs-  und 
Bechnungsoperationen  für  beide  Branchen  in  gleicher  Weise 
erforderlich.  Aber  die  Registratur-  und  Kontrolleinrich- 
tungen (z.  B.  die  Sterbefälle,  der  Todesursachen,  die  ein- 
gegangenen und  abgelehnten  Anträge,  usw.)  sind  schon  in 
der  Volksversicherung  nicht  mehr  üblich  und  notwendig, 
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da  eben  die  einzelne  Versicherung  bedeutungslos  ist.  Die 
Korrespondenz  mit  den  Versicherungsnehmern  ist  in  der 
grossen  Versicherung  sehr  rege  und  in  gewissen  Fällen  ja 
gesetzlich  (die  Mahnung,  Kündigung  und  Fristbestimmung 
bei  Unterlassung  der  Prämienzahlung)  yorgeschrieben.  Da- 
durch wird  in  der  kleinen  Versicherung  erheblich  an  Aus- 
gabe für  Beamtengehälter,  Porto,  Materialkosten  gespart. 
Auch  fallen  in  der  bei  den  meisten  Gesellschaften  die  Arzt- 
honorare gänzlich  weg  und  belaufen  sich  bei  einigen  nur 
auf  einen  ganz  geringen  Betrag. 

Diese  eigentlichen  Verwaltungskosten  in  der  Volksver- 
sicherung weiter  zu  reduzieren,  wird  kaum  möglich  sein. 
Zwar  kann  im  Laufe  derZeit  durch  Verbesserung  der  ge- 
schäftlichen Einrichtungen  und  Methoden  bei  dem  Charakter 
des  Geschäfts  als  Massenbetrieb,  wo  jede  geringe  Ersparnis 
tausendfach  wiederholt,  bedeutend  wird,  immerhin  eine  ge- 
wisse kleine  Verbilligung  der  Verwaltung  erreicht  werden, 
aber  eine  durchgreifende  Beform  mit  dem  Ziele  einer 
wesentlichen  Reduktion  der  Kosten  der  Volksversicherung 
müsste  an  einem  anderen  Punkte  angreifen.  Tabelle  34 
sagt  uns  also,  dass  umgekehrt  wie  in  der  grossen  Lebens- 
versicherung, in  der  Volksversicherung  die  Aussenorganisa- 
tion  einen  grösseren  Teil  des  gesamten  Kostenaufwandes  ver- 
schlingt. Sie  (im  speziellen  das,  Inkasso  der  Prämien) 
sind  es  also  auf  deren  Konto  das  Mehr  an  Ausgaben 
für  Verwaltung  in  der  Volksversicherung  kommt.  In  der 
Volksversicherung  machen  die  Kosten  des  Aussendienstes 
60,2  °/0  aller  Ausgaben  für  Verwaltung  aus,  in  der  grossen 
Versicherung  45  °/0.  Dabei  entfallen  auf  Inkassopro- 
vision in  der  grossen  Versicherung  15  °/0  in  der  kleinen 
42,4  °/0.  Für  100  Mark  Prämieneinnahme  (mit  Einschluss 
der  Dividende)  werden  hier  für  das  Inkasso  durchschnitt- 
lich 11,20  Mark  gezahlt,  dort  nur  1,90  Mark.  Der  Unter- 
schied erscheint  weniger  krass  und  genau  im  entgegenge- 
setzten Sinne,  wenn  man  bedenkt,  dass  z.  B.  1910  in  der 
grossen  Versicherung  auf  die  Police  durchschnittlich  eine 
Prämie  von  Mark  184,70  kam,  die  ganz  in  2 oder  4 Teil- 
zahlungen erhoben  wurde,  in  der  kleinen  aber  pro  Ver- 
sicherung nur  15,20  Mark  in  meist  wöchentlichen  oder  auch 
monatlichen  Baten  gezahlt  wurden.  Nimmt  man  an,  dass 
die  Beiträge  in  der  grossen  Versicherung  durchschnittlich 
vierteljährlich,  in  der  Volksversicherung  halbmonatlich  ent- 
richtet wurden,  so  wurde  ein  Gang  des  einsammelnden 
Agenten  im  grossen  Zweig  durchschnittlich  mit  88  Pfg.  im 
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kleinen  mit  7 Pfg.  entlohnt.  Der  erste  dieser  Beträge 
dürfte  bei  der  gemachten  Annahme  in  Wirklichkeit  zu 
hoch,  der  zweite  zu  niedrig  sein;  es  wurde  mit  dieser  An- 
nahme gerechnet,  um  sicher  zu  sein,  in  der  Absicht  den 
grossen  Unterschied  im  Inkasso  der  Prämien  zwischen 
grosser  Lebensversicherung  und  Volksver Sicherung  darzu- 
legen, keine  Uebertreibung  zu  begehen.  Verhältnismässig 
noch  höhere  Summen  verschlingt  der  Aussendienst  in  Eng- 
land und  Amerika.  Die  „Prudential  of  England“  veraus- 
gabte im  Jahre  1911  im  Granzen  58756060  Mark1)  davon 
45195  880  Mark  oder  7 6 °/0  für  Agenturprovision  und 
sonstige  Entlohnung  der  Agenten.  Bei  den  8 amerikanischen 
Gesellschaften  beliefen  sich  1909  die  Gesamtverwaltungs- 
kosten auf  152781000  Mark.2)  1 13  173  000  Mark  oder 
7 4 °/0  kamen  auf  die  Agenten. 

Die  höheren  Ausgaben  für  den  Aussendienst  bei  den 
amerikanischen  Gesellschaften,  und  wie  vermutet  werden 
kann  auch  bei  den  englischen,  sind  nicht  nur  eine  Folge 
der  regsamen  mit  allen  Mitteln  angereizten  Tätigkeit  der 
Agentenschaft3)  (z.  B.  die  „Prudential  of  Amerika“  und  die 
„Metropolitan“  beschäftigen  beide  9000  Agenten,  die  ihre 
ganze  Arbeit  und  Arbeitskraft  und  Zeit  der  Akquisition 
oder  dem  Inkasso  widmen,  also  daneben  keinen  anderen 
Beruf  ausliben)  sondern  auch  eine  höhere  Entlohnung  wie  sie 
z.  B.  bei  der  „Victoria“  üblich  ist.  Die  „Prudential“  gibt 
z.  B.  im  Ganzen  1 71/2  neuzugewachsene  Wochenprämien 
und  15  °/0  der  einkassierten  Prämienbeträge  als  Inkasso- 
provision, die  „Victoria“  nur  12  Wochenprämien  als  Ab- 
schluss- und  1 2 °/0  der  eingenommenen  Prämien  als  Inkasso- 
provision. Es  ist  klar,  dass  die  das  materielle  Interesse 
des  Agenten  anregende  höhere  Provision  und  die  Verbrei- 
tung der  Versicherung  in  Amerika  in  einem  gewissen 
Zusammenhang  stehen  werden. 

Nicht  nur  in  Deutschland,  sondern  auch  in  den  vor- 
bildlichen Ländern  England  und  Nordamerika  entfallen 
also  der  grösste  Teil  der  Verwaltungskosten  der  Volksver- 
sicherung  auf  die  Aussenorganisation,  ja  in  diesen  noch 
mehr  als  bei  uns.  Es  erhebt  sich  folglich  die  Frage:  Ist 


1)  Siehe  Gewinn-  und  Verlustkonto  von  1911. 

2)  Siehe  Geschäftsbericht  d.  K.A.A.f.P.  S.  126. 

3)  Siehe  Geschäftsbericht  d.  K.A.f.Priv.-Vers.,  Bemerkung  zur 
Aussenorganisation  S.  152. 


die  Aussenorganisation  in  der  V olksversicherung  von  so 
fundamentaler  Bedeutung  und  Wirksamkeit,  dass  ihre  hohen 
Betriebskosten  gerechtfertigt  erscheinen?  Um  eine  Ant- 
wort auf  diese  Frage  zu  finden,  wollen  wir  einmal  die  Tätig- 
keit und  Wirksamkeit  von  einigen  Institutionen  ins  Auge 
fassen,  welche  zu  dem  Zweck  ins  Leben  gerufen  sind,  gleich 
wie  die  private  Volksversicherung  den  kleinen  Leuten  die 
Lebensversicherung  zu  vermitteln,  welche  jedoch  das  Publikum 
nicht  durch  prämiensammelnde  Agenten  zu  interessieren,  zu 
gewinnen  und  festzuhalten  suchen,  sondern  es  in  der  Hoff- 
nung auf  das  überragende  Vertrauen,  dass  sie  in  der  Oeffent- 
lichkeit  geniessen  durch  ihre  zweifellos  finanzielle  Sicherheit 
(Autorität  des  Staates)  und  durch  die  Billigkeit  ihrer  Ver- 
waltung (Staatszuschuss,  Wegfall  bezahlter  Agenten)  an 
sich  ziehen  wollen. 

1.  Die  „Volks versicherungskasse“  im  Kanton 
Neuenburg. 

S.  Me  hl  er1)  berichtet  in  seiner  Abhandlung  über  die 
Volksversicherung  in  der  Schweiz  von  einer  im  Jahre  1898 
errichteten  staatlichen  Volksversicherungsanstalt  im  Kanton 
Neuenburg,  deren  Wirksamkeit  und  Erfolge  sehr  lehrreich 
sind.  Die  Anstalt  ist  ins  Leben  gerufen  worden  um  die 
schwierige  Situation  der  sogenannten  Frankenvereine  (Sterbe- 
kassen), deren  Defizite  sich  von  Jahr  zu  Jahr  steigerten, 
mit  einem  Schlage  dadurch  abzuhelfen,  dass  sie  eingeladen 
wurden,  auf  Grund  von  Uebergangsbestimmungen  in  die 
neuzugründende  staatliche  Kasse  einzutreten;  5 Franken- 
vereine machten  von  dem  Angebote  Gebrauch  und  über- 
gaben der  Kasse  als  Grundstock  ein  Aktivum  von  zusam- 
men 6 850  259  Franken.  Die  Versicherungsarten  der  Kasse 
sind  die  lebenslängliche  Todesfallversicherung,  die  gemischte 
und  die  Rentenversicherung.  Eine  Versicherung  können 
hei  der  Kasse  nehmen  alle  Personen  im  Alter  von  18  bis 
60  Jahren.  Die  geringste  Versicherungssumme  ist  100  Frcs-, 
die  höchste  5000  Frs. ; die  Prämien  können  in  monatlichen 
Baten  gezahlt  werden. 

Das  besondere  und  eigenartige  an  dieser  Anstalt  ist 
die  durch  die  enormen  Zuschüsse  und  Leistungen  des 
Staates  ermöglichte  kolossale  Verbilligung  der  Versiche- 
rungsprämie. Der  Titel  V des  die  Einrichtungen  der  Volks- 
versicherungskasse regelnden  Gesetzes  lautet: 

1)  Me  hl  er,  Die  Volksversicherung  in  der  Schweiz,  Leipzig 
1906,  S.  4. 
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Der  Staat  trägt  zur  kantonalen  Volksversicherungs- 
kasse,  bei  in  dem  er  sämtliche  Kosten  der  Verwaltung, 
worin  die  Spesen  der  technischen  Leitung  inbegriffen 
sind,  übernimmt.  Er  übernimmt  desgleichen  die 
Kosten  der  ärztlichen  Untersuchung  der  Versicherten, 
sofern  diese  eine  Versicherungspolice  unterschreiben 
und  die  erste  Monatsprämienrate  ihrer  Prämien  ge- 
zahlt haben.  Er  übernimmt  ausserdem  die  Deckung 
des  Risikos,  das  durch  die  Aufnahme  von  Ungesunden 
in  die  Versicherung  ohne  Erhöhung  der  Prämie  ent- 
steht. Endlich  partizipiert  er  durch  GTewährung  einer 
Zahlung  der  Nettoprämie  bei  allen  Kategorien  der 
Versicherung  in  den  Grenzen  einer  Versicherungs- 
summe mit  dem  Todesfall  von  500  Frs.  und  einer 
Monatsrate  von  80  Eres. 

Die  Partizipation  beträgt: 

20  °/0  der  Nettoprämie  für  Personen,  welche  vor  dem 
25.  Lebensjahr  die  Versicherung  nehmen, 

15°/0  der  Nettoprämie  vor  dem  vollendeten  80.  Lebens- 
jahre, 

10  °/0  Nettoprämie  vor  dem  vollendeten  35.  Lebensjahre, 

5 °/0  vor  dem  vollendeten  40.  Lebensjahre.1) 

Durch  die  beträchtlichen  staatlichen  Subventionen  war 
es  möglich,  die  Versicherung  zu  einem  Preis  zu  gewähren, 
wie  er  in  keiner  staatlichen  oder  privaten  Anstalt  in  irgend 
einem  Lande  bekannt  ist  und  mit  Recht  konnte  in  dem 
Gesetzentwurf  der  Hoffnung  Ausdruck  gegeben  werden,  dass 
das  Publikum,,  aufgemuntert  und  angeeifert  durch  die  staat- 
lichen Beihilfen  sich  stark  zur  Versicherung  drängen  würde 
und  die  Zahl  der  Versicherten  in  einigen  Jahren  auf  20 
bis  25  000  gestiegen  sein  werden.  Diese  Hoffnung  hat  sich 
aber  bis  heute  bei  weitem  nicht  erfüllt. 

Am  Schlüsse  des  ersten  Geschäftsjahres  waren  8626 
Policen  über  ein  Kapital  von  7 719136  Frcs.  in  Kraft. 
Davon  waren  6500  von  den  Gesellschaften  eingebrachte  Po- 
licen 2126  neu,  also  ein  ganz  stattlicher  Zugang.  Im  2.  Jahr 
sanken  die  Neuabschlüsse  unter  den  Abgang,  sodass  der 
Reinzuwachs  negativ  ausfiel  ( — 146);  im  3.  war  er  wieder 
negativ  ( — 75).  Erst  als  daraufhin  Reformen  und  Neu- 
rungen in  der  Innenverwaltung  und  vor  allem  in  der 
Organisation  des  Aussendienstes,  der  bisher  sehr  vernach- 
lässigt worden  war,  vorgenommen  wurde,  stieg  der  Zugang 


1)  Mehler,  a.  a.  O.  S.  15. 


147 


allmählich  wieder  langsam  an.  Me  hl  er  bemerkt  hierzu: 
„Es  zeigte  sich  hier,  wie  vorteilhaft  ein  gut  organisierter 
Aussendienst  ist  und  wie  notwendig,  um  ein  Versicherungs- 
Unternehmen  in  die  Höhe  zu  bringen.“  Ende  1911  also 
nach  18  jährigem  Betrieb  bestanden  bei  dieser  Anstalt 
13964  Policen  auf  1 8 1/2  Millionen  Kapital  von  denen  aber 
nur  7464  Policen  auf  Rechnung  der  Wirksamkeit  der 
Volksversicherungskasse  zu  setzen  sind,  da  ja  die  übrigen 
Versicherungen  die  Erankenvereine  einbrachten.  Auf  die 
bald  erhofften  20 — 25000  Versicherten  fehlt  also  noch 
heute  sehr  viel.  Interessant  in  diesem  Zusammenhänge  ist 
die  Tatsache,  dass  sehr  viele  Bewohner  des  Kantons  Neuen- 
burg bei  den  sicher  erheblich  teuerer  arbeitenden  aber  durch 
rührige  mit  der  Akquisition  und  dem  wöchentlichen  Inkasso 
betrauten  Agenten  ausländischer  Gesellschaften  versichert  sind. 

2.  Die  englische  Postlebensversicherung. 

Ein  anderes  bemerkenswertes  und  lehrreiches  Beispiel 
ist  die  englische  Postlebensversicherung.1)  Diese  Einrich- 
tung wurde  schon  im  Jahre  1864  auf  Betreiben  des  Ministers 
Gladstone,  einem  bitteren  Feinde  der  Privatversicherer 
allerdings  in  ganz  primitiver  Form  ins  Leben  gerufen: 
Versicherer  ist  der  Staat,  Versicherungsanträge  und  die 
Prämien  nehmen  die  Postanstalten  entgegen.  Trotz  der 
dadurch  ermöglichten  Billigkeit  und  dem  überragenden 
Vertrauen,  dass  der  Staat  geniesst,  wurden  (in  England 
dem  klassischen  Land  der  Versicherung!)  bis  zum  Jahre 
1882  durchschnittlich  jährlich  nur  872  Lebensversicherungs- 
verträge abgeschlossen.2)  In  diesem  Jahre  wurde  vom 
Unterhause  eine  Kommission  eingesetzt,  mit  der  Aufgabe, 
das  System  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Unter  den  von 
dieser  Kommission  aufgedeckten  Mängeln  wurde  als  erster 
„das  Fehlen  von  Agenten  zum  Anwerben  von  Versicherungs- 
nehmern und  zum  Einsammeln  der  Prämie“  genannt.  Die 
darauffolgende  Reform  brachte  erhebliche  Weiterungen  und 
Verbesserungen  der  Versicherungsmöglichkeiten,  so  dass 
nunmehr  lebenslängliche,  die  gemischte  und  die  abgekürzte 
Versicherung  von  Personen  von  8 bis  65  Jahren  über 
Kapitalien  von  mindestens  100  Mark  (5  Pfund)  und  2000  Mark 
(100  Pfund)  genommen  werden  können  und  zweitens  in 

1)  Siehe  Hagemann,  lieber  die  Benützung  postalischer  Ein- 
richtungen zu  Zwecken  der  Volksversicherung  in  England  und  in 
Deutschland. 

2)  Hagemann,  a.  a.  O.  S.  9. 
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Bezug  auf  die  Prämienerhebung  den  engen  Anschluss  an 
die  bestehenden  Postsparkassen,  derart,  dass  die  Prämie 
am  Fälligkeitstage  vom  Sparkassenkonto  des  Versicherungs- 
nehmers abgeschrieben  und  in  sein  Lebensversicherungs- 
konto übertragen  wird.  Besondere  Werbemittel  für  die 
Ausdehnung  des  Versicherungsgeschäftes  also  Agenten  in 
unserem  Sinne  kommen  nicht  zur  Einführung.  Auf  die 
Möglichkeit,  Lebensversicherungen  bei  der  Post  abzu- 
schliessen  weist  die  Postverwaltung  durch  Aushänge  in  den 
Schalterräumen  der  Postanstalten  und  durch  Verteilen  von 
Flugblättern  in  den  Haushaltungen  hin.  Die  Versicherung 
kann  dafür  und  wegen  der  Einfachheit  der  Prämienein- 
ziehung auch  durch  die  Post  viel  billiger  vermittelt  werden 
als  es  den  privaten  Gesellschaften  möglich  ist.  Ein  Zwanzig- 
jähriger zahlt  z.  B.  für  eine  bei  seinem  Tode  fällige  Ver- 
sicherungssumme von  100  Pfund  bei  der  Postversicherung 
jährlich  88  sh  hei  der  Prudential  dagegen  48  sh.  Trotz- 
dem ist  der  Zuspruch  von  Seiten  des  Publikums  nach  wie 
vor  äusserst  gering.  Nach  Fl.  H offmann  wurden  im  Jahre 

1909  bei  der  Post  nur  395  neue  Versicherungen  abge- 
schlossen. 

3.  Saving-bank  insurance  in  Massachusetts. 

Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
existiert  eine  Versicherungseinrichtung,  die  keine  Abschluss- 
und Inkassoagenten  beschäftigt:  Die  „Saving-bank  insurance“ 
(Sparbankversicherung)  im  Staate  Massachusetts.  Nach  dem 
oben  herangezogenen  Bericht  über  die  amerikanische  Volks- 
versicherung im  Geschäftsbericht  des  Aufsichtsamtes  von 

1910  sind  die  Sparbanken  im  Staate  Massachusetts  er- 
mächtigt worden,  „ Versieh erungsahteilungen  unter  gewissen 
im  Gesetz  vorgesehenen  Voraussetzungen  mit  dem  Zweck 
einzurichten,  dem  arbeitenden  Volke  in  kleinen  Beträgen 
zu  niedrigen  Prämien  und  unter  besonderer  Sicherheit  die 
Versicherung  zu  liefern.“  Zwei  Sparbanken  haben  diese 
Anregung  aufgegriffen  und  den  Betrieb  der  einfachen  Todes- 
fallsversicherung und  der  gemischten  Lebensversicherung 
gegen  monatliche  Prämie  eröffnet.  Da  ihnen  durch  Gesetz 
verboten  ist  „solicitors“  oder  Inkassoagenten  im  Sinne  der 
Volksversicherung  zu  beschäftigen,  konnten  die  Tarifprämien 
niedriger  angesetzt  werden,  als  bei  den  privaten  Gesell- 
schaften. Der  Bericht  enthält  aber  am  Ende  die  Bemerkung: 
„Weiterhin  ist  zu  bemerken,  dass  es  den  beiden  Sparbanken 
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mangels  Unterstützung  durch  solizierende  Agenten  bis  zum 
31.  Dezember  1909  (die  eine  hatte  den  Betrieb  am  22.  Juni, 
die  andere  am  2.  November  1908  aufgenommen)  lediglich 
gelungen  war,  insgesamt  2558  Policen  mit  einer  Versiche- 
rungssumme von  4 219  284  Mark  umzusetzen.  (S.  17.) 

Die  „Prudential  of  Amerika“  hatte  1909  allein  einen 
Zugang  von  2 382  055  Policen  über  1526  018  000  Mark 
Kapital. 

4.  Aehnliche  auf  öffentlich-  und  privatwirtschaftlicher 
Basis  gegründete  Volksversicherungseinrichtungen,  die  keine 
Agenten  beschäftigen  existieren  in  Oesterreich,  Frankreich 
und  Belgien.  (Siehe  z.  B.  Kohl,  Die  Reform  der  Volks- 
versicherung, eine  Aufgabe  der  Sozialpolitik,  und  Harren, 
Zur  Reform  der  Volksversicherung).  Ihre  Erfolge  sind 
wie  bei  den  von  uns  herangezogenen  Instituten  in  allen 
Fällen  verschwindend  gering.  Auch  Privatgesellschaften 
existieren,  die  keine  Agenten  verwenden.  Nach  F.  H off- 
mann1) hatten  z.  B.  im  Jahre  1909  die  beiden  sehr  alten 
ohne  Agenten  arbeitenden  Gesellschaften  „The  London 
Equitable“,  im  Jahre  1762  und  die  „London  Life“  im 
Jahre  1806  errichtet,  einen  Zugang  von  bezw.  nur  320  und 
280  neuen  Policen.  Zwei  andre  amerikanische  Schriftsteller 
Dryden2)  und  Frankel3)  stimmen  darein  überein,  dass 
die  Erfahrungen,  der  ganzen  Welt  gezeigt  haben,  dass  die 
Ausbreitung  speziell  der  Volksversicherung  ohne  Agenten- 
organisation nicht  zu  denken  ist. 

5.  Was  lehren  uns  diese  Tatsachen?  1.  Dass  die  Au- 
torität des  Staates,  das  Vertrauen  auf  die  finanzielle  Sicher- 
heit seiner  Unternehmungen  und  die  Uneigennützigkeit  seiner 
Motive,  eine  Versicherungseinrichtung  nicht  populär  machen 
können.  Das  bürokratische  System  ist  für  die  Ein-  und 
Durchführung  des  Versicherungsgedankens  ganz  und  gar 
ungeeignet.  Es  gibt  wohl  keinen  krasseren  Gegensatz  als 
die  „Würde“  des  Beamten-  und  die  „Verachtung“  des 
Agentenstandes  und  es  ist  klar,  dass  da,  wo  dieser  erfolg- 
reich und  unentbehrlich  ist,  jener  nichts  ausrichten  kann. 
Die  Versicherung,  so  lange  sie  als  Einzelversicherung  be- 
trieben werden  muss  (nicht  als  Gruppenversicherung),  ist 
eine  Ware,  deren  Vertrieb  mehr  als  jeder  andere  Artikel 
an  eine  ausgiebige  Propaganda  und  Reklame  gebunden  ist 


1)  Industrial  Insurance  througout  the  World  S.  2. 

2)  Industrial  Insurance  Past  and  Present,  Newark  1912. 

3)  Frankel  Industrial  Insurance,  Chicago  1909. 


150 


und  die  von  den  mit  ihr  handelnden  Personen  vollendete 
kaufmännische  Geschmeidigkeit  (persönliche  Zuvorkommen- 
heit, ’ geschickte  Bedienung  usw.)  verlangt.  Solche  Erforder- 
nisse kann  nur  die  privatwirtschaftliche  Versicherung  er- 
füllen. Der  Staat  kann  wirksam  eine  Versicherung  nur 
als  Zwangsversicherung  betreiben.  Diese  Form  hat  aber 
im  gewissen  Sinne  (wenn  sie  nicht  unbedingt  notwendig 
ist)  den  Charakter  der  Vergewaltigung  an  sich,  schaltet 
jedenfalls  die  moralisch  stärkende  Selbsthilfe  aus.  Unter 
diesen  Gesichtspunkten  sind  daher  alle  Reformen  ins  Auge 
zu  fassen,  welche  eine  Verstaatlichung  der  Volksversicherung 
fordern.  (Siehe  z.  B.  Kohl,  a.  a.  O.  und  Harren  a.  a. 
O.  Seite  78). 

Zweitens  lernen  wir  aus  den  obigen  Erfahrungen  das 
auch  die  Billigkeit  der  Versicherung  eines  Instituts  durch- 
aus nicht  den  starken  Zug  auf  das  Publikum  ausübt,  den 
man  eigentlich  erwarten  sollte,  dass  vielmehr  die  mit 
wöchentlicher  Prämienabholung  verbundene,  dadurch  aber 
wesentlich  verteuerte  Versicherung  der  billigen  vorgezogen 
wird,  und  dass  endlich  zur  wirksamen  Ausbreitung  der  Volks- 
versicherung die  Mitarbeit  rühriger,  angemessen  bezahlter 
Agenten  nicht  zu  entbehren  ist.  Diese  und  nur  allein  diese 
sind  es,  welche  das  Publikum  der  Versicherung  zuführen. 
Man  muss  in  Bezug  auf  die  Agententätigkeit  streng  zwischen 
grosser  und  kleiner  Versicherung  unterscheiden.  Bei  jener 
ist  sie  ein  einträgliches,  oft  sehr  müheloses  Geschäft,  auf 
das  letzten  Endes,  alle  Schmähungen  und  Verachtungen 
gegen  den  Agentenstand  gerichtet  sind  und  so  weit  diese 
überhaupt  richtig  sind  (in  der  Mehrzahl  der  Fälle  sind  sie 
es  nicht)  allein  zu  treffen.  Sie  ist  auch  nicht  von  der 
eminenten  Notwendigkeit  und  Wichtigkeit,  denn  wie  schon 
einmal  angedeutet  wurde,  entsteht  ja  der  Entschluss,  ein 
grösseres  Kapital  gegen  eine  ansehnliche  Prämie  zu  ver- 
sichern nur  in  gewissen  wirtschaftlich  besser  situierten 
Kreisen,  denen  die  Lebensversicherung  nicht  unbekannt  ist 
und  meist  nur  nach  reiflicher  Ueberlegung,  also  viel  weniger 
durch  die  Ueberzeugungs-  und  Redekunst  der  Agenten. 
Anders  in  der  Volksversicherung.  Die  Unkenntnis  der 
Prinzipien  und  Einrichtungen  der  Lebensversicherung  in 
der  unteren  sozialen  Schicht,  der  grössere  Personenkreis 
(Männer,  Frauen,  Kinder)  die  niedrigen  Prämieneinheits- 
sätze, sind  hier  die  gegebene  Voraussetzung  für  eine  weit 
regere  Tätigkeit  der  Agenten.  Die  Lockung  der  hohen 
Provisionen  fällt  hier  weg;  die  Entschädigung  der  Agenten 
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ist  im  einzelnen  Fall  nur  bescheiden.  Das  bringt  der 
kleinen  Branche  die  Verachtung  mancher  „stolzer“  Akqui- 
siteure, die  es  verschmähen,  sich  mit  dieser  ,.  Groschenve'r- 
versicherung“  zu  befassen  ein.  Umso  höher  steigen  die 
Agenten  der  Volksversicherung  in  unseren  Augen.  Sie 
sind  im  gewissen  Sinne  Pioniere  einer  sozialen  Idee.  Denn 
ihre  Tätigkeit  ist  mühesame,  massig  entlohnte  Kleinarbeit, 
deren  Zweckbestimmung  sicher  noch  niemandem,  der  bei 
ihr  ausharrte  geschadet,  vielen  aber  geholfen  hat. 

Neben  der  speziellen  Akquisition  ist  als  wesentlicher 
Faktor  für  die  Ausbreitung  der  Volksversicherung  die  di^ 
Versicherung  popularisierende  und  für  sie  werbende  wöchent- 
liche Abholung  der  Prämie  besonders  zu  betonen. 
Wir  haben  gesehen,  dass  bei  keinem  der  oben  herange- 
zogenen Institute  in  der  Schweiz,  England  und  Amerika 
die  wöchentliche  Prämienzahlung  üblich  ist,  und  das  dürfte 
zu  den  Misserfolgen  mit  beigetragen  haben.  Beides,  die 
Akquisition  und  die  Prämienabholung  können  auch  nicht 
auseinander  gerissen  werden,  ohne  der  Ausbreitung  der 
Volksversicherung  erheblich  zu  schaden.  Der  Inkassant 
wird  durch  die  häufigen  Besuche  der  Vertraute  und  Be- 
rater der  Familie  des  Versicherungsnehmers.  Er  nimmt 
an  allen  Familienereignissen  z.  B.  der  Geburt  eines  Kindes 
teil,  kommt  mit  Bekannten  und  Verwandten  in  Berührung 
und  findet  dadurch  stetig  neue  Gelegenheiten  und  Bezieh- 
ungen für  seine  Akquisitionstätigkeit.  Reformvorschläge, 
die  beide  Aufgaben,  die  Akquisition  und  das  Inkasso  trennen 
wollen,  wie  solche  z.  B.  von  Hehler1)  und  Hagemann2) 
gemacht  worden  sind,  die  beide  als  Inkassanten  der  Prämien 
in  der  von  den  privaten  Gesellschaften  betriebenen  Volks- 
versicherung der  Briefträger  verwendet  sehen  wollen,  sind 
deswegen  mit  Vorsicht  aufzunehmen  Ja,  wir  gehen  weiter 
und  behaupten:  Mit  der  Loslösung  des  Prämieninkassos, 
des  Verteuerers  der  Volksversicherung,  vom  Betriebsorganis- 
mus der  Gesellschaften  und  seiner  Uebertragung  auf  eine 
andere  Organisation  (z.  B.  auf  den  Zustelldienst  der  Post) 
würde  man  der  privaten  Volksversicherung  gewissermassen 
die  Seele  aus  dem  Leibe  reissen. 

Zum  Beweise  dieses  Satzes  wollen  wir  uns  noch  einmal 
die  Bedeutung  des  Prämieninkassos,  im  speziellen  der 
wöchentlichen  Abholung  der  Prämien  in  den  Wohnungen 
der  Versicherungsnehmer  durch  Beauftragte  der  Gesell- 


1)  Mehler,  a.  a.  0.  S.  118. 

2)  Hagemann  a.  a.  0.  S.  28. 
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schaft  allein  aber  vom  Standpunkt  des  Versicherungsnehmers 
aus  vergegenwärtigen.  Eine  Mission  der  regelmässigen 
Prämienerhebung  haben  wir  schon  im  vorigen  Abschnitt 
kennen  gelernt,  als  wir  feststellen  konnten,  dass  ihr  die 
Möglichkeit  gegeben  ist,  das  Auswachsen  der  unliebsamen 
vorzeitigen  Aufgabe  der  Versicherung  hintanzuhalten.  Aber 
bevor  sie  die  Versicherungsnehmer  bei  ihrem  Entschluss, 
sich  zu  versichern,  ausharren  hilft,  hat  sie  ihnen  einen 
anderen  Dienst  getan.  Sie  hat  ihnen  erst  die  Türe  zur 
Versicherung  geöffnet.  Was  tut  sie?  Ein  Heer  von  Boten 
ist  auf  den  Beinen  nach  den  Wohnungen  kleiner  Leute. 
10  Pfg.  vom  wöchentlichen  Lohn  verlangen  sie  dort,  wird 
ihnen  mehr  geboten,  so  nehmen  sie  mehr.  Dafür  ver- 
sprechen sie,  bei  Eintritt  eines  gewissen  unglücklichen  (Tod) 
oder  glücklichen  (Geburtstag,  Konfirmation,  Hochzeit  usw.) 
Ereignisses,  wo  immer  Geld  nötig  ist,  dieses  zu  beschaffen. 
Meistens  geben  sie  mehr  zurück,  als  sie  empfangen  haben.1) 
10  Pfg.  hat  ein  jeder  übrig,  sogar  der  Aermste  und  Un- 
sparsamste und  da  noch  niemals  einem  Kunden  das  ge- 
gebene Versprechen  nicht  gehalten  worden  ist2),  wächst 
die  Zahl  ihrer  Anhänger  an.  Neben  der  Sicherstellung 
des  Kapitals  haben  diese  noch  andere,  moralische  Vorteile : 
sie  werden  zum  sparen  angehalten  und  damit  zur  Enthalt- 
samkeit und  anderen  Tugenden.  Diese  wirtschaftpädagog- 
ische Wirkung  der  Prämieneinhebung  auf  die  Versicherungs- 
nehmer ist  es,  welche  die  Volksversicherung  innerlich  über 
die  Sparkasse  erhebt.  Zu  dieser  kommen  die  Sparer  von 
selbst,  weil  die  Sparkasse  eine  im  Volk  gut  eingeführte 
und  beliebte  Institution  ist  und  es  kommen  nur  die  wirt- 
schaftlich und  moralisch  Stärkeren,  weil  die  Sparkasse  Be- 
träge von  10  Pfg  nicht  annimmt.  Die  Schwachen  bleiben 
der  Volksversicherung.  Und  wenn  wir  nunmehr  zusammen- 
fassend  sagen:  Die  volkswirtschaftliche,  die  ethische  und 
soziale  Bedeutung  der  Volksversicherung  besteht  darin,  dass 

1)  Der  Fall,  dass  die  einfache  Summe  der  Jahresprämie  im  un- 
günstigsten Fall,  d.  h.  beim  Erleben  des  Endes  der  Beitragszeit  die  Ver- 
sicherungssumme samt  Gewinnanteile  überschreitet,  ist  sehr  selten 
und  kommt  nur  bei  der  ganz  kurzen  Versicherungsdauer  und  hohem 
Eintrittsalter  vor,  bei  Kinderversicherungen  gar  nicht.  Beim  Kinder- 
versicherungstarif lb  der  Victoria  ist  z.  B.  der  ungünstigste  Fall 
das  Erleben  der  12  jährigen  Beitragszeit,  wo  62,40  Mk.  einbezahlt 
sind  und  samt  Gewinnanteilen  65  Mk.  zur  Auszahlung  kommen. 

2)  Noch  nie  ist  eine  Volksversicherung  derart  in  Zahlungs- 
schwierigkeiten geraten,  dass  sie  ihren  Verpflichtungen  nicht  nach- 
kommen  konnte.  (Auch  bei  der  Patria  haben  die  Versicherten 
nichts  verloren,) 
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sie  die  Aermsten  auf  einem  besonderen  Weg,  der  sogen. 
Versicherung,  innerhalb  der  moralisch  starkmachenden 
Selbsthilfe  zum  Sparen  anregt  und  anhält  für  einen 
Zweck,  der  den  Egoismus  überwinden  und  die  Pietät 
erwecken  hilft,  so  ist  hier  das  Wort  Versicherung  nicht 
in  dem  Sinne  des  Schutzsuchens  gegen  das  Risiko  des 
Todes  gemeint,  sondern  im  Sinne  der  ihr  eigenen  Teilung 
der  Lasten  ihrer  Kunden,  Prämien  genannt,  die  insbe- 
sondere in  der  Volksversicherung  in  wöchentlichen  Raten 
eingehoben  werden.  Den  Anteil  der  Todesfallversicherung, 
haben  wir  gesehen,  ist  in  der  Volks  Versicherung  verschwin- 
dend gering,  und  von  einem  Risiko  des  Todes  kann  bei 
den  niedrigen  Summen  nicht  gesprochen  werden.  Das  ist 
nur  in  der  grossen  Lebensversicherung,  wo  grosse  Summen, 
die  einen  Ausgleich  und  daher  die  Assoziation  der  Risiken 
verlangen  auf  dem  Spiel  stehen,  der  Fall.  Die  Volksver- 
sicherung ist  im  wesentlichen  eine  Sparversicherung ; in  ihr 
wird  nicht  gegen  das  Risiko  des  plötzlich  eintretenden  Todes 
versichert  wie  in  der  grossen  Versicherung,  sondern  gegen 
das  Risiko  der  wirtschaftlichen  und  moralischen  Schwäche, 
keine  Ersparnisse  für  einen  zukünftigen  Bedarf  zurücklegen 
zu  können.  Ihr  Beruf  ist  die  wöchentliche  Einhebung 
der  Beiträge.  Es  ist  vollständig  logisch,  dass  auf  ihn  der 
grösste  Teil  der  Verwaltungskosten  entfällt. 

6.  Zusammenfassend  haben  wir  also,  vom  volkswirt- 
schaftlichen (nicht  vom  einzel wirtschaftlichen)  Standpuukt 
aus  gesehen,  folgendes  für  die  Volksversicherung,  solange 
sie  als  Einzelversicherung  betrieben  werden 
muss1),  fundamentale  Problem:  Zweck  und  Aufgabe  der 
Volksversicherung  sind  Ausbreitung  und  Verallgemeinerung 
des  Versicherungsgedankens,  an  der  praktischen  Durch- 
führung dieser  Idee  werden  zwei  Mängel  gerügt,  das 
Storno  und  die  hohen  Verwaltungskosten,  d.  h.  in  erster 
Linie  die  Ausgaben  für  das  wöchentliche  Inkasso  der 
Prämien  in  zweiter  für  die  Anwerbung  von  Versicherungs- 
nehmern. Das  Storno  kann  auf  ein  Minimum  reduziert 
werden,  durch  das  regelmässige,  nachdrückliche,  damit  aber 
kostspielige  Inkasso,  die  Ausdehnung  der  Versicherungshilfe 
hängt  von  diesem  und  von  der  speziellen  energischen 
Akquisition  durch  bezahlte  Agenten  ab.  Daraus  folgt  die 
Alternative:  Entweder  ist  die  Volksversicherung 
billig  (geringere  V erwaltungskosten)  und  schlecht 


1)  d.  h.  nicht  als  Gruppen  Versicherung  betrieben  werden  kann. 
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(Unfähigkeit  das  Interesse  des  Publikums  zu 
erwecken,  hohes  Storno)  oder  sie  ist  teuer  (hohe 
Verwaltungskosten)  und  gut  (Maximum  an  Inte- 
ressenten, Minimum  an  Storno). 

Das  Wort  teuer  ist  in  dem  eben  gebrauchten  Zu- 
sammenhang natürlich  relativ  zu  billig  gemeint.  Selbstver- 
ständlich dürfen  sich  die  Kosten  der  Versicherung  nur  inner- 
halb gewisser  Grenzen  halten.  Dass  dies  in  Deutschland 
der  Pall  ist,  möge  eine  Gegenüberstellung  von  deutschen, 
englischen  und  amerikanischen  Tarifen  zeigen,  die  wir  an 
Stelle  eines  Vergleichs  der  Verwaltungskostensätze  in 

Tab,  35. 

Für  10  Pfg.  Wochenbeitrag 

beträgt  das  versicherte  Kapital: 


Eintritts- 

alter 

bei  der  „ 

Victoria“ 

bei  der  „Prudential“ 
of  England 

bei  der 
Prudential 
of  America 

mit 

Gewinn- 

anteil 

obne 

Gewinn- 

anteil 

mit 

Gewinn- 

anteil 

ohne 

Gewinn,- 

anteil 

a)  wenn 

es  fällig 

wird  beim  Tode 

oder  nach  15  Jahren 

15 

i 

55 

78 

55 

63,25 

Kein 

20 

55 

78 

53 

60,45 

entsprechen- 

80 

58 

76 

51 

58,65 

der  Tarif 

40  ! 

50 

73 

49 

56,35 

vorhanden 

50  | 

46 

69 

48 

55,20 

b)  wenn  es  fällig  wird  beim  Tode  oder  spätestens  nach 
20  Jahren 


bei  der  „Friedrich 
Wilhelm  a“ 

Prudential  of  Eng- 

Prudential 

of 

America 

vor  j nach 
Ablauf  von  10  Jahren 

land 

20 

88 

96,80 

Kein  ent- 

86 

30 

84 

92,40 

82 

40 

78 

85,80 

sprechender  Tarif 

76 

50 

67 

73,70 

vorhanden. 

64 
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Tabelle  35  geben1).  Man  sieht,  dass  die  Leistungen  für 
dieselbe  Prämie  bei  den  deutschen  Versicherungen  durch- 
weg grösser  ist,  als  bei  den  ausländischen.  Der  Unter- 
schied erweist  sich  in  Wirklichkeit  als  noch  grösser,  wenn 
man  beachtet,  dass  die  deutschen  Tarife  für  unausgelesene 
Risiken,  die  ausländischen  aber  für  solche,  die  eine  ärzt- 
liche Untersuchung  oder  mindestens  eine  Besichtigung 
bestanden  haben,  gelten. 

Fassen  wir  nun  das  Gesamtergebnis  unseres  Vergleichs 
der  deutschen  V olksversicherung  mit  der  englischen  und  nord- 
amerikanischen kurz  zusammen:  Die  Volksversicherung  ist 
in  diesen  Ländern  eine  viel  weit  verbreitetere  Einrichtung 
als  in  Deutschland.  Dies  hängt  zusammen  mit  der  ver- 
schiedenen wirtschaftlichen  Verfassung  der  Länder,  ist  aber 
auch  eine  Folge  der  höheren  Produktionskosten  des  Ver- 
sicherungsgewerbes (Aussenorganisation).  Die  Versiche- 
rungsmöglichkeiten der  englischen  und  amerikanischen  Ver- 
sicherung sind  teilweise  mannigfaltiger  als  die  der  deutschen, 
weil  in  Deutschland  gewisse  Bedürfnisse  z.  B.  die  Renten- 
versicherung sehr  weitgehend  durch  die  Reichsversicherungs- 
ordnung befriedigt  werden. 

Andererseits  hat  die  deutsche  Volksversicherung  gegen- 
über den  ausländischen  folgende  Vorzüge: 

1.  ist  sie  liberaler  (in  den  Aufnahme-  und  Versiche- 
rungsbedingungen) 

2.  ist  sie  stabiler  (G-eringereres  Storno) 

3.  ist  sie  billiger  ((Geringere  Prämie). 

C)  Die  Arbeiter-  Spar-  und  Lebensversicherung. 

In  Ergänzung  der  schon  erwähnten  Reformvorschläge2), 
die  alle  in  der  Praxis  eine  Berücksichtung  nicht  gefunden 
haben,  wollen  wir  nun  noch  zu  einer  von  Hitze3)  ange- 

1)  In  den  Monatsblättern  der  Victoria  ist  alljährlich  in  einer 
Nummer  eine  ähnliche  Gegenüberstellung-  von  deutschen,  englischen 
und  amerikanischen  Tarifen  enthalten,  die  auch  im  Versicherungs- 
lexikon von  Man  es  bei  Artikel  „Volks  Versicherung“  abgedruckt  sind. 
Streng  genommen  sind  aber  die  dort  herangezogenen  Tarife  wegen 
ihres  verschiedenen  Inhalts  nicht  vergleichbar. 

2)  Eine  Zusammenstellung  aller  in  der  Volksversicherung  ge- 
machten Reformvorschläge  ist  gegeben  in  Mehl  er,  Die  Volksver- 
sicherung in  der  Schweiz,  Harren,  Zur  Reform  der  Volksversiche- 
rung und  Vorschläge  zur  Reform  der  Volksversicherung,  Berlin  1906. 

3)  Hitze,  Sterbekassen  und  Volksversicherung  auf  neuer 
Grundlage.  (Sonderabdruck  aus  „Arbeiterwohl“  Jahrgang  XVIII, 
Heft  11  und  12.  Bachm.,  Köln  1898. 
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regten  einschneidenden  Reform  der  Beitragszahlung  in  der 
Volksversicherung*  dem  System  der  Spar-  und  Lebensver- 
sicherung das  in  der  Arbeiter-  Spar-  und  Lebensversiche- 
rung des  Allgemeinen  Deutschen  Versicherungsvereins  zur 
Tat  geworden  ist,  Stellung  nehmen.  „Es  ist  der  schwerste 
Nachteil  der  Volksversicherung“,  schreibt  Söhner1),  „dass 
sie  Regelmässigkeit  der  Prämienleistung  fordert,  ohne  gleich- 
zeitig überhaupt  im  stände  zu  sein,  die  Versicherungsfähig- 
keit des  einzelnen  ganz  aufzunehmen“.  Deswegen  und  um 
das  für  die  Versicherten  verlustbringende  Storno  mit  der 
Wurzel  auszurotten,  soll  an  Stelle  der  laufenden  Prämien- 
zahlung das  System  der  einmaligen  Prämie  treten:  Jeder 
Versicherte  zahlt  so  oft,  so  viel,  und  wann  er  will;  jede 
Einlage  gilt  als  einmalige  Prämie  für  eine  darnach  zu 
bem essende  Versicherungssumme,  die  sich  allmählich  zu 
der  im  Versicherungsfall  auszuzahlenden  Leistung  addieren. 
Nimmt  man  an,  dass  ein  Versicherter  hei  diesem  System 
wöchentlich  eine  bestimmte  Einlage  macht,  so  wird  seine 
Versicherungssumme  erst  nach  etwa  12  Beitragsjahren  die 
Höhe  erreicht  haben,  welche  heim  alten  Prämiensystem  zur 
selben  Prämie  sofort  garantiert  wird.  Der  eigentliche 
Zweck  der  Versicherung,  die  Sicherstellung  eines  ange- 
messenen Kapitals  für  den  Versicherungsfall,  wird  also  in 
diesem  System  wesentlich  nicht  erfüllt.  Das  ist  jedoch 
nicht  der  ausschlaggebende  Grund,  nach  welchem  wir  von 
unserem  Standpunkt  aus  die  Spar-  und  Lebensversicherung 
als  Ersatz  des  alten  Systems  verwerfen  müssen.  Wohl 
haben  die  eben  erwähnte  Bemerkung  Söhn  er  s und  der 
Satz  von  der  „Ausrottung  der  Wurzel“  des  Stornos  einen 
schönen  Klang  und  sind  geeignet,  den  oberflächlichen  Be- 
trachter zu  bestechen.  Welche  Garantie  ist  aber  dafür 
vorhanden,  dass  die  Volksversicherung  auch  nur  annähernd 
diese  kräftige  Entwicklung  genommen  hätte,  wenn  sie  zu 
jenem  Beitragssystem  übergegangen  wäre.  Der  Allgemeine 
Deutsche  Versicherungsverein  betreibt  die  Arbeiter-,  Spar- 
und Lebensversicherung  seit  dem  Januar  1899;  bis  Ende 
1911  hat  er  in  dieser  Abteilung  also  in  13  Jahren  nur 
4020  Personen  mit  einer  Gesamtversicherungssumme  von 
270056  Mark  ausgefertigt;  das  durchschnittliche  erzielte 
versicherte  Kapital  betrug  nur  68  Mark.  Das  ist  ein  sehr 
bescheidenes  Resultat.  Die  geringe  Zahl  der  Mitglieder 
erklärt  sich  daraus,  dass  bei  diesem  System  ein  wichtiges 


1)  S öhner,  a.  a.  0.  S.  62. 
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Moment,  der  psychologische  Reiz  der  hohen  Versicherungs- 
summen wegfällt;  diese  steigt  hier  ja  nur  sehr  langsam 
an.  Die  niedrige  Durchschnittssumme  verrät  weiter,  wie 
unbedeutend  durchschnittlich  die  gemachten  Einlagen  ge- 
wesen sind,  obwohl  „die  Versicherungsfähigkeit  ganz  hatte 
erfasst  werden  können“.  Da  scheint  es  fast,  als  wenn  der 
Zwang  zur  laufenden  Prämienzahlung  diese  Versicherungs- 
fähigkeit besser  erfassen  und  eher  zu  sicherem  Erfolg 
führen  könnte,  als  jenes  freiwillige  Beitragssystem. 

Diese  Erfahrung  verifiziert  die  Richtigkeit  unseres 
Standpunktes,  nach  welchem  im  wirtschaftlichpädagogischen 
Zwang  zur  Prämienzahlung,  erleichtert  und  geordnet  durch 
die  wöchentliche  Einhebung  der  Prämien,  der  eigentliche 
Gehalt  der  Volksversicherung  zu  erblicken  ist. 

D)  Der  Söhner’sche  Gegensatz. 

Es  bleibt  nun  noch  übrig,  zu  untersuchen,  wie  die 
Behauptung  Söhners1)  von  einem  in  der  Volksversiche- 
rung bestehenden  „tiefer  gehendem“  Gegensatz  zwischen 
dem  Interesse  des  Versicherers  und  des  Versicherungs- 
nehmers zu  verstehen  und  wieweit  dieser  Gegensatz  vor- 
handen ist.  Zunächst  ist  die  Bemerkung  im  allgemeinen 
Sinne  gemeint:  Was  für  den  einen  Gewinn  ist,  ist  für  den 
anderen  Verlust.  Das  ist  in  vielen  Fällen  richtig,  nicht 
in  allen.  Es  ist  hier  die  Kluft  zwischen  den  Interessen 
der  beiden  Kontrahenten  nicht  grösser  und  nicht  kleiner 
als  im  Handel  zwischen  Lieferant  und  Kunde  überhaupt. 
Weil  der  Staatsbetrieb  sich  in  der  Volksversicherung  als 
freiwillige  Versicherung  nicht  eignet,  muss  das  Bedürfnis 
darnach  von  der  privaten  Initiative  befriedigt  werden.  Im 
speziellen  wirft  Söhn  er  den  Versicherern  eine  „möglichste 
Gestaltung  des  übernommenen  Risikos  derart,  dass  es  zu 
sicherem  Gewinn  führt1)“  vor.  Damit  meint  Söhner,  wie 
er  an  anderer  Stelle  ausführt,  in  erster  Linie  die  hervor- 
ragende Pflege  der  kurzen  Versicherungen,  bei  denen  die 
Gesamtleistung  des  Versicherungsnehmers  in  wenige  grosse 
Jahresprämienraten  zerfällt,  also  das  Risiko  vorzeitiger 
Sterblichkeit  sehr  gemindert  wird.  Dieser  Vermutung 
stehen  zwei  Tarifänderungen  der  „Victoria“  entgegen;  bei 
Tarif  1 a und  2 a hat  sie  im  Jahre  189B  die  Minimalver- 
sicherungsdauer von  10  auf  15  Jahre  und  bei  lb  am 
1.  Januar  1910  von  10  auf  12  Jahre  erhöht,  weil  wie  sie 


1)  Söhner,  a.  a.  0.  S.  2. 
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einmal  in  ihren  Monatsblättern  feststellt,  bei  den  kurzen 
Versicberungsdauern  die  Summe  der  Einzahlungen  gewöhn- 
lich die  Y er  sicherungssummen  übersteigen,  die  Versieh  erung 
dabei  also  in  einem  sehr  schlechten  Licht  erscheint. 

Dagegen  ist  gegen  Söhner  ins  Feld  zu  führen,  dass 
es  doch  in  erster  Linie  dem  gesunden  Egoismus  und  dem 
intensiv  kaufmännischen  Geist  der  Versicherer  zu  verdanken 
ist,  dass  die  Volksversicherung  in  Deutschland  die  kräftige 
Entwicklung  genommen  hat.  Ohne  diese  Triebfeder  ist 
unser  ganzes  Volksversicherungswesen  gar  nicht  zu  denken. 
Nach  der  ganzen  Anlage  der  Söhner’schen  Arbeit  muss 
man  ferner  auch  vermuten,  dass  seine  starke  Betonung 
des  Interessentengegensatzes  von  Versicherer  und  Versiche- 
rungsnehmer nicht  aus  dieser  Idee  selbst  heraus  zu  ver- 
stehen ist,  sondern  dass  er  dabei  unter  dem  Eindruck  eines 
Unternehmens,  welches  jenen  Gegensatz  ganz  beseitigen 
wollte,  und  in  dem  die  Söhners’sche  Arbeit  gipfelt  und 
ausklingt,  stand:  Der  Vereinsversicherungsbank  zu  Düssel- 
dorf, mit  der  wir  uns  im  letzten  Kapitel  zu  beschäftigen 
haben. 


V.  Kapitel. 

Neuere  Entwicklung. 


1.  Die  „Vereinsversicherungsbank“  zu  Düsseldorf. 

Seit  dem  Jahre  1907  ist  in  der  Deutschen  Volksver- 
sicherung ein  alter  die  Aussenorganisation  betreffender  Ge- 
danke wieder  neu  aufgelebt  und  beherrscht  nunmehr  das 
heutige  Volksver sicherungswesen:  die  Gruppenversicherung. 
Im  ersten  Kapitel  haben  wir  bei  Arbeiterversicherung  des 
„Nordstern“  die  Schwierigkeiten  ihrer  Durchführung  aber 
auch  ihre  hohe  Bedeutung  für  eine  Verbilligung  und  Ver- 
besserung der  Volksversicherung  kennen  gelernt.  Um  mehr 
als  bisher  in  der  Volksversicherung  durchzudringen,  segelt 
neuerdings  die  Organisation  der  Gruppenversicherung  unter 
dem  Schutze  der  Flagge  der  sogenannten  „Gemeinnützig- 
keit“, d.  h.  die  auf  dem  Prinzip  des  Eigennutzes  der 
Aktionäre  basierende  Form  der  Aktiengesellschaft  ist  so 
modifiziert,  dass  bei  ihr  ein  Unternehmergewiun  nicht 
mehr,  sondern  nur  eine  angemessene  Verzinsung  des  Aktien- 
kapitals erzielt  werden  soll,  der  Zweck  des  Unternehmens, 
dem  allgemeinen  Wohl,  der  Gemeinnützigkeit  dienen  soll. 
Diesen  Charakter  beansprucht  ein  Unternehmen  dann,  wenn 
statutarisch  bestimmt  ist,  dass  das  ihm  zur  Verfügung 
stehende  Aktienkapital  den  Aktionären  niemals  höher  als 
mit  einer  Dividende  von  4 °/0  verzinst  werden  soll,  keine 
Gewinnbeteiligung  des  Aufsichtsrates  und  des  Vorstandes 
stattfindet,  vielmehr  aller  über  die  nach  oben  begrenzten 
Aktionärdividenden  hinausgehender  Geschäftsgewinn  den 
Versicherten  ungekürzt  wieder  zufliesst.  Eine  prinzipielle 
Neuheit  im  Volksversicherungswesen  ist  diese  Bestimmung 
nicht,  nur  eine  graduelle.  Denn  auch  heim  „Nordstern“ 
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sollten  die  Aktionäre  niemals  mehr  als  2 °/0  des  Aktien- 
kapitals erhalten;  da  aber  nur  20 °/0  davon  eingezahlt 
waren,  betrug  die  Höchstdividende  in  Wirklichkeit  1 0 °/0 
(der  Baareinzahlung). 

Das  erste  Unternehmen  auf  jener  Grundlage  ist  die 
im  Jahre  1907  * von  einer  Anzahl  Grossindustrieller  ge- 
gründete „Vereinsversicherungsbauk  für  Deutschland,  A.-G. 44 
zu  Düsseldorf.  Die  Ziele  der  Gesellschaft  gehen  folgende 
Sätze:  Die  „Vereinsversicherungsbank  für  Deutschland44 
will  möglichst  die  Anwerbung  der  Versicherten  und  die 
Einziehung  der  Prämien  bei  der  Versicherung  der  Arbeiter 
industrieller  und  kaufmännischer  Unternehmungen  auf  diese 
Unternehmungen  und  bei  der  Versicherung  der  Mitglieder 
von  Verbänden,  Vereinen,  Sterbekassen,  Genossenschaften 
und  ähnlichen  Vereinigungen  auf  diese  Vereinigungen  über- 
tragen und  dadurch  die  Kosten  der  Volksversicherung 
herabsetzen.  Durch  die  Hinzuziehung  der  Unternehmungen 
und  Vereinigungen  tritt  die  Vereinsversicherungsbank  dem 
Verfall  der  Versicherungen  entgegen,  da  auf  derartigen 
Vermittlungen  beruhende  Versicherungen  erfahrungsgemäss 
einem  geringeren  Verfall  als  die  durch  Agenten  bewirkten 
Abschlüsse  unterliegen441).  Eine  Neuheit  war  ferner,  die 
praktische  Inangriffnahme  eines  vonBellom  und  Bleicher1 2) 
auf  dem  V-  Int.  Kongr.  angeregten  Gedankens,  als  Ver- 
sicherungsträger der  Volksversicherung  die  Sterbekassen 
und  kleine  Gegenseitigkeitsvereine  zu  belassen  und  sie 
durch  die  grossen  Gesellschaften  derart  zusammenzufassen, 
dass  sie  sich  um  diese  als  Zentralinstitut  und  Rückver- 
sicherungsanstalt  scharen.  Die  Satzung  der  Vereinsver- 
sicherungerungsbank enthält  im  Verfolg  dieser  Idee  folgenden 
Passus:  „ Gegen  Zahlung  einer  festen  oder  einer  im  Prozent 
der  Prämieneinnahme  oder  nach  einem  sonstigen  Mass- 
stabe  vereinbarten  Verwaltungsgebühr  ist  die  Gesellschaft 
befugt,  die  Verwaltung  von  Sterbe-,  Aussteuer-,  Pensions-, 
Versorgungs-  und  ähnlichen  Kassen  sofern  diese  aus- 
schliesslich Lebensversicherung  im  Sinn  des  § 6 des  Reichs- 
gesetzes über  die  privaten  Versicherungsunternehmungen 
vom  12.  Mai  1901  betreiben,  zu  übernehmen.  Die  ver- 
sicherungstechnischen Berechnungen  sowie  die  Abschlüsse 
der  verwalteten  Kassen  erfolgen  in  sich,  vollständig  getrennt 

1)  Aus  einem  bei  Söhn  er  a.  a.  0.  S.  126  abgedruckten  Rund- 
schreiben des  Ausschusses  für  die  Errichtung  der  Vereinsversiche- 
rungsbank. 

2)  Siehe  auch  Bleicher,  Die  Volksversicherung,  Berlin  1906. 
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von  einander  und  von  den  Rechnungen  und  Abschlüssen 
der  Gesellschaft.  Ueber  die  vereinbarte  V erwaltungsge- 
bühr  hinaus  stehen  der  Gesellschaft  keinerlei  Ansprüche 
an  die  verwalteten  Kassen  zu,  zur  Deckung  der  Ansprüche 
aus  den  von  den  verwalteten  Kassen  abgeschlossenen  Ver- 
sicherungsverträgen dient  ausschliesslich  das  Vermögen 
dieser  verwalteten  Kassen  selbst“. 

Die  grossen  Erwartungen  welche  die  weitesten  Kreise 
auf  die  Wirksamkeit  der  Vereinsversicherungsbank  gesetzt 
haben1),  sind  leider  wieder  nicht  in  Erfüllung  gegangen. 
Der  Geschäftsbericht  von  1909,  dem  ersten  Betriebsjahr, 
weist  einen  Gesamtbestand  von  4745  Policen  über  950  530 
Mark  Kapital  nach;  darunter  befinden  sich  auch  Versiche- 
rungen der  grossen  Branche.  1910  z.  B.  war  der  Bestand 
13590  Policen  mit  12917  Volks  Versicherungen,  1911  14320 
Volksversicherungen  und  1912  17020.  Ungünstiger  waren 
die  finanziellen  Ergebnisse2).  Zu  Beginn  des  Geschäfts- 
betriebes stand  ein  Organisationsfonds  von  505  992  Mark 
zur  Verfügung;  bis  Ende  des  Jahres  1909  war  er  auf 
419  306  Mark  zusammengeschmolzen;  der  Jahresüberschuss 
betrug  43  950  Mark.  Den  Aktionären  konnte  eine  Divi- 
dende von  1 °/0  überwiesen  werden  Am  Ende  der  folgen- 
den Jahre 

1910  1911  1912 

betrugen 

der  Organisationsfond  312131  M.  219077  M.  81495  M. 

der  Ueberschuss  . . 44041  M.  42  245  M.  42  653  M. 

die  Dividende  ...  1 °/0  — — 

Wäre  die  finanzielle  Entwicklung  in  diesem  Sinne 
weiter  gegangen,  so  hätte  voraussichtlich  der  Betrag  des 
Organisationsfonds  von  81495  Mark  nicht  ausgereicht,  um 
1913  einen  Gewinn  balanzieren  zu  können.  Die  Gesell- 
schaft hätte  einen  Verlust  deklarieren  müssen,  wenn  nicht 
schon  das  Aktienkapital  angegriffen  werden  sollte.  Aussicht 
auf  Besserung  war  bei  der  Entwicklung  der  Verhältnisse 
in  der  Volksversicherung  nicht  zu  erwarten,  und  so  sah 

1)  Siehe  z.  B.  Söhn  er  a.  a.  O.  S.  124  und  folgende. 

2)  Die  Prämiensätze  der  Bank  waren  so  niedrig  angesetzt,  dass 
man  von  vornherein  für  eine  gesunde  finanzielle  Entwicklung  fürch- 
ten musste.  Vergleicht  man  die  Tarife  der  Bank  mit  denen  der 
„Victoria“,  so  ergibt  sich,  dass  die  Vereinsversicherungsbank  neben 
den  Gewinnanteilen  schon  diejenigen  Versicherungssummen  sicher 
garantierte,  welche  bei  der  „Victoria“  erst  unter  Einbeziehung  der 
Gewinnbeteiligung  als  wahrscheinliche  Auszahlungen  in  Aussicht  ge- 
stellt werden. 


11 
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sich  die  Generalversammlung  vom  26.  Juni  1918  genötigt, 
einem  Vorschlag  des  Aufsichtsrate  sund  der  Direktion  zu- 
zustimmen, nach  welchem  unter  Uebertragung  des  gesamten 
Versicherungsbestandes  mit  allen  darauf  bezüglichen  Re- 
serven und  Prämienüberträgen  das  Gesellschaftsvermögen 
an  die  „Arminia“  zu  München  veräussert  werden  sollte, 
gegen  einen  dem  Nennwert  der  Aktiven  entsprechenden 
Betrag  bei  zinsfreier  Auszahlung  im  Jahre  1914.  Ferner 
wurden  Liquidatoren  für  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
bestellt.  Die  „Gruppenversicherung“  hatte  wieder  ein  ekla- 
tantes Fiasko  erlebt. 

2.  Die  „Volksfürsorge“. 

Was  die  Gemeinnützigkeit  und  die  Billigkeit  der 
Prämien  bei  der  Vereins  versicherungsbank  nicht  erreicht 
haben,  scheint  nunmehr  unter  dem  Druck  politischer  Kräfte 
zustande  zu  kommen.  Seit  Anfang  1912  hat  in  Deutsch- 
land eine  Bewegung  Platz  gegriffen,  welche  zu  der  sicheren 
Hoffnung  berechtigt,  dass  nun  doch  das  alte  Ideal  der 
Grupp enversicherung  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  der 
Verwirklichung  näher  gebracht  wird,  d.  h.  also,  dass  zur 
Verrichtung  des  gesamten  in  der  Volksversicherung  nun 
einmal  sehr  wichtigen  Aussendienstes,  der  Anwerbung  und 
des  Inkassos  nicht  eigens  dafür  errichtete  kostspielige 
Agentenorganisationen  (wie  in  der  gewöhnlichen  Volksver- 
sicherung) dienen  sollen,  sondern  dazu  schon  bestehende,  für 
bestimmte  andere  Zwecke  vorhandene  Organisationen,  wie 
Vereine,  Verbände,  Gewerkvereine,  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften und  endlich  die  Arbeitgeber  zur 
Versicherung  ihrer  Arbeiter  herangezogen  werden  sollen. 
Den  Anstoss  zu  dieser  Bewegung  gab  die  von  den  freien 
Gewerkschaften  und  den  dem  Zentralverband  deutscher 
Konsumvereine  angeschlossenen  Genossenschaften  schon 
seit  Anfang  1912  geplante  und  am  16.  Dezember  1912 
vollzogene  Gründung  eines  gewerkschaftlich-genossenschaft- 
lichen Versicherungsunternehmens,  der  sogenannten  „Volks- 
fürsorge, Gewerkschaftlich-  Genossenschaftliche  Versiche- 
rungsaktiengesellschaft“. Die  „Volksfürsorge“  nennt  sich 
im  oben  angegebenen  Sinne  ein  Unternehmen  auf  „gemein- 
nütziger“ Grundlage.  Das  Aktienkapital  von  1 Million 
und  der  Organisationsfonds  von  200  000  Mark  sind  zu 
gleichen  Teilen  von  den  Gewerkschaften  und  den  Genossen- 
schaften aufgebracht.  „Das  Geschäftsgebiet  der  Gesell- 
schaft ist  das  Deutsche  Reich.  Der  Gegenstand  des 
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Unternehmens  umfasst  alle  Arten  der  kleinen  Lebensver- 
sicherung (Volksversicherung)  1).u 

Das  spezifisch  neue  und  charakteristische  an  diessr 
Versicherungseinrichtung  sind  der  Aufbau  und  die  Auf- 
gaben der  Organisation.  Diese  gliedert  sich  in  die  Haupt- 
verwaltung mit  dem  Sitz  in  Hamburg  (Vorstand,  Aufsichts- 
rat und  die  Generalversammlung)  in  die  Bezirksorganisation, 
die  aber  erst  zu  errichten  ist,  sobald  die  Notwendigkeit 
dazu  vorliegt,  und  in  die  örtliche  Organisation.  Die  ört- 
liche Organisation  ist  folgendermassen  eingerichtet : In 
Orten  wo  ein  Gewerkschaftskartell  und  ein  dem  Zentral- 
verband deutscher  Konsumvereine  angeschlossener  Konsum- 
verein besteht,  wählen  die  Vorstände  beider  Körper- 
schaften eine  paritätisch  zusammengesetzte  Kommision 
{Verwaltungskommission)  genannt.  In  Orten,  wo  ein  dem 
Zentralverband  deutscher  Konsumvereine  angeschlossener 
Konsumverein  nicht  besteht,  hat  das  Gewerkschaftskartell 
oder  umgekehrt  der  Konsumverein  allein  die  Bestellung 
der  Verwaltungskommision  zu  übernehmen.  Orte,  in  denen 
weder  ein  Gewerkschaftskartell  noch  ein  Konsumverein  vor- 
handen ist,  können  mit  anderen  Orten  zum  Zwecke  der 
Bestellung  einer  Verwaltungskommision  zu  Bezirken  ver- 
einigt werden.  Die  Geschäfte  des  Wirkungskreises  einer 
Verwaltungskommission  werden  in  einer  zu  errichtenden 
Bechnungsstelle  von  dafür  bestellten  Bechnungsführern 
nebenamtlich  erledigt.  Die  Verwaltungskommissionen  haben 
die  Aufgabe,  den  Bechnungsführern  mit  Bat  und  Tat  zur 
Seite  zu  stehen,  sie  in  der  Werbearbeit  für  die  Volksfür- 
sorge mit  allen  Kräften  zu  unterstützen  und  die  Geschäfts- 
führung der  Bechnungsführer  zu  überwachen *).  Diese  haben 
den  Geschäftsverkehr  der  örtlichen  Bechnungsstellen  mit 
dem  Hauptbureau  zu  vermitteln,  die  eingegangenen  Ver- 
sicherungsanträge zu  prüfen  und  an  das  Haupthureau 
weiter  zu  geben,  nach  Empfang  der  Versicherungsscheine, 
der  Prämien  und  Kontrollkarten  für  die  aufgenommenen 
Personen  die  erforderlichen  Eintragungen  und  Buchungen 
vorzunehmen,  die  Versicherungsscheine  und  Prämienkarten 
den  Vertrauenspersonen  den  ansführenden  Organen  zu 
übermitteln  und  das  Inkasso  der  Prämien  zu  kontrollieren. 
Zur  Entgegennahme  von  Prämien  und  Versicherungsan- 
trägen, zur  Verrichtung  der  Werbearbeit  (Akquisition)  und 
zur  Erfüllung  der  sonstigen,  dem  Bechnungsführer  als 


1)  Organisationsplan  der  Yolksfürsorge. 


11* 
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Organ  der  Volksfürsorge  zufallenden  Obliegenheiten  (z. 
B.  Agitation  und  Information)  sind  dem  Rechnungsführer 
Hilfskräfte  (Vertrauenspersonen)  zur  Seite  zu  stellen.  Die 
Tätigkeit  der  Vertrauenspersonen  ist  eine  ehrenamtliche. 
Bei  der  Bestellung  der  Vertrauenspersonen  wird  von 
folgenden  Grundsätzen  ausgegangen: 

1.  „Die  der  Generalkommission  angeschlossenen  Ge- 
werkschaften und  die  dem  Zentralverbande  deutscher  Kon- 
sumvereine angeschlossenen  Genossenschaften  werden  mit 
all  ihren  Funktionären  in  den  Dienst  der  „Volksfürsorge“ 
gestellt.  Hierdurch  soll  erreicht  werden,  dass  die  Ver- 
waltungskosten der  „ Volksfürsorge “ möglichst  gering  werden, 
um  die  so  erzielte  Ersparnis  den  Versicherten  zu  Gute 
kommen  zu  lassen“. 

2.  Nach  Möglichkeit  haben  deshalb  die  Einkassierer 
und  Beitragssammler  der  Gewerkschaften  auch  die  Einkas- 
sierung der  Prämien  für  die  Volksfürsorge  zu  ühernehmen, 
wofür  ihnen  die  hierfür  festgesetzte  Entschädigung  zusteht“  x). 
Die  Entgegennahme  von  Versicherungsanträgen  und  die 
Verabfolgung  von  Marken  für  die  Sparversicherung1 2)  ge- 
hört unter  allen  Umständen  zu  den  Pflichten  der  gewerk- 
schaftlichen Einkassierer  und  der  Lagerhalter  in  den  Ver- 
kaufsstellen der  Konsumvereine  und  ihres  Personals;  das 
Inkasso  der  festen  (gewöhnlichen)  Prämien  seitens  dieser 
Verkaufsstellen  bedarf  der  Zustimmung  der  Verwaltung 
des  Konsumvereins,  des  Rechnungsführers  und  der  Ver- 
waltungskommission. Die  Tätigkeit  der  Funktionäre  der 
Volksfürsorge  ist  eine  ehrenamtliche;  es  erfolgt  dafür  keine 
Bezahlung,  sondern  nur  eine  Entschädigung.  Für  alle 
Versicherungen  wird  eine  Aufnahmegebühr  von  1 Mark 
erhoben.  Davon  erhält  die  Vertrauensperson,  die  den  An- 
trag aufgenommen  hat,  30  Pfg.,  10  Pfg.  verbleiben  der 
örtlichen  Rechnungsstelle,  60  Pfg.  sind  an  die  Zentral- 
kommission abzuliefern.  Die  Entschädigungen  und  sonstigen 
Unkosten  sollen  ferner  bestritten  werden  durch  einen  Ab- 
zug von  der  Prämieneinahme  bei  der  Spar-  und  Risiko- 
versicherung3) von  4 °/0,  bei  den  Versicherungen  mit  festen 
Halbmonatsprämien  von  9 °/0.  Von  der  4°/0igen  Ent- 
schädigung erhalten  die  Vertrauensleute  für  das  Inkasso 
3 °/0  von  der  9°/0igen  6°/0.  Der  Rest  und  der  Betrag  der 

1)  Organisationsplan  der  „Volksfürsorge“. 

2)  Diese  ist  eingerichtet  wie  die  Arbeiter-Spar-  und  Lebens- 
versicherung des  Allgemeinen  Deutschen  Versicherungs  Vereins. 

3)  Erklärung  folgt  weiter  unten. 
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10  Pfennig  Aufnahmegebühren  sollen  die  der  örtlichen 
Rechnungsstelle  für  Verwaltung  und  Kontrolle  erwachsenen 
Unkosten  decken.  Kommt  die  Volksfürsorge  mit  diesen 
Beträgen  an  Ausgaben  für  Verwaltung  aus,  so  ist  sie  in 
der  Lage,  zu  erheblich  niedrigeren  Prämien  die  V ersicherung 
zu  bieten,  als  es  den  mit  eigenen  Organisationen  arbeitenden 
Volksversicherungsgesellschaften,  die  in  ihrer  Gesamtheit 
in  den  letzten  10  Jahren  durchschnittlich  26  °/rt  der  Prämien- 
einnahme für  Verwaltung  verbrauchten,  möglich  ist.  Die 
finanziellen  Verluste  ihrer  Versicherten  bei  vorzeitiger  Auf- 
gabe der  Versicherung  will  die  „Volksfürsorge“  dadurch 
auf  ein  Minimum  reduzieren,  dass  sie  schon  im  ersten 
Jahre  des  Bestehens  einer  Versicherung  im  Falle  der 
Zahlungsversäumnis  die  eingezahlten  Prämien  abzüglich 
eines  Prozentsatzes  für  Risiko  und  Verwaltungskosten  auf 
Sparversicherung  überträgt,  und  wenn  die  Versicherung  ein 
Jahr  lang  in  Kraft  war,  falls  der  Versicherte  die  Ueber- 
tragung  auf  Spar  Versicherung  nicht  wünscht,  in  eine  prämien- 
freie umwandelt.  Unter  den  Tarifen  der  Volksfürsorge, 
die  alle  Arten  der  Todesfall-  und  Erlebensfallversicherungen 
für  Erwachsene  und  Kinder  umfassen,  ist  auch  eine  be- 
achtenswerte Neuerung  vorhanden:  Die  sogenannte  Risiko- 
versicherung in  Verbindung  mit  der  Sparversicherung1). 
Da  bei  diesen  letzteren,  wie  schon  einmal  gesagt,  die  Ver- 
sicherung nur  langsam  von  Jahr  zu  Jahr  steigt,  ist  die 
Familie  des  Versicherten  im  Falle  seines  frühzeitigen  Todes 
gegen  dessen  wirtschaftliche  Folgen  nicht  sichergestellt. 
Um  nun  auch  bei  Tod  in  den  ersten  Versicherungsjahren 
ein  grösseres  Kapital  garantiert  zu  erhalten,  gestattet  die 
V olksfürsorge  eine  Zusatzversicherung  zur  Sparversicherung, 
die  sogenannte  Risikoversicherung  derart,  dass  gegen  eine 
einmalige  Prämie  im  Todesfall  innerhalb  der  ersten  10  Jahre 
eine  von  Jahr  zu  Jahr  abnehmende  Versicherungssumme 
und  daher  zusammen  mit  dem  steigenden  Kapital  der 
Sparversicherung  jährlich  ungefähr  die  gleiche  Gesamt- 
leistung garantiert  wird.  Bei  einer  Sparversicherungsprämie 
von  durchschnittlich  jährlich  20.80  ist  z.  B.  eine  einmalige 
Risiko prämie  von  Bl. 20  Mark  zu  entrichten  und  es  betragen 
die  Versicherungssummen  dann: 


1)  Theoretisch  begründet  hat  diese  Versicherungsform  zuerst 
Ko  hl  in  „Die  Reform  der  Volks  Versicherung“,  einer  Aufgabe  der 
Sozialpolitik,  Leipzig  1904. 
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Bisikover-  Sparver-  Geleistete 

Sicherung  siclierung  Zusammen  Einzahlung 


nach  1 Jahr  426.40 
nach  3 Jahren  341.12 
nach  5 Jahren  255.84 
nach  10  Jahren  42.64 


52.42  478.82  52.— 

154.15  495.26  93.60 

252.10  507.94  135.20 

480.69  523.33  239.20 


Bei  der  grossen  Zahl  der  in  den  freien  Gewerkschaften 
organisierten  Arbeitern  und  der  hei  den  Konsumvereinen 
einkaufenden  und  dieser  Genossenschaftsbewegung  nahe- 
stehenden Familien  ist  zu  erwarten,  (die  beiden  Organi- 
sationenen  amfassen  gegenwärtig  etwa  3 600  000  Mitglieder, 
mit  den  Familienangehörigen  werden  sie  sich  sicher  auf 
über  10  Millionen  Köpfe  erstrecken)  dass  die  Volksfür- 
sorge, von  überzeugten  Agitatoren  vertreten,  mit  ihren 
Spar-  und  Versicherungsmodalitäten  bald  einen  grossen 
Personenkreis  erfasst  haben  wird.  Erweisen  sich  ferner 
die  Kostenvoranschläge  der  Gründer  in  Bezug  auf  die 
Verwaltung  als  nicht  zu  niedrig,  so  wird  sich  die  billige 
und  gute  Versicherung  auch  in  den  den  Gewerk- und  Genossen- 
schaften nicht  zugehörigen  Kreisen  sehr  bald  Eingang  ver- 
schaffen. Gegen  eine  solche  Ausdehnung  der  Tätigkeit  der 
Volksfürsorge  wird  nun  in  Deutschland  von  den  ver- 
schiedensten Seiten  her  Front  gemacht,  mit  der  Begrün- 
dung, dass  dieses  Versicherungsunternehmen  von  der  so- 
zialdemokratischen Partei  als  ein  neuer  Stützpunk  ihrer 
Macht  ins  Leben  gerufen  sei.  Die  Gründung  sei,  behauptet 
die  öffentliche  Meinung,  aus  dem  Bestreben  der  sozialdemo- 
kratischen Füherer  heraus  zu  verstehen,  die  Anhänger  der 
Partei  allmählich  mit  all  ihren  Bedürfnissen  zu  erfassen 
und  von  ihr  und  ihren  Instituten  abhängig  zu  machen; 
sie  soll  ferner  womöglich  die  politisch  von  der  Sozial- 
demokratie abseits  oder  ihr  gar  fern  stehende  ihr  näher 
zu  bringen  und  endlich  sollen  in  ihr  die  durch  die  Neu- 
regelung der  Keichsversicherungsordnung  frei  gewordenen 
agitatorischen  Kräfte  Verwendung  finden.  Die  Gründer 
der  Volksfürsorge  leugnen  eine  Beziehung  des  Unternehmens 
zur  Sozialdemokratie,  wie  ja  überhaupt  von  dieser  Seite 
der  Charakter  der  freien  Gewerkschaften  und  Konsumge- 
nossenschaften als  sozialdemokratische  Organisation  in  Ab- 
rede gestellt  wird.  Allein  verschiedene  Tatsachen,  z.  B. 
dass  der  Vater  und  nunmehrige  Vorsitzende  des  Vor- 
standes der  Volksfürsorge  ein  sozialdemokratischer  Abge- 
ordneter (von  Elm)  ist,  und  dass  die  gesamte  sozialdemo- 
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kratische  Presse  für  das  Unternehmen  so  warm  eintritt, 
lassen  keinen  Zweifel  darüber,  dass  die  sozialdemokratische 
Partei  hinter  der  Volksfürsorge  steht.  An  sich  interessiert 
diese  Frage  hier  gar  nicht.  Leistet  die  Volksfürsorge  als 
Versicherungsinstitut  das,  was  sich  ihre  Gründer  und  Organi- 
satoren versprechen,  so  kann  man  ihr  vom  wirtschaftlichen 
Standpunkt  aus  so  wenig  die  Anerkennung  versagen,  als 
man  etwa  leugnen  kann,  dass  die  Konsumgenossenschaften 
die  Bedürfnisse  ihrer  Mitglieder  an  Lebensmitteln,  Ge- 
brauchsgegenständen usw.  gut  und  billig  befriedigen. 

3.  Die  nationalen  Gegengründungen. 

Der  politische  Buf  in  dem  die  Volksfürsorge  steht  ist 
hier  nur  berührt  worden,  weil  er  Anlass  zu  zwei  nationalen 
Gegengründungen  auf  dem  Volksversicherungsgebiet  gab : 
zu  dem  Zusammenschluss  von  30  privaten  Lehensversiche- 
rungsgesellschaften in  der  sogenannten  „Deutschen  Volks- 
versicherung“ A.-G.  und  dem  Kartell  mehrerer  privater 
Volksversicherungsgesellschaften  mit  dem  Verbände  öffent- 
lich-rechtlicher Lehensversicherungsanstalten. 

a.  Die  „Deutsche  Volksversicherung  A.-G.“ 

1.  Vorbereitet  und  in  den  versicherungstechnischen 
Prinzipien  angeregt  war  die  erstgenannte  Aktion  durch 
die  schon  erwähnte  im  Jahre  1906  anonym  erschienene 
Schrift  „Vorschläge  zur  Reform  der  Volksversicherung  in 
Deutschland“.  Der  Verfasser  gibt  darin  der  Meinung 
Ausdruck,  dass  die  beiden  Mängel  der  privaten  Volksver- 
sicherung  die  hohen  Verwaltungskosten  und  das  grosse 
Storno  dadurch  beseitigt  oder  wenigstens  gemindert  werden 
könnten  „dass  eine  Mehrheit  deutscher  Lebensversiche- 
rungsgesellschaften sich  zu  gemeinschaftlichem  Betriebe  der 
Volksversicherung  vereinigte“  in  einem  Versicherungsunter- 
unternehmen, „welches  durch  eine  unbedingte  Sicherheit 
und  sein  die  einzelnen  Privatunternehmungen  überragendes 
Ansehen  ein  ähnliches  Vertrauen  wie  eine  Staatsanstalt 
genösse,  gleichzeitig  aber  als  Privatbetrieb  mit  einem  weit- 
verzweigten Agentenapparat  Propaganda  im  besten  Sinne 
des  Wortes  und  im  grössten  Stile  betriebe“.  An  Aus- 
gaben für  die  V erwaltung  würde  in  einem  solchen  Gemein- 
schaftsbetrieb viel  erspart  werden,  weil  die  Werbetätigkeit 
der  Agenten  durch  das  unbestrittene  Ansehen  und  Vertrauen 
des  Unternehmens,  erheblich  erleichtert  und  verbilligt  werde, 
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die  Kosten  der  Einhebung  der  Prämien  durch  die  räum- 
liche Konzentrierung  und  einheitliche  Zusammenfassung 
der  seither  von  einer  Mehrheit  von  nebeneinander  arbeitenden 
Gesellschaften  bedienten  Versicherten  auf  ein  bescheideneres 
Maass  herabdrückt  wurde  und  vor  allem  mehr  als  bisher  bei 
der  heftigen  Konkurrenz  der  Gesellschaften  die  Möglichkeit 
gegeben  sein  wird,  die  Agentenvermittlung  bei  diesen  alle 
anderen  Institute  an  Vertrauen  überragenden  Unternehmungen 
dadurch  auszuschalten,  dass  Korporationen  der  verschieden- 
sten Art,  Vereine  und  ähnliche  Organisationen  für  ihre 
Mitglieder,  sowie  Arbeitgeber  für  ihre  Beamten  und  Arbeiter 
in  der  Vermittlung  des  Versicherungsabschlusses  und  der 
fortlaufenden  Beitragserhebung  gewonnen  werden1).  Eine 
Verbilligung  der  Volksversicherungstarife  würde  endlich 
auch  durch  Verzicht  auf  eine  Beteiligung  der  Versicherten 
am  Gewinn,  eine  Institution  die  wesentlich  aus  Rücksichten 
der  nunmehr  ganz  oder  teilweise  ausgeschalteten  Konkur- 
renz eingeführt  ist,  zu  erreichen  sein,  da  eben  dann  von 
der  sonst  notwendigen  Erhöhung  der  Nettoprämie  durch 
den  Gewinnzuschlag  abgesehen  werden  könne.  Weiterhin 
könnte  bei  dieser  Konzentration  der  Volksversicherung  auch 
die  Verhältnisse  des  vorzeitigen  Policenverfalls  wesentlich 
günstiger  gestaltet  werden,  indem  einer  seiner  Hauptur- 
sachen,  der  durch  die  heftige  Konkurrenz  begünstigte  über- 
flüssige forzierte  Anwerbebetrieb  beseitigt  wäre,  den  Ueber- 
redungskünsten  beim  Abschluss  und  der  sonstigen  nicht 
einwandfreien  Tätigkeit  der  Agenten  vermöge  der  stärkeren 
Stellung  des  Verbandes  diesen  gegenüber  erfolgreich  ent- 
gegengewirkt werden  könne  und  endlich  bei  dem  konzen- 
trierten und  einheitlichen  Betrieb  und  der  Dichtigkeit  des 
Wohnens  der  Zahlzeichen  Versicherten  eine  regelmässige 
Abholung  der  kleinen  Wochenbeiträge  garantiert  und  damit 
ein  wirksamer  Ansporn  und  ein  sich  immer  wieder  er- 
neuernder Zwang  zur  Forterhaltung  der  Versicherung  aus- 
geübt würde. 

2.  In  etwas  abgeänderter  Form  ist  dieser  Vorschlag 
unter  dem  Drucke  der  drohenden  politischen  Gefahr  von 
Seiten  der  „Volksfürsorge“  in  die  Tat  umgesetzt  worden 
durch  die  am  12.  Dember  1912  erfolgte  Gründung  der 
„Deutschen  Volksversicherung  A.-G.“  in  Berlin,  durch 
30  private  Lebensversicherungsgesellschaften,  die  alle  bis 
jetzt  die  Volksversicherung  noch  nicht  betrieben  haben.  In 


1)  Gruppen  Versicherung. 
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einer  von  der  Gesellschaft  herausgegebenen  Schrift:  Auf- 
gaben und  Einrichtungen  der  Deutschen  Volksversicherung 
A.-G.  heisst  es:  „Die  Deutsche  Volksversicherung  wurde 
von  30  privaten  Versicherungsgesellschaften  in  Erfüllung 
ihres  Berufes  und  ihrer  Aufgabe  im  Volks-  und  Wirschafts- 
leben und  in  enger  Fühlung  mit  grossen  Organisionen  von 
Arbeitern,  Handwerken,  Bauern,  Angestellten  usw.  als  ein 
ausschliesslich  dem  Gemeinwohl  dienendes  Unternehmen 
gegründet“. 

Die  „Gemeinnützigkeit“  kommt  durch  die  Beschrän- 
kung der  Aktionärdividende  auf  höchstens  4 °/0  für  alle 
Zeiten  in  der  Gewinnbeteiligung  der  Versicherten,  denen 
mindestens  80  °/0  des  Ueberschusses  zufliesst  und  im  Aus- 
schluss des  Aufsichtsrates  und  des  Vorstandes  von  einer 
Teilnahme  am  Gewinn  zum  Ausdruck.  Die  W ahrung  des 
gemeinnützigen  Zwecks  des  Unternehmens  ist  durch  die 
Bestellung  eines  Beichskommissars  und  eines  Stellvertreters 
gesichert. 

Der  Beichskommissar  ist  nach  § 20  des  Gesellschafts- 
vertrages befugt 

1.  allen  Verhandlungen  der  sämtlichen  Organe  insbe- 
sondere auch  der  Generalversammlung  mit  beratender 
Stimme  beizuwohnen, 

2.  von  den  Organen  der  Gesellschaft  jederzeit  münd- 
liche oder  schriftliche  Auskunft  über  alle  Geschäftsange- 
legenheiten zu  verlangen, 

8.  bei  den  Organen  der  Gesellschaft  einerseits  Anträge 
zu  stellen, 

4.  über  seine  Wahrnehmungen  hinsichtlich  des  Ge- 
schäftsbetriebs an  den  Beichskanzler  zu  berichten. 

Weiter  will  die  Deutsche  Volksversicherung  ihren 
Versicherten  durch  Teilnahme  an  der  Verwaltung  Einfluss 
auf  die  Geschäftsführung  gestatten.  Das  Grundkapital  von 
2 Millionen  Mark  und  der  Organisationsfonds  von  1 Mill. 
Mark  ist  zunächst  von  den  30  Gesellschaften  aufgebracht. 
Der  Erwerb  beliebig  hoher  Anteile  steht  aber  allen  an  den 
Aufgaben  der  Gesellschaft  mitarbeitenden  jederzeit  frei. 
Die  Verwaltungsorgane  sind  der  Vorstand,  der  Aufsichts- 
rat, der  Verwaltungsbeirat  und  die  Generalversammlung. 
Der  Aufsichtsrat  wird  aus  25  Mitgliedern  bestehen,  von 
denen  mindestens  12  den  mit  der  „Deutschen  Volksver- 
sicherung“ im  Vertragsverhältnis  stehende  Organisationen 
angehören  müssen.  Der  Verwaltungsbeirat  besteht  aus 
25  Personen,  die  auf  5 Jahre  aus  dem  Kreise  der  Ver- 
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Sicherungsnehmer  gewählt  werden.  Der  Zutritt  zu  den 
Generalversammlungen  steht  jedem  Versicherten  frei. 

Bezüglich  der  Vermögensanlage  ist  bestimmt,  dass  die 
Gelder  jeweils  wieder  an  diejenigen  Landesteile  aus  denen 
sie  stammen  ausgeliehen  und  die  Beleihungsgesuche  der 
Versicherten  und  derjenigen  Personenkreise  und  Organi- 
sationen, die  für  die  Volksversicherung  in  Betracht 
kommen,  berücksichtigt  werden  sollen. 

3.  Die  „Deutsche  Volksversicherung  A.-G.  ist  auf 
die  Hoffnung  gegründet,  dass  die  der  Sozialdemokratie 
fernstehenden  Organisationen  von  Arbeitern,  Handwerkern, 
Bauern,  Kleingewerbetreibenden,  Angestellten  usw.  dann 
die  Erwerbs-  und  Wirtschafts-Genossenschaften  und  endlich 
die  Arbeitgeber  angesichts  der  sozialdemokratischen  Gefahr 
aus  ihrer  Indolenz  gegenüber  den  Bemühungen  der  Ver- 
sicherer, sie  zur  Mitarbeit  an  der  Versicherung  ihrer  Mit- 
glieder bezw.  Arbeiter  heraustreten  werden  und  die  vom 
„Nordstern“  bis  zur  „Vereins versicherungsbank“  von  den 
deutschen  Versicherern  vergeblich  angestrebte  „Gruppen- 
versicherung“ nun  endlich  im  Volksversicherungsgeschäft 
sich  Bahn  brechen  wird.  Nach  den  vorläufigen  Ergeb- 
nissen der  Verhandlungen  der  „Deutschen  Volksversiche- 
rung A.-G.“  mit  den  in  Betracht  kommenden  Organisa- 
tionen werden,  wenn  nicht  alles  täuscht,  jene  Erwartungen 
auch  reichlich  zutreffen.  Nach  dem  Stand  vom  13.  Sep- 
tember 1913  haben  sich  zur  Mitarbeit  an  den  Aufgaben 
der  Gesellschaft  23  Organisationen  vertraglich  verpflichtet; 
die  Organisationen  übernehmen  nicht  nur  die  Anwerbung, 
von  Versicherungen,  sondern  auch  die  Einkassierung  der 
Beiträge.  Ihre  Tätigkeit  beschränkt  sich  nicht  auf  den 
Kreis  ihrer  Mitglieder.  Von  den  grösseren  Organisationen 


führen  wir  an: 

Den  Gesamtverband  christlicher  Gewerk- 
schaften Deutschlands  mit 360  000  Mitgl. 

Den  Verband  der  Deutschen  Gewerk- 
vereine (Hirsch-Dunker)  mit 120000  „ 

Den  V erb  and  süddeutsch.  Kath.  Arbeiter- 
Arbeiterinnen-  und  Jugendvereine  in 

München  mit 120000  „ 

Das  Beichskartell  der  Verbände  der 
Beamten  und  Arbeiter  staatlicher  Verkehrs- 
anstalten mit 110  000  „ 


Die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  jener  23  Körper- 
schaften beträgt  etwa  1 200  000. 
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Ausser  durch  die  Mitglieder,  Vertrauensmänner,  Ange- 
stellte und  Beauftragte  der  sich  der  „Deutschen  Volksver- 
sicherung A.-G.“  anschliessenden  Organisationen  erfolgt 
ferner  die  Aufnahme  von  Versicherungsanträgen  und  das 
Inkasso  durch  die  Vertreter  der  privaten  Lebensversiche- 
rungsgesellschaften, welche  die  „Deutsche  Volks  Versicherung“ 
gegründet  und  ihre  Organe  in  den  Dienst  der  „Deutschen 
Volksver Sicherung“  gestellt  haben,  sowie  durch  die  Vertreter 
der  anderen  Versicherungsgesellschaften,  die  ihren  Agenten 
die  Arbeit  für  die  „Deutsche  Volks  Versicherung“  gestatten, 
und  endlich  durch  die  Angestellten  der  „Deutschen  Volks- 
versicherung“. Wie  bei  der  „Vereinsversicherungsbank“ 
steht  endlich  auf  dem  Progamm  der  „Deutschen  Volksvei- 
sicherung“  die  GTeschäftsverbindung  mit  Sterbe-  und  ähn- 
lichen Kassen.  Sie  empfiehlt  diesen  einerseits  ihr  alle  die- 
jenigen Versicherungen  die  von  der  eigenen  Kasse  nicht 
übernommen  werden  dürfen  (z.  B.  Kinderversicherungen) 
zuzuführen  und  ist  andererseits  bereit,  bestehende  oder  neu 
zu  gründende  Sterbekassen  ganz  oder  teilweise  in  Bück- 
deckung  zu  nehmen,  um  auf  diese  Weise  den  Kassen  das 
ganze  Sterblichkeitsrisiko  oder  einen  Teil  desselben  abzu- 
nehmen und  sie  dadurch  vor  den  Folgen  der  Schwankungen 
in  der  Sterblichkeit  zu  schützen. 

b)  Die  Aufnahme  der  Volksver  Sicherung  durch  die 
öf  fe  ntl  ich  - rech  tlich  enL  eben  svers  ich  erungsanst  al- 
ten und  die  Gründung  des  „Volksversicherungs- 
kartells“. 

In  Preussen  bestehen  neben  den  privaten  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften; auch  öffentlich-rechtliche  Lebens- 
versicherungsanstalten; z.  Zt.  6,  in  den  Provinzen  Ost- 
preussen,  Westpreussen,  Pommern,  Posen,  Schlesien  und 
Brandenburg.  Sie  sind  entweder  den  Provinzen  oder  den 
Provinziallandschaften  angeschlossen.  Der  Ausgangspunkt 
für  die  Errichtung  dieser  Institute  war  die  Schuldent- 
lastung des  landwirtschaftlich  benutzten  Grund  und  Bodens 
im  Wege  der  Lebensversicherung.  Das  Verfahren  besteht 
darin,  dass  die  Tilgung  der  auf  die  den  Landschaften  aus- 
gestellten Pfandbriefe  ruhenden  Pfandbriefdarlehen  fortfällt 
und  die  Schuldner  anstatt  ihrer  unter  Verwendung  der 
Tilgungsbeiträge  als  Prämien  eine  Lebensversicherung  ein- 
gehen1).  Dieser  Weg  der  Schuldentilgung  hat  den  Vorteil, 
dass  auf  ihm  die  Ansammlung  des  Schuldkapitals  unab- 

1)  Siehe  Verwaltungsbericht  der  Lebensversicherungsanstalt 
des  Ostpreussischen  Landtags  für  das  Jahr  1911.  S.  10. 
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hängig  von  der  Lebensdauer  des  Versicherten  mit  Bestimmt- 
heit erreicht  wird. 

Seit  Errichtung  der  ersten  öffentlich-rechtlichen  Lebens- 
versicherungsanstalt steht  auch  auf  dem  Programm  dieser 
Institution  die  Volksversicherung.  Sie  soll  in  diesem 
Rahmen  eine  besondere  Mission  erfüllen,  wie  aus  folgenden 
Sätzen  aus  einer  Vorlage  zum  49.  General-Landtag  der  Ost- 
preusischen  Landschaft  zwecks  Errichtung  einer  Lebensver- 
sicherungsanstalt der Ostpreussischen  Landschaft  hervorgeht: 

„Die  Lebensversicherung  als  Entschuldungsmittel  soll 
allen  Landwirten  der  Provinz,  auch  dem  kleinen  und 
kleinsten  Grundbesitz  zu  Hilfe  kommen.  Die  Volksver- 
sicherung  vermag  hier  in  zwei  Beziehungen  segensreich  zu 
wirken.  Einmal  wird  sie  wie  bei  den  bereits  angesessenen  Wirten 
so  auch  bei  den  erst  neu  anzusetzenden  Stellen  die  Tilgung 
der  Resthypotheken  sich  zur  Aufgabe  zu  machen  haben. 
Andererseits  kann  im  Wege  der  abgekürzten  Versicherung 
bis  zur  Zurücklegung  eines  Alters  etwa  von  45  bis  50  Jahren 
ein  genügendes  Kapital  angesammelt  werden,  um  Land- 
arbeitern, die  noch  nicht  angesessen  sind,  nach  Fällig' 
werden  der  Versicherungssummen  den  Ankauf  einer  Wirt- 
schaft zu  ermöglichen.  Auf  diese  Weise  versicherte  Ar- 
beiter werden  aller  Voraussicht  nach  den  Lockungen  der 
Abwanderung  ungleich  erfolgreicher  als  andere  widerstehen, 
da  ihnen  und  ihren  Kindern  bei  Fleiss  und  Sparsamkeit 
die  sichere  Aussicht  wirtschaftlichen  und  sozialen  An- 
steigens in  der  Heimat  winkt.  Die  Kinder  der  angesiedelten 
Arbeiter,  die  die  väterliche  Wirtschaft  nicht  übernehmen, 
stellen  wieder  den  Ersatz  zur  Ergänzung  des  Gesindes  der 
Dienstleuten,  Deputanten  und  Landarbeiter.  Bei  ihnen  wird 
sich  dann  der  gleiche  Vorgang  wiederholen.  Die  Volks- 
versicherung im  Dienste  der  ineinandergreifenden  und  sich 
ergänzenden  Tätigkeit  der  Entschuldung  und  der  Arbeiter- 
ansiedlung  ist  ein  in  seiner  Bedeutung  nicht  zu  unter- 
schätzendes Mittel,  um  auf  dem  Wege  der  wirtschaftlichen 
Stärkung  des  Landarbeitertums  die  Ursachen  der  Ent- 
völkerung des  platten  Landes  wesentlich  einzuschränken 
und  schrittweise  zu  beseitigen“  l). 

In  der  Theorie  ist  diese  der  Volksversicherung  ange- 
wiesene Aufgabe  sehr  schön  ausgedacht;  ob  aber  auch 
bedeutende  praktische  Erfolge  auf  diesem  Weg  erzielt 

1)  Aus  „Errichtung  einer  Lebensversicherungsanstalt  der  Ost- 
preussischen Landschaft  als  Mittel  zur  Entschuldung  des  ländlichen 
Grundbesitzes.“  Königsberg  1910  Seite  65  u.  69. 


173 


werden  können,  muss  noch  sehr  bezweifelt  werden.  Jeden- 
falls müssten  die  Versicherten  Kapitalien  zur  Erfüllung 
eines  solchen  Zweckes  die  Durchschnittsversicherungssumme 
von  200  Mark  weit  übersteigen.  Besonders  fraglich  erscheint 
es,  ob  die  Landarbeiter  zum  Zwecke  ihrer  späteren  Sess- 
haftmachung  auch  die  in  der  abgekürzten  Versicherung 
wesentlich  erhöhte  Prämie  dauernd  von  ihrem  Verdienst 
erübrigen  können. 

Die  Gründung  der  Volksfürsorge  gab  nun  den  öffent- 
lichen Lebensversicherungsanstalten  Anlass,  dem  einstweilen 
zurückgestellten  Projekt  der  Volksversicherung  wieder  näher 
zu  treten.  In  einer  am  35.  November  1912  vom  General- 
landschaftsdirektor der  Ostpreussischen Landschaft  Dr.  Kapp, 
dem  Vater  und  eifrigsten  Förderer  der  öffentlichen  Lebens- 
versicherung, nach  Berlin  einberuf enen  Versammlung,  zu 
der  zahlreiche  Arbeiterorganisationen,  Genossenschaften 
und  andere  Verbände  Vertreter  entsandt  hatten,  wurde  die 
Einsetzung  eines  Arbeitsausschusses  zur  Verfolgung  der 
Frage  der  Organisation  einer  gemeinnützigen  nationalen 
Volksversicherung  beschlossen.  In  einem  „Bundschreiben 
an  die  Arbeiter-  und  Arbeitgeberverbände  sowie,  an  die 
sonstigen  grossen  wirtschaftlichen  und  gemeinnützigen  Organi- 
sationen, die  berufen  sind,  sich  in  den  Dienst  der  Organi- 
sation, einer  wahrhaft  gemeinnützigen1)  nationalen  Volks- 
versicherung zu  stellen“  erbot  sich  dann  der  „Verband 
öffentlicher  Lebensversicherungsanstalten  in  Deutschland“ 
mit  allen  diesen  Organisationen  in  Verbindung  zu  treten, 
und  mit  ihnen  nach  folgenden  Gesichtspunkten  zusammen- 
zuarbeiten. In  dem  Bundschreiben  heist  es: 

„Die  Organisation  einer  wahrhaft  gemeinnützigen  natio- 
nalen Volksversicherung  lässt  sich  nur  dann  erfolgreich 
durchführen,  wenn  bei  weitgehender  Dezentralisation  der 
örtlichen  Verwaltung  das  Versicherungsrisiko  selbst  tunlichst 
von  einer  Zentrale  getragen  wird.  Zur  Erreichung  dieses 
Zweckes  empfiehlt  es  sich,  die  dem  Arbeiter-  und  Arbeit- 
geberverbänden und  sonstigen  wirtschaftlichen,  gemein- 
nützigen und  öffentlichen  Organisationen  verbundenen  Ver- 
sicherungseinrichtungen-, Sterbe-,  Witwer-  und  Aussteuer- 
kassen als  Träger  der  Volksversicherung  zu  belassen,  da 
sie  durch  die  Vertrauensstellung,  die  sie  bei  ihren  Mit- 
gliedern einnehmen,  die  treuesten  und  besten  Berater  für 

1)  Die  Gemeinnützigkeit  steht  natürlich  beiden  „Oeffentlichen“ 
ausser  Zweifel.  Erwerbsinteressen  fallen  bei  ihrem  Charakter  als 
mittelbare  Staatsbehörde  grundsätzlich  weg. 
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die  Y olksversicherung  sind,  ihnen  die  grösste  innere  Werbe- 
kraft innewohnt,  sie  die  Akquisition  und  das  Inkasso  der 
kleinen  Wochen-  und  Monatsbeiträge  am  billigsten  besorgen 
können  und  einen  vorzeitigen  Verfall  der  Versicherung  am 
erfolgreichsten  entgegenzuwirken  verstehen  werden“.  Da, 
wo  solche  Einrichtungen  bei  bereits  vorhandenen  wirt- 
schaftlichen oder  gemeinnützigen  Organisationen  der  in 
Betracht  kommenden  Art  noch  nicht  bestehen,  sollen  neue 
Versicherungskassen  ins  Leben  gerufen  werden.  „Die 
einzelnen  in  ihrem  Wirkungskreis  örtlich  auf  die  Zahl 
ihrer  Mitglieder  eingeschränkten  Kassen  sind  alsdann  die 
juristischen  Versicherungsträger,  die  die  Akquisition  und 
das  Inkasso  übernehmen,  auch  die  Verwaltung  und  Anlage 
der  Vermögensbestände  — Prämienreserven  — bewirken“. 
Das  ganze  von  diesen  juristischen  Trägern  der  Versicherung 
übernommene  Risiko  soll  nun  im  Wege  der  totalen  Rück- 
versicherung einer  Zentrale,  dem  „Verband  öffentlich- 
rechtlicher  Lebensversicherungsanstalten  in  Deutschland“  als 
wirtschaftlichem  Versicherungsträger  übergeben  werden. 

Diese  Gedanken  sind  uns  alle  nicht  neu.  Es  sind 
dieselben  Grundsätze,  in  etwas  anderer  Form,  nach  welchem 
auch  die  „Vereinsversicherungsbank“  die  Volksversicherung 
betreiben  wollte,  im  geringeren  Umfang  auch  betrieben  hat 
und  die  auch  die  „Deutsche  Volksversicherung  A.-G.“  bei 
Einrichtung  ihres  Betriebes  leiteten.  Die  nahe  Verwand- 
schaft in  den  Aufgaben  und  Zielen  dieser  Neugründung 
und  der  geplanten  Volksversicherung  der  öffentlichen  Lebens- 
versicherung (beide  sind  in  Abwehr  gegen  die  „Volksfür- 
sorge“ ins  Leben  getreten,  beide  sind  „gemeinnützig“  und 
beide  erstreben  die  Mithilfe  und  Mitarbeit  der  gleichen 
für  die  Volksversicherung  in  Betracht  kommenden  Organi- 
sationen) lässt  es  begreiflich  finden,  dass  der  Gedanke, 
beide  Unternehmen  in  ein  einziges  grosses  Volksversiche- 
rungsinstitut zusammenfassen,  auftauchte  und  von  beiden 
Seiten,  besonders  von  der  „Deutschen  Volksversicherung 
A.-G.“  eine  zeitlang  verfolgt  wurde.  Diese  hatte  in  einer 
Versammlung  am  12.  Dezember  1912  beschlossen,  der 
öffentlichen  Lebensversicherung  das  Anerbieten  zu  einem 
Zusammenarbeiten  in  der  Organisation  einer  „machtvollen 
nationalen  Volksversicherung“  zu  machen.  Auch  der 
Staatssekretär  des  Reichsamts  des  Innern  Dr.  Delbrück 
trat  vermittelnd  für  ein  solches  Zusammengehen  ein,  das 
ja  schon  deswegen  ohne  Zweifel  die  Sache  der  Organi- 
sation einer  Volkversicherung  im  angestrebten  Sinne  sehr 
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gefördert  hätte,  als  alle  jene  zur  Mitarbeit  heranzuziehenden 
Organisationen  nur  einem  einzigen  mächtigen  Versicherer 
gegenüber  gestanden  und  nicht  zweien  einander  sich  be- 
kämpfenden mit  denselben  schönen  Redensarten  operieren- 
den Instituten.  Es  kam  im  weiteren  Verlauf  der  Unter- 
handlungen zwischen  beiden  auch  zur  Einsetzung  eines 
„Zentralausschusses  zur  Förderung  der  Volksversicherung“ 
der  aber  nur  eine  einzige  ergebnislose  Tagung  erlebte,  um 
sich  bald  darauf  wieder  aufzulösen.  Ausschlaggend  für  das 
Scheitern  des  Planes  war  die  entschieden  ablehnende 
Haltung  des  Vertreters  der  öffentlich-rechtlichen  Lebens- 
versicherung. Bei  dem  erbitterten  Kampf,  der  zwischen 
privaten  und  öffentlichen  Lebensversicherungen  in  Deutsch- 
land seit  dem  Auftreten  dieses  Typus  geführt  wird,  ist  das 
Fehlschagen  eines  Planes  zu  gemeinsamer  Arbeit  auch 
nicht  zu  verwundern. 

In  einem  Schreiben  des  Vorsitzenden  des  Verbandes 
öffentlich-rechtlicher  Lehensversicherungsanstalten  an  den 
Staatssekretär  vom  21.  Januar  1913  teilt  jener  mit,  dass 
der  ausschlaggebende  Grund  für  die  ablehnende  Haltung 
des  Verhandsausschusses  die  Tatsache  gewesen  sei,  dass 
die  in  der  „Deutschen  Volksversicherung  A.-G.“  zusammen- 
geschlossenen Gesellschaften  bisher  die  Volksversicherung 
nicht  betrieben  hätten,  also  zur  Zeit  auch  über  keinen 
Volksversicherungsbestand  verfügten  und  dass  es  zweck- 
mässiger erschienen  wäre,  die  in  der  Volksversicherung 
bereits  mit  Erfolg  tätigen  privaten  Gesellschaften  zu  einem 
Zusammenschluss  heranzuziehen.  „Es  ist  dem  Verbände 
öffentlicher  Lebensversicherungsanstalten  in  Deutschland 
gelungen“,  heisst  es  in  dem  Schreiben,  „mit  den  die  Volks- 
versicherung betreibenden  Privatgesellschaften  ein  Ab- 
kommen zu  treffen,  dass  unter  voller  Wahrung  der  Selb- 
ständigkeit und  der  Eigenart  der  Verfassung  eines  jeden, 
beteiligten  Unternehmers  durch  Zusammenfassung  aller 
Kräfte  die  weitere  Entwicklung  der  Volksversicherung  im 
Interesse  der  Versicherten  fördern  will.  Zur  Erreichung 
dieses  Zweckes  ist  die  Schaffung  und  Ausgestaltung  von 
einheitlichen  Einrichtungen  in  Aussicht  genommen,  die  der 
Verbilligung  und  Vervollkommnung  der  Volksversicherung  zu 
dienen  geeignet  sind,  insbesondere  bezüglich  der  Versiche- 
rungsbedingungen, der  Tarife,  der  Gewinnverteilung,  der 
Inkassobesorgung  und  der  gegenseitigen  Auskunftserteilung“. 

Dem  Abkommen,  das  sich  erst  Volksversicherungs- 
kartell nannte,  und  später  den  Namen  Volksversicherungs- 
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verband  annahm,  sind  alle  grösseren  die  Volks  Versicherung 
betreibenden  Gesellschaften,  mit  Ausnahme  aber  der 
„Victoria“  beigetreten. 

Am  11.  November  1918  hat  aber  die  Versammlung 
des  Volksversicherungsverbandes  folgenden  Beschluss  ge- 
fasst1): 1.  „Das  zwischen  dem  Verbände  der  öffentlich- 
rechtlichen  Lebensversicherungsanstalten  und  den  privaten 
Volksversicherungsgesellschaften  am  11.  Januar  1918  ge- 
troffene Abkommen  über  die  Volksversicherung  wird 
aufgehoben.  2.  Der  Verband  der  öffentlich-rechtlichen 
Lebensversicherungsanstalten  scheidet  im  gegenseitigen  Ein- 
verständnis aus  dem  Volks versicherungs verbände  aus.  3.  Der 
Volks versicherungs verband  wird  von  den  privaten  Volks- 
versicherungsgesellschaften fortgesetzt“.  Als  Grund  wird 
genannt,  dass  sich  zwischen  den  privaten  Gesellschaften 
einerseits  und  dem  Verbände  andererseits  Meinungsver- 
schiedenheiten über  die  Zulässigkeit  des*  von  den  öffent- 
lichen Anstalten  geübten  Konkurrenzkampfes  ergeben  haben. 

Die  öffentliche  Versicherung  steht  also  in  der  Volks- 
versicherung nunmehr  für  sich  ganz  allein.  Bezüglich  ihrer 
Erfolge  bei  den  Organisationen  und  Körperschaften  ist 
noch  nichts  genaues  bekannt.  2 Handelskammern,  (Mühl- 
hausen und  Magdeburg)  an  die  sich  der  Verband  öffent- 
licher Lebensversicherungsanstalten  mit  der  Bitte  um  Unter- 
stützung seiner  Sache  gewendet  hat,  haben  sich  ablehnend 
verhalten,  mit  der  Begründung,  dass  in  der  Volksversiche- 
rung  durch  die  Privatversicherer  (D.V  A.G.)  genügend  gesorgt 
werde,.  Die  öffentliche  Lebensversicherung  wird  ihr  Arbeits- 
feld vor  allem  in  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  zu 
suchen  haben. 

c)  Versicherungsarten,  die  Tarife  und  Versiche- 
rungsbedingungen der  Neugründungen. 

An  Versicherungsarten  bringen  die  Neugründungen 
ausser  der  Spar-  und  Risikoversicherung  der  „Volksfür- 
sorge“ keine  wesentlichen  Neuheiten.  Erwähnenswert  ist 
vielleicht  noch  die  Zusatzversicherung  der  D.V.A.G.,  die 
einen  gewissen  Ersatz  der  Sparversicherung  vorstellt. 
Zwecks  Erhöhung  der  Versicherungssumme  kann  der  Ver- 
sicherungsnehmer jederzeit  eine  einmalige  Einzahlung  von 
einem  durch  50  Pfg,  teilbaren  Betrag,  in  Quittungsmarken 
zahlbar,  leisten.  Es  werden  jedoch  die  in  einem  Ver- 
sicherungsjahr geleisteten  Einzahlungen  nur  dann  ver- 


1)  Siehe  Annalen  des  gesamten  Versicherungswesens  1913,  Nr.47. 
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rechnet,  wenn  sie  insgesamt  mindestens  5 Mark  und  nicht 
über  7 5 Mark  betragen.  Einzahlung  darunter  oder  darüber 
werden  auf  das  folgende  Jahr  vorgetragen. 

Die  Tarifprämien  der  3 Institute  sind  unter  sich  etwas 
verschieden  und  da  sie  auf  den  neuesten  Sterbetafeln 
(Volkstafel  1891 — 1900)  basieren  im  allgemeinen  etwas 
niedriger  als  die  der  alten  Gesellschaften.  Vergleiche  über 
die  Billigkeit  lassen  sich  aber  nicht  ziehen,  da  bei  allen 
Betrieben  die  Versicherten  am  Gewinn  beteiligt  sind,  also 
im  voraus  über  die  tatsächlich  zur  Auszahlung  gelangenden 
Versicherungssummen  nichts  ausgesagt  werden  kann. 

Die  Versicherungsbedingungen  endlich  sind,  vielleicht 
mit  einer  einzigen  Ausnahme,  sehr  liberal  gehalten.  Diese 
Ausnahme  ist  bei  der  „Volksfürsorge“  und  der  D.V.A.G.1) 
die  Einführung  der  14  tägigen  Prämienzahlung  an  Stelle 
der  wöchentlichen.  Es  ist  fraglich,  ob  diese  Abweichung 
vom  alten  bewährten  System  vorteilhaft  wirken  wird. 

Drei  wichtige  sehr  entgegenkommende  Bestimmungen 
aller  drei  Institute  sind  aber  hervorzuheben. 

1.  Beschränkung  der  Karenzzeit  auf  ein  Jahr,  während 
welcher  Zeit  die  Versicherungssumme  allmählich  ansteigt. 

2.  Ausstellung  einer  beitragsfreien  Versicherung,  wenn 
immer  die  Prämienzahlung  eingestellt  wird,  in  manchen 
Fällen,  d.  h.  wenn  nach  Abzug  gewisser  festnormierter 
Beträge  vor  den  eingezahlten  Prämien  ein  Best  bleibt, 
schon  innerhalb  des  ersten  Jahres. 

3.  Die  Einführung  des  Bückkaufsrechts  für  den  Ver- 
sicherungsnehmer. 

Den  alten  Volksversicherungsgesellschaften  wird,  um 
mit  den  neuen  konkurrieren  zu  können  nichts  anderes 
übrig  bleiben,  als  dass  sie  ihre  Versicherungsbedingungen 
in  demselben  Sinne  ausgestalten. 

1)  Die  Regel  ist  bei  der  D.V.A.Gr.  allerdings  die  14tägige 
Prämienzahlung,  doch  werden  den  Körperschaften  die  es  wünschen 
auch  Tarife  mit  Wochenprämien  geboten. 


V4 


Schlusswort. 


Von  fünf  Lagern  aus  sehen  wir  also  heute  das  GTebiet 
der  Volksversicherung  in  Deutschland  in  Angriff  genommen. 
Als  mächtigste  Einheit  steht  die  „Victoria“  da  und  wird 
es  vorerst  auch  noch  bleiben;  sie  fühlt  sich  stark  genug, 
allein  das  Feld  weiter  zu  behauen,  das  sie  mit  urbar  ge- 
macht hat.  Neben  ihr  arbeiten  wie  bisher  die  anderen 
„eigennütigen“  Volks  Versicherer,  durch  ein  loses  Band  mit 
einander  verknüpft,  weiter.  Der  markanteste  und  eigen- 
artigste Vertreter  der  „gemeinnützigen“  Gruppe  ist  die 
„Volksfürsorge“.  Sie  hat  gute  Aussichten  „ins  Geschäft“ 
zu  kommen;  ebenso  die  beiden  übrigen  Neulinge  in  der 
Volksversicherung,  die  „Deutsche  Volksversicherung  A.-G.“ 
und  die  „öffentliche  Lebensversicherung“,  denen  sie  als 
Schrittmacher  gedient  hat. 

Ist  nun  diese  starke  Konkurrenz  auf  dem  Gebiet  der 
Volksversicherung  als  ein  günstiges  oder  ein  ungünstiges 
Zeichen  zu  nehmen?  Zunächst  müssen  wir  feststellen,  dass 
die  Neugründungen  sehr  geräuschvoll  ins  Leben  getreten  sind 
und  in  der  Presse,  in  Vereinen  und  Versammlungen  und 
in  der  Oeffentlichkeit  zu  vielen  Besprechungen  und  Aus- 
einandersetzungen über  den  Gegenstand  der  Volksversiche- 
rung,  ihre  zweckmässigste  Organisation,  ihre  Einrichtungen, 
Betriebweisen  und  sonstigen  Eigentümlichkeiten  Anlass 
gegeben  haben.  Die  Volksversicherung  ist  dadurch,  nicht 
zu  ihrem  Schaden,  in  das  allgemeine  Interesse  gerückt. 
Sie  hat  die  weitesten  Kreise  von  neuem  auf  sich  aufmerk- 
sam gemacht  und  ihnen  eine  Beihe  der  verschiedenartigsten 
Versicherertypen  vorgeführt.  Wer  irgend  einer  Organi- 
sation angehört,  die  geeignet  ist,  als  solche  mit  einem  Ver- 
sicherer zusammenzuarbeiten,  mag  die  Versicherungshilfe  in 
der  Grupp enver Sicherung  hei  einer  der  8 Neugründungen 
suchen  1).  Die  D.V.A.G.  und  die  „Volksfürsorge“  werden 
vor  allem  von  der  städtischen  die  öffentlichen  Lehensver- 
sicherungsanstalten von  der  Landbevölkerung  in  Anspruch 
genommen  werden.  Die  Masse  der  Nichtorganisierten  wird 

1)  Denn  dieser  Organisationsform  gebührt  natürlich  der  Vorzug 
vor  der  Einzelversicherung. 
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nach  wie  vor  den  alten  Gesellschaften  gehören.  Einjeder 
Versicherer  kann  sich  das  Gebiet  als  Arbeitsfeld 
wählen,  wo  er  glaubt  am  meisten  erfolgreich  zu 
sein.  Uebereilt  wäre  es,  zu  schliessen,  dass  die  alten  Ge- 
sellschaften nun  ohne  Weiteres  in  ihrer  Wirksamkeit  sehr 
zurücktreten  würden;  die  langjährige  Erfahrung  in  der 
Volksversicherung  hat  gezeigt,  dass  die  privaten  Gesell- 
schaften sehr  zäh  und  widerstandfähig  gegen  Angriffe  auf 
ihre  Methoden  und  Praktiken  sind;  sie  haben  bisher  jedem 
Ansturm  Stand  gehalten,  in  Deutschland  wie  auch  in  Eng- 
land und  Amerika. 

Das  praktische  Ergebnis  des  harten  Konkurrenz- 
kampfes wird  eine  weitere  umfassende  Verallgemeinerung 
der  Versicherungshilfe  in  Deutschland  sein  : eine  begrüssens- 
werte  Weiterausdehnung  des  Systems  des  wirtschafts- 
pädagogischen Zwangs  zum  Sparen  auf  dem  Wege  der 
Versicherung.  Mit  der  äusseren  Ausbreitung  der  Volks- 
versicherung wird  unter  dem  Drucke  der  Konkurrenz  die 
innere  Verbesserung  der  Einrichtungen  (Versicherungsarten, 
Tarife,  Versicherungsbedingungen)  in  der  angedeuteten 
Richtung  gleichen  Schritt  halten.  Gegen  Auswüchse  des 
Konkurrenzkampfes  geben  die  eineinder  fortwährend  uner- 
bittlich kritisierenden  Gesellschaften  selbst  und  die  tadellos 
funktionierende  Aufsichsbehörde  Garantie.  Wir  können 
daher  in  der  bunten  Vielheit  der  Versicherungsträger  die 
zugleich  eine  reiche  Mannigfaltigkeit  ist,  kein  gefährliches 
sondern  im  Gegenteil  nur  ein  günstiges  Symptom  erblicken. 

Wenden  wir  uns  nun  zum  Schlüsse  von  unserem 
jetzigen  Standpunkt  aus  noch  einmal  nach  dem  Ausland, 
so  müssen  wir  konstatieren,  dass  die  Volksversicherung  in 
Deutschland  qualitativ  alle  ausländischen  Einrichtungen 
überragt.  Die  Volksversicherung  steht  zwar  in  England 
und  Nordamerika  äusserlich  grossartiger  da,  innerlich  ist 
sie  aber  in  Deutschland  solider  und  gediegener.  Auf  dem 
Gebiete  der  Versicherung  der  unteren  sozialen  Schichten 
hat  schon  einmal  das  Ausland  Gelegenheit  genommen, 
Deutschland  nachzuahmen:  in  der  Regelung  der  „Arbeiter- 
versicherung“ durch  den  Staat.  Möge  es  auch  in  der  Volks- 
versicherung von  uns  lernen. 


Zu  der  vorliegenden  Arbeit  hat  mir  die  Anregung 
Herr  Geheimer  Rat  Professor  Dr.  von  Eheberg  in  Er- 
langen gegeben,  wofür  ich  ihm  verbindlichst  danke. 
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Ich,  Ernst  Lederer,  wurde  am  17.  Mai  1888  zu  Bruck 
bei  Erlangen  als  Sohn  des  verstorbenen  Kaufmanns  Georg 
Lederer  und  seiner  Ehefrau  Margareta,  geb.  Friedmann, 
geboren.  Vom  Mai  1894  bis  Juli  1898  besuchte  ich  die 
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die  Realschule  zu  Erlangen  und  vom  Oktober  1904  bis 
März  1908  die  Oberrealschule  zu  Schmalkalden  i.  Th.,  wo 
ich  die  Reifeprüfung  bestand.  Von  Sommersemester  1908 
bis  1910  studierte  ich  an  der  Universität  Erlangen,  im 
"Winter  1910/11  an  der  Universität  München  und  seit 
Sommer  1911  wieder  in  Erlangen.  Im  Oktober  1911  be- 
stand ich  den  I.  Abschnitt  der  Prüfung  für  das  höhere 
Lehramt  in  Mathematik  und  Physik.  Darauf  widmete  ich 
mich  dem  Studium  der  Staatswissenschaften  und  bestand 
im  Oktober  1912  das  versicherungsmathematische  Diplom- 
examen. 


